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Rosinenpicken

Eine Rosine macht noch keinen Kuchen,

viele Rosinen sind noch kein Gebäck,

und willst du sie dann ohne Teig versuchen,

schmaust sie sich, ohne satt zu werden, weg.

Man nennt es auch im Fall von Brexit naschen,

Theresa May versäumt den süßen Rest,

und ihr Versuch, das Beste zu erhaschen,

erweist sich endlich doch als falscher Test.

Verloren geht der hungerstill'nde Kuchen

für einen viel zu kurzen Appetit,

und nichts hilft mehr, nicht bitten oder fluchen,

Magen und Darm knurr'n dann ihr altes Lied.

Ihre Schattenblick-Redaktion


28. September 2018
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WALD/346: Hambacher Forst - Superdemo am Samstag ... (BUND NRW)


Gemeinsame Presseerklärung von Buirer für Buir, BUND, Campact, Greenpeace
und NaturFreunde Deutschlands vom 1. Oktober 2018

Großdemonstration am 6. Oktober für den Erhalt des Hambacher Waldes:

 Deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende erwartet



Köln/Buir: Deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende erwarten die Organisatoren
bei der Großdemonstration am Samstag, dem 6. Oktober, am Hambacher Wald.
Aufgrund des überwältigenden Zuspruchs wird der ursprünglich geplante
Demonstrationszug nun als zentrale Protestveranstaltung ab 12:00 Uhr auf
einer Fläche nahe der Waldkante stattfinden, erklärten die Organisatoren.

Die Veranstalter der Großdemonstration, Initiative Buirer für Buir, der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und
die NaturFreunde Deutschlands, fordern vom Energiekonzern RWE, auf die
geplante Rodung des Hambacher Waldes zu verzichten. Damit lege RWE die Axt
an die Arbeit der Kohlekommission der Bundesregierung, die derzeit über den
Kohleausstieg verhandelt, kritisiert das Bündnis.

Auch bekannte Künstler unterstützen die Großdemonstration am kommenden
Samstag. So werden unter anderem die Pop-Rock-Band Revolverheld, der Kölner
Musiker Eddi Hüneke - Gründer der Wise-Guys - und aus Berlin die
Singer-Songwriter Höchste Eisenbahn auf der Kundgebung am Hambacher Wald
spielen.

"Den Hambacher Wald retten, den Kohleausstieg durchsetzen - das wollen wir
mit dem großen, bunten und friedlichen Protest erreichen", erklären die
Organisatoren.

Der Protest gegen die Abholzung des 12.000 Jahre alten Waldstücks wird
immer breiter. Mehr als 775.000 Menschen unterstützen bereits den 
Online-Appell "Hambacher Wald: Retten statt roden", in dem die Bundesregierung und
die NRW-Landesregierung aufgefordert werden, sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einzusetzen.

Großdemonstration: Wald retten - Kohle stoppen!

6. Oktober 2018, 12 Uhr

Bahnhof Buir, Hambacher Wald

Weitere Informationen:

www.stop-kohle.de


ZITATE

Andreas Büttgen, Sprecher der Initiative Buirer für Buir:

"RWE und das Land NRW haben nicht nur dem Hambacher Wald und damit meiner
Heimat massiven Schaden zugefügt, sondern auch den Menschen, die hier
leben. Umso wichtiger ist es, dass wir gemeinsam ein starkes Signal an
Konzern und Landesregierung geben: Der Hambacher Wald ist ein Symbol der
Einheit und der Zukunft - für uns vor Ort und weit darüber hinaus. Wir
vertrauen auf den Wandel. Wir gestalten den Wandel."

Dirk Jansen, Geschäftsleiter des BUND NRW:

"RWE hat wegen der beim Oberverwaltungsgericht Münster anhängigen
BUND-Klage noch kein Recht zu roden. Trotzdem schafft der Konzern im
Hambacher Wald tagtäglich Fakten, indem er Schneisen schlägt, Waldwege zu
Trassen für schweres Räumgerät erweitert und kahlschlagartige Lichtungen
holzt. Das sind klare Verstöße gegen die gerichtliche Stillhalteerklärung.
Die Landesregierung macht sich dabei zum Büttel von RWE und untergräbt den
Rechtsstaat, das stößt bei immer mehr Menschen auf großes Unverständnis."

Sweelin Heuss, Geschäftsführerin und Sprecherin von Greenpeace:

"Das Fraunhofer Institut hat errechnet, dass Deutschland bis 2030
vollständig und versorgungssicher aus der Kohle aussteigen kann und der
Hambacher Wald nicht gerodet werden muss. Rechtsgutachten bestätigen, dass
dieses sogar unzulässig ist. RWE torpediert diesen wichtigen demokratischen
Prozess und Hunderttausende wollen sich das nicht länger gefallen lassen.
Es ist an der Zeit für Ministerpräsident Laschet, RWE im Hambacher Forst zu
stoppen. Die Lösung für einen gesamtdeutschen Kohleausstieg liegt bei der
Kohlekommission."

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact:

"Was Gorleben für die Anti-Atom-Bewegung war, wird der Hambacher Wald für
die Anti-Kohle-Bewegung sein. RWE hat die Mitte der Gesellschaft gegen sich
aufgebracht - und wird erneut verlieren. Viele Tausende Menschen lassen am
6. Oktober die größte Demonstration gegen die Kohle entstehen, die das
Rheinische Revier bisher gesehen hat. Gemeinsam verteidigen wir den Wald
und unser Weltklima."

Uwe Hiksch, Bundesvorstand der NaturFreunde Deutschlands und Anmelder der
Großdemonstration:

"Die Resonanz auf unseren Aufruf für den Protest am 6.10. ist
überwältigend. Wir erwarten mehr als 50 Busse, viele Tausende Teilnehmer,
die mit der Bahn anreisen und Unzählige aus der Region. Unser bunter und
friedlicher Protest wird deutlich machen: Der Hambacher Wald muss bleiben.
Gemeinsam werden wir RWE die rote Karte zeigen und für einen Kurswechsel in
der Kohlepolitik demonstrieren."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Oktober 2018 
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WALD/345: Hambacher Forst - Demo in Hamburg ... (Ende Gelände Hamburg)


Ende Gelände Hamburg - AK "Umwelt vor Profit"

Pressemitteilung - Hamburg, 02.10.2018

Demonstration gegen Rodung des Hambacher Forsts

Dienstag, den 02. Oktober (16:00 Uhr) - Neuer Pferdemarkt, Hamburg



HAMBURG. Der AK "Umwelt vor Profit" ruft für Dienstag, den 02.10.2018,
zu einer Demonstration unter dem Motto "Umwelt vor Profit - Klima
schützen" auf. Die Klimaaktivist_innen planen ein Zeichen zu setzen,
gegen die Räumung und die bevorstehende Rodung des Hambacher Forsts.
Damit wollen sie zudem auf die katastrophalen Folgen der
klimaschädlichen Braunkohleverstromung aufmerksam machen.

Karla Haselmaus, Sprecherin des AK "Umwelt vor Profit" erklärt zur
Demonstration:

"Wir nehmen die profitgetriebene Zerstörung unserer Natur nicht mehr
hin. Der Hambacher Forst ist zum Symbol für die
Klimagerechtigkeitsbewegung geworden. RWE möchte den Wald zur
Braunkohlegewinnung abholzen, doch Braunkohle ist der klimaschädlichste
fossile Energieträger und trägt massiv zur Erderwärmung bei. Obwohl dies
schon Jahrzehnte bekannt ist, gibt es noch Unternehmen wie RWE, die
Profit über die Umwelt stellen und damit unsere Zukunft gefährden."

Karla Haselmaus fügt hinzu:

"Die Folgen des Klimawandels tragen nicht zuerst wir, sondern die
Menschen im globalen Süden. Unser Kampf ist deshalb nicht nur ein Kampf
gegen die Umweltzerstörung, sondern auch gegen die Ungleichheit und die
verhängnisvollen sozialen Probleme, die sie mit sich bringt. Wir müssen
jetzt handeln, um diese irrationale Vernichtung unseres Planeten zu
stoppen."


Informationen

Der AK "Umwelt vor Profit" ist ein Zusammenschluss von jungen Menschen,
die sich für Klimagerechtigkeit einsetzen wollen. Zusammengebracht hat
sie die drohende Rodung des Hambacher Forsts.

Den Aufruf zur Demonstration finden Sie unter:

https://www.facebook.com/events/474859686332936/

 * 

Quelle:

Ende Gelände Hamburg

AK "Umwelt vor Profit"

E-Mail: eg-hh@riseup.net
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WALD/344: Hambacher Forst - nach dem Kampf ist vor dem Kampf ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 30.09.2018

Hambi-Rede auf dem Waldspaziergang 30.09.2018



Beim heutigen Waldspaziergang wurde unter anderem diese Rede von
einem Menschen aus dem Wald gehalten. Wie schön, endlich mal wieder
viele nicht-uniformierte Menschen auf der "Secu-Straße" (aka L276) zu
sehen! Vielen Dank auch allen anderen Redner*innen für die bunte
Vielfalt an Beiträgen. (Und auch danke an einige andere
Hambi-Aktivisti*, von deren spontaneren Beiträgen wir leider kein
Videomaterial haben.)


Ihr könnt die Rede anschauen [1] und/oder hier lesen:

Seit 16 Tagen räumt die Polizei die Besetzungen im Hambacher Forst.

16 Tage lang war dieser Wald ununterbrochen von zig Hundertschaften,
Räumpanzern, Hebebühnen und dem SEK belagert. Seit 16 Tagen fährt der
Staat seine ganze Übermacht auf, um ein Paar hundert Anarchas die
Botschaft einzuprügeln, dass ein widerständiges, wildes und freies
Leben hier nicht toleriert wird.

16 Tage Räumung haben die Besetzung noch lange nicht klein gekriegt.
In den letzten Tagen ist in Ghosttown nahe des Wiesencamps ein neues
Baumhausdorf entstanden. Und um das letzte alte Baumhaus, Paragraph11,
wachsen in diesem Moment die Barrikaden.

Diese Räumung hat eine Aufmerksamkeit her gebracht, die noch vor zwei
Jahren unmöglich erschienen wäre. Die Welt schaut dem deutschen Staat
auf die Finger. Und sie sieht, was der angebliche Musterschüler in
Sachen Umweltschutz, was die angebliche "Klimakanzlerin" für einen
Dreck am Stecken haben. Das allein ist ein riesiger Erfolg.

Aber die Räumung ist noch nicht zu Ende. Und wenn sie dieser Tage zu
Ende gehen sollte, dann fängt der Kampf erst richtig an. In der
kommenden Rodungssaison will RWE mit dem Wald kurzen Prozess machen.
Dafür war die Räumung nur eine Vorbereitung. Wenn sie anfangen zu
roden, dann ist es für uns Hambis natürlich viel schwieriger
einzugreifen, weil wir nicht mehr im Wald wohnen, sondern erstmal an
der Polizei vorbei müssen, um das Rodungsgebiet überhaupt zu sehen.

Deshalb werden wir, um den Wald retten zu können, jeden erdenklichen
Einsatz von der ganzen Bewegung brauchen. Viele von Euch waren
vielleicht dieser Tage die ersten Male im Wald und haben die ersten
Male mitbekommen, was es bedeutet, wenn der Rechtsstaat seine Zähne
zeigt.

Ich hoffe, dass Ihr noch Atem habt, denn der Überlebenskampf, den wir
für diesen Wald führen müssen, fängt Mitte Oktober erst richtig an.

Dieser Wald ist ein Symbol des Widerstands geworden. Unser Protest ist
eine Aussage: Wir lassen uns von den Machteliten in Politik und
Wirtschaft nicht mehr eine Wirtschaftsweise vorsetzen, die unseren
Planeten zu Grunde richtet! Dieser Wald, und der Widerstand zu seiner
Rettung, ist das Ausrufezeichen hinter dieser Aussage. Ich hoffe, Ihr
habt noch Atem, im Oktober immer wieder zu kommen - auch unter der
Woche! - und Euch vor das Ausrufezeichen zu stellen. Wir brauchen den
Wald, und jetzt braucht der Wald uns!

Ich komme bei Großdemonstrationen leicht in Feierlaune, in einen
emotionalen Höhenflug nach dem Motto: Wir sind so viele, wir haben
doch fast gewonnen, das können sie nicht ignorieren. Falls es euch
ähnlich geht, tut es mir Leid, da stören zu müssen: Doch, sie können
uns ignorieren. Armin Laschet und Herbert Reul interessieren sich
leider einen Scheißdreck, wie viele Menschen für die Rettung des
Waldes auf die Straße gehen. Sie werden uns - wie immer - so lange
ignorieren, bis wir sie zum Einhalten zwingen.

Es tut mir Leid, wenn ich irgendwem die Feierlaune stören muss, aber
wie gesagt, der Kampf fängt gerade erst an, und wir sollten ehrlich
darüber reden, was uns erwartet.

Ich will hier nicht mehr Panik verbreiten als nötig - auch in der
kommenden Rodungssaison werdet Ihr meistens einen gewissen Einfluss
darauf haben, wieviel Repression Ihr zu spüren bekommt. Aber manche
haben auch Pech, sind zur falschen Zeit am falschen Ort und treffen
auf den falschen Bullen, der Spaß daran hat, sich mal austoben zu
können.

Wir brauchen den Wald, und der Wald braucht jetzt uns - aber wir
müssen dabei auch wach sein, auf uns aufpassen und aufeinander
aufpassen.

Ich störe nur ungern eine Party, aber ehrlich gesagt ist mir
persönlich noch gar nicht so richtig nach Feiern zumute. Diese Räumung
läuft noch, und sie wird in den letzten Zügen wahrscheinlich nicht
freundlicher werden. Und diese Räumung und das Vorgehen der Polizei
haben mich unglaublich wütend gemacht.

Sie haben Abgase in besetzte Tunnel geleitet. Sie haben gedroht, Seile
zu kappen, an denen Menschenleben hingen. Sie haben Tripods mitsamt
Besetzer*innen durch die Gegend getragen. Sie haben ganze Gruppen von
Aktivist*innen gegen Barrikaden geschubst; gegen Barrikaden, in denen
teilweise Menschen am Hals fest gekettet waren. Sie wurden immer
wieder davor gewarnt, dass ihr rücksichtsloses Verhalten Menschenleben
gefährdet. Sie haben alle Warnungen in den Wind geschlagen. Und diese
Liste ist noch lange nicht vollständig.

Aber wir - sind immer noch im Wald.

Sie haben geprügelt, Platzverweise erteilt, Brillen zertreten,
geprügelt, die Presse fern gehalten, Gefangene nicht aufs Klo oder
telefonieren lassen, geprügelt, Arme gebrochen, eingesperrt, und von
vorne angefangen.

Aber für unsere Gegner - ist immer noch unsere Gewalt das
Hauptproblem.

In vielen Solidaritätsbekundungen und freundlich gesinnten
Presseartikeln ist vom "gewaltfreien Protest" im Hambacher Forst die
Rede. Wie gesagt, ich störe nur ungern - aber das ist ein bisschen
Unsinn. Was stimmt ist: Die Gewaltexzesse der Polizei standen nie in
irgendeinem Verhältnis zur teilweise militanten Gegenwehr, die es im
Wald immer wieder gab.

Der Punkt ist: Wenn die Besetzungen von Anfang an konsequent friedlich
gewesen wären, dann hätten sie die ersten drei Jahre nicht überlebt.
Ihr habt gesehen, wozu die Polizei und die RWE-Sicherheitsdienste
fähig sind - und das war von Anfang an so.

Die Besetzungen im Hambacher Forst hatten bewusst nie einen
gewaltfreien Aktionskonsens. Die letzten Wochen haben hoffentlich
allen hier den Grund dafür verdeutlicht:

Wir leben ja auch nicht in einem gewaltfreien Staat.

Wir leben nicht in einem funktionierenden Rechtsstaat, wenn es so
etwas denn geben kann.

Wir leben nicht in einem Staat, der auch nur versucht, sich seinen
Anspruch auf ein "Gewaltmonopol" würdig zu verdienen.

Zu diesem Zeitpunkt sind vier von unseren Freund*innen und
Weggefährt*innen in Untersuchungshaft, und eine weitere [rechtskräftig
zu neun Monaten verurteilt] wegen "rhythmischer Unterstützung" von
Böllerwerfer*innen [mit einem Tamburin].

Mit ihrer Einknastung sind wir alle gemeint! Also lasst uns unsere
Gefangenen nie vergessen: Bitte schaut auf den Blog von abc-rhineland,
findet ihre Knastadressen und schreibt schreibt schreibt Briefe!

Wir sind nicht alle - es fehlen die Gefangenen!

Was im Hambacher Forst in den letzten Wochen passiert ist, ist kein
versehentlicher Ausrutscher. Die massive Gewalt, die viele von Euch am
eigenen Leib erlebt haben; die Einschränkungen der Pressefreiheit; das
Gelächter über die Erinnerung an Menschenrechte; die Verlogenheit und
der abgrundtiefe Zynismus ihrer Verlautbarungen; die erfundenen und
überzogenen Anschuldigungen, mit denen sie Freiheitskämpfer*innen in
den Knast stecken; die völlige Blindheit für Augenmaß und
Deeskalation;

all das sind wir in den Besetzungen seit sechs Jahren gewohnt. Das ist
der Standard dieses Staates für die, die nicht nur bitten, sondern
fordern. Die nicht nur protestieren, sondern sich effektiv in den Weg
stellen.

All das ist übrigens auch schon immer der Standard dieses Staates für
Geflüchtete, insgesamt für nicht weiße Menschen, Sexarbeiter*innen,
Leute die als psychisch krank abgestempelt werden, Obdachlose und
andere mit sehr wenig Geld, Punks, und viele andere diskriminierte
Gruppen.

Dieser Staat kennt keine Rücksichtnahme. Nicht einmal nach dem
tödlichen Absturz unseres Freundes Steffen hat die Staatsmacht auch
nur einen Tag Ruhe gegeben. Es wurde behauptet, der Räumungseinsatz
sei gestoppt - aber selbst in Beechtown, wo der Unfall passierte,
liefen noch in derselben Nacht die Generatoren und Flutlichter.

Stellt Euch vor, die Polizei ist gerade dabei, Euch aus Eurem zu Hause
zu schmeißen. In dieser Situation stirbt ein Freund, woran auch
immer - und dann stellen die Bullen Flutlichter vor jedes Eurer
Fenster, und lassen sie die ganze Nacht durchlaufen.

Das ist nur ein kleiner, vielsagender Ausschnitt des Psychoterrors,
mit dem sie schon seit Wochen versuchen, die Menschen im Wald mürbe zu
machen.

Wenn es ein Gutes geben soll an der Brutalität dieses Einsatzes, der
immer noch läuft, dann ist es dies: Die alltägliche Brutalität der
Polizei ist um Einiges sichtbarer geworden. Das Vertrauen in den Staat
ist bei Vielen ins Wackeln gekommen.

Und vielleicht gärt bei Vielen auch die trotzige Einsicht: Diesen
Staat, der mit solch einer Gewalt an seinem rasanten Kurs auf den
Abgrund festhält, werden wir nicht allein mit untertänigen Appellen
zum Umdenken kriegen.

Dieser Staat erlaubt relativ viele Demonstrationen einzig deshalb,
weil sie ihn nicht allzu sehr stören. Aber dieser Staat wird nur dann
seinen Kurs wechseln, wenn wir ihn mit Entschlossenheit, langem Atem,
und allen sinnvollen Mitteln dazu zwingen.

Wir sehen uns in der Rodungssaison!

Wir sind hier, und wir sind laut, weil man uns den Hambi klaut!


[1] Link zum Video:

https://www.youtube.com/watch?v=jBp5dYas9ws

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/343: Hambacher Forst - eine sozialökologisch geregelte Zukunft ... (Netzwerk Ökosozialismus)


Netzwerk Ökosozialismus - 30. September 2018

Stellungnahme zum Kampf um den Hambacher Forst



In der Öffentlichkeit bisher ignorierte Analysen zeigen, dass auch
langfristig erneuerbare Energien den Verbrauch, wie er momentan ist,
möglicherweise nicht decken können. Eine Ressourcenstrategie, die auf
fossile Reserven für den Fall von Energiemangel bei ansonsten
zukünftig hauptsächlich erneuerbar produzierter Energie setzt, wie sie
die RWE vorgibt, setzt jedoch das völlig falsche Signal für die
aktuelle Situation, in der es um entscheidende energiepolitische
Weichenstellungen nicht nur für Kohle geht. Energiereserven könnten in
akuten Mangelsituationen irgendwann mal immer noch beschafft werden,
besser mit Gas als mit Kohle, besser als Import von ohnehin laufenden
Kraftwerken als durch zerstörerische Erweiterung neuer
Extraktionsgebiete, dazu muss nicht prophylaktisch ohne Not ein
Jahrtausende alter Wald zerstört werden, der als CO2-Speicher hier und
heute eine wertvolle Funktion hat. Soll auf Kohle und andere fossile
Energien in absehbarer Zeit vollständig verzichtet werden, gibt es gar
keine andere Möglichkeit als die enorm hohen Verbrauchsstandards an
Energie deutlich zu reduzieren, mit anderen Worten: auf bestimmte
Bereiche energieintensiven materiellen Wohlstands zu verzichten, z.B.
auf exzessive Mobilität durch Autos und Flugzeuge, auf
hochtechnisierte und industrialisierte Landwirtschaft, auf extrem
schnelllebigen Konsum vor allem von obsoleszenten Elektrogeräten, auf
aufwändig hochdesignte Verpackungen, auf Markenvielfalt, auf
Luxusgüter. Ökosozialisten und auch andere Verfechter einer
Postwachstums-Gesellschaft haben dazu etliche Vorschläge vorgelegt.
Die Notwendigkeit zu entsprechenden Suffizienzstrategien ist in der
politisch-ethischen Güterabwägung der eindeutig akzeptablere Weg als
die weitere CO2-Belastung mit allen hinlänglich bekannten
katastrophalen Folgewirkungen wie Unwetter, Dürren, Überschwemmungen,
Wüstenbildung, Artensterben, Übersäuerung der Ozeane, Wassermangel,
entsprechenden sozialen Folgewirkungen wie Fluchtbewegungen, Hunger,
Landvertreibungen usw.

Das entscheidende tiefere Problem ist aber, dass unser gegenwärtiges
auf Kapitalverwertung, Profitmaximierung und Generierung von immer
aufwändigeren Tauschwerten ausgerichtetes Wirtschaftssystem notwendige
Suffizienz gar nicht ertragen kann. Das angeblich effiziente
marktwirtschaftliche System, in welchem der Ideologie nach das Kapital
immer wirkungsvoll alloziert wird, in welchem die Nachfrage scheinbar
den Bedürfnissen entspringt und die Produktion steuert, dieses System
lebt in Wirklichkeit von Umständlichkeit, langwieriger
planlos-anarchischer Zufälligkeit und Redundanz, von absichtlicher und
auch unabsichtlicher Verschwendung: Markenvielfalt, Obsoleszenz,
Verpackungswahnsinn und sinnlose Werbung sind hier nur die bekannten
oberflächlichsten Verschwendungsphänomene.

Der Vorstoß RWEs ist ein Rückzugsgefecht, eine Verteidigung nach vorn,
da verzweifelt versucht wird, den absehbaren Strukturwandel, in
welchem RWE als Produzent der Erneuerbaren nur Profiteinbußen
hinnehmen müsste, durch die noch laufenden
Kohleförderungs-Vereinbarungen vorerst zu kompensieren. Was hier Sinn
machen würde, wären endlich Überlegungen zu einer gut durchdachten
Vergesellschaftung der großen Energiekonzerne, in welcher
Kapitalallokation, Produktionsziele und -strategien, Verteilug von
Arbeit, Geld und vor allem Gebrauchsgütern unter dem Vorzeichen einer
gemeinwohl-orientierten solidarischen Nachhaltigkeit sorgfältig
geplant würden. Nur die Entlastung der Konzernbetreiber vom Druck
einer profitgetriebenen Unternehmens-Sanierungslogik durch Einbettung
möglicher Konzernaufgaben in eine energiepolitische Gesamtperspektive
könnte die Faktoren umweltschonende Energieverorgung, geplante
allmähliche Suffizienz, Verteilungsfragen von Wohlstand und Arbeit auf
versöhnlichem Wege lösen. Dann müssten Menschen, die sich progressiv
der radikalen Suffizienz eines real-utopischen Lebens in Baumhäusern
verschrieben haben, auch nicht mit Waffengewalt verjagt werden, nur
weil Konzerne aus schierer Überlebensangst too big to fail sind. Nicht
das Mehr oder Weniger an Kohle, erneuerbaren Energien, an erhaltenem
oder verzichtbarem Wohlstand ist das Problem, sondern das eindeutige
Zuviel an großindustrieller Kapitallogik. Das zeigt sich an den
Kämpfen um den Hambacher Forst und wir Ökosozialisten nehmen ziemlich
parteiisch daran teil.

 * 

Quelle:

Presseerklärung des Netzwerks Ökosozialismus vom 30.09.2018

Internet: www.oekosozialismus.net
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WALD/342: Hambacher Forst - nicht mehr, sondern weniger Strom ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 29. September 2018

Lautstarker Protest gegen Räumung im Hambacher Wald und Kohlepolitik der
Landesregierung



Anlässlich eines Vortrags des NRW Energieministers Andreas Pinkwart
wurde am gestrigen Freitag lautstark vor dem Aachener Technologiezentrum
am Europaplatz protestiert. Bis zu 200 Menschen lauschten der Kundgebung
mit zahlreichen Redebeiträgen und Musik, riefen Sprechchöre und zeigten
vielfältig bunte Transparente mit Botschaften zum Erhalt des Waldes und
gegen die fatale Braunkohlepolitik der Landesregierung. Aufgerufen hatte
ein breites Bündnis bestehend aus der Seebrücke Aachen, GreenpeaceAachen,
Rhizom115, HambiBleibt Aachen, Fossil Free Aachen und vielen Weiteren.

Im Mittelpunkt der Kritik stand Andreas Pinkwart, der als Minister für
Wirtschaft und Energie in NRW den Protektionismus gegenüber dem
Stromriesen RWE zu verantworten hat. "Die Landesregierung ebnet RWE den
Weg, wo sie nur kann und RWE schafft im Wald fröhlich und rücksichtslos
Fakten", so eine Aktivistin. Die Räumung der Baumhäuser im Hambacher
Wald, die Umweltaktivist*inen gebaut hatten, um den Wald zu schützen,
werden von der Landesregierung seit zwei Wochen unter dem Vorwand von
Brandschutzmängeln geräumt. Profiteur ist der Energiekonzern, der nun
pünktlich zur Rodungssaison im Oktober einen aufgeräumten und
abholzbaren Wald vorfindet.

Pinkwart behauptet in aktuellen Interviews, dass RWE für Tagebau und
Rodungen von der früheren rot-grünen Landesregierung alle Genehmigungen
bekommen habe. Die Entscheidungen darüber seien im Lichte des Pariser
Klimaabkommens getroffen worden, Deutschland sei aber unabhängig von
einem etwaigen Kohleausstiegsbeschluss noch für lange Zeit auf
Braunkohle als Brückentechnologie angewiesen. Die Aktivistinnen und
Aktivisten widersprechen dem lautstark: Deutschland exportiere
massenhaft Strom, weil es durch die Braunkohlefverstromung faktisch eine
viel zu unflexible Überproduktion gebe. Nötig seien effektivere
dezentrale Speichermöglichkeiten für Wind- und Sonnenstrom, keine 
klima- und umweltzerstörenden Technologiedinosaurier. Die erteilten
Genehmigungen ziehen sie ebenfalls in Zweifel. Im Gegenteil befinde sich
das ganze Verfahren in der Schwebe und es ständen noch
Gerichtsentscheide, u.a. des OVG Münster aus.

Der Erfolg deutscher Klimapolitik steht und fällt mit den Entscheidungen
des Braunkohlelandes NRW. Knapp 30% der deutschen CO2-Emissionen hat
allein die Braunkohleverstromung zu verantworten. Wenn
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart in Interviews davon spricht, dass der
Stromsektor seine CO2-Emissionen ausreichend reduziert und damit das von
der Bundesregierung gesetzte Klimaziel 2020 erreicht habe" dann täuscht
er die Öffentlichkeit. Auch er müsste wissen, dass die Klimaziele der
Bundesregierung mit Blick auf das Pariser Klimaschutzabkommen völlig
unzureichend sind. Selbst dann, wenn er von den miserablen Klimazielen
ausgeht, müssten die Treibhausgas-Reduktionen in allen Sektoren - also
von Strom, Wärme und Verkehr - zusammen betrachtet werden. Umfassende
Emissionssenkungen im Verkehrssektor wird es hauptsächlich über
E-Mobilität geben. Und auch bei der Wärmewende wird Strom benötigt. Dass
Deutschland seine Klimaziele bis 2020 bereits hinreichend erfüllt, ist
Augenwischerei.

Die Aufteilung der Klimaziele auf die einzelnen Sektoren ist für die
Aktivist*innen ein eindeutiges Ablenkungsmanöver der Kohlelobby. Weitere
Reduktionsverpflichtungen lassen sich leicht mit der Argumentation
abwehren, man habe doch seinen Anteil geleistet und jetzt seien mal die
Anderen dran. Pinkwart beschwichtigt mit der Behauptung, Deutschland
liege beim Ausbau Erneuerbarer Energien im Stromsektor voll im Plan.
Auch das ist allerdings mit Vorsicht zu genießen: Momentan stammen in
Deutschland über 36% des Stroms aus Erneuerbaren. Laut Zielvorgaben des
Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) von 2017 soll ihr Anteil bis 2025
bei 40 bis 45% liegen. "Die bundesdeutschen Vorgaben sind erreichbar, da
hat Pinkwart Recht. Aber nur, weil es sich mehr um Bremsvorgaben als um
Zielvorgaben handelt", echauffiert sich eine Demonstrantin.

Tatsächlich werden die gesetzlichen Bestimmungen immer komplizierter,
Förderungen und Anreize sind kaum noch existent. Dementsprechend geht
der Zubau von Photovoltaikanlagen in den letzten Jahren dramatisch
zurück und Expert*innen prognostizieren, dass es der Windenergie bald
ähnlich ergeht. Die Regierung inklusive der FDP arbeitet seit Jahren am
Niedergang des EEG. Dabei könnte die EE-Branche sich viel schneller
entwickeln und Deutschland bei der Erreichung der Pariser Klimaziele
unterstützen, wenn die Politik sie nur ließe.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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WALD/341: Hambacher Forst - keine Alternative zum Dialog ... (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Hambi bleibt! Brief von Mexiko nach Deutschland



(Oaxaca-Stadt, 27. September 2018, educaoaxaca) - Am 20. September
erhielten wir die Nachricht vom Tod des Journalisten Steffen Horst
Meyn, welcher in Beechtown, einem kleinen Walddorf bestehend aus
Baumhäusern im Hambacher Forst, starb. Er stürzte, als er versuchte
die Räumungsaktion eines Sondereinheitskommandos zu dokumentieren.
Zweck der Räumung - die komplette Zerstörung des Hambacher Forsts zu
Gunsten der größten Braunkohlemine Europas.

Aus mexikanischer Sicht verurteilen wir die Gewalt, welche die
deutsche Regierung gegen die Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen
einsetzte, um ihre Interessen umzusetzen. Ein derartiger Umgang mit
Konflikten beweist einen eindeutigen Rückschritt in der Entwicklung
unserer heutigen Gesellschaft. Wir können nicht zulassen, dass
internationale Vereinbarungen, wie zum Beispiel das Pariser
Klimaabkommen, aufgrund von Gewinninteressen der Wirtschaft zunichte
gemacht werden.

Unter den gravierenden Umständen des Klimawandels wird weiterhin über
Möglichkeiten debattiert, wie dieser Situation auf die beste Weise
begegnet werden kann. Einer der Punkte in der Agenda der
Energiedebatte ist, dass der Energieverbrauch einiger Länder zu einer
beschleunigten Zerstörung des Planeten führt.

Der Fall des Hambacher Forsts hat gezeigt, dass die deutsche Regierung
der Kapitalgewinnung durch den Abbau von Rohstoffen deutlich mehr
Priorität beimisst als den Wünschen oder den Interessen der
Gesellschaft oder dem Naturschutz. Die Harmonisierung von
Finanzierung, der Bewilligung durch die Bevölkerung und die Verwendung
von nachhaltigen und weniger schädlichen Technologien zum Abbau der
Rohstoffe muss bei der Gewinnung von Rohstoffen gleichermaßen
berücksichtigt werden.

Die Verwendung von nachhaltigen Energiequellen muss in Einklang stehen
mit dem Einbeziehen der Bevölkerung und einer möglichst
umweltschonenden Technologie. Wir - die wir in Oaxaca, einem
Bundesstaat in Mexiko - leben, kämpfen bereits seit einiger Zeit mit
den gesellschaftlichen Konflikten hervorgerufen durch den ewigen
Disput zwischen Kapitalismus, Naturschutz und der Ausbeutung unserer
Bevölkerung [insbesondere "grüne" Energieprojekte wie Staudamm- und
Windkraftprojekte, ohne dass die indigene Bevölkerung um ihre
Zustimmung gebeten wird]. Die ausnahmslose Unterstützung unserer
Regierung von Projekten zur Förderung von erneuerbaren Energien und
die fehlende Rücksicht auf Menschenrechte und indigene Rechte
verschärfen diesen Konflikt nur noch mehr. Zudem kritisieren wir die
Vorgänge im mexikanischen Staat Coahuila, wo dutzende Minenarbeiter
2006 in einer Kohlemine im Besitz des Unternehmens "Grupo México"
verschüttet und bis heute nicht geborgen wurden.

Diese Umweltkonflikte, welche durch den fehlenden Dialog und Konsens
in unseren Gesellschaften vorangetrieben werden, stellen eine
Rückentwicklung unserer demokratischen Gesellschaften dar.

Aus diesem Grunde:

- Drücken wir unsere Solidarität mit allen Menschenrechts- und
Umweltaktivist*innen des Hambacher Forst aus.

- Verlangen wir von den deutschen Regierung, dass sie einen Dialog mit
AktivistInnen zur gegenseitigen Verständigung aufnehmen.

- Verlangen wir von den Behörden, dass sie das Leben der
Menschenrechts- und Umweltaktivist*innen und der Journalist*innen
garantieren und respektieren, sowie die Sicherheit und das Recht der
Bevölkerung.

Oaxaca, Mexiko den 27. September 2018.

Teilnehmer*innen des Seminars über Soziale Bewegungen und Strategien
zur Verhinderung der Ausbeutung durch die Extraktion von Rohstoffen.

Servicios para una Educación Alternativa EDUCA A.C.

Red de Defensoras y Defensores Comunitarios de los Pueblos de Oaxaca
(REDECOM).

Organización comunitaria Monapaküy.

Centro de Derechos Humanos Tepeyac.

Preparatoria Comunitaria José Martí.

Organización Indígena de Derechos Humanos de Oaxaca (OIDHO) A.C.

Comité de Defensa de Derechos Indígenas (CODEDI) A.C.

Ojo de Agua Comunicación.

Pobladores Oaxaca.

Asamblea de Pueblos del Istmo en Defensa de la Tierra y el
Territorio.

Unión de Comunidades Indígenas de la Zona Norte del Istmo (UCIZONI)
A.C.

Comité de familiares de Pasta de Conchos, Coahuila.

Grupo de trabajo CLACSO Fronteras, regionalización y globalización en
América.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-hambi-bleibt-brief-von-mexiko-nach-deutschland/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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PROTEST/006: Musikszene - Grup Yorum-Konzert schlußendlich genehmigt ... (Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen)


Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen - 01.10.2018

Zum Grup Yorum-Konzert in Frankfurt



Die revolutionäre türkische Band Grup Yorum gab am 29.9.in Frankfurt, ein
Konzert unter dem Motto: "Eine Stimme gegen Rassismus."

Das Konzert fand statt, obwohl es seit dem 20.9. zeitweilig verboten war
und es drakonische Auflagen gab:

Es durften keine Bildern von dem wegen § 129b inhaftierten Gefangenen
Musa Asoglu aus Hamburg gezeigt werden, ebenso war der Verkauf der in
Türkei erlaubten Zeitschrift Yürüyüs verboten und Grup Yorum durfte 6
ihrer Lieder nicht spielen.

Das nächste Konzert findet in Düsseldorf um 14 Uhr am Sonntag, den 14.10.,
um 14 Uhr statt.

Weiterhin beginnt in Istanbul am 3.10. ein Prozess gegen 10 Mitglieder von
Grup Yorum.



https://www.facebook.com/pg/GYyasaklanamaz/posts/?ref=page_internal

 * 

Quelle:

Netzwerk Freiheit für alle politischen Gefangenen

E-Mail: hamburg@political-prisoners.net

Internet: http://political-prisoners.net
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KOHLEALARM/476: Klimakampf und Kohlefront - Ausstieg mit Konsequenzen ... (Klima-Allianz)


Gemeinsame Pressemitteilung der Klima-Allianz Deutschland und der
GRÜNEN LIGA - 28. September 2018

Braunkohle-Reserve: Kohlekraftwerk Jänschwalde komplett abschalten -
Strukturwandel jetzt zügig organisieren



Berlin/Jänschwalde, 28.09.2018. Am 1. Oktober geht der Block F des
Braunkohlekraftwerks Jänschwalde in die Sicherheitsreserve.
Klima-Allianz Deutschland und GRÜNE LIGA fordern, das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Zuge des Kohleausstiegs bald abzuschalten und
nachhaltige wirtschaftliche Perspektiven für die Lausitz zu schaffen.

"Auch die übrigen Blöcke müssen demnächst vom Netz. Nur so kann die
Bundesregierung ihre eigenen und die internationalen Klimaziele
erreichen", sagt Stefanie Langkamp, Kohleexpertin der Klima-Allianz
Deutschland. "Wir brauchen einen Fahrplan für den Kohleausstieg und
ein umfassendes Strukturwandelpaket, damit in Jänschwalde und an den
anderen Kraftwerksstandorten endlich Klarheit herrscht. Nur so kann
die Region vorankommen und Zukunftsperspektiven aufbauen." Das gelte
für die Lausitz ebenso wie für die anderen Kohleregionen.

Eine vergütete Sicherheitsreserve wie jetzt bei den Blöcken E und F
sei jedoch kein geeignetes Konzept für den weiteren Kohleausstieg.
"Steuermillionen gehören nicht in die Taschen der Kraftwerksbetreiber,
sondern müssen in die Strukturentwicklung investiert werden", so
Langkamp weiter.

"Ein Weiterbetrieb des Kraftwerkes Jänschwalde bedroht die Zukunft des
Dorfes Proschim, wo Menschen seit Jahren in Angst vor einer
Zwangsumsiedlung leben müssen", kritisiert René Schuster von der
GRÜNEN LIGA. Der Betreiber LEAG plant weiterhin massive
Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd nach Jänschwalde.

Die GRÜNE LIGA kritisiert zudem, dass die Brandenburgische
Landesregierung der Region keine langfristige Vorbereitung auf die
Kraftwerksabschaltung ermöglicht hat. Die brandenburgische
Energiepolitik ging lange Zeit selbst davon aus, das gesamte Kraftwerk
Jänschwalde um 2020 stillzulegen. Erst mit der Planung neuer Tagebaue
versprach die Landesregierung den Beschäftigten einen längeren
Betrieb. "Mit dieser Politik hat sie die Lausitz um die Zeit betrogen,
sich langfristig auf das Ende des Kraftwerkes vorzubereiten.
Ministerpräsident Woidke sollte endlich aufhören, den Lausitzern Sand
in die Augen zu streuen", so Schuster, der seit 1999 Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses ist.

Teilt man die CO2-Menge gerecht auf, die gemäß dem Pariser
Klimaabkommen weltweit noch ausgestoßen werden darf, muss das gesamte
Kraftwerk Jänschwalde im Jahr 2019 stillgelegt werden. Das ermittelten
Ökoinstitut und Prognos vergangenes Jahr im Auftrag des WWF. Auch bei
jedem anderen Ausstiegsszenario wird Jänschwalde als erster Lausitzer
Kraftwerksstandort geschlossen. Dennoch hat die Landesregierung bisher
jede konkrete Diskussion über die Zukunft des Standortes nach Ende der
Braunkohle verweigert.



Hintergrundpapier zum Kraftwerk Jänschwalde:

Die wichtigsten Hintergründe zum Kraftwerk Jänschwalde (inklusive der
Themen Fernwärme, Ausbildungsplätze und Gipsindustrie) hat die GRÜNE
LIGA in einem Hintergrundpapier zusammengestellt, das hier abrufbar
ist:

https://www.kein-tagebau.de/images/180928_hintergrundpapier_kraftwerk_jaenschwalde.pdf

Zitiertes Gutachten:

Öko-Institut/Prognos: Zukunft Stromsystem Kohleausstieg 2035, Januar
2017, zu Kraftwerkslaufzeiten im Transformationszenario, hier
abrufbar:

https://zukunft-stromsystem.de/download/ZukunftStromsystem_Kohleausstieg2035_Langfassung_de.pdf



Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 115 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf
lokaler, nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 20 Millionen
Menschen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 28.09.2018

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

Tel.: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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AUSSTELLUNG/4437: Berlin - Zenkeri. Fotografien von Yana Wernicke & Jonas Feige, 11.10.-6.1.2019


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Berlin

Zenkeri: Nachwirkungen der deutschen Kolonialzeit

Fotografien von Yana Wernicke & Jonas Feige

Ausstellung im Botanischen Museum 

im Rahmen des EMOP Berlin - European Month of Photography 2018

11. Oktober 2018 bis 6. Januar 2019



Das Fotografie-Projekt von Yana Wernicke und Jonas Feige widmet sich
den Nachwirkungen der deutschen Kolonialzeit am Beispiel des deutschen
Kolonialbeamten Georg August Zenker im heutigen Kamerun. Der um die
Wende zum 20. Jahrhundert in der deutschen Kolonie "Kamerun" lebende
Botaniker, Kolonialbeamte und Sammler Zenker (1855-1922) schickte
zahllose ethnologische, zoologische und botanische Gegenstände an das
Berliner Völkerkundemuseum, das Naturkundemuseum sowie das Botanische
Museum.

Unter den Exponaten befinden sich auch Tausende von Herbarbelegen, die
größtenteils noch heute im Berliner Botanischen Museum aufbewahrt
werden, der ehemaligen Botanischen Zentralstelle für die deutschen
Kolonien. Zenker kehrte nie nach Deutschland zurück, gründete Familie
in Kamerun und lebte dort bis zu seinem Tod.

Für ihr Projekt reisten die beiden Fotografen mehrfach in die heutige
Republik Kamerun, um die Nachfahren Zenkers zu portraitieren, die noch
immer in seinem Haus im abgeschiedenen Bipindi mitten im Urwald leben.
Mit ihren Fotos erzählen Yana Wernicke und Jonas Feige die Geschichte
der Familie Zenker, die heute vor der Herausforderung steht, ihre
kamerunische mit ihrer deutschen Identität in Einklang zu bringen. Die
Ausstellung ist im Botanischen Museum Berlin im Rahmen des EMOP Berlin
- European Month of Photography 2018 von 11. Oktober 2018 bis 6.
Januar 2019 zu sehen.

Yana Wernicke und Jonas Feige sind zwei in Berlin lebende Fotografen.
Beide haben an der renommierten Ostkreuzschule für Fotografie bei
Werner und Ute Mahler studiert und verbinden in ihrer Arbeit
künstlerische und dokumentarische Ansätze. Ihre Fotografien wurden
international ausgestellt und ausgezeichnet.

Im Rahmen von zwei Kuratorenführungen werden die beiden Fotografen
Yana Wernicke und Jonas Feige ihre Arbeiten persönlich vorstellen (21.
Oktober 2018, 11 Uhr & 6. Januar 2019, 15 Uhr).

Zum Ausstellungsbeginn erscheint eine wissenschaftliche
Begleitpublikation im Verlag des Berliner Botanischen Gartens. Sie
enthält eine Auswahl der ausgestellten Fotografien von Yana Wernicke
und Jonas Feige sowie ein wissenschaftshistorisches Porträt des
kolonialen Sammlers Georg August Zenker, verfasst von der Historikerin
Katja Kaiser.

Publikation: 

Rahemipour, P. (Hrsg.) 2018: Bipindi - Berlin. 

Ein wissenschaftshistorischer und künstlerischer Beitrag zur
Kolonialgeschichte des Sammelns mit Text von Katja Kaiser und
fotografischer Perspektive von Yana Wernicke und Jonas Feige.

KOSMOS Berlin - Forschungsperspektive Sammlungen, Bd. 1. - Berlin:
Botanischer Garten und Botanisches Museum Berlin.

ISBN 978-3-946292-29-6, Cover: Hardcover, Format: 270 x 220 mm, 104
Seiten 25 Euro 

Bestellung: BGBM Press bei Buchhandlung Soyka:
https://shop.soyka-berlin.de/de/bgbm-press/

Zenkeri: Fotografien von Yana Wernicke & Jonas Feige

Ausstellung im Botanischen Museum Berlin

im Rahmen des EMOP Berlin - European Month of Photography 2018

Ort: Botanisches Museum Berlin, Königin-Luise-Str. 6-8, 14195 Berlin

Dauer: 11. Oktober 2018 bis 6. Januar 2019, täglich von 9 bis 19 Uhr

Eintritt: Normaler Museumseintritt 2,50 / erm. 1,50 Euro

(bei Garteneintritt 6,00 / erm. 3,00 Euro ist Museumseintritt inkl.)

Infos: http://www.botanischer-garten-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5000: Bielefeld - Französisch für Anfänger, 15 Termine ab 8. Oktober 2018


Französisch lernen mit der VHS



Bielefeld (bi). In der Volkshochschule Brackwede startet am Montag, 8.
Oktober, ein neuer Französisch-Anfängerkurs. Jeweils montags von 18
bis 19.30 Uhr wird ein schneller und intensiver Einstieg in die
französische Sprache, Kultur und Lebensart vermittelt. Anmeldung und
Infos zum 15-teiligen Kurs unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon
0521 51 68 11.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4160: Frankfurt - Eva Mattes liest Elena Ferrante, Lästige Liebe und Die Neapolitanische Saga, 11.10.18


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Do 11.10., 19.30 h

Eva Mattes liest Elena Ferrante: 

Lästige Liebe und Die Neapolitanische Saga

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Mit Karin Krieger (Übersetzerin)

und Frank Wegner (Lektor)

Moderation: Sandra Kegel (F.A.Z.)



Ein Abend für ein Phantom. Ein Abend für ein Phänomen.

Elena Ferrante hat sich mit dem Erscheinen ihres Debütromans im Jahr
1992 für die Anonymität entschieden. Ihre vierbändige Neapolitanische
Saga - beginnend mit "Meine geniale Freundin" - ist ein weltweiter
Bestseller. Nun erscheint "Lästige Liebe", eben jenes Debüt, das
längst vergriffen war, in einer Neuübersetzung. Und wie Karin Krieger
zur Erfolgsübersetzerin der Tetralogie wurde, so ist die
Schauspielerin Eva Mattes ihre Stimme. Im Schauspielhaus berichtet
Krieger davon, wie sie die 2000 Seiten der Saga übersetzte, Mattes
liest aus Ferrantes Texten. Und Suhrkamp-Lektor Frank Wegner gibt
einen kurzen Einblick in Werk und Schaffen der Autorin. Durch den
Abend führt die Literaturkritikerin Sandra Kegel (F.A.Z.).

In Kooperation mit dem Suhrkamp Verlag, dem Hörverlag und dem
Schauspiel Frankfurt

Eintritt; 18 / 12 Euro

Karten unter www.schauspielfrankfurt.de. Es gelten die dortigen
Ermäßigungsberechtigungen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/4159: Frankfurt - Naira Gelaschwili, Ich fahre nach Madrid, 08.10.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Mo 08.10., 19.30 h

Naira Gelaschwili: Ich fahre nach Madrid

Moderation: Insa Wilke



Ehrengast der Buchmesse: Georgien - Made by Characters

Naira Gelaschwili zählt in Georgien zu den bedeutendsten
literarischen Stimmen. Die Schriftstellerin, Germanistin,
Literaturkritikerin, Bürgerrechtlerin und Übersetzerin Rilkes,
Hölderlins und Celans erfreut sich dort wegen ihrer
nonkonformistischen Prosa großer Beliebtheit. Ihre Novelle "Ich fahre
nach Madrid" (Verbrecher Verlag) wurde 1982 zunächst nur in einer
Literaturzeitschrift publiziert und sorgte für großes, auch
politisches Aufsehen. Heute wie damals lässt sich der Text als
poetische Form der Kritik an totalitären Regimes lesen, aber
überraschenderweise genauso als eine Geschichte über die
Anforderungen der Arbeitswelt - und wie man ihnen entfliehen kann.
Zugleich ist Gelaschwilis Novelle ein flammendes Plädoyer für die
Kraft der Fantasie. Die Literaturkritikerin Insa Wilke tritt mit der
Publizistin ins Gespräch.

Mit freundlicher Unterstützung des Georgian National Book Center.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TAGUNG/2386: Halle (Saale) - Kann Wissenschaft die Zukunft vorhersagen?, 8.-10.10.2018


idw - Pressemitteilung: Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina

Kann Wissenschaft die Zukunft vorhersagen?



Der Wunsch, die Zukunft zu kennen, zieht sich wie ein roter Faden
durch die Geschichte der Menschheit. Es gab daher zu allen Zeiten und
in allen Kulturen Techniken, um Prognosen zu erstellen. Damals wie
heute geschieht das vor allem durch wissenschaftliche Verfahren. Das
Verhältnis zwischen Prognose und Wissenschaft ist Thema der
Herbsttagung des Leopoldina-Studienzentrums, die vom Montag, 8.
Oktober, bis Mittwoch, 10. Oktober, in Halle (Saale) stattfindet.

Herbsttagung des Leopoldina-Studienzentrums

"Kann Wissenschaft in die Zukunft sehen? Prognosen in den
Wissenschaften"

Montag, 8. Oktober, bis Mittwoch, 10. Oktober 2018

Leopoldina-Studienzentrum, Lesesaal

Emil-Abderhalden-Straße 36, 06108 Halle (Saale)

Prognosen beeinflussen Realitäten. Es wird angenommen, dass die
Plausibilität einer Vorhersage durch das jeweilige Prognoseverfahren
entsteht. Mit der Autorität des Umfelds wird diese Glaubwürdigkeit
zusätzlich begründet. Durch Plausibilität und Autorität erhalten
Vorhersagen wiederum Bedeutung. Dies geschieht unabhängig von
geschichtlichen Rahmenbedingungen und gilt für historische ebenso wie
für heutige wissenschaftliche Prognoseverfahren. Die Vorträge der
Herbsttagung umfassen daher Prognosen in verschiedenen Kulturen - etwa
im Alten Orient, im chinesischen Raum oder in Mittelamerika - sowie in
verschiedenen Natur-, Sozial- und Geisteswissenschaften, wie etwa
Prognosen zur Biodiversität, zum Erdmagnetfeld oder zur Astrophysik.

Die Veranstaltung ist öffentlich, der Eintritt ist frei.
Vortragssprachen sind Deutsch und Englisch. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

Weitere Informationen finden Sie unter
http://www.leopoldina.org/de/herbsttagung-studienzentrum

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8388: Hanau - "Neue Erkenntnisse zur Klosterruine in der Bulau" am 18.10.2018


Neue Erkenntnisse zur Klosterruine in der Bulau

Vortrag am 18. Oktober, um 18 Uhr im Museum Schloss Steinheim



Einen Vortrag in der Reihe "WissensDurst" bietet das Museum Schloss
Steinheim für Regionale Archäologie und Stadtgeschichte Steinheim am
Donnerstag, 18. Oktober 2018 um 18 Uhr an. Das Thema des Vortrages von
Dr. des. Michael Müller sind die neuen "Erkenntnisse zur romantisch
gelegenen Klosterruine in der Bulau." Die Veranstaltung findet im
Rahmen der Sonderausstellung "Mauern voller Rätsel und Geheimnisse -
die aktuellen Grabungsergebnisse von Kloster Wolfgang" statt.

Der Hanauer Geschichtsverein hat 2013 und 2014 gemeinsam mit
HessenARCHÄOLOGIE die Ausgrabungen in der Klosterruine Wolfgang
durchgeführt. Die Ausgrabungsergebnisse bestätigen die wenigen
Schriftquellen in einmaliger Weise und rücken die Politik des Grafen
Philipp I. von Hanau-Münzenberg (1449-1500) und seiner Nachfolger in
ein neues Licht. Der Vortrag des Grabungsleiters Dr. des. Michael
Müller wird mit zahlreichen Fotos illustriert.

Die Kosten für die Veranstaltung betragen pro Person drei Euro zzgl.
Museumseintritt (inkl. Getränk). Maximal 25 Personen können an der
Veranstaltung teilnehmen. Reservierungen nimmt die Verwaltung der
Städtischen Museen bis donnerstags vor dem Termin unter der
Telefonnummer 06181- 295-1799 oder per E-Mail an museen@hanau.de gerne
entgegen. Der Treffpunkt ist an der Museumskasse.

Die Sonderausstellung "Mauern voller Rätsel und Geheimnisse - die
aktuellen Grabungsergebnisse von Kloster Wolfgang" im Museum Schloss
Steinheim ist samstags und sonntags von 11 bis 17 Uhr geöffnet.
Führungen können auch unter der Woche nach Vereinbarung gebucht
werden. Alle Informationen zu der Ausstellung und dem Museum finden
sich im Internet auf der Webseite www.museen-hanau.de

Museum Schloss Steinheim Regionale Archäologie und Stadtgeschichte Steinheim

Schlossstraße 9, 63456 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AKTION/537: Ad-Busting in Berlin Mitte - Kein Tag für Deutschland! (Bündnis "Kein Tag für Deutschland")


Bündnis "Kein Tag für Deutschland" - 30. September 2018

Ad-Busting in Mitte: Kein Tag für Deutschland!



Anlässlich der Vereinigung von DDR und BRD im Herbst 1989 wird der "Tag
der Deutschen Einheit" alljährlich begangen. Dieses Jahr finden die
zentralen bundesweiten Feierlichkeiten in Berlin statt. Rund um Reichstag,
Brandenburger Tor und Potsdamer Platz inszeniert sich der deutsche Staat
als supernett, voll tolerant und und überhaupt nicht rassistisch. Auf
diese dreiste Lüge hat das Bündnis "Kein Tag für Deutschland" heute mit
zahlreichen veränderten Werbeplakaten rund ums Veranstaltungsgelände in
Berlin-Mitte aufmerksam gemacht.

Nur mit Abschiebung, nur mit Räumungsgewalt, nur mit dichten
Grenzen

Die Werbekampagne "Nur mit Euch" hat in den vergangenen Wochen viele
genervt: Mit fröhlich-nationaler Farbgebung und poppigem postmodernen
Design. Denn dieses Jahr finden die bundesweiten Feierlichkeiten vom 1.
bis 3. Oktober in Berlin statt, da Berlin die Bundesratspräsidentschaft
innehat. Der Feiertag wird dazu genutzt, eine Image-Kampagne für Staat und
Regierung zu realisieren, die modern und harmlos wirkt, und eigentliche
aktuelle Handlungsweisen verschleiert. "Nur mit Euch" spart so elegant und
völlig selbstverständlich Abschiebungen, Räumungsgewalt, Polizeiübergriffe
und rassistische Grenzpraxis aus.

Nur mit Polizeigewalt

Im Veranstaltungsprogramm werden verschiedene Schwerpunkte gesetzt, es
wird "die kulturelle Vielfalt der Hauptstadt" betont und vor den Karren
des Nationalismus gespannt. Außerdem gibt's Spielplätze für Kinder und
ähnlich fröhlich-oberflächliche Angebote. Unter dem Schwerpunkt
"Engagement & Einsatz" werden außerdem "verschiedene Institutionen und
Initiativen" vorgestellt, an vorderster Front sind das Bundespolizei, die
Polizei Berlin und die Berliner Feuerwehr. (1)

Nur mit Euch - Nicht mit uns!

Nun wurden die bunten Plakate von den Adbuster*innen des Bündnisses "Kein
Tag für Deutschland" genutzt, um auf Problematiken im Zusammenhang mit
Nationalstaaten aufmerksam zu machen. Die Slogans boten hierfür gute
Vorlagen. Die veränderten Slogans auf den Plakaten lauten:

"Nur mit Abschiebungen! - Weil Nationalstaaten diktieren, wer dazu
gehört." 

"Nur mit Ertrinkenden im Mittelmeer - Wer von Nationalstaat spricht, darf
von Rassismus nicht schweigen."

"Das größte Fest der Staatsgewalt. - Ob Räumung oder Krieg:
Nationalstaaten basieren auf Gewalt."

"Das größte Fest des Nationalismus. - Grenzen, Rassismus, Abschiebungen
hübsch verpackt."

Auch nicht mit Dir?

An alle, die Deutschland auch nicht feiern: Es gibt verschiedene Demos und
Aktionen am 3. Oktober.

Übersicht im Stressfaktor:

https://stressfaktor.squat.net/termine.php?day=2018-10-03

Deutschland ist Brandstifter - Demo gegen Einheitsfeier, Naziaufmarsch
blockieren und Konzerte:

http://brandstifter.blogsport.eu/

Weiterführende Infos:

Kampagne gegen rassistische Polizeigewalt

https://www.kop-berlin.de/

Kampagne für ein Mittelmeer ohne ertrinkende Menschen:

https://seebruecke.org/

Bündnis Zwangsräumungen verhindern:

http://berlin.zwangsraeumungverhindern.org/

Gegen Nationalismus und dessen Fans::

https://nationalismusistkeinealternative.net/


Anmerkung:

(1) https://www.tag-der-deutschen-einheit.berlin.de/

 * 

Quelle:

Bündnis "Kein Tag für Deutschland"

E-Mail: keindeutschland@riseup.net
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MUMIA/911: Free Mumia - Rundbrief Oktober 2018 (Berliner Free Mumia Bündnis)


FREE MUMIA - Free Them ALL! - Rundbrief Oktober 2018



Hallo,

hier kommen Informationen über den gefangenen Journalisten Mumia
Abu-Jamal aus den USA sowie aus der länderübergreifenden
Solidaritätsbewegung.

Abschaffung der Todesstrafe - überall! Am 10. Oktober ist der UN-Tag
zur Abschaffung der Todesstrafe. In den USA in diesem Jahr haben wieder
zahlreiche Hinrichtungen stattgefunden. Der öffentliche Diskurs um die
"Verfassungsmässigkeit" der staatlichen Ermordung von Gefangenen ist aus
Sicht der Betroffenen und ihrer Angehörigen inzwischen unerträglich. Die
Rechtsanwältin des im September 2018 im US Bundesstaat Tennessee
hingerichteten Billy Ray Irick fasste es so zusammen: "Es war Folter!" -
Verteidigerin Kelley Henry schreibt gemeinsam mit anderen Anwälten: "In
diesem Fall geht es um die Frage, ob es verfassungsgemäß ist, einem
Menschen eine kleine Flasche mit Säure zu injizieren - die die
Lungenschleimhaut zerstört und sie im Blut ertränkt - und ihnen dann ein
Paralytikum zu injizieren, das sie bei Bewusstsein lässt - ausdruckslos
- unfähig zu sprechen oder zu schreien - das Gefühl, als wären sie
lebendig begraben, um schließlich ihr Herz mit einer Injektion zu
stoppen, die sie in ihrer letzten Minute des Lebens dazu bringen wird,
bei lebendigem Leib zu verbrennen" (11.09.2018)

https://lancelotarmstrong.wordpress.com/2018/09/11/experte-es-war-folter/

Wir, FREE MUMIA Berlin rufen für den 37. (!) Haftjahrestag des
afroamerikanischen Journalisten am Sonntag, den 9. Dezember 2018 zu
einer Kundegbung vor die US Botschaft in Berlin auf. Wer Flyer oder
Poster zur Mobilisierung dieser Kundgebung zum Weiterverteilen bestellen
möchte, kann sich per E-Mail ( info@mumia-hoerbuch.de ) oder über die am
Ende dieses Rundbriefes angegebene Postadresse an uns wenden. Das
gleiche gilt für alle, die von außerhalb zu dieser Kundgebung nach
Berlin anreisen möchten und Unterstützung bei der Suche nach
Übernachtungsmöglichkeiten suchen.

Es folgt der Aufruf für die Berliner Kundgebung:


FREE MUMIA - Free Them ALL!

Am 9. Dezember 1981 schlug ein Polizist bei einer rassistisch
motivierten "Verkehrskontrolle" in Philadelphia auf Mumia Abu-Jamals
Bruder ein. Als Mumia seinem Bruder zur Hilfe eilte, schoss ihm der
Polizist durch die Lunge. Mumia überlebte mit großem Glück sogar noch
die spätere Folter durch weitere Beamte, nachdem zuvor der prügelnde
Polizist von einem anderen Anwesenden erschossen worden war.

Mumia hatte in den Jahren davor als kritischer Journalist regelmässig
über behördliche Korruption, staatlichen Rassismus und die damals wie
heute meist tödliche Polizeigewalt im US Bundesstaat Pennsylvania
berichtet. Polizei und Staatsanwaltschaft nutzten die Gelegenheit und
schoben dem afroamerikanischen Journalisten deshalb einen bis heute
unbewiesenen Mord in die Schuhe und urteilten ihn in einem manipulierten
Verfahren ab. Zunächst zur Todesstrafe, die jedoch durch weltweite
Solidarität verhindert werden konnte.

Jetzt, 37 Jahre später ist der Journalist noch immer einer von den 2,3
Millionen Gefangenen in den USA, die gegen die brutale Haft und
Ausbeutung in der Gefängnisindustrie, der modernen Variante der
Sklaverei kämpfen. Durchbrechen wir das Schweigen. Kommt zur Kundgebung
an Mumias 37. Haftjahrestag am Sonntag, 9. Dezember 2018 um 14 Uhr vor
die US Botschaft in Berlin

Freiheit für Mumia - Freiheit für Alle!

Weg mit der Todesstrafe - überall!

Abschaffung der Sklaverei in den USA und überall!

weitere Infos:

www.mumia-hoerbuch.de


Zum weiteren Inhalt:

1. Termine

2. Solidarität mit Gefangenen

3. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


Termine

Sa. 17. Oktober 2018 - Frankfurt Am Main, US Konsulat 18:00 Uhr

Mahnwache: Freiheit für Leonard Peltier, Mumia Abu-Jamal und Ana
Belen-Montes!

US-Konsulat, Giessener Str. 30, 60435 Frankfurt am Main - U5-Giessener
Strasse

Mo. 29. Oktober 2018 - Philadelphia, USA - 9:00 Uhr

Gerichtliche Anhörung um das vom ehemaligen Staatsanwalt und späteren
Richter Ron Castille verhinderte Revisionsverfahren von Mumia Abu-Jamal
vor Revisionskontrollrichter Tucker

Juanita Kidd Stout Center for Criminal Justice, 1301 Filbert St, Room
1105 (Judge Leon Tucker's courtroom), Philadelphia, PA

So. 9. Dezember 2018 - Berlin, US Botschaft - 14:00 Uhr

Kundgebung an Mumias 37. (!) Haftjahrestag: FREE MUMIA - Free Them ALL!
Weitere Informationen

http://www.mumia-hoerbuch.de/demonstration.htm#Aufrufkundgebung09122018berlin

US Botschaft, Pariser Platz 2/Brandenburger Tor - 10117 Berlin-Mitte -
U+S-Brandeburger Tor


2. Solidarität mit Gefangenen

(Omaha, USA) The day the story changed about the Black Panthers and an
Omaha policeman's murder (September 28, 2018)

https://richardsonreports.wordpress.com/2018/09/28/the-day-the-story-changed-about-the-black-panthers-and-an-omaha-policemans-murder/

(USA) Kevin Rashid Johnson: The prison struggle continues (September 24,
2018) 

http://sfbayview.com/2018/09/rashid-the-prison-struggle-continues/

(Berlin) Urteil im Prozess gegen Isa (22.09.2018)

https://de.indymedia.org/node/24552

(USA) Political Prisoner (PP) Rev. Joy Powell Needs Our Help! (September
20, 2018)

https://moorbey.wordpress.com/2018/09/20/political-prisoner-pp-rev-joy-powell-needs-our-help/

(Berlin) Richtigstellung über den Besuch bei der Senatsverwaltung für
Justiz (1.09.2018) 

https://de.indymedia.org/node/23927

(Berlin) Fall Nero: Wenn Behördengänge zu Terror erklärt werden
(31.08.2018) 

https://de.indymedia.org/node/23912


3. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

Keith LaMar Execution Motion Response (September 28, 2018)

http://www.lucasvilleamnesty.org/2018/09/keith-lamar-execution-motion-response.html?m=1

Texas richtet Daniel Acker hin (28.09.2018)

https://wp.me/p2X1th-3ke



Wir hoffen, gut informiert zu haben. Bitte verbreite diese Meldungen
auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief Oktober 2018

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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ARTIKEL/336: Google und das Pentagon (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 4 / 2018

Magazin der DFG-VK

Google und das Pentagon

Keine zivil-militärische Zusammenarbeit und Forderung nach ethischen
Standards

Von Cornelia Mannewitz



Erstaunliches ging Anfang Juni durch die Medien: Google-Mitarbeiter
verweigern sich der Zusammenarbeit mit dem Militär! Der Hintergrund:
Die US-Drohnen über Feindesland, die Menschen, Autos, Gebäude und
Waffen aufspüren und Ziele für Angriffe klarmachen sollen, machen noch
immer viel zu viele Fehler. 40 Prozent ihrer Einschätzungen sind
falsch. Da sollte Google mit seinem Know-how für Künstliche
Intelligenz (KI) ins Spiel kommen. Der Name des Projekts ist "Maven"
(deutsch etwa "Experte"). Es geht um automatische Bilderkennung für
zunächst 38 Klassen von Objekten. Google hat Software dafür entwickelt
und passt sie nun den Bedürfnissen der Armee an.

Immerhin, scheinbar ein löbliches Ansinnen des Militärs -
Kollateralschäden vermeiden! Trotzdem bleiben Drohnen ein Instrument
der Kriegführung. Das müssen sich auch die Google-Mitarbeiter gedacht
haben. Ein Dutzend von ihnen kündigte. 4000 unterschrieben eine
Petition der Tech-Workers-Coalition an den Chef von Alphabet Inc., der
Holding, unter deren "Dach" sich auch Google befindet; ein Papier, das
der Zusammenarbeit von Hightech-Firmen und dem Geschäft des Krieges
("business of war") eine Absage erteilt und ethische Standards
fordert. Mehr als tausend Forscher aus verschiedenen Ländern
unterzeichneten einen offenen Brief, in dem Google und Alphabet
aufgefordert werden, zusammen mit anderen auf einen internationalen
Vertrag über ein Verbot autonomer Waffensysteme hinzuwirken.

Google begegnet dieser Kritik mit der Behauptung, die Technologie
solle nur Bilder für die Prüfung durch den Menschen vormarkieren,
dadurch die Prüfer vor besonders ermüdender Arbeit bewahren und
letztlich Leben retten. Nun ja. Hinter den Kulissen soll man sich
darüber ausgetauscht haben, wie fürchterlich der Aufstand der
Mitarbeiter für das Unternehmen gewesen sei, zumal Google seinen
Einstieg bei "Maven" eigentlich als Türöffner für weitere
Kooperationen mit Militär und Geheimdiensten nutzen wollte. Das
Engagement bei "Maven" sollte ohne Genehmigung des Unternehmens nicht
öffentlich gemacht werden. Das hat, wie man sieht, nicht ganz
geklappt. Man will den Vertrag zu "Maven" mit seinem Auslaufen 2019
nun eben nicht verlängern.

Google verfolgt ja aber auch noch andere Projekte: Seine smarte
Jeansjacke, die per eingebauter Smartphone-Steuerung SMS versendet und
die Uhrzeit ansagt, kann man in den USA schon kaufen. Ihr Entwickler
arbeitete früher, was Wunder, bei der militärischen Forschungsbehörde
Darpa. (Von da ist es nicht weit zu dem Funkgerät, das Soldaten in
Afghanistan auf ihren Zähnen tragen sollen und dessen Klang über ihre
Knochen übertragen wird. Dieses Gerät entwickelt das Pentagon
allerdings nicht zusammen mit Google, sondern mit einem Startup.)
Oder: Kürzlich wurde die Google-interne Idee öffentlich, jedem
Menschen eine Art umfassender und dabei höchst individueller
Lebenshilfe anzubieten - natürlich auf der Grundlage der Daten, die
Google über ihn gesammelt hat. Die besten Entscheidungen, die Google
für ihn trifft, sollen in ein kollektives Gedächtnis eingehen, mit
dessen Hilfe irgendwann die großen Menschheitsprobleme gelöst werden
sollen. Neben solchen Allmachtsphantasien nimmt sich ein bisschen
Präzisionsschießen mit Drohnen geradezu ärmlich aus.

Aber sind nun wenigstens die Google-Mitarbeiter die Guten? Teils
teils. Die Petition der Tech-Workers-Coalition argumentiert auch mit
dem Wohl des Unternehmens: Solche Verträge beschädigten das Vertrauen
der Nutzer. Wer kündigt, wird anderswo vermutlich mit Kusshand
genommen, denn KI-Spezialisten sind so begehrt, dass die Konzerne in
den USA mittlerweile die entsprechenden Professoren von den
Eliteuniversitäten abwerben, was die Hochschullandschaft beschädigt,
die Forschungsziele verflacht und bald zu Problemen bei der Ausbildung
des Nachwuchses führen wird. Irgendwann werden die Konzerne selbst
ausbilden müssen. Einstweilen betreibt Google das Modell
"Google-Campus". Der nächste soll in Berlin-Kreuzberg eröffnet werden.
Dort vermutet Google offenbar die Atmosphäre von Unkonventionalität,
Ideenreichtum und Interesse an Investoren für Startups, die nur noch
mit professionellem Networking und technischer Infrastruktur
untersetzt werden muss, um perspektivisch in den weiteren Ausbau von
Google einzufließen. Gentrifizierung des Viertels ist inklusive.
Mehrere Berliner Initiativen machen bereits dagegen mobil.

Gesellschaftspolitisch ist Google auf einem konservativen Weg.
Das Unternehmen sponsert die Conservative Political Action Conference
(CPAC), ein jährlich stattfindendes Treffen konservativer
amerikanischer Politiker und Aktivisten, die Hälfte von ihnen noch in
jugendlichem Alter, und betreibt eine mangelhafte Diversitypolitik.
Ein ehemaliger Top-Manager bei Google (jetzt bei Alphabet Inc.) ist
zurzeit Chef des "Defense Innovation Board", das die US-Army bei der
Einführung von Hochtechnologien unterstützt. Solche Dinge mögen dazu
beitragen, dass sich Mitarbeiter in dieser Firma nicht mehr
wohlfühlen. "Ich war nicht glücklich damit, meine Bedenken nur intern
zu äußern", wird einer der Mitarbeiter zitiert, die bei Google
gekündigt haben; "das deutlichste Statement, das ich abgeben konnte,
war, zu gehen."

Und auch das Pentagon hat viel vor; unter anderem, für bis zu zehn
Milliarden Dollar eine Cloud-Struktur aufzubauen, über die
mittelfristig das gesamte US-Militär mitsamt Menschen, Waffen und
Material vernetzt sein soll. Klar, dass das für IT-Konzerne ein
interessanter Auftrag ist. Google scheint sich aktuell aber
zurückzuhalten, vielleicht wegen seiner jüngsten Erfahrungen mit
Kritik.

Das Ganze gehört natürlich in einen größeren Zusammenhang: den der
Zusammenarbeit zwischen Forschung und Militär generell.

In Deutschland sieht es mit der Vereinnahmung wissenschaftlicher
Erkenntnisse durch das Militär nicht besser aus.
Verteidigungsministerium und private Rüstungsfirmen vergeben jährlich
Aufträge an Hochschulen und Forschungseinrichtungen, in Einzelfällen
im Wert von über einer Million Euro. Die prekären
Beschäftigungsverhältnisse der Nachwuchswissenschaftler in Deutschland
begünstigen das sogar noch: Sie sind eine andere Basis für freie
Entscheidungen über Gehen oder Bleiben, als Google-Mitarbeiter oder
Angestellte in High-Tech-Unternehmen sie haben. Aber fast alle
Wissenschaftler müssen heute mit Ambivalenzen der Nutzung ihrer
Arbeitsergebnisse leben - oder zum Beispiel in der
Zivilklausel-Diskussion aktiv werden. Die Wirtschaft jedenfalls
leistet sich mitunter durchaus klare Ansagen: Die Firma German Bionic
Systems in Augsburg, die Exoskelette produziert, lehnt Aufträge des
Militärs ab.

Schüler können dieses Bewusstsein meist noch nicht haben. Deshalb
werden sie besonders clever rekrutiert: die jüngeren mit
Abenteuerspielen im Feldlager und die älteren eben mit Freiräumen für
wissenschaftliche Kreativität. Ein aktuelles Beispiel aus Rostock:
Drei Rostocker Gymnasiasten haben beim bundesweiten Wettbewerb "Jugend
forscht" im Bereich Geo- und Raumwissenschaften mit einem Verfahren
zum Recyceln von Kunststoff auf der internationalen Raumstation ISS
den Sieg davongetragen. Zum Lohn erhielten sie nicht nur lobende Worte
von Airbus, sondern auch Stipendienangebote für eine Universität der
Bundeswehr. Ein Schelm, wer Arges dabei denkt.

 * 

Quelle:

ZivilCourage - das DFG-VK Magazin, Nr. 4 / 2018, S. 20 - 21
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ATTAC/1945: Europa geht anders - Attac-Kongress vom 5. bis 7. Oktober in Kassel


Attac Deutschland

Frankfurt am Main, 02. Oktober 2018

Was läuft schief in der EU?

Europa geht anders - Attac-Kongress vom 5. bis 7. Oktober in Kassel



Am Freitag beginnt der Europakongress des globalisierungskritischen
Netzwerk Attac in Kassel. Zum Auftakt diskutieren Annelie Buntenbach vom
DGB-Vorstand, die Philosophin Nadia Yala Kisukidi, der Ökonom Costas
Lapavitsas und der Sozialwissenschaftler Boris Kagarlitzky über die
Rolle der EU in Europa. Viele sprechen von Europa, wenn sie die EU
meinen. Aber ist die EU Europa? Wer gehört zu Europa? Überhaupt: Was
läuft schief in der EU und welche Auswirkungen hat das auf Gesamteuropa
und die Welt?

"Auch im weiteren Verlauf unseres Kongresses wollen wir Europapolitik
nicht nur aus der EU-Perspektive diskutieren. Dafür ist es uns gelungen,
ein attraktives Programm zu gestalten, in dem wir viele Größen der
europapolitischen Debatte ins Gespräch bringen werden. Auch bestehende
Kontroversen innerhalb der gesellschaftlichen Linken werden zur Sprache
kommen - etwa bei der Sozial- und Währungspolitik", sagt Steffen Stierle
von der Attac-Vorbereitungsgruppe zum Europakongress. "Diese Debatten
wollen wir solidarisch und konstruktiv führen, stets mit dem Fokus auf
das, was uns verbindet."

Judith Amler vom bundesweiten Koordinierungskreis ergänzt: "Zentrale
Veranstaltungen sind drei prominent besetzte Podien zu Analyse und
Visionen, Transformationsstrategien und konkreten Projekten: Mit
Frédéric Lordon, Andrea Ypsilanti, Rex Osa, Frank Bsirske und vielen
anderen. In zehn ebenfalls sehr spannend besetzten Foren werden wir
Themen wie die Frage nach der Reformierbarkeit der EU, einem sozialen
Europa, Klimagerechtigkeit, Flucht und Migration, Rechtsextremismus und
Militarisierung diskutieren."

Der Kongress "Ein anderes Europa ist möglich!" vom 5. bis 7. Oktober in
Kassel wird gemeinsam vom globalisierungskritischen Netzwerk Attac und
dem Fachgebiet "Globalisierung und Politik" der Universität Kassel
ausgerichtet.

Als Kooperationspartner beteiligt sind namhafte zivilgesellschaftliche
Organisationen: die Gewerkschaften IG Metall, Verdi und GEW; der BUND,
die Heinrich-Böll-Stiftung Hessen sowie die Rosa-Luxemburg-Stiftung,
Mehr Demokratie, die Initiativen Eurexit und "Europa neu begründen", das
Online-Projekt Makroskop, die Arbeitsgemeinschaft Bäuerliche
Landwirtschaft, der Friedensratschlag, das Institut Solidarische
Moderne, Lexit, die Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen
und der VSA-Verlag.

Kongressprogramm und weitere Infos:

www.ein-anderes-europa.de


Ausgewählte Highlights aus dem Kongressprogramm:

• Podium "Wege in ein anderes Europa":

Samstag, 17 Uhr, HS1

mit: Cédric Durand (Uni Paris), Dominika Biegon (DGB), Stephan Nolan
(Irland) und Andrea Ypsilanti (ISM)

• Forum "Alternativen zu Neoliberalismus und Austerität":

Samstag, 9.15 Uhr, HS3

mit: Fritz Scharpf (Max Planck Institut), Cédric Durand
(Wirtschaftswissenschaftler), Lisa Mittendrein (Attac Österreich) und
Hans-Jürgen Urban (IG Metall)

• Forum "Demokratisierung der EU - wie kann das gehen?"

Samstag, 14.45 Uhr, HS 4

mit: Andreas Fisahn (Uni Bielefeld), Karl-Martin Hentschel (Mehr
Demokratie e.V.), Tanja Hitzel-Cassagnes (Uni Gießen) und Anne Karrass
(Verdi)

• Konzert "Nie wieder Faschismus, nie wieder Krieg"

Samstag, 20 Uhr: Esther Bejarano, eine der letzten Überlebenden des
Holocaust, und die Microphone Mafia machen einen der Gründungsimpulse
der europäischen Einigung nach dem Zweiten Weltkrieg zur Grundlage ihrer
Musik.

• Abschlusspodium "Konkrete Schritte zu einem Europa, das wir
wollen":

Sonntag, 11.30 Uhr, HS1

mit: Rex Osa (Flüchtlingsaktivist), Jeanne Chevalier (Frankreich), Frank
Bsirske (Verdi) und Veronika Su353;ová-Salminen (Historikerin)

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUFRUF/095: Hamburg - Demonstration "Hart Backbord!" am 3.10.2018


NIKA - Nationalismus ist keine Alternative

Linke Gruppen rufen am "Tag der deutschen Einheit" auf zur Demonstration
"Hart Backbord!"

Mittwoch, 3. Oktober / 13 Uhr / Heidi-Kabel-Platz (Hbf)



Am kommenden Mittwoch, dem 03. Oktober 2018, werden ab 13 Uhr hunderte
Antifaschistinnen und Antifaschisten in der Hamburger Innenstadt
protestieren. Aufgerufen zu der Demonstration unter dem Motto "Hart
Backbord! Deutschland ist keine Alternative" hat das Antifa-Bündnis
"NIKA - Nationalismus ist keine Alternative".

Julia Ervin, die Pressesprecherin des Bündnisses sagt:

"Auch an diesem 3. Oktober, dem Tag der deutschen Einheit, werden
Medien, Staat und Parteien wieder beschwören, was Deutschland doch für
ein weltoffenes Land sei. Eine Behauptung, die zynischer kaum sein
könnte. Was gibt es hierzulande zu feiern? Den völkischen Mob? Hunderte
rassistische Morde seit 1990? Die Militarisierung der Innenpolitik, wie
sie zum Beispiel in den neuen Polizeigesetzen in Bayern, NRW und
Niedersachen zum Ausdruck kommt - dem schärfsten Polizeigesetz seit
1945?"

Anders als es die Bundesregierung darstellt, sind die Toten im
Mittelmeer keine Naturkatastrophe, sondern blutiges Ergebnis politischer
Entscheidungen. Seit Anfang des Jahres sind bereits über 1500 flüchtende
Menschen im Mittelmeer ertrunken. Dazu Ervin: "Die Staaten der
Europäischen Union wären sehr wohl dazu in der Lage, das Sterben im
Mittelmeer zu beenden, doch fehlt der politische Wille. Die EU riegelt
stattdessen unter deutscher Vorherrschaft die europäischen Außengrenzen
militärisch ab. Es wird unmissverständlich klargestellt: Geflüchtete
sollen höchstens dann bleiben dürfen, wenn sie wirtschaftlich "nützlich"
sind."

Der Protest richtet sich auch gegen die monatlichen "Merkel muss
weg"-Kundgebungen, die in Hamburg seit einiger Zeit von AfD und
Neo-Nazis organisiert werden. Die eigentlich für den 03. Oktober
geplante Kundgebung der Rechten wurde jedoch kurzfristig abgesagt.
Ervin: "Bei der letzten Kundgebung der Rechten haben über 10.000
Antifaschistinnen und Antifaschisten deutlich gemacht: Nazi sein heißt
Probleme kriegen. Wir wollen jedoch nicht die bürgerliche Mitte gegen
rechts verteidigen, denn auch Parteien wie die SPD arbeiten mit am
Rechtsruck".

Vermeintlich getrieben vom Druck der AfD, sind es vor allem die großen
Volksparteien von CDU/CSU, über die SPD, bis hin zu den Grünen, die dem
Ruf rechter Demagoginnen und Demagogen und des deutschen Mobs folgen und
in die Realität umsetzen. Es sind SPD und CDU, die die autoritäre
Formierung mit Asylrechtsverschärfungen und neuen Gesetzen vorantreiben,
während sie im Bundestag große Reden gegen die AfD schwingen.

Ervin ist sicher: "Die AfD ist nur ein Teil des Problems. Wenn wir eine
solidarische Gesellschaft wollen, müssen wir auch über Alternativen zum
Kapitalismus nachdenken. Und gemeinsam für die Verbesserung unseres
Lebens kämpfen".

Weitere Informationen unter:

www.hamburg.nika.mobi

 * 

Quelle:

NIKA Hamburg

E-Mail: keinealternative@systemli.org

Internet: www.hamburg.nika.mobi
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LESUNG/6202: Frankfurt - Dirk von Petersdorff, Wie bin ich denn hierhergekommen, 25.10.18


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Do 25.10., 19.30 h 

Dirk von Petersdorff: Wie bin ich denn hierhergekommen

Moderation: Uwe Wittstock



Wenn Literatur lacht

Dieser Autor ist immer wieder eine Entdeckung. Denn sein Werk ist ein
Versteckkasten der Formen, ein blitzgescheites Spiel mit dem Besteck
vom Jetzt. Dirk von Petersdorff gefällt die moderne Welt, um es mit
der Band Freiwillige Selbstkontrolle zu sagen. Bei ihm lacht erst der
Text, dann der aufmerksame Leser. Ob Gedicht, Roman,
wissenschaftliche Analyse oder eine große Literaturgeschichte, der
Autor und Jenaer Literaturprofessor beherrscht eine empörende
Leichtigkeit des Schweren. So wie in dem Beziehungsknäuel-Roman "Wie
bin ich denn hierhergekommen", der im Sommer bei C.H. Beck erschienen
ist und den wir unbedingt kennenlernen wollen, sofort. Das Gespräch
leitet der Kritiker Uwe Wittstock.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6201: Frankfurt - Maria Cecilia Barbetta, Nachtleuchten, 23.10.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Di 23.10., 19.30 h

Maria Cecilia Barbetta: Nachtleuchten

Longlist des Deutschen Buchpreises 2018

Moderation: Carolin Callies



Als die Magie an der Macht war

Die Autorin von "Änderungsschneiderei Los Milagros" entführt ihr
Publikum in ihrem lange erwarteten zweiten Roman, "Nachtleuchten" (S.
Fischer Verlag), erneut nach Buenos Aires. Im Viertel Ballester
erleben die Menschen 1974/75 den Vorabend eines politischen
Umsturzes, den Beginn der argentinischen Militärdiktatur. Poetisch
und sinnlich erzählt María Cecilia Barbetta von den Bewohnern
Ballesters, unter anderem von der Schülerin Teresa, dem Friseur
Celio, den Automechanikern der Werkstatt "Autopia" und von deren
aller Traum von einer besseren Zukunft. "Nachtleuchten" ist
Liebes- und Lebensroman. Er ist eine Liebeserklärung an die einfachen
Leute und an das Leben, auch und ganz besonders in Zeiten der
Veränderung und des Umbruchs. Ein Auszug des Roman-Manuskripts wurde
schon vor Erscheinen mit dem Alfred-Döblin-Preis ausgezeichnet. Das
Gespräch mit der Autorin führt die Literaturvermittlerin Carolin
Callies.

Eintritt: 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6200: Frankfurt - Juli Zeh, Neujahr, 12.10.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Fr 12.10., 19.30 h

Juli Zeh: Neujahr

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Moderation: Ijoma Mangold (DIE ZEIT)



Die volle Spannung auf Lanzarote

Juli Zeh hat einen neuen Roman geschrieben. Und wieder ganz anders.
Eine psychologische Studie, ein Pageturner, ein tiefgründiger
Thriller? "Neujahr" erscheint im Luchterhand Verlag und erzählt die
Schnappatmung verursachende Geschichte von zwei kleinen Kindern, die
mitten im Ferienparadies in die Hölle geraten. Ebenso geht es um die
Krise eines Mannes, der zwischen ungeklärten Geschlechterrollen
zerrieben wird. Und um die existenzielle Frage, ob unser Leben
bereits in der Kindheit vorbestimmt wird oder ob wir selbst es sind,
die über Glück und Unglück entscheiden. Das Ganze hat seinen
Ausgangspunkt auf dem kanarischen Eiland Lanzarote. An einem
Neujahrsmorgen. Das Gespräch leitet Ijoma Mangold (DIE ZEIT).

In Kooperation mit dem Schauspiel Frankfurt

Eintritt: 18 / 12 Euro

Karten unter www.schauspielfrankfurt.de. Es gelten die dortigen
Ermäßigungsberechtigungen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6199: Frankfurt - Robert Seethaler, Das Feld, 10.10.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Mi 10.10., 19.30 h

Robert Seethaler: Das Feld

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Moderation: Andreas Platthaus (F.A.Z.)



Audienz für den Autor des Erfolgsromans "Ein ganzes Leben"

Nur wenige Bücher der letzten Jahre konnten so viel Zustimmung,
Bewunderung und Empfehlung auf sich vereinen wie Robert Seethalers
Romane "Ein ganzes Leben" und "Der Trafikant". Bei diesem Autor
kommen Form, Inhalt und Präsenz wunschhaft zusammen. Kürzlich nun
erschien bei Hanser Berlin ein weiterer Roman. In ihm lässt er die
Toten erzählen, zurückblicken. So entsteht ein Album des Unfassbaren,
ein einfühlungsreicher Katalog verborgener Verbindungen. Bande, die
sich aber fügen zu einem Roman einer kleinen Stadt und zu einem Bild
menschlicher Koexistenz. Das Gespräch leitet Andreas Platthaus
(F.A.Z.).

In Kooperation mit dem Schauspiel Frankfurt

Eintritt: 18 / 12 Euro

Karten unter www.schauspielfrankfurt.de. Es gelten die dortigen
Ermäßigungsberechtigungen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1102: Frankfurt - Open Party 2018, 13.10.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Sa 13.10., 21.00 h

Open Party 2018



Mit den DJs Erekle Deisadze & Sophio Dzidziguri, Carolin Callies &
Christina Mohr, Max Czollek & Tristan Marquardt, Antje Rávik Strubel
& Hauke Hückstädt, Peter Stamm & Fishinmotion alias Petra Wittrock
und Oliver Vogel

Lektoren, Autoren und Vermittler am Mischpult der Messewoche

OPEN PARTY ist das Tanzparkett im Literaturhaus zum Abschluss des
Lesefestivals OPEN BOOKS im Rahmen der Frankfurter Buchmesse. Es ist
die große Messeparty für die Fach- und Leserwelt, für alle, "die auch
was mit Medien machen", die Bücher zuhause haben, aber Musik in den
Knochen. Hier kommen in der letzten Messenacht noch einmal alle
zusammen, Leser und Vorleser, Kritikerinnen und Kritisierte,
Lektorinnen und Autoren, Verlegerinnen und Buchhändler, Standpersonal
und Standbesucher, Buchsetzer und Übersetzer. Gemeinsam wird getalkt
und getanzt auf der Platznaht der Woche. Und die Musik kommt von
Laien am DJ-Pult, aber Profis in der Branche. Kurzum: Supistimmung.
Supibassbums, supi tanzbar.

LINE-UP:

21.00 UHR: Erekle Deisadze (Autor) & Sophio Dzidziguri (Georgian
National Book Center)

22.00 UHR: Carolin Callies (Lyrikerin) & Christina Mohr (Campus
Verlag)

23.00 UHR: Max Czollek & Tristan Marquardt (Lyriker)

00.00 UHR: Antje Rávik Strubel (Autorin) & Hauke Hückstädt
(Literaturhaus Frankfurt)

01.00 UHR: Peter Stamm (Autor) & Petra Wittrock & Oliver Vogel (S.
Fischer)

Ein Bewegungstreffpunkt in Kooperation mit dem Kulturamt Frankfurt am
Main.

Eintritt: 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/1101: Frankfurt - Hotlist 2018 & Party der Independents, 12.10.2018


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2018

Fr 12.10., 21.00 h

Hotlist 2018 & Party der Independents

Moderation: Anna Engel (hr2-kultur)

DJs: keilschmidt alias Antje Keil & Katharina Schmidt



Das 10. Mal! Preisverleihung, Branchentreff, Party der
Independents. Für alle!

Im Literaturhaus wird jedes Jahr am Freitag der Buchmessewoche die
Unabhängigkeit gefeiert. Dann kommen die Verleger, Autoren,
Bewunderer und Leser unabhängiger Verlage hierher, um den jährlichen
Preis der Hotlist zu vergeben. Die Hotlist versammelt die zehn
bemerkenswertesten Bücher aus unabhängigen Verlagen - bis zu 200
Verlage reichen dafür ein Buch ein. Eine Zahl, die für Vielfalt und
Qualität steht und für das gewaltige Korrektiv, das die Unabhängigen
im Mahlwerk der Buchbranche sind. Sie alle sind praktizierter
Idealismus und Voraussetzung für einen Buchmarkt mit Zukunft. Bei der
Preisverleihung werden die zehn Hotlist-Titel in Kürze von der
hr2-kultur-Moderatorin Anna Engel vorgestellt. Das beste Buch wird
prämiert. Außerdem wird der Melusine-Huss-Preis der Buchhändlerinnen
und Buchhändler verliehen. Im Anschluss laden die unabhängigen
Verlage zur Party. Die DJs Antje Keil (Lektorin) & Katharina Schmidt
(Illustratorin) alias keilschmidt legen auf. Wer den Puls der Branche
bei einem Pils erleben und feiern will, ist einfach da.

News: Die Hotlist ist erschienen!

Eine Veranstaltung vom Literaturhaus Frankfurt, dem Verein der
Hotlist und dem Netzwerk unabhängiger Verlage.

Eintritt: 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2018

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Kristina Koehler

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8415: Und morgen, den 3. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.10.2018 bis zum 04.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8415 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne, Wolken, Schauer,

feucht und herbstlich kühl

machen Jean auf Dauer

schon ein Schlußgefühl.
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AUSSTELLUNG/414: Braunschweig - "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann?", 4.10.-20.1.2019


"Zerrissene Zeiten" im Städtischen Museum Braunschweig

Novemberrevolution 1918: Ausstellung thematisiert Entwicklung und
Gefährdung der Demokratie



Braunschweig. Das Städtische Museum zeigt im Haus am Löwenwall von
Donnerstag, 4. Oktober bis zum 20. Januar kommenden Jahres die
Ausstellung "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution. Und dann?". Die
Schau ist ein Höhepunkt des stadtweiten Projekts "Vom Herzogtum zum
Freistaat - Braunschweigs Weg in die Demokratie 1916 - 1923". Anlass
für die Ausstellung ist der 100. Jahrestag der Novemberrevolution von
1918.

"Das mag nach bloßem Erinnern an weit entfernte Vergangenheit klingen.
Zentrale Themen der Ausstellung sind aber die Entwicklung der
Demokratie und die Gefährdung durch ihre Gegner, und diese Themen sind
hochaktuell", betont Oberbürgermeister Ulrich Markurth. "'Zerrissene
Zeiten' zeigt eine faszinierende historische Phase, in der sich
überkommene Strukturen auflösten und Geschichte zu einem offenen Spiel
von Möglichkeiten wurde. Die Ausstellung erzählt von den Potenzialen
jener Aufbruchszeit und dokumentiert die - letztlich gescheiterten -
Versuche, nach der Revolution die Demokratie im Alltag und in der
Gesellschaft zu verankern. Sie ermöglicht nicht nur eine
intellektuelle Auseinandersetzung mit der Geschichte, sie ist auch in
besonderer Weise sinnlich-dramatisch inszeniert. 'Zerrissene Zeiten'
führt eindringlich vor Augen, dass die Demokratie ständig neu erkämpft
werden muss."

"Um Geschichte lebendig werden zu lassen, finden sich in der Schau
sprechende Sinnbilder", erläutert der Direktor des Städtischen Museums
Braunschweig, Dr. Peter Joch das Konzept. "Halb zerstörte
Husaren-Figuren aus der Zeit des Herzogtums Braunschweig, die
Fotografien der Revolution flankieren, stehen für die Zerlegung und
Auflösung der alten Gesellschaft. Im Lichthof ragen
ineinandergeschobene, zackige Schollen auf, die Objekte tragen. Diese
Schollen verweisen symbolisch auf die Zerrissenheit der Zeit, auf den
Verlust der Fundamente, einer nunmehr labilen Gesellschaft, auf die
Schubkräfte und die Unkalkulierbarkeit der Geschichte."

Die Kapitel der Ausstellung spiegeln die Risse, Paradoxien und
Widersprüchlichkeiten der Gesellschaft nach 1918 wider. "Zerrissene
Zeiten" umfasst folgende Abschnitte:

"Riss durch die Zeit" erzählt von der Revolution, demokratischen
Wahlen, der Zersplitterung der politischen Landschaft und den
rechtsgerichteten gegenrevolutionären Freikorps.

"Dem Morgenrot entgegen - Industriegeschichte, Arbeiterbewegung.
Revolution" spannt einen Bogen von den repressiven Sozialistengesetzen
des Kaiserreichs bis zu den Aufständen von 1918.

"Werkzeug Erinnerung" veranschaulicht, wie die Erinnerung an den Krieg
politisch funktionalisiert, wie der tote Soldat zum Instrument der
Parteien wurde.

"Kind der Revolution - der Freistaat" widmet sich der neuen Verfassung
und der innovativen Politik des Freistaats Braunschweig, von der
Bodenreform bis zur Bildungspolitik, die einen Wandel vom monarchisch
geprägten zum demokratischen Unterricht gestaltete.

"Gebaute Gesellschaft - Architektur nach 1918" zeigt, wie die
Architekten der Zeit auf die Umbrüche seit der Novemberrevolution
reagierten. Themen sind unter anderen die Reformarchitektur von Carl
Mühlenpfordt, Arbeitersiedlungen und schließlich die Konzepte des
Bauhauses, das durch seine radikale Verweigerung der Tradition
architektonisch eine Stunde Null schuf.

"Die Neue Frau" zeigt, wie sich das Frauenbild nach dem Umbruch der
Gesellschaft veränderte. Zentrale Themen sind das Frauenwahlrecht und
eine neue weibliche Alltagskultur.

"Zeitfern? Kunst der 1920er" veranschaulicht die Verbindungen
Braunschweigs zur internationalen Kunstszene der Zeit. Unter anderem
wird eine Ausstellung des Sammlers Otto Ralfs mit Werken von Emil
Nolde bis Paul Klee versuchsweise nachgestellt. Deutlich wird hierbei
die "Zeitferne" der Künstler, die Politik als Thema aussparten.
Eine Übersicht der Veranstaltungen zur Sonderausstellung findet sich
in der Anlage zu dieser Presseinformation.

Reihe "Vom Herzogtum zum Freistaat"

Die Veranstaltungsreihe "Vom Herzogtum zum Freistaat - Braunschweigs
Weg in die Demokratie 1916 - 1923" des Dezernats für Kultur und
Wissenschaft nimmt die Zeitspanne von 1916 bis 1923 in den Blick, eine
Epoche, die geprägt ist von gravierenden Umbrüchen. Vor dem
Hintergrund der Entwicklungen und Umwälzungen in jenen Jahren ist es
das Ziel des Projekts, die Vielschichtigkeit durch ein breites
Spektrum an kulturellen Ausdrucksformen und Projekten zu reflektieren.
Hierbei wird ein Fokus auf die Entwicklungen im Braunschweiger Land
gelegt. Ein weiterer Höhepunkt ist die Stummfilm-Konzert-Reihe "Das
Kino der 20er Jahre zwischen Klassik und Avantgarde" vom 12. Oktober
bis 15. November im Roten Saal des Schlosses. Das Gesamtprogramm
findet sich unter www.braunschweig.de/1918.

Öffnungszeiten: Di - So 10 - 17 Uhr, Städtisches Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, 38100 Braunschweig, Tel.: (0531)
470 4521, E-Mail:
staedtisches.museum@braunschweig.de, www.braunschweig.de/museum

Eintritt: Erwachsene 5,00 Euro; Ermäßigung (für Schüler, Studierende,
Auszubildende, Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des
"Braunschweig Passes") 2,50 Euro; Kinder von 6 - 16 Jahre 2,00 Euro;
Schulklassen und Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt. Das Städtische
Museum Braunschweig ist uneingeschränkt barrierefrei. Das Haus am
Löwenwall bleibt am Mittwoch, 3. Oktober, aufgrund der Vorbereitungen
für die Eröffnung der Ausstellung (um 16 Uhr mit geladenen Gästen) für
Besucherinnen und Besucher geschlossen. Das Museum im Altstadtrathaus
ist an diesem Tag geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/758: Cuxhaven - November 1918. Als Cuxhaven eine Republik wurde, 10.10.2018


Als Cuxhaven eine Republik wurde

Vortrag zum Kieler Matrosenaufstand und seine Auswirkungen auf
Cuxhaven



Als Anfang November 1918 in Kiel Matrosen für ein Ende des Ersten
Weltkriegs und die Freilassung von inhaftierten Kollegen auf die
Straße gingen, sollte das weitreichende Folgen für ganz Deutschland
haben. Über die dramatischen Ereignisse dieser Zeit und die Folgen,
die der Aufstand auch für Cuxhaven haben sollte, berichtet der
Historiker Dr. Christian Lübcke am Mittwoch, 10. Oktober, im Rahmen
eines Vortrags im Museum "Windstärke 10".

Der Kieler Matrosenaufstand von 1918, oft auch "die vergessene
Revolution" genannt, war beileibe kein kleiner und nur auf die Stadt
Kiel und Schleswig-Holstein begrenzter Aufstand. Es handelt sich um
die größte Meuterei in der deutschen Geschichte und umfasste in ihrer
Hochphase hunderttausende Heeres- und Marineangehörige. Cuxhaven war
damals der drittgrößte Hafen der Kaiserlichen Marine, auf einen
Einwohner kamen zwei Marineangehörige. Am 5. November 1918 erhob sich
die Cuxhavener Besatzung, doch während zur gleichen Zeit in Kiel noch
schwere Schießereien tobten, gelang in Cuxhaven der Umsturz, ohne dass
ein Schuss fiel.

Cuxhaven wurde zu einem wichtigen Zentrum des Aufstandes, die dortigen
Revolutionäre kontrollierten die Elbmündung und Teile Hamburgs. Ihre
Vormachtstellung endete erst mit dem Versuch der Errichtung einer
eigenen Republik - auch ein spannendes Kapitel deutscher Geschichte,
das heute weitgehend in Vergessenheit geraten ist.

Zu denjenigen, die mit dem Cuxhavener Arbeiter- und Soldatenrat
zeitweise sympathisierten und den Verhältnissen in der Kaiserlichen
Marine kritisch gegenüberstanden, gehörte auch der Dichter Joachim
Ringelnatz. Als Marineoffizier war er bei Kriegsende als Kommandant
einer Einheit in Cuxhaven-Sahlenburg stationiert. In seiner
Autobiographie "Als Mariner im Krieg" findet sich eine authentische
Beschreibung des Aufstandes in Cuxhaven. Sie bildet die Basis für eine
Sonderausstellung, die ab dem 01. November im
Joachim-Ringelnatz-Museum zu sehen sein wird.

Das 100jährige Jubiläum des Kieler Matrosenaufstandes ist ein guter
Anlass, an die ereignisreichen und turbulenten Ereignisse im November
1918 zu erinnern. Schließlich trugen damals Matrosen aus Cuxhaven dazu
bei, eine Bewegung einzuleiten, die zum Sturz der Monarchie und zur
Ausrufung der Republik führte!

Der Vortrag zum Kieler Matrosenaufstand und seine Auswirkungen auf
Cuxhaven, zu dem das Museum "Windstärke 10" und das Joachim-Ringelnatz-Museum 
gemeinsam einladen, beginnt am 10. Oktober um 19.30 Uhr. Der
Eintritt beträgt 4,- Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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VORTRAG/757: Uni Vechta - Ringvorlesung "Geschichtslandschaften" im Wintersemester 2018/2019


idw - Pressemitteilung: Universität Vechta

Ringvorlesung "Geschichtslandschaften" behandelt Entstehung, Tradition & Inszenierung von Regionen 



Im Wintersemester 2018/2019 findet erneut eine historische
Ringvorlesung an der Universität Vechta statt. Prof. Dr. Bernd Ulrich
Hucker (Mittelalterliche Geschichte/Landesgeschichte) und Prof. Dr.
Eugen Kotte (Didaktik der Geschichte/Neuere und Neueste Geschichte)
laden zu 14 Vorträgen ein. Die Reihe startet am 18. Oktober 2018 mit
dem Vortrag "Eingeräumt und aufgeschlossen. Die Entstehung und der
Wandel von Geschichtslandschaften im Blick der modernen Forschung" des
Augsburger Kulturhistorikers Prof. Dr. Wolfgang E. J. Weber, der den
programmatischen Ansatz der Ringvorlesung vorstellt.

Schwaben bis Schleswig, die Grafschaft Bentheim bis Pommern, Hamburg
bis zum Teutoburger Wald: Die Historische Ringvorlesung thematisiert
traditionelle Prägungen und kulturelle Verdichtungen in Regionen, die
unter Betonung historischer Charakteristika und aktueller
Wahrnehmungen als eigene Einheiten ausgewiesen werden. Die Vorträge
berücksichtigen dabei sowohl landes- und regionalgeschichtliche
Aspekte wie auch das konstruktivistische Raumverständnis der
Kulturwissenschaften.

Die Vorträge beginnen jeweils donnerstags um 18.00 Uhr s.t. im Hörsaal
Q 015, Driverstraße 24. Sie alle sind öffentlich, Interessierte sind
herzlich eingeladen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/419: Iran-Report Nr. 10 - Oktober 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 10 - Oktober 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• 24 Tote bei Anschlag auf Militärparade 

• Überraschendes Lob Chameneis für Rohani 

• Karrubi macht Chamenei für schlimme Lage des Landes verantwortlich 

• Zwei Abgeordnete kritisieren die Zustände des Landes scharf 

• Kritik gegen Einmischung der Militärs in Angelegenheiten der Landwirtschaft 

• Drei kurdische Gefangene hingerichtet 

• Raketenangriff auf Hauptquartier der PDKI 

• Doppelstaatler unter Spionageverdacht 

• Gefängnisstrafen für zwei enge Mitarbeiter Ahmadinedschads 

• Zwei Rechtsanwälte festgenommen 

• Schicksal inhaftierter Umweltaktivisten weiter unklar


24 TOTE BEI ANSCHLAG AUF MILITÄRPARADE

Bei einem Angriff auf eine Militärparade in der im Südwesten Irans
gelegenen Stadt Ahwas wurden am 22. September nach Angaben der
iranischen Behörden 24 Menschen getötet, die meisten von ihnen
Mitglieder der Revolutionsgarden, und mehr als 70 verletzt. Die Zahl
der Toten könne noch weiter ansteigen, da viele Verwundeten in
Lebensgefahr schwebten, hieß es. Bei den mutmaßlichen Tätern handelte
es sich um vier uniformierte Männer, die sich in einem Park in
unmittelbarer Nähe der Parade verschanzt hatten. Sie schossen
zunächst auf eine Gruppe von Mitgliedern der Revolutionsgarden und
danach auf die Zuschauertribüne. Laut der staatlichen
Nachrichtenagentur Irna befinden sich unter den Toten auch Frauen und
Kinder. Drei der Attentäter wurden niedergeschossen, ein vierter
Attentäter erlag seinen Verletzungen.

Der Anschlag war der schwerste dieser Art seit Jahren. Die
Verantwortung dafür haben inzwischen sowohl der sogenannte Islamische
Staat (IS) als auch eine Separatistengruppe übernommen, die sich
"Arabische Befreiungsbewegung Al-Ahwasieh" nennt. In dem vom
Sprachrohr des IS "Amaq" veröffentlichten Bekennerschreiben hieß es,
die Kämpfer hätten "eine Versammlung iranischer Truppen" angegriffen.
Beweise legte die Organisation jedoch nicht vor. Glaubwürdiger
scheint die Gruppe "Al-Ahwasieh" zu sein, die nach eigenen Angaben
die Rechte der arabischen Bevölkerung in der Provinz Chusistan
vertritt. Deren Sprecher Jacub Hor al-Tostari sagte wenige Stunden
nach dem Anschlag in einem Interview mit der BBC, der Anschlag sei
Teil des Widerstands der Gruppe, die für die Rechte der arabischen
Bevölkerung kämpft. Er untergrabe die Autorität der iranischen
Regierung an einem Tag, an dem sie der Welt ihre Macht und ihre
Kontrolle habe demonstrieren wollen, sagte al-Tostari der AP.

Al-Ahwasieh ist der Dachverband verschiedener separatistischer
Gruppen. Die Zentrale des Verbands befindet sich in den Niederlanden.
Die Gruppe hat sich in den letzten Monaten durch Terroranschläge in
der Provinz Chusistan bemerkbar gemacht. "Chusistan gehört den
Arabern, alle Nichtaraber sollen die Provinz verlassen", verkündet
der Verband, der nach iranischer Darstellung von Saudi-Arabien
unterstützt wird. Die Provinz am Persischen Golf grenzt an Irak. Hier
befinden sich die größten Ölquellen des Landes. Bereits seit
Jahrzehnten gibt es separatistische Bestrebungen in der Provinz, die
von den arabischen Nachbarstaaten unterstützt werden.

Irans Präsident Hassan Rohani erklärte vor seiner Abreise nach New
York zur Teilnahme an der UN-Vollversammlung: "Diejenigen, die diesen
Terroristen Informationen und Unterstützung bei der Verbreitung ihrer
Propaganda gewähren, werden sich dafür verantworten müssen. (...) Die
kleinen Marionetten-Staaten in der Region werden unterstützt von
Amerika und die USA provozieren sie und geben ihnen die nötigen
Ressourcen." Die USA hätten das Ziel, Iran unsicher zu machen. Aber
sie würden ihre Feindseligkeiten bereuen: "Amerika verhält sich
gegenüber dem Rest der Welt wie ein Tyrann. Aber unser Volk wird sich
widersetzen und die Regierung ist bereit, Amerika die Stirn zu
bieten", sagte der Präsident weiter. Außenminister Mohammad Dschwad
Sarif machte "regionale Unterstützer und ihre US-Herren" für den
Anschlag verantwortlich. Der Iran werde schnell und entschieden zur
Verteidigung iranischer Leben antworten, sagte er.

Das Teheraner Außenministerium bestellte die Botschafter Dänemarks
und der Niederlande sowie den Geschäftsträger Großbritanniens ein.
Ihnen wurde vorgeworfen, einige Mitglieder der arabischen
Organisation, die den Anschlag verübt habe, zu beherbergen. Es sei
"inakzeptabel, dass die Europäische Union die Mitglieder dieser
terroristischen Gruppen nicht auf ihre schwarze Liste setzt, solange
sie keine Verbrechen auf europäischem Boden verüben", sagte der
Sprecher des Außenministeriums Bahram Ghassemi.

Russlands Präsident Wladimir Putin zeigte sich "entsetzt von diesem
blutigen Verbrechen". Das Attentat "erinnert uns einmal mehr an die
Notwendigkeit eines kompromisslosen Kampfes gegen Terrorismus in all
seinen Erscheinungsformen", sagte er. Auch einige EU-Staaten
verurteilten den Anschlag. Aus dem Weißen Haus in Washington, das den
Anschlag ebenfalls verurteilte, hieß es: "Die USA unterstützen das
iranische Volk und empfehlen der Teheraner Führung, sich mehr auf den
Schutz der eigenen Bevölkerung zu konzentrieren."

Washington wies jeden Vorwurf der Beteiligung an dem Anschlag zurück.
Außenminister Mike Pompeo sagte, es sei "ein großer Fehler" andere
für Sicherheitsversäumnisse im Inland verantwortlich zu machen. Auch
Nikki Haley, US-Botschafterin bei den Vereinten Nationen, sagte mit
Blick auf die Äußerungen Rohanis: "Er (Rohani) kann sooft er will die
Schuld auf uns schieben. Aber er sollte in den Spiegel schauen."

Die Vereinigten Arabischen Emirate bestritten ebenfalls, an dem
Anschlag beteiligt gewesen zu sein. Anwar Gargash, Staatsminister für
Äußere Angelegenheiten, twitterte am 23. September: "Die offiziellen
Provokationen gegen die Vereinigten Arabischen Emirate aus Iran, die
sich mit dem Anschlag auf die Militärparade zugespitzt haben, sind
bedauerlich." Die Behauptungen Teherans seien ohne jegliche
Grundlage. Die Position der Emirate gegen Terrorismus und Aggression
"sind klar".

Das Auswärtige Amt in Berlin forderte rückhaltlose Aufklärung des
Verbrechens. Die "Hintermänner dieser schrecklichen Tat" müssten
ermittelt werden, sagte ein Sprecher. Er betonte, die Bundesregierung
wolle sich an Spekulationen über mögliche Initiatoren und
Unterstützer nicht beteiligen.

Der UN-Sicherheitsrat verurteilte am 25. September den Anschlag
scharf als einen "abscheulichen und feigen Terrorangriff". Die
Initiatoren und Unterstützer müssten zur Rechenschaft gezogen werden,
hieß es in der Stellungnahme des höchsten UN-Gremiums.

An der Trauerfeier für die Terroropfer in Ahwas nahmen Zehntausende
teil. Militärs, Politiker und Geistliche schworen Rache. "Wir
versprechen, dass unsere Rache verheerend sein wird", sagte der
stellvertretende Kommandeur der Revolutionsgarden, General Hossein
Salami. Geheimdienstminister Mahmud Alawi gab in seiner Rede bekannt,
dass einige Hintermänner des Anschlags bereits festgenommen worden
seien. Zuvor hatte Revolutionsführer Ali Chamenei Saudi-Arabien und
den Vereinigten Arabischen Emiraten vorgeworfen, die Täter
unterstützt zu haben. "Nach den vorliegenden Informationen wurde
diese feige Tat von denjenigen Individuen verübt, die jedes Mal von
den Amerikanern gerettet werden, wenn sie im Irak und in Syrien in
Schwierigkeiten geraten, und die von den Saudis und den Arabischen
Emiraten finanziert werden", sagte er.

Am 25. September meldete die Agentur Tasnim, der Geheimdienst habe im
Zusammenhang mit dem Anschlag 25 Mitglieder der Separatistengruppe
Al-Ahwasieh festgenommen.


ÜBERRASCHENDES LOB CHAMENEIS FÜR ROHANI

Am Tag zuvor war Präsident Rohani im Parlament von Konservativen und
Hardlinern in die Mangel genommen worden. Die Abgeordneten sparten
nicht mit Kritik, warfen dem Regierungschef Unfähigkeit vor die
Wirtschaftskrise in den Griff zu bekommen und das Land zu regieren.
Es hatte den Anschein als sei ein Misstrauensantrag gegen den
Präsidenten in Vorbereitung. Bereits zuvor hatte Revolutionsführer
Ali Chamenei in Anwesenheit Rohanis erklärt, nicht die Sanktionen und
die Aktivitäten der Feinde hätten die Wirtschaftskrise verursacht,
sondern die Unfähigkeit der Regierung richtige Lösungen für die
Probleme des Landes zu finden. All dies gab den Gerüchten Nahrung,
die Hardliner planten die Übernahme der Regierung.

Rohani hatte, bevor er auf die Kritik der Abgeordneten antwortete,
erklärt, er werde versuchen die Ratschläge des Revolutionsführers zu
befolgen. Was er damit meinte, wurde erst nach seiner Rede klar.
Offenbar hatte Chamenei ihm geraten, sanft und keinesfalls provokativ
aufzutreten. Vor allem sollte er, entgegen seiner zuvor angekündigten
Versprechen die Machenschaften gegen seine Regierung zu entlarven,
keine Geheimnisse preiszugeben. Daran hielt sich der Präsident auch,
womit er seine Wähler und die Reformer enttäuschte, aber offenbar den
Revolutionsführer zufrieden stellte.

Am Tag nach der Parlamentsdebatte empfing Chamenei Präsident Rohani
und die Mitglieder seiner Regierung. Die Parlamentssitzung sei "eine
Demonstration der Macht und Stabilität der Islamischen Republik"
gewesen, sagte er. "Gott schütze den Präsidenten und die Legislative,
die diese Machtdemonstration ermöglicht haben. (...) Die Abgeordneten
stellen dem Präsidenten, der mit 23 Millionen Stimmen gewählt worden
ist, Fragen und der Präsident antwortet souverän und würdevoll. Das
ist die auf unserer Religion basierende Demokratie", sagte Chamenei.

Wie es scheint, hat Chamenei seine Taktik geändert. Statt dem
Präsidenten ständig Steine in den Weg zu legen und ihn zu schwächen,
will er ihn anscheinend unterstützen, damit die Balance zwischen den
Machtzentren erhalten bleibt. Nur so kann er seine eigene Position
stärken und sich als Alleinherrscher behaupten. Ein möglicher
Rücktritt Rohanis würde die Hardliner und die Revolutionsgarde, die
dann die Regierung übernehmen würden, weitaus mächtiger machen, als
sie bereits sind; so mächtig, dass sie auf den Gedanken kommen
könnten, auch den Revolutionsführer kalt zu stellen oder ihn gar
seines Amtes zu entheben. Ob diese Taktik lange anhalten wird, ist
fraglich. Denn Rohani und seine Regierung sind spürbar geschwächt,
die Wähler sind enttäuscht, die Unruhen im Land dauern an und die
noch härteren Sanktionen der USA werden im November in Kraft treten.
All dies lässt einen Regierungswechsel plausibel erscheinen. Es ist
die Stunde der Hardliner und der Militärs. Sie werden versuchen diese
Chance wahrzunehmen.


KARRUBI MACHT CHAMENEI FÜR SCHLIMME LAGE DES LANDES
VERANTWORTLICH

Der frühere Parlamentspräsident Mehdi Karrubi, der sich seit fast
acht Jahren unter Hausarrest befindet, hat am 2. September in einem
offenen Brief die Mitglieder des Expertenrats aufgefordert, statt den
Revolutionsführer Ali Chamenei "ständig zu lobpreisen und ehren", ihn
für die politische und wirtschaftliche Lage zur Verantwortung zu
ziehen. Sie sollten ihn auffordern seine Politik zu erläutern, die zu
dieser Misere geführt habe. Der Revolutionsführer solle darlegen, wie
die "erbärmliche Lage der Justiz" zu rechtfertigen sei, eine Justiz,
die "mit ihren politischen Urteilen die Verbrechen des Schah-Regimes
in den Schatten gestellt" habe.

Grund für die schlimme Lage des Landes sei, dass Institutionen wie
die Revolutionsgarden, die Basidsch-Milizen, die Justiz, Fernsehen
und Rundfunk, für die der Revolutionsführer verantwortlich sei, von
niemandem kontrolliert würden, schrieb Karrubi. Genau dies habe dem
Land und dem Volk schlimme Schäden zugefügt. Die Justiz sei zum
Symbol von Ungerechtigkeit und Unmoral geworden. "Die schändlichen
Urteile der Justiz gegen Journalisten, politische Aktivisten,
Menschenrechts- und Umweltaktivisten, Studenten, Lehrer, Arbeiter und
Frauenrechtsaktivistinnen" seien ohne Ausnahme politische Urteile.

Anlass des Schreibens war die jährliche Vollversammlung des
Expertenrats. Der aus 86 Geistlichen bestehende Rat hat die Aufgabe,
den Revolutionsführer zu wählen und zu überwachen. Er kann den
Revolutionsführer im Krankheitsfall oder bei Missachtung seiner
Pflichten seines Amtes entheben. Da aber der Wächterrat bereits vor
der Wahl des Expertenrats bestimmt, wer sich um einen Sitz bewerben
darf und die Mitglieder des Wächterrats zur Hälfte vom
Revolutionsführer ernannt werden, ist es kaum möglich, dass Kritiker
des Revolutionsführers Zugang zum Expertenrat finden. Seit Bestehen
des Expertenrats ist es noch nie vorgekommen, dass der Rat seine
Aufgabe wahrnimmt und den Revolutionsführer tatsächlich kontrolliert.

Ohne Hinweis auf den Brief von Karrubi kritisierte der Vorsitzende
des Expertenrats Ahmad Dschannati, der übrigens auch Vorsitzender des
Wächterrats ist, dass man den Revolutionsführer für die schlimme Lage
des Landes verantwortlich machen wolle. "Die Feinde wollen die Kosten
für die entstandenen Schäden dem Revolutionsführer auf die Rechnung
setzen", sagte er wörtlich am 4. September auf der öffentlichen
Sitzung des Expertenrats. "Sie (die Feinde) stellen die Lage so dar,
als hätten Regierung und andere Instanzen keine Befugnisse, als wäre
allein der Revolutionsführer für alles verantwortlich", sagte
Dschannati. Der Revolutionsführer habe viele Befugnisse auf die drei
Gewalten übertragen, zum Beispiel auf die Justiz, um die
Rechtssprechung zu erleichtern oder auf die Regierung, um die
Außenpolitik zu gestalten. Allerdings habe die Regierung die von
Chamenei gesetzten roten Linien überschritten. Weiterhin habe der
Revolutionsführer zur Bewältigung der sozialen Krise die Bildung
einer Arbeitsgruppe angeordnet, an der auch die Chefs der drei
Gewalten teilnehmen. "Was hätte er noch tun sollen", fragte
Dschannati. Er verwies auf die jüngsten Äußerungen Chameneis und
sagte: "Der Revolutionsführer ist der Meinung, dass die heutige Lage
durch falsche Führung und sogar durch einige Verräter verursacht
worden ist. Gegen diese Personen muss mit härtesten Maßnahmen
vorgegangen werden." Die gegenwärtige Unzufriedenheit in der
Bevölkerung könne nicht mit dem Revolutionsführer in Verbindung
gebracht werden.

Präsident Hassan Rohani, der ebenfalls Mitglied des Expertenrats ist,
war gebeten worden auf der Vollversammlung eine Rede über die Lage
des Landes zu halten. Doch er sagte seine Teilnahme ab.


ZWEI ABGEORDNETE KRITISIEREN DIE ZUSTÄNDE DES LANDES
SCHARF

Am 4. September übten zwei Abgeordnete in ihren Redebeiträgen
ungewöhnlich scharfe Kritik an den Institutionen des Landes. Die
Abgeordnete Parwaneh Salahschuri erklärte, es sei notwendig bei
wichtigen Fragen der Außenpolitik, der Gestaltung des staatlichen
Rundfunks und Fernsehens und bei der Auswahl der Kandidaten für das
Parlament und den Expertenrat, das Volk zu befragen. Sie sagte, die
Auswahl der Kandidaten durch den Wächterrat bei den Parlamentswahlen,
bei der Wahl des Expertenrats und des Präsidenten habe dazu geführt,
dass fähigen Menschen die Chance genommen werde, wichtige Aufgaben zu
übernehmen. Zudem habe die Einmischung des Wächterrats die
republikanischen Elemente der Islamischen Republik stark geschwächt.

Salahschuri beklagte die "ungerechten Urteile der Justiz", "die
Korruption auch unter den Abgeordneten im Parlament",
"Monopolisierung des Fernsehens und Rundfunks", "die unsinnigen
Anträge und Projekte im Parlament", "Hausarreste und Gefängnisstrafen
für Studenten, Lehrer, Arbeiter, Rechtsanwälte, Umweltaktivisten",
"die weit verbreitete Umweltverschmutzung", "Einmischung der Militärs
in Angelegenheiten der Politik, Wirtschaft und Kultur", "Vermischung
kultureller Einrichtungen mit militärischen Organisationen" und
dergleichen mehr.

Bei ihrem in der Geschichte des iranischen Parlaments bisher selten
kritischen Redebeitrag übte Salahschuri auch gegen die herrschende
Geistlichkeit scharfe Kritik. "Ich wollte mich wie früher an die
Geistlichen wenden und sie um Unterstützung bitten. Doch zu meinem
Bedauern stellte ich fest, dass einige von ihnen sich mehr um die
Haarsträhnen der Frauen und um die Frage kümmern, ob Frauen Fahrrad
fahren dürfen, als um die Armut, um die Jugendlichen, die dem Glauben
den Rücken gekehrt haben, um den Raub des Volkseigentums und um
andere Belange der Bevölkerung."

"Die Militärs müssen sich in die Kasernen zurückziehen und sich um
ihre militärischen Aufgaben kümmern", forderte Salahschuri. Sonst
werde die Wirtschaft nicht zur Ruhe kommen und sich entwickeln
können. Alle politischen Gefangenen sollen freigelassen werden und es
müsse für alle im Ausland lebenden Iraner eine Amnestie geben, damit
sie in ihre Heimat zurückkehren könnten.

Auch die Abgeordnete Hadschar Dschenarai stellte das Establishment
der Islamischen Republik an den Pranger. Was das Land existenziell
bedrohe, seien nicht Kriege, Überschwemmungen oder wirtschaftlicher
Ruin, "es ist Verrat, es sind die Verräter, die den Staat in den
Abgrund treiben", sagte sie.

Gegen die kritischen Äußerungen der beiden Abgeordneten wandte sich
der Abgeordnete Hamid Resa Hadschi Babai, der der konservativen
Fraktion der "Prinzipientreuen" angehört. "Manche Kollegen und
Kolleginnen sagen einfach, was ihnen in den Sinn kommt", kritisierte
er. "Wenn Menschen draußen die Übertragung der Debatten im Rundfunk
und Fernsehen hören, müssen sie den Eindruck haben, es handele sich
um feindliche ausländische Sender."

Nach dem Gesetz müssen öffentliche Sitzungen des Parlaments vom
Rundfunk und Fernsehen übertragen werden.

"In diesem Parlament ist die islamische Staatsordnung mehr als
hundertmal beleidigt worden. Doch der Präsident hat nicht einmal den
Äußerungen widersprochen. (...) Er ist für die Beleidigungen
verantwortlich", sagte Babai weiter. Während dieser Rede war
Parlamentspräsident Ali Laridschani nicht anwesend. Sein Vize Ali
Mottahari leitete die Sitzung. Er sagte, die Abgeordneten seien
berechtigt ihre freie Meinung zu äußern, es sei denn, ihre Äußerungen
seien beleidigend oder denunzierend.


KRITIK GEGEN EINMISCHUNG DER MILITÄRS IN ANGELEGENHEITEN
DER LANDWIRTSCHAFT

Auf einem Kongress zum Thema "Agrarwissenschaft und Besserung der
Pflanzenzucht" kritisierte Isa Kalantari, Leiter des Umweltamtes "die
Einmischung der Militärs in Angelegenheiten der Landwirtschaft". Das
Landwirtschaftsministerium stehe eindeutig unter dem Einfluss der
Militärs, sagte er auf der Konferenz. Er bezog sich dabei auf eine
Äußerung des früheren Oberbefehlshabers der Basidsch-Milizen, der
behauptet hatte, Iran sei in der Lage eine halbe Milliarde Menschen
mit Nahrung zu versorgen. Danach habe das Parlament diese Behauptung
bestätigt. Auf dieser Basis traf das Parlament falsche
Entscheidungen, die dazu führten, dass Teile der Landwirtschaft brach
lägen, sagte Kalantari.

Konservative Medien hatten Kalantari angegriffen, weil er gesagt
hatte, die iranische Landwirtschaft sei derzeit nicht einmal in der
Lage den Bedarf an landwirtschaftlichen Gütern für 20 Millionen
Menschen zu decken.

Weiterhin kritisierte Kalantari, dass große Summen für Projekte
ausgegeben wurden, ohne entsprechende Ergebnisse zu erzielen. Als
Beispiel nannte er die Wasserversorgung der Provinz Sabol im Osten
des Landes aus der Luft. Es sei dafür fast eine Milliarde Dollar
ausgegeben worden, was die Lage dort aber kaum verändert habe. Er
warf den Konservativen vor, die Veränderungen der Umwelt nicht
wahrhaben zu wollen und alle internationalen Aktivitäten gegen die
Erderwärmung als "Verschwörung" abzulehnen.

Kalantari kritisierte auch die wissenschaftlichen Institute. Sie
seien für die Krise in der Landwirtschaft mitverantwortlich, "weil
sie schweigen, weil sie nur an ihre Karriere denken und
Entscheidungen den Militärs überlassen".


DREI KURDISCHE GEFANGENE HINGERICHTET

Wie iranische Medien am 8. September berichteten, wurden drei
kurdische Gefangene, Hossein Panahi, Zanbar Moradi und Loghman
Moradi, unter dem Vorwurf der Mitgliedschaft in einer terroristischen
Organisation, Teilnahme an bewaffneten Auseinandersetzungen und
Teilnahme an terroristischen Aktivitäten zum Tode verurteilt und
hingerichtet. Panahis Anwalt, Hossein Ahmadinias sagte der Agentur
Isna, er sei nicht über die Hinrichtung informiert worden, aber
sichere Quellen hätten die Nachricht bestätigt.

Der Bruder von Panahi, Amdschad Hussein Panahi, sagte der BBC, sein
Bruder habe sich seit Wochen im Hungerstreik befunden. Trotzdem und
trotz seiner gebrochenen Hand sei er hingerichtet worden. Panahi war
im vergangenen Jahr unter dem Vorwurf der Mitgliedschaft in der
kurdischen Partei "Kumaleh" vom Revolutionsgericht zum Tode
verurteilt worden. Die beiden anderen wurden ebenfalls beschuldigt
Mitglied der "Kumaleh" zu sein. Ferner wurde ihnen Teilnahme an
terroristische Aktivitäten und an dem Attentat gegen den Sohn eines
Freitagspredigers vorgeworfen. Die beiden hatten in einem offenen
Brief erklärt, dass sich das Gericht bei seinem Urteil auf
Zugeständnisse gestützt habe, zu denen sie durch Folter gezwungen
worden seien.


RAKETENANGRIFF AUF HAUPTQUARTIER DER PDKI

Nach Angaben der Demokratischen Partei des Iranischen Kurdistans
(PDKI) wurde am 8. September das Hauptquartier der PDKI, das sich in
der nordirakischen Stadt Koja befindet, mit Raketen angegriffen.
Dabei wurden 12 Menschen getötet und mehr als 50 Menschen verletzt.
Die iranischen Revolutionsgarden bestätigten, sieben
Boden-Boden-Raketen auf das "Hauptquartier der Terroristen" im
Nordirak abgefeuert zu haben. Auch Drohnen seien bei dem Angriff im
Einsatz gewesen. "Mit sieben Boden-Boden-Raketen wurde eine
Versammlung der Führung der Partei und ein Ausbildungszentrum
erfolgreich angegriffen", erklärten die Revolutionsgarden. Die PDKI
habe in den vergangenen Monaten "Unruhe gestiftet, zerstörerische
Aktivitäten getätigt und die Sicherheit der Bevölkerung gefährdet".
"Die Bestrafung der Aufrührer steht auf der Tagesordnung der
Revolutionsgarden", warnten die Garden. Die autonome Regierung der
Kurden im Irak habe die Aufforderungen nicht ernst genommen, die
Aktivitäten der iranischen Kurden auf ihrem Gebiet zu beenden und
ihre Quartiere aufzulösen.

Irans Generalstabschef Mohammad Bagheri forderte laut der Agentur
Isna am 11. September Bagdad und Erbil auf, alle kurdisch-iranischen
Rebellengruppen aus ihrem Land auszuweisen. "Diese Leute sind
Kriminelle", sagte er. "Bagdad und Erbil müssen sie uns entweder
übergeben oder sie ausweisen." Die USA hätten wohl die Regierung der
autonomen Kurdenregion ermutigt, im Gegensatz zu früher den Rebellen
zu erlauben, von jenseits der Grenze Angriffe gegen Iran zu tätigen.
Sollten sich die Fälle wiederholen, werde Iran nicht zögern sie mit
äußerster Härte zu vergelten, warnte der General.

General Mohammad Ali Dschafari, Oberkommandierender der
Revolutionsgarden, bezeichnete den Raketenangriff als "eine Botschaft
an die Feinde, insbesondere an die Mächte der Arroganz". "Alle, die
sich in einem Umkreis von 2000 Kilometern jenseits der Grenzen des
heiligen iranischen Territoriums befinden, Stützpunkte errichten und
Waffen gelagert haben, sollten wissen, dass die Raketen der
Revolutionsgarden sehr genau treffen", sagte der General.

Bagdad protestierte gegen den Angriff, den das Außenministerium als
Verletzung der territorialen Integrität des Irak bezeichnete. Auch
die Führung der autonomen Region Kurdistan verurteilte den
Raketenangriff, zugleich aber auch die Angriffe der PDKI von
irakischem Territorium aus gegen Iran.

Die PDKI ist die älteste Partei iranischer Kurden, die seit
Jahrzehnten für die Autonomie der Kurden kämpft. Nach der Revolution
von 1979 wurde dieser Kampf einige Jahre lang bewaffnet geführt. Vor
drei Jahren hat die Partei erklärt, den bewaffneten Kampf gegen das
Regime in Teheran erneut aufgenommen zu haben.

Die Kurden in Iran protestierten am 12. September mit einem
Generalstreik gegen den iranischen Raketenangriff. In mehreren
Städten der Provinz Kurdistan blieben die meisten Geschäfte und
Basare geschlossen. Zu dem Streik hatten mehrere kurdische
Organisationen aufgerufen. Die Proteste richteten sich auch gegen die
Hinrichtung von drei Kurden. Augenzeugen berichteten von verstärkter
Präsenz der Sicherheits- und Ordnungskräfte. Es habe auch Festnahmen
gegeben.


DOPPELSTAATLER UNTER SPIONAGEVERDACHT

Irans Informationsminister Mahmud Alawi gab am 29. August die
Festnahme von "Dutzenden von Spionen" aus staatlichen Einrichtungen
bekannt. Wann die Festnahme erfolgt ist, um welche Einrichtungen und
Personen es sich handelt und für wen beziehungsweise für welche
Staaten sie spioniert haben sollen, verriet der Minister nicht. "Wir
haben zahlreiche Personen, die unter Spionageverdacht stehen, unter
die Lupe genommen, ohne dies bekannt zu geben. Denn wir wollen
unseren Feinden keine Gelegenheit geben, unsere Ermittlungen zu
vereiteln."

"Wir werden verhindern, dass Doppelstaatler eine leitende Stelle in
der staatlichen Verwaltung übernehmen und dafür sorgen, dass solche
Leute, sollten sie an leitender Stelle tätig sein, sofort entlassen
werden", sagte Alawi weiter. "Ich habe mehrmals erklärt, dass man uns
über die Tätigkeit solcher Leute in der Verwaltung informieren soll."

Seit geraumer Zeit werden in Iran Iraner mit doppelter
Staatsbürgerschaft als potenzielle Spione betrachtet und verfolgt.
Solchen Personen wurde auch der Zugang zu höheren Verwaltungsstellen
verboten. Im Parlament wird derzeit ein entsprechendes Gesetz
vorbereitet. Die Kampagne gegen die Doppelstaatler wurde von den
Hardlinern in Gang gesetzt, weil es sich bei Doppelstaatlern zumeist
um Personen handelt, die im Ausland studiert oder sich zumindest über
längere Zeit im Ausland aufgehalten haben und dadurch liberalere und
modernere Ansichten vertreten als die Konservativen.

Im April dieses Jahres legte die Forschungsabteilung des Parlaments
zu diesem Thema einen Bericht vor, in dem es heißt, die Feinde Irans
hätten Personen mit doppelter Staatsbürgerschaft in die Verwaltung
eingeschleust, um wichtige Informationen zu bekommen und dem Land zu
schaden. Solche Personen seien politisch, kulturell und auch
ideologisch vom Westen und von anderen Feinden Irans abhängig und
dafür geeignet, als Spione die Ziele der Feinde des Landes
durchzusetzen.

Iran erkennt die doppelte Staatsbürgerschaft nicht an. Falls jemand
die Staatsbürgerschaft eines anderen Landes annehmen will, muss er
oder sie eine Entlassung aus der iranischen Staatsbürgerschaft
beantragen. Doch die ist schwer zu erhalten. Bereits im vergangenen
Jahr hatten die Revolutionsgarden die Festnahme von "mindestens 20
Personen" unter dem Verdacht der Spionage bekannt gegeben.


GEFÄNGNISSTRAFEN FÜR ZWEI ENGE MITARBEITER AHMADINEDSCHADS

Rahim Maschai und Aliakbar Dschawanfekr, zwei enge Mitarbeiter des
früheren Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad, wurden vom Teheraner
Revolutionsgericht zu sechseinhalb Jahren beziehungsweise vier Jahren
Gefängnis verurteilt. Beide Urteile können angefochten werden.
Gholamhossein Esmaili, Chef der Justizbehörde der Provinz Teheran,
der zugleich Vorsitzender des Revisionsgerichts ist, sagte der
Agentur Tasnim, Maschai sei wegen Aktivitäten gegen die nationale
Sicherheit zu fünf Jahren, wegen Propaganda gegen den Islamischen
Staat zu einem Jahr und wegen Beleidigung der Justiz zu sechs Monaten
Gefängnis verurteilt worden. Diese Delikte seien nur ein Teil der
Vorwürfe gegen Maschai. Andere Vorwürfe würden weiterhin vor Gericht
behandelt. Dschawanfekr wurde wegen "Aktivitäten gegen die nationale
Sicherheit" zu vier Jahren Haft verurteilt. Er war Pressechef des
Präsidialamts.

Maschai hatte gegen das Verfahren protestiert. Er sei mit Zwang zu
der Verhandlung gebracht worden, sagte er. Zudem sei zu seiner
Verteidigung kein Anwalt zugelassen worden. Aus diesem Grund
verzichtete er darauf, sich selbst zu verteidigen. Die Justiz hatte
erklärt, die Gerichtsverhandlungen gegen Maschai seien öffentlich.
Doch unabhängige Journalisten wurden zu dem Prozess nicht zugelassen.
Nur das staatliche Fernsehen und einige Blätter, die den
Revolutionsgarden nahe stehen, veröffentlichten Berichte über die
Verhandlung.

Maschai war der engste Vertraute des früheren Präsidenten
Ahmadinedschad. 2013 kandidierte er mit Unterstützung Ahmadinedschads
für das Amt des Präsidenten, doch seine Kandidatur wurde vom
Wächterrat zurückgewiesen.

Ahmadinedschad bezeichnete die Urteile gegen seine Weggefährten als
"absurd". Der als Hardliner bekannte Ahmadinedschad regierte von 2005
bis 2013.

Zurzeit befinden sich noch andere früheren Mitarbeiter
Ahmadinedschads im Gefängnis, darunter der damalige Vizepräsident
Hamid Baghai. Er wurde im März dieses Jahres wegen Amtsmissbrauch,
Korruption und Unterschlagung zu 15 Jahren Gefängnis verurteilt.


ZWEI RECHTSANWÄLTE FESTGENOMMEN

In den letzten Wochen wurde eine ganze Reihe von Anwälten
festgenommen. Payam Derafschan und Farroch Forusan wurden am 31.
August im Haus der Familie von Arasch Keychosrawi, der sich zurzeit
ebenfalls im Gefängnis befindet, festgenommen. Der Grund für die
Festnahme der beiden Anwälte wurde nicht bekannt gegeben. Es gibt
auch Anwälte, die bereits seit Jahren im Gefängnis sitzen.

Laut Angaben der "Kampagne für die Menschenrechte in Iran"
beschäftigt sich Forusan mit Kinderrechten und Derafschan vertritt
einige politische Gefangene. Auch Keychosrawi gehört zu seinen
Mandanten.

Unklar ist, welche Instanz die Verhaftung der beiden Anwälte
veranlasst hat und wohin die Festgenommenen gebracht wurden. In der
Islamischen Republik gibt es neben der Staatsanwaltschaft und Polizei
auch andere öffentliche oder geheime Organisationen, die ohne
Absprache mit der Justiz Verhaftungen vornehmen. Bekannt dafür sind
die Geheim- und Sicherheitsdienste der Revolutionsgarden.


SCHICKSAL INHAFTIERTER UMWELTAKTIVISTEN WEITER UNKLAR

Isa Kalantari, Leiter des Amtes für Umweltschutz, forderte laut Irna
am 7. September Klarheit über das Schicksal der Umweltaktivisten, die
sich seit sieben Monaten in Untersuchungshaft befinden. "Wir haben
mit Hinweis auf die Angaben des Informationsministers erklärt, dass
diese Personen keine Spione sind." Das Informationsministerium sei
die zuverlässigste Quelle. Es habe bestätigt, dass der Vorwurf gegen
die Aktivisten nicht zutreffe.

Die Justiz habe angekündigt, bis Ende des Sommers die Akten der
Umweltaktivisten zu schließen. Doch bis zum heutige Tag sei das
Schicksal der Betroffenen ungewiss. Die acht Aktivisten waren vor
sieben Monaten festgenommen worden. Zwei Wochen nach der Festnahme
erhielt die Familie des Aktivisten Kawus Saidemami die Nachricht, er
habe in der Haft Selbstmord begangen, was höchst unglaubwürdig
scheint.

Justizsprecher Mohsseni Ejehi gab auf einer Pressekonferenz bekannt,
dass die Anklageschrift gegen fünf Aktivisten abgeschlossen sei und
der Prozess gegen sie demnächst beginnen werde. Die Justiz wirft den
Aktivisten Spionagetätigkeit für feindliche Geheimdienste vor.

 * 


KULTUR

• Berühmter Iranist Yarschater gestorben 

• Iran bewirbt sich mit Film von Jalilvand um Oscar 

• Zwei Theaterleute wegen Aufführung von Shakespeares Sommernachtstraum festgenommen


BERÜHMTER IRANIST YARSCHATER GESTORBEN

Der berühmte Iranist Ehsam Yarschater ist mit 98 Jahren in seinem
amerikanischen Exil gestorben. Er war der Gründer des Zentrums für
Iranistik in den USA und Leiter der Enzyklopädie "Iranica", eines der
umfangreichsten Projekte der Iranistik in englischer Sprache an der
Columbia Universität in New York, wo er auch als ordentlicher
Professor lehrte.

Geboren wurde Yarschater in der Stadt Hamedan, im Westen Irans. Sein
fast hundertjähriges Leben widmete er der Forschung der iranischen
Geschichte, Literatur, Kunst, Kultur und der persischen Sprache. Den
Namen Yarschater hatte sein Vater von einem Idol übernommen. Schater
wurden früher Leute genannt, die als flinke und tüchtige Wegweiser
vor reitenden Königen oder Edelmännern marschierten. Auch Bäcker, die
kunstvoll Brot backen, werden als Schater bezeichnet.

Yarschater erlebte eine schwere Kindheit. Die Familie siedelte
zunächst nach Kermanschah um, dann in die Hauptstadt Teheran. Seine
Eltern gehörten der Bahai-Religion an. Der Vater verbrachte viel Zeit
mit Beten und religiösen Aktivitäten. Ehsan war noch im Kindesalter
als zunächst seine Mutter und wenige später sein Vater starb. Die
Kinder wurden jeweils unter Obhut eines Verwandten gestellt.

Ehsam litt so sehr unter dem Verlust der Mutter, dass er zweimal
versuchte sich das Leben zu nehmen. Er lebte zunächst bei einem
Onkel, dann zog er zu seinem älteren Bruder. "Ich wurde vom
schlechten Gewissen geplagt, weil ich dem Wunsch meiner Mutter nicht
nachgekommen war meine Ausbildung fortzusetzen", erzählte er später.

Mit 13 Jahren ging er zum Kulturministerium und verlangte
Unterstützung, um seine Ausbildung fortsetzen zu können. Er selbst
habe keine Mittel dafür. Auf die Frage eines Abteilungsleiters, wer
er sei und woher er komme, sagte Yarschater: "Ich bin niemand, ich
habe keine Eltern und niemanden, der sich um mich kümmert." Das
Ministerium konnte ihm nicht helfen. Er machte sich allein auf den
Weg. Es gelang ihm mit Hilfe eines Stipendiums seine Ausbildung mit
großem Erfolg fortzusetzen, bis zu einer Promotion im Fach persische
Literatur. Danach erhielt er ein Stipendium für eine Forschungsarbeit
im Fach Iranistik in England.

Als er später nach Iran zurückkehrte, erfuhr er, dass in der Türkei
600 herausragende literarischer Werke aus dem Westen ins Türkische
übersetzt worden seien. "Ich fragte mich, warum wir in Iran keine
Institution für die Übersetzung ausländischer Schriften haben." Er
machte sich ans Werk und gründete eine Einrichtung für die
Übersetzung literarischer Werke aus dem Westen und der ganzen Welt.
Finanziert wurde die Einrichtung durch den kaiserlichen Hof. Das
Ergebnis war beeindruckend. Innerhalb kurzer Zeit erschienen
zahlreiche Werke ausländischer Autoren in persischer Sprache,
übersetzt von bekannten Übersetzern und Schriftstellern.

Das Hauptziel Yarschaters war jedoch die Gründung eines
Forschungsinstituts für iranische Geschichte und Kultur. Dieses
Institut befindet sich heute in den USA an der Columbia-Universität.
Yarschater, der inzwischen an der Teheraner Universität lehrte, wurde
Ende der sechziger Jahre ein Lehrstuhl für Iranistik an dieser
Universität angeboten. Er sah darin eine Chance, ohne Probleme seinen
Plan realisieren zu können und nahm das Angebot an. Dort lud er die
besten Iranisten zur Mitarbeit ein. Die damalige iranische Regierung
erklärte sich bereit, das Forschungsinstitut zu finanzieren. Nach der
Revolution wurde die Finanzierung eingestellt, die dann von den
Amerikanern übernommen wurde. So entstand "Iranica", eine
Enzyklopädie des Fachbereichs Iranistik. Sie wird herausgegeben vom
Center for Iranian Studies der Columbia Universität. Sie umfasst die
gesamte Breite der iranischen Geschichte, Kultur und Zivilisation im
Nahen und Mittleren Osten von der Frühgeschichte bis zur Gegenwart.
Die beteiligten Autorinnen und Autoren stammen aus der ganzen Welt.
Erschienen sind bisher 15 Bände von insgesamt 45 geplanten Bänden.
Verfasst sind die Beiträge in Englisch. Die geplante persische
Übersetzung der Bände soll erst nach Abschluss des Gesamtwerks in
Angriff genommen werden. Die bereits geschriebenen Artikel, auch
jene, die noch nicht veröffentlicht sind, sind online frei zugänglich
(Encyclopaedia Iranica).


IRAN BEWIRBT SICH MIT FILM VON JALILVAND UM OSCAR

Iran bewirbt sich in diesem Jahr mit dem Gesellschaftsdrama "No Date,
No Signature" (Ohne Datum und Unterschrift) von Vahid Jalilvand um
den Oscar für die Kategorie "Bester nicht-englischsprachiger Film".
Jalilvand ist bereits mit mehreren Preisen ausgezeichnet worden,
zuletzt bei den Filmfestspielen in Venedig.

In dem Film geht es um den Unfall eines Motorradfahrers mit seinem
kleinen Sohn. Zunächst wird festgestellt, dass weder der Vater noch
der Sohn bei dem Unfall eine Verletzung erlitten haben. Doch am
nächsten Tag stirbt der Junge. Seine Leiche wird in die Pathologie
gebracht. Dort wird eine Lebensmittelvergiftung als Ursache des Todes
festgestellt. Dabei wird auch der Pathologe in den Fall verwickelt.
Er befürchtet, an dem Tod des Kindes mitschuldig zu sein. Der Film
wird im Herbst beim Hamburger Filmfest gezeigt.


ZWEI THEATERLEUTE WEGEN AUFFÜHRUNG VON SHAKESPEARES
SOMMERNACHTSTRAUM FESTGENOMMEN

Wegen der Aufführung von Shakespeares Sommernachtstraum wurden die
Regisseurin Mariam Kasemi und der Direktor des Teheraner
Stadttheaters Said Assadi am 11. September in Gewahrsam genommen.
Grund der Festnahme war iranischen Medien zufolge die
Veröffentlichung einer kurzen Vorschau des Stücks, in der gemeinsam
tanzende Frauen und Männer zu sehen waren. Für die Veröffentlichung
soll keine Genehmigung der Zensurbehörde erteilt worden sein.

Die beiden wurden zunächst zur Staatsanwaltschaft gebracht. Da das
Verhör die Bürozeit überschritt, mussten sie die Nacht in Haft
verbringen. Auch die Aufführung wurde verboten.

Schahram Karami, zuständig für Darstellende Künste im
Kulturministerium, sagte der Agentur Isna, sein Amt habe keine
Genehmigung für die Vorschau erteilt. Zudem habe die Vorschau mit der
Aufführung nichts gemeinsam.

Am 10. September erklärte das "Haus des Theaters", es werde sich um
die Freilassung der Festgenommenen bemühen. Geschäftsführer Schahram
Gilabadi sagte, "das "Haus des Theaters" habe nach einer
außerordentlichen Sitzung die Festnahme verurteilt. In einer im Namen
der Vollversammlung veröffentlichten Erklärung heißt es: "Wie ist es
möglich, dass jede Institution für sich das Recht in Anspruch nimmt,
sich in Angelegenheiten der Theaterkunst einzumischen? Warum und aus
welchem Grund wird der Direktor des Stadttheaters, das das größte und
attraktivste Schaufenster des Landes für die darstellende Kunst
bietet, wie ein Verbrecher ins Gefängnis gebracht? Warum muss eine
große Künstlerin mit einer klaren und überzeugenden Karriere Tage und
Nächte lang im Gefängnis verbringen?"

Nach diesen Protesten wurden Kasemi und Assadi gegen eine Kaution von
je 24.000 Dollar freigelassen. Vor der Festnahme und dem Verbot war
das Stück bereits siebenmal aufgeführt worden.

 * 


WIRTSCHAFT

• EU versucht Sanktionen gegen Iran zu umgehen

• Rückgang der Autoproduktion um 38 Prozent 

• Volvo stellt Aktivitäten in Iran ein 

• Japan will Ölimport aus Iran stoppen 

• Iran verzichtet auf Transfer von 300 Millionen Euro aus Deutschland 

• Protest gegen russische und saudi-arabische Ölpolitik


EU VERSUCHT SANKTIONEN GEGEN IRAN ZU UMGEHEN

Laut einem Bericht der Agentur Reuters vom 14. September sagte eine
Sprecherin des Wirtschaftsministeriums in Berlin: "Es ist ein
zentrales Ziel der EU und der Bundesregierung, die Abwicklung von
Zahlungen an Iran zu ermöglichen." Man sei bemüht Wege zu finden, um
dieses Ziel zu erreichen. Eine Möglichkeit wäre eine Art Tauschbörse,
über die Zahlungsforderungen iranischer und europäischer Unternehmen
abgewickelt werden. Sie könnte "die Rolle der Geschäftsbanken im
Zahlungsverkehrssystem vermeiden oder stark einschränken und den
Zahlungsverkehr mit Iran vor Sanktionen der USA schützen." Diese Idee
habe der deutsche Außenminister Heiko Maas schon vor geraumer Zeit
öffentlich zur Sprache gebracht.

Ursprünglich sollten die Geschäfte über die Europäische
Investitionsbank abgewickelt werden. Doch die Bank lehnte ab. Ihre
Abhängigkeit vom US-Kapitalmarkt sei zu groß, hieß es. Auch der
Versuch, die Transaktionen über die Europäische Zentralbank zu
tätigen, scheint gescheitert zu sein.

Am 25. September kündigte laut AFP jedoch die Außenbeauftragte der
EU, Federica Mogherini, bei einem Treffen in New York mit den
Vertretern der Länder, die das Atomabkommen unterzeichnet haben, an,
mittels einer neuen Finanzinstitution die Sanktionen umgehen zu
wollen. Es handele sich demnach um eine Zweckgesellschaft - ein so
genanntes Special Purpose Vehicle (SPV) - für "legitime finanzielle
Transaktionen" mit Iran. Die Gesellschaft werde europäischen
Unternehmen die Möglichkeit gewähren mit Iran Geschäfte zu machen,
ohne von den USA bestraft zu werden. Mit diesem Ausweg solle das
Atomabkommen gerettet werden, sagte Mogherini.

Indes forderte Polens Außenminister Jack Czaputowicz in einem
Interview mit der Nachrichtenagentur AP am 14. September die EU auf,
"mehr Empathie" und Verständnis für die US-Sanktionen gegen Iran zu
zeigen. Das Interview fand wenige Tage vor dem Besuch des polnischen
Präsidenten Andrzej Duda in Washington statt, bei dem Gespräche mit
der amerikanischen Führung über Verteidigung und Europas
Energiesicherheit auf dem Plan standen.

Andere Staaten der EU, wie etwa Deutschland, scheinen doch eine
Konfrontation mit den USA wagen zu wollen. Bundesaußenminister Heiko
Maas, der an dem Treffen in New York teilnahm, sagte mit Blick auf
die Strategie der USA gegen Iran: "Wenn sich die Fronten verhärten,
macht das nichts besser oder einfacher, sondern vieles gefährlicher
und schwieriger. Dieser Weg führt in eine Sackgasse der
Sprachlosigkeit und birgt die Gefahr einer regionalen Eskalation."

Der EU-Plan stieß auf scharfe Kritik der USA. Außenminister Mike
Pompeo sagte auf einer Konferenz am 25. September: "Dies ist eine der
kontraproduktivsten Maßnahmen, die man sich vorstellen kann bezüglich
des regionalen, weltweiten Friedens und der Sicherheit."


RÜCKGANG DER AUTOPRODUKTION UM 38 PROZENT

Mohammad Resa Nadschafimanesch, Vorsitzender des Verbands der
Zuliefererindustrie sagte in einem Interview mit der Agentur Isna am
12. September, die US-Sanktionen und andere damit zusammenhängende
Faktoren hätten dazu geführt, dass die Autoproduktion im August um 38
Prozent zurückgegangen ist. Die Autoindustrie ist nach Öl- und
Gasindustrie die drittgrößte Industriebranche Irans.

Seit Beginn der neuen US-Sanktionen gegen Iran haben mehrere
ausländische Autofirmen wie Peugeot, Citroen, Renault, Kia, Scania
und Hyundai, die im Iran tätig waren, die Zusammenarbeit mit
iranischen Unternehmen gekündigt und das Land verlassen.

In den vergangenen Monaten sind die Preise für Autos stark
angestiegen. Laut Nadschafimanesch ist die iranische Autoindustrie
derzeit mit Problemen wie Devisenmangel und das Fehlen
internationaler Bankverbindungen konfrontiert. Die Regierung
versucht, die Preise für Autos festzulegen, was bei den Unternehmen
Proteste hervorgerufen hat. Die Zeitung Dnjaje Eghtesad (Welt der
Wirtschaft) schrieb in ihrer Ausgabe vom 12. September, hinsichtlich
des enormen Anstiegs der Produktionskosten sei eine Festlegung der
Preise nicht möglich. Die Bestimmung der Preise solle den Unternehmen
überlassen werden.


VOLVO STELLT AKTIVITÄTEN IN IRAN EIN

Der schwedische Autoproduzent Volvo hat am 24. September bekannt
gegeben, dass er wegen der Sanktionen der USA seine Aktivitäten in
Iran einstellen werde. Da das Unternehmen den Erlös für die
Ersatzteile, die nach Iran geliefert werden, nicht erhalten könne,
müssten die Aktivitäten in dem Land beendet werden, sagte ein
Sprecher der Firma. Die amerikanischen Sanktionen hätten dazu
geführt, dass Iran kaum noch die Möglichkeit habe Transaktionen über
Banken vorzunehmen. Das iranische Banksystem funktioniere nicht mehr.
"Wir bekommen kein Geld aus Iran", sagte der Sprecher.

Volvo war in Iran als Ko-Produzent für Lastwagen tätig. Laut
iranischen Medien sollten bis zum März nächsten Jahres 5000
Volvo-Lastwagen in Iran montiert werden.


JAPAN WILL ÖLIMPORT AUS IRAN STOPPEN

Einer Meldung der AFP vom 3. September zufolge wollen japanische
Unternehmen ab Oktober den Import von Rohöl aus Iran stoppen. Grund
ist die Furcht vor amerikanischen Sanktionen gegen Iran, die ab
November auch einen Boykott des iranischen Öls einschließen werden.
Der Versuch Tokios von den USA Sondergenehmigungen zu erhalten, war
vergeblich. Japan ist stark auf Ölimporte angewiesen. Nun wollen die
japanischen Unternehmen versuchen, aus anderen Ländern einen Ersatz
für iranisches Öl zu finden.


IRAN VERZICHTET AUF TRANSFER VON 300 MILLIONEN EURO AUS
DEUTSCHLAND

Wie die AFP am 4. September meldete, hat Iran auf den Plan, 300
Millionen Euro aus seinem Besitz bei einer Hamburger Bank in bar nach
Iran zu bringen, vorerst verzichtet. Dies habe die Bank der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) in Bonn
mitgeteilt. Darüber sei auch die Bundesregierung in Kenntnis gesetzt
worden. Eine Anfrage der Agentur bei der Bank sowie bei den
zuständigen Ministerien sei unbeantwortet geblieben.

Das ungewöhnliche Vorhaben Teherans, 300 Millionen Euro in bar per
Flugzeug nach Iran zu bringen, hatte eine besondere politische
Brisanz bekommen, nachdem die USA die Bundesregierung mit allem
Nachdruck aufgefordert hatten, einen derartigen Geldtransfer nicht
zuzulassen. Richard Grenell, US-Botschafter in Deutschland, warnte,
es gebe Hinweise auf das Vorhaben Teherans mit dem Geld
terroristische Organisationen zu unterstützen. Dies konnten jedoch
der deutsche Verfassungsschutz und deutsche Geheimdienste nach
Prüfung nicht bestätigen. Die Erklärung Teherans, das Geld werde für
Geschäftsreisende gebraucht, sei nachvollziehbar, hieß es. Auch
politisch schien es Berlin unangebracht, den Geldtransfer zu
verbieten. Denn die Bundesregierung hat nach dem Austritt der USA aus
dem Atomabkommen gemeinsam mit den anderen Unterzeichnern des
Abkommens wiederholt erklärt, an dem Abkommen festhalten und Iran bei
der Bewältigung seiner wirtschaftlichen Probleme unterstützen zu
wollen.

Einige Beobachter vermuten, dass der Verzicht Irans auf den
Geldtransfer mit der Weigerung des Landes im Zusammenhang steht, die
Bedingungen der internationalen "Financial Action Task Force" (FTAF),
die für Maßnahmen zur Geldwäschebekämpfung zuständig ist, zu
akzeptieren. Die Europäisch-Iranische Handelsbank (EIHB) muss
nachweisen, dass sie alle erforderlichen vorbeugenden Maßnahmen gegen
mögliche Geldwäsche getroffen hat. Iran von der FTAF auf einer
schwarzen Liste von so genannten Hochrisikostaaten geführt. Daher
konnte die Bank schwer nachweisen, dass das Geld nicht für illegale
Projekte verwendet werde.

Am 9. September lehnte der iranische Schlichtungsrat einen Antrag der
Regierung zur Reform des Gesetzes gegen Geldwäsche ab. Der
Schlichtungsrat wird in Fällen eingeschaltet, bei denen zwischen dem
Parlament und dem Wächterrat keine Einigung erzielt werden kann. Der
Antrag war einer von vier Anträgen, die die Regierung vorgelegt
hatte, um die Bedingungen der FTAF erfüllen zu können und Iran aus
der schwarzen Liste zu streichen.


PROTEST GEGEN RUSSISCHE UND SAUDI-ARABISCHE ÖLPOLITIK

Irans Botschafter bei der OPEC, Kasem Purardebili, kritisierte laut
BBC vom 15. September die Ölpolitik Russlands und Saudi-Arabiens, die
nach seiner Darstellung den geplanten Boykott des iranischen
Ölexports fördert. Saudi-Arabien und die Arabischen Emirate seien
dabei, OPEC in ein Instrument in der Hand der USA zu verwandeln,
sagte Purardebili. Berichten zufolge hätten sie mehr Öl produziert
als von der OPEC als Höchstgrenze festgelegt. Auf der einen Seite
seien Russland und Saudi-Arabien dabei, unter dem Vorwand, den
Ölmarkt stabil zu halten, den Anteil Irans an Ölexport unter sich
aufzuteilen. Auf der anderen Seite seien einige OPEC-Mitglieder
dabei, gemeinsam mit den USA, andere Mitglieder zu schädigen.

Purardebili kritisierte in einem Interview mit dem iranischen
Informationsnetz für Öl und Energie "Schana" auch die Arabischen
Emirate wegen der Steigerung ihrer Ölproduktion. "OPEC hat sich
inzwischen zu einem Löwen ohne Schwanz und Zähne verwandelt, von dem
keine Gefahr mehr ausgeht", sagte er. "Die Art des Verhaltens von
Russland und Saudi-Arabien wird in die Annalen der Geschichte
eingehen. Und die künftigen Generationen werden feststellen, wie
Russland und Saudi-Arabien im Gegensatz zu Iran, das stets bemüht ist
den Energieverbrauch zu sichern, die Boykottmaßnahmen der USA gegen
ein anderes OPEC-Mitglied unterstützt haben."

Bei einem Treffen mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin, der
sich zur Teilnahme an einer Syrien-Konferenz in Teheran aufhielt,
bezeichnete Revolutionsführer Ali Chamenei die Sanktionen gegen
Russland und Iran als eine Gemeinsamkeit zwischen den beiden Staaten,
die zu einer engeren wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit
und dem Ausbau der Beziehungen zwischen den Nachbarstaaten führen
müsse.

Mit Blick auf den Anstieg des Ölpreises in den letzten Tagen sagte
Purardebili, die Teuerung des Öls sei sicherlich nicht im Interesse
der Verbraucher. Länder wie Japan, China und auch Europa müssten die
Kosten des Verkaufs von Waffen und Flugzeugen der Amerikaner an
Länder wie Saudi-Arabien tragen. Er warf den USA vor, dieselbe
Politik auch zu Schahs-Zeiten verfolgt zu haben.

Die OPEC-Mitglieder hatten vor etwa zwei Jahren gemeinsam mit
Nichtmitgliedern der OPEC vereinbart, zur Stabilität der Ölpreise die
vereinbarte Höchstgrenze der Ölproduktion einzuhalten. Auch Russland
stimmte dieser Vereinbarung zu. Nun berichten unabhängige
Sachverständige, dass sowohl Russland als auch Saudi-Arabien in
jüngster Zeit die Grenze überschritten hätten. Teheran hat gedroht,
sollte Iran sein Öl nicht produzieren können, werde es dafür sorgen,
dass kein anderes Land am Persischen Golf sein Öl exportieren kann.

 * 
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LAUT UN HÄLT SICH IRAN AN DAS ATOMABKOMMEN

Am 30. August bescheinigte die Internationale Atombehörde (IAEA),
dass Iran nach wie vor an den Grundsätzen des 2015 mit den USA,
Russland, China, Frankreich, Deutschland und Großbritannien
abgeschlossenen Atomabkommens festhalte und seine dort eingegangenen
Verpflichtungen erfülle. Iran habe die Obergrenze für
Urananreicherung nicht überschritten, hieß es laut Reuters in einem
geheimen Bericht, den die Behörde an die Mitgliedsstaaten schickte.
Das Produktionstempo sei konstant geblieben, es habe keine
Veränderung gegeben.

Es handelt sich dabei um den zweiten Bericht über das Abkommen, den
die Behörde nach dem Austritt der USA im Mai dieses Jahres vorlegt.
Iran hat mehrmals erklärt, es werde seine Verpflichtungen erfüllen,
solange die Vorteile, die in dem Abkommen für das Land vorgesehen
seien, gewahrt blieben. Die europäischen Unterzeichner des Abkommen
sowie Russland und China wollen versuchen das Abkommen zu erhalten
und Irans Vorteile zu sichern. Doch angesichts der von den USA gegen
Iran verhängten Sanktionen und der damit verbundenen Furcht der
Unternehmen mit Iran Geschäfte zu machen, scheint es kaum möglich zu
sein, den Vertrag zu retten. Irans Revolutionsführer Ali Chamenei hat
bereits mit dem Ausstieg Irans aus dem Abkommen gedroht.

Es sei kein Problem weiterhin mit der EU zu verhandeln, sagte
Chamenei bei einem Treffen mit Präsident Hassan Rohani und den
Mitgliedern seines Kabinetts am 29. August. "Aber beim Atomabkommen
und der Wirtschaft sollte man die Hoffnungen aufgeben." Weiter sagte
er: "Dieses Abkommen ist für uns nicht das Ziel, sondern lediglich
ein Mittel. Wenn wir damit unsere nationalen Interessen nicht
verwirklichen können, werden wir es zur Seite legen."

Chamenei lehnte auch das Angebot der USA zu neuen Verhandlungen
kategorisch ab. Nicht einmal die Verhandlungen mit Präsident Barack
Obama hätten Iran etwas genützt, sagte er. Was könne man also von
Präsident Trump erwarten? "Die derzeitigen unzivilisierten Politiker
(in den USA) beleidigen uns tagtäglich und haben ihr Schwert
demonstrativ gegen uns erhoben." Mit denen könne es keine
Verhandlungen geben.


IRAN DROHT MIT VERSTÄRKUNG DER URANANREICHERUNG

In einem Interview mit dem Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" vom 15.
September sagte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif auf die
Frage, ob Iran die Urananreicherung verstärkt wiederaufnehmen würde,
falls das Atomabkommen scheitern sollte: "Das wäre eine der
Möglichkeiten." Das Abkommen sei ein Kompromiss gewesen, ein "Geben
und Nehmen". "Wenn diese Balance durch die Handlungen der Amerikaner
und die Passivität der Europäer zerstört würde, dann würden wir
reagieren." Iran bräuchte nicht einmal das Abkommen zu kündigen. Der
Vertrag ermögliche, ihn reduziert anzuwenden.

Sarif forderte die Europäer und andere Unterzeichner auf zu handeln,
"um Auswirkungen der US-Sanktionen zu kompensieren". "Im Mai haben
sie (die Europäer) ein Paket präsentiert. Das war ein wichtiges
Bekenntnis. Nun muss es in die Tat umgesetzt werden." Europa solle
dies nicht für Iran tun, sondern "für seine eigene Souveränität und
seine langfristigen Interessen". Weiter sagte Sarif: "Europa hat
gesagt, das Atomabkommen sei im Interesse seiner Sicherheit. Dann
muss Europa bereit sein, für seine Sicherheit zu zahlen. Es gibt
nichts umsonst. Die Europäer müssen sich entscheiden, ob sie bereit
sind ihren Worten Taten folgen zu lassen." Die Frage sei, ob die
Europäer wollen, dass ihre Unternehmen europäische Gesetze befolgen
oder amerikanische. "Die USA wollen dem Rest der Welt ihren
politischen und wirtschaftlichen Willen aufzwingen." Europa dürfe
sich diesem Willen nicht beugen.

Sarif lehnte direkte Gespräche mit den USA ab, solange Washington
nicht zum Abkommen zurückkehren würde. "Wer garantiert uns, dass er
(Präsident Trump) ein neues Abkommen anwenden würde", fragte er.


KONFLIKT ZWISCHEN IRAN UND USA SPITZT SICH WEITER ZU

US-Präsident Donald Trump hat am 31. August in einem Interview mit
dem Nachrichtensender Bloomberg erklärt, seit seiner
Regierungsübernahme sei das Regime der Islamischen Republik ständig
schwächer geworden. "Als ich ins Weiße Haus kam, war die Frage, wann
sie (die Iraner) den gesamten Nahen Osten beherrschen werden. Jetzt
ist die Frage, wie lange sie noch Widerstand leisten können. Das ist
eine bemerkenswerte Veränderung, die innerhalb von eineinhalb Jahren
stattgefunden hat." Und er fügte hinzu: "Meine Politik wird
möglicherweise zum Sturz des Teheraner Regimes führen."

Ohne direkt auf die Äußerung Trumps einzugehen, sagte Irans Präsident
Hassan Rohani am 4. September im Staatsfernsehen, Washington wolle
Iran zur Kapitulation zwingen. Iran solle seine Staatsform aufgeben
und zu den Zeiten der Monarchie zurückkehren. "Dieser Wunsch wird
aber nie in Erfüllung gehen."

Am 5. September gab die US-Botschafterin bei der UNO, Nikki Haley,
bekannt, dass Trump Ende September das Thema Iran auf die
Tagesordnung des UN-Sicherheitsrats setzen werde. "Präsident Trump
besteht darauf, dass wir anfangen sicherzustellen, dass Iran sich an
die internationale Ordnung hält", sagte sie. Iran solle wegen
mutmaßlicher Verstöße gegen UN-Resolutionen verstärkt unter Druck
gesetzt werden. Trump werde die Sitzung selbst leiten.

Irans Außenminister warf daraufhin Trump vor, die UNO für eigene
Zwecke zu missbrauchen und zu instrumentalisieren.

Am 5. September sagte Trump bei einem Treffen mit dem Emir von
Kuwait, er lehne die Möglichkeit nicht ab, Rohani bei der
diesjährigen UN-Vollversammlung in New York zu treffen. In Iran
herrsche Aufruhr. Die Führung sei nur damit beschäftigt sich zu
retten. Auf die Frage eines Journalisten, was seiner Ansicht nach
passieren werde, sagte er, er könne es nicht voraussagen. "Es ist
alles möglich. Schauen wir was geschehen wird, ob sie verhandeln
wollen oder nicht, mir ist es egal."

Am 8. September rief Rohani die Fraktionen zu Geschlossenheit auf. Zu
Trumps Angebot, Gespräche zu führen, sagte er: "Einerseits üben die
USA Druck auf unser Volk aus, andererseits schicken sie uns alle zwei
Tage eine Botschaft und wollen mit uns verhandeln." In Wirklichkeit
führten die USA einen regelrechten Krieg gegen Iran, keinen Krieg wie
früher mit Bomben und Raketen, sondern einen Wirtschafts-, Psycho-
und Propagandakrieg."

Indes drohte Iran immer wieder, sollte das Atomabkommen scheitern,
werde das Land sein Atomprogramm in vollem Umfang wiederaufnehmen. In
diesem Fall wäre nicht Iran der Verlierer, sondern Amerika, sagte der
Chef der iranischen Atombehörde Ali Akbar Salehi in einem Interview
mit AP am 11. September. "Ich glaube er (Trump) ist auf der
Verliererseite, weil er die Logik der Macht verfolgt." Er könne eine
zeitlang seine Strategie fortsetzen, aber am Ende werde er als
Verlierer dastehen. "Wir werden sicherlich nicht an den Punkt
zurückkehren, an dem wir zuvor waren. Wir werden in einer viel, viel
besseren Position sein."

Am 19. September veröffentlichte das US-Außenministerium seine
jährliche Studie zu globalem Terrorismus, in der Iran abermals als
der größte staatliche Finanzier von Terrorismus weltweit eingestuft
wird.

Am gleichen Tag erklärte der Sonderbeauftragte der US-Regierung für
Iran, Brian Hook, das Land scheine an Gesprächen mit Washington nicht
interessiert zu sein. "Der Ayatollah (Chamenei), der Präsident und
der Außenminister haben alle signalisiert, dass sie nicht an
Gesprächen interessiert sind", sagte er bei einer Veranstaltung der
Denkfabrik Hudson Institute. "Wir haben unsere Sanktionen laufen,
härtere Maßnahmen stehen bevor." Bei einer Rede in Washington
begründete Hook noch einmal den Ausstieg der USA aus dem
Atomabkommen. Zu den wichtigsten Gründen gehöre die Tatsache, dass
das Abkommen vollkommen über das iranische Raketenprogramm schweige.
So habe Iran sein Raketenprogramm nach dem Abkommen munter
fortgesetzt. Dieses Programm stelle eine "direkte Gefahr" für den
Weltfrieden dar. Iran benutze die Raketen nicht nur selbst, um seinen
Einfluss in der Region zu steigern, er stelle die Raketen auch den
schiitischen Milizen im Irak, den Huthis im Jemen und der Hisbollah
im Libanon zur Verfügung. Hook behauptete, Iran habe seit 2012
"ungefähr 16 Milliarden Dollar" in diesen Ländern investiert. In
Syrien habe Teheran dem Regime von Bashar al-Assad 4,6 Milliarden
Dollar zur Verfügung gestellt. "Unsere Position gegenüber Iran ist
klar: Wir fordern Iran auf, sich wie ein normaler Staat zu verhalten
und die Vorteile, die ihm die Welt bietet, zu nutzen", sagte Hook zum
Schluss seiner Rede.

Am 25. September veröffentlichten einige bekannte Politiker der USA,
zu denen auch die frühere Außenministerin Madeleine Albright gehört,
eine Erklärung, in der sie vor einem Krieg warnten, zu dem die
Iran-Politik der Regierung Trump führen könnte. "Die Erhöhung des
Drucks, ohne diplomatische Aktivitäten (...) kann zu einer
gefährlichen und zerstörerischen regionalen Auseinandersetzung mit
Iran führen", hieß es in der Erklärung. Die Unterzeichner stimmen den
Vorwürfen, die die Regierung Trump gegen Iran erhebt zu, doch das
Problem könne nur im Rahmen einer Strategie gelöst werden, die aus
Druck und diplomatischen Aktivitäten bestehe.

Bei der diesjährigen UN-Vollversammlung, bei der Iran zu einem der
Hauptthemen gehörte, lieferten sich Trump und Rohani einen
Schlagabtausch. Trump, der als erster Redner auftrat, forderte die
Weltgemeinschaft auf, die USA bei ihrem Kurs gegen Iran zu
unterstützen und das Land weltweit zu isolieren. "Wir rufen alle
Nationen auf, das iranische Regime zu isolieren, solange seine
Aggressionen andauern", sagte er. Er rechtfertigte den Austritt der
USA aus dem Atomabkommen und die Wiederaufnahme von Sanktionen gegen
Iran. Ziel sei es, den Druck zu erhöhen, um das Land daran zu
hindern, "seine blutigen Absichten zu verfolgen". Die iranische
Führung bezeichnete Trump als "korrupte Diktatur". "Die iranischen
Führer säen Chaos, Tod und Zerstörung", sagte er.

Wenige Stunden nach Trump trat Rohani auf. Er sagte indirekt, der
US-Präsident sei geistig nicht in der Lage die Probleme zu lösen.
"Dem Multilateralismus entgegenzutreten ist kein Zeichen der Stärke,
sondern ein Symbol der Schwäche des Intellekts." Trumps Handeln sei
"absurd und abnormal". Die Sanktionen seien nichts anderes als
"Wirtschaftsterrorismus", der sich nicht nur gegen das iranische Volk
richte, er zerstöre auch den internationalen Handel. Die
internationale Sicherheit könne nicht durch innenpolitische Probleme
der USA aufs Spiel gesetzt werden: "Ich erkläre eindeutig, die
Politik der USA gegenüber Iran ist von Anfang an falsch gewesen. Sie
wird mit Sicherheit scheitern."


EX-AUßENMINISTER KERRY TRAF SICH MEHRMALS MIT SARIF

Am 13. September gab der frühere US-Außenminister John Kerry bekannt,
dass er sich mehrmals mit Irans Außenminister Sarif getroffen habe.
Er habe ihn in Norwegen, München und bei internationalen Tagungen
getroffen, "insgesamt vier Mal", sagte Kerry. Sein Ziel sei es nicht
gewesen, Sarif beim Umgang mit der Politik der US-Regierung zu
beraten. Vielmehr habe er herausfinden wollen, was Iran in Bezug auf
die Lage im Nahen Osten tun wolle, "was Iran in Jemen vorhabe, was er
in Bezug auf die Wiederherstellung des Friedens in Syrien tun will".
Er habe Sarif "unmissverständlich" aufgefordert, die Position der
Staatengemeinschaft gegen das iranische Raketenprogramm und gegen
seine Unterstützung für die Hisbollah zu begreifen. "Die Iraner sind
bereit, über diese Themen zu verhandeln, aber die Regierung von
Donald Trump verfolgt offenbar andere Ziele", sagte Kerry. Seiner
Ansicht nach strebe Trump einen Regimewechsel in Iran an. Dieses Ziel
wolle er durch wirtschaftliche Sanktionen erreichen.

Trump kritisierte die Treffen Kerrys mit Sarif scharf und bezeichnete
sie als illegal. "Kerry hatte illegale Treffen mit einem sehr
feindlichen Regime, mit der einzigen Folge, dass unsere Bemühungen
geschwächt und die Interessen der Vereinigten Staaten beschädigt
werden", twitterte der Präsident am 14. September. Kerry habe den
Iranern gesagt, sie sollten warten, bis die Regierungszeit von Trump
zu Ende sei. Auch US-Außenminister Mike Pompeo warf Kerry vor, die
Iran-Politik der USA unterminieren zu wollen. Der frühere
Außenminister habe sich mit dem größten staatlichen Förderer von
Terror eingelassen, zitierte dpa Pompeo am 14. September.


NETANJAHU: WIR WERDEN IRANISCHE MILITÄRPRÄSENZ IN SYRIEN
NICHT DULDEN

Zwei Tage nach der Unterzeichnung eines Abkommens zwischen Iran und
Syrien, erklärte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu am 29.
August, solche Abkommen würden Israel nicht davon abhalten, die
militärische Präsenz Irans in Syrien mit allen Mitteln zu verhindern.
"Wir werden die militärische Präsenz Irans in Syrien mit aller Kraft
verhindern, so wie wir gegen das Atomabkommen vorgegangen sind",
sagte Netanjahu.

Anlass zu der Stellungnahme Netanjahus lieferte die Äußerung des
iranischen Militärattachés in Syrien, der gesagt hatte, Syrien und
Iran hätten ein Abkommen über den Verbleib iranischer Militärberater
in Syrien unterzeichnet. "Die Fortsetzung der Präsenz iranischer
Militärberater ist ein Punkt des Abkommens zwischen Teheran und
Damaskus, das zwischen dem Verteidigungsminister unseres Landes und
seinem syrischen Amtskollegen unterzeichnet wurde", sagte Abolghassem
Alinejad laut Irna. Die "Sicherung der Souveränität Syriens und seine
nationale Unabhängigkeit" gehörten ebenfalls zu dem Abkommen. Zuvor
hatte Irans Verteidigungsminister Amir Hatami während seines Besuchs
in Damaskus nach der Unterzeichnung des Abkommens erklärt, der
wichtigste Teil des Dokuments umfasse den Wiederaufbau der syrischen
Streitkräfte und den Ausbau der Waffentechnik und Waffentechnologie.
Der Kampf gegen den Terrorismus in Syrien, der unter dem Kommando der
syrischen Befehlshaber mit Unterstützung der "Kräfte der
Widerstandsfront" geführt wurde, befinde sich in seiner letzten
Phase, sagte der General.

Am 31. August erklärte Israels Verteidigungsminister Avigor Lieberman
in einem Interview mit der Zeitung Jediot Achronot, die Sanktionen
gegen Iran und die Angriffe Israels gegen iranische Stützpunkte in
Syrien hätten zu einer erheblichen Reduzierung iranischer Aktivitäten
in Syrien geführt. Derzeit gebe es keinerlei Aktivitäten von
iranischer Seite zum Aufbau von Raketenproduktionsfabriken. Aber die
Ideen dazu habe Iran noch nicht aufgegeben, fügte der Minister hinzu.
Lieberman deutete auch an, dass Israel möglicherweise auch Ziele im
Irak angreifen werde, hinter denen militärische Aktivitäten Irans
vermutet werden.

Israelische Medien berichteten am 5. September, laut Angaben des
israelischen Verteidigungsministeriums habe Israel in den vergangenen
eineinhalb Jahren mehr als 200 Angriffe gegen Stellungen der
iranischen Militärs in Syrien durchgeführt. Dabei seien unter anderem
mehr als 800 Raketen eingesetzt worden. Solche konkreten Angaben
seitens Israels sind sehr selten. Das habe zur Folge gehabt, dass
Iran mehrere seiner Stützpunkte auflösen musste. Auch der
Waffenschmuggel sei zum Teil unterbunden worden.

Am 20. September hat die Ständige Vertretung Irans bei den Vereinten
Nationen in einem Schreiben an den UN-Generalsekretär die Rede
Netanjahus bei der Errichtung eines Kernreaktors als eine ernste
Bedrohung gegen Sicherheit und Frieden in der Region bezeichnet.
Zuvor hatte auch Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif die Rede
als atomare Bedrohung gegen Iran bezeichnet. Netanjahu hatte bei der
Einweihung des Reaktors angekündigt, Israel werde jede Bedrohung von
außen mit voller Kraft vergelten. Ohne Namen zu nennen sagte er: "Wer
Israel zu vernichten droht, sollte wissen, dass ihm genau dieses
Schicksal widerfahren wird, und sollte wissen, dass er sein Ziel
niemals erreichen wird."

"Ein Regime, das sich seit langen Jahren durch Aggressivität,
Besatzung, Militarismus, Staatsterrorismus und andere Vergehen
auszeichnet, bildet die größte Bedrohung für die ganze Region", heißt
es in dem Schreiben. Darin fordert Iran die Weltgemeinschaft auf,
gegen die "zügellosen Aktivitäten und atomaren Bedrohungen Israels
stark und eindeutig" Stellung zu beziehen und die Regierung und das
Land zu zwingen "sich nach internationalen Vereinbarungen und der
Charta der Vereinten Nationen zu richten". Ferner wird die UN
aufgefordert, Israel zu zwingen, dem Atomwaffensperrvertrag NPT
beizutreten und sein Atomprogramm unter die Kontrolle der
Internationalen Atombehörde (IAEA) zu stellen. Schließlich solle die
Weltgemeinschaft eindeutige Maßnahmen treffen, um sämtliche
Nuklearwaffen auf der Welt zu vernichten.

Israel hat stets den Besitz von Nuklearwaffen geleugnet. 1986 hat
jedoch ein eingeweihter Techniker in britischen Zeitungen die
Geheimnisse preisgegeben.


IRAN SOLL RAKETEN IM IRAK STATIONIERT HABEN

Einem Bericht der Nachrichtenagentur Reuters vom 31. August zufolge
soll Iran ballistische Raketen im Nachbarstaat Irak stationiert
haben. Die Agentur beruft sich auf Insider, konkret auf zwei
iranische und drei irakische Vertreter und zwei westliche
Geheimdienstler. Die Raketen seien schiitischen paramilitärischen
Organisationen übergeben worden.

Ein hochrangiger iranischer Regierungsvertreter sagte der Agentur:
"Der Grund dafür war, einen Notfallplan zu haben, falls Iran
angegriffen wird. Die Zahl der Raketen ist nicht groß, nur ein paar
Dutzend, aber es können weitere folgen, falls nötig."

Die Lieferung wird zu einer Zeit bekannt, in der jedes Zeichen einer
Aggressivität des iranischen Raketenprogramms die ohnehin bestehenden
Konflikte zwischen Teheran und Washington verschärfen könnten. Die
Stationierung von iranischen Raketen im Irak könnte eine weitere
Hürde für die Staaten der EU bilden, das Atomabkommen auch nach dem
Ausstieg der USA aufrechtzuerhalten.

Die an schiitische Organisationen gelieferten Raketen haben eine
Reichweite von 200 bis 700 Kilometer. Sollten diese Raketen in den
Süden oder Westen Iraks gebracht werden, könnten sie Riad oder Tel
Aviv erreichen. In diesen Teilen Iraks verfügt die Al-Kuds Brigade,
eine Abteilung der iranischen Revolutionsgarde für Auslandseinsätze,
über drei Stützpunkte.

Den iranischen und irakischen Informanten zufolge hat Teheran vor 18
Monaten beschlossen, mit Hilfe schiitischer paramilitärischer
Organisationen im Nachbarland Irak Raketen zu produzieren. Dieses
Projekt sei in den letzten Monaten beschleunigt worden, hieß es. Ein
ranghoher Offizier der iranischen Revolutionsgarden sagte laut
Reuters, Iran besitze mehrere Raketenstützpunkte, nicht nur im Irak.
"Sollten die USA uns angreifen, werden unsere Freunde die
Einrichtungen der USA und ihrer Verbündeter in der Region angreifen."

Iran dementierte den Bericht von Reuters. Bahram Ghassemi, Sprecher
des Außenministeriums, sagte am 1. September der Presse, der Bericht
sei "lächerlich und absolut unwahr".

Indes hat der stellvertretende Verteidigungsminister Mhammad Ahadi
einem Bericht der Agentur Reuters vom 2. September zufolge bekannt
gegeben, dass Iran die Fähigkeiten seiner Raketen verbessern wolle,
sowohl die der ballistischen Raketen als auch die der
Marschflugkörper. Hinzu käme eine neue Generation von
Kampfflugzeugen, Schiffen mit großer Reichweite und U-Booten. Diese
sollen mit verschiedenen Waffen ausgerüstet werden. Iran habe seine
Rüstungsindustrie trotz Sanktionen weiterentwickeln können. "Wir
haben die nötige Infrastruktur und das, was wir für Forschung und
Entwicklung benötigen", sagte Ahadi. Iran verfüge inzwischen über
eine ausgezeichnete Forschungslandschaft und Zehntausende Techniker
und Ingenieure.


CHAMENEI FORDERT PUTIN ZU ZUSAMMENARBEIT GEGEN USA AUF

Irans Revolutionsführer Ali Chamenei hat bei einem Treffen mit dem
russischen Präsidenten Wladimir Putin, der sich zur Teilnahme an
einem Gipfel-Treffen über Syrien in Teheran aufhielt, Russland
aufgefordert, zur Eindämmung der aggressiven Politik der USA mit Iran
zusammenzuarbeiten. Die USA stellten eine ernste Gefahr gegen die
Menschheit dar. Es sei aber möglich, sie in Schranken zu weisen,
sagte Chamenei am 7. September laut Berichten iranischer Medien.

"Die Amerikaner haben in Syrien eine schwere Niederlage erlitten und
ihre Ziele verpasst", sagte der Revolutionsführer. Sie hätten die
günstige Lage, die damals (arabischer Frühling) entstanden war, das
Scheitern in Ägypten und Tunesien, ausnutzen wollen, um auch noch die
syrische Regierung, Mitglied der "Widerstandsfront" zu stürzen, was
ihnen nicht gelang.

Wie die Agentur Irna berichtete, verwies Chamenei auch auf die
Sanktionen, die die USA gegen Iran und Russland verhängt haben, als
eine Gemeinsamkeit, die die beiden Staaten noch enger miteinander
verbindet. Dies sei ein weiterer Grund für die enge wirtschaftliche
und politische Kooperation der beiden Staaten.

Chamenei kam auch auf das Atomabkommen zu sprechen und sagte, Iran
habe seine im Abkommen vereinbarten Verpflichtungen erfüllt, nicht
aber die Europäer. Das sei nicht akzeptabel. "Es geht nicht, dass wir
unsere Verpflichtungen voll erfüllen, die anderen aber nicht."


FRANKREICH RÄT DIPLOMATEN VON UNNÖTIGEN REISEN NACH IRAN
AB

Die Agentur Reuters hat nach eigenen Angaben Einsicht in ein Dokument
bekommen, in dem die französische Regierung allen Diplomaten
empfiehlt, Reisen nach Iran, die nicht unbedingt notwendig sind, bis
auf weiteres zu vertagen. Darin wird unter anderem auf einen
angeblichen Attentatsplan gegen eine Versammlung der iranischen
Volksmodschahedin in Paris hingewiesen, der auf eine feindlichere
Politik der Islamischen Republik gegen Frankreich deute, berichtet
die Agentur am 28. August. Demnach heißt es in dem Dokument, das das
Datum 20. August trägt: "Das Verhalten Irans deutet auf eine
Verschärfung der Position Irans unserem Land und unseren Verbündeten
gegenüber. Angesichts der bekannten Sicherheitswarnungen (...) müssen
alle Mitarbeiter des Außenministeriums, die im Ausland tätig sind,
vorerst auf Reisen nach Iran verzichten. Ausgenommen sind unbedingt
notwendige Reisen." Zu weiteren Erläuterungen sei das
Außenministerium in Paris nicht bereit gewesen, schreibt die Agentur.

Frankreich gehört zu jenen Unterzeichnerstaaten, die trotz des
Ausstiegs der USA weiterhin am Atomabkommen mit Iran festhalten.
Unter diesen Staaten fordert Frankreich Iran aber am stärksten auf,
über sein Raketenprogramm und seine Rolle im Nahen Osten sowie über
mögliche Ergänzungen des Atomabkommens zu verhandeln. Teheran könne
sich Verhandlungen zu diesen Themen "nicht entziehen", sagte
Frankreichs Außenminister Jean-Yves Le Drian beim Treffen der
EU-Außenminister am 29. August in Wien. Das hat zu Unstimmigkeiten
zwischen Teheran und Paris geführt. Zudem ist Teheran darüber
verärgert, dass große französische Unternehmen wie Total unter Druck
der USA aus Geschäften mit Iran ausgestiegen sind.

Iran lehnt Verhandlungen über sein Raketenprogramm und seine Rolle in
der Region ab. Bahram Ghassemi, Sprecher des Teheraner
Außenministeriums, kritisierte die Äußerungen des französischen
Außenministers. "Die Islamische Republik hat mehrmals ihre Position
zu den grundlosen und auf Unkenntnis beruhenden Sorgen mancher
Staaten klar dargestellt", sagte er am 31. August vor der Presse in
Teheran. Er warf den Staaten der EU vor, unfähig gewesen zu sein, den
Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen zu verhindern. "Auch jetzt
begnügen sich die Regierungen der EU mit der Wiederholung verbaler
Bekundungen. Sie waren bisher nicht in der Lage entscheidende
Maßnahmen zu treffen, um uns die nötigen Garantien und Sicherheiten
zu geben. Daher gibt es keinen notwendigen Grund und kein Vertrauen
für Verhandlungen, vor allem über Themen, die unverhandelbar sind",
sagte Ghassemi.

Ghassemi verteidigte die Politik der islamischen Republik in der
Region: "Die Führung in Frankreich weiß sehr wohl, dass Irans
Außenpolitik auf Frieden und Sicherheit in der Region und in der Welt
und gegen den Terrorismus ausgerichtet ist." Bezüglich des
Raketenprogramms betonte Ghassemi, das Programm sei Teil der
iranischen Verteidigung, es sei legitim und diene dem Schutz des
iranischen Territoriums und der Bevölkerung. "Für uns ist das
Programm existenziell wichtig, es ist absolut unverhandelbar."

Am 15. September forderte Ghassemi Frankreich auf, die Täter zu
bestrafen, die am Vortag vor der iranischen Botschaft in Paris eine
Protestkundgebung veranstaltet und Teile des Botschaftsgebäudes
zerstört hatten. Wie die Agentur Tasnim berichtet, hatten die
Demonstranten das Gebäude mit Steinen beworfen, wobei auch
Fensterscheiben zerbrochen worden seien. Die Polizei sei zuvor über
die Kundgebung informiert worden und habe ihrerseits die Botschaft
informiert. Doch während des Angriffs sei die Polizei nicht präsent
gewesen. Ghassemi forderte die französische Regierung auf, für den
Schutz der diplomatischen Vertretungen zu sorgen.

Am 20. September berichtete Reuters, die französische Regierung habe
beschlossen, ihren neuen Botschafter in Iran solange nicht zu
präsentieren, bis Iran die erwünschten Informationen über den
geplanten Anschlag gegen die Versammlung der Volksmodschahedin zur
Verfügung gestellt habe. Iran bestreitet, den Anschlag geplant zu
haben.


ANGRIFF AUF IRANISCHE BOTSCHAFT IN ATHEN

Laut dpa vom 17. September haben griechische Anarchisten aus Protest
gegen die Hinrichtungen in Iran die iranische Botschaft in Athen mit
Flaschen gefüllt mit Farbe beworfen. Dabei schlugen sie auch die
Scheiben eines Polizeipostens ein. In einer Erklärung und einem
kurzen Video wurde im Namen der Aktivistengruppe Rubikon die Aktion
erklärt und begründet.


IRAN KLAGT BEIM INTERNATIONALEN GERICHTSHOF GEGEN DIE
USA

Iran hat beim Internationalen Gerichtshof in Den Hag eine Klage gegen
die USA wegen den gegen Iran verhängten Sanktionen eingereicht. In
den vier Sitzungen, in denen die Vertreter Irans und der USA ihre
Standpunkte darlegten, sprachen die Vertreter Irans Wahrheiten aus,
über die im Inland geschwiegen wird. Irans Vertreter Mohssem Mohebbi
sagte, die von den USA verhängten Sanktionen werden das Land in die
Knie zwingen und es werde zu größeren Unruhen kommen. Damit
widersprach er dem Revolutionsführer Ali Chamenei, der kürzlich
erklärte, nicht die Sanktionen, sondern Misswirtschaft und
Unfähigkeit der Verwaltung hätten die Wirtschaftskrise verursacht.

Die Klage Irans basiert auf einem Freundschaftsabkommen zwischen Iran
und den Vereinigten Staaten aus dem Jahr 1955, das heißt einem
Abkommen aus der Schah-Zeit. Die Sanktionen stünden im krassen
Widerspruch zu dem damaligen Abkommen, argumentiert Iran. Diese
Begründung der Klage erweckte in weiten Teilen Irans großes
Erstaunen. Die Feindschaft zwischen Teheran und Washington besteht
seit der Gründung der Islamischen Republik, und zwar auf beiden
Seiten. Sie begann wenige Monate nach der Revolution 1979 mit der
Geiselnahme amerikanischer Diplomaten an der US-Botschaft in Teheran,
was zum Bruch der diplomatischen Beziehungen zwischen Teheran und
Washington führte. Die USA zeigten ihre Feindschaft gegen Iran indem
sie den irakischen Diktator Saddam Hussein im Krieg gegen Iran
unterstützten. Seitdem gibt es zahlreiche feindselige Aktivitäten auf
beiden Seiten, die bis heute fortdauern. Weshalb nun Iran das
Abkommen aus dem Jahre 1955 aus der Mottenkiste herausgeholt und
damit seine Klage begründet, ist nicht nachvollziehbar.

Iranische Medien waren bei der Gerichtsverhandlung nicht anwesend.
Offenbar wollte man nicht, dass in Iran über die Äußerungen der
Vertreter des Landes berichtet wird. Darauf wiesen auch die Vertreter
der USA hin. Die Iraner stellten im Gericht Behauptungen auf, die sie
im eigenen Land leugnen würden, sagten sie. Mohebbi erklärte, der
Revolutionsführer habe mit seinen Äußerungen die Menschen im Land,
die die Last der Wirtschaftskrise ertragen müssten, "psychisch
stärken" wollen. Ein anderer Vertreter Irans sagte, es sei
selbstverständlich, dass der Revolutionsführer der Bevölkerung nicht
sagen werde, dass die Sanktionen das Land lahm legen würden. Die
beiden gaben damit zu, dass die iranische Staatsführung dem Volk
bewusst nicht die Wahrheit sagt.

Die Aussichten, dass Iran mit seiner Klage Erfolg haben könnte, sind
äußerst schlecht. Folgerichtig sagte auch Vizeaußenminister Abbas
Aragtschi, die Klage gegen die USA diene lediglich dazu, der
Weltgemeinschaft zu zeigen, dass Iran Recht habe. Dieses Zitat nahm
der Vertreter der USA als Argument dafür, dass Iran den
Internationalen Gerichtshof für Propaganda missbrauche.


IRANISCHES KONSULAT IN BASRA IN BRAND GESTECKT

Am 7. September haben protestierende Demonstranten das iranische
Konsulat in der südirakischen Stadt Basra in Brand gesteckt. Den
Berichten iranischer Medien zufolge kamen Menschen dabei nicht zu
Schaden. Die Stadt befand sich in diesen Tagen im Ausnahmezustand.
Tausende wütende Menschen demonstrierten gegen die schlechten
Lebensverhältnisse, Korruption, Misswirtschaft und gegen
Wassermangel, vor allem den Mangel an Trinkwasser, das oft
verschmutzt ist und Krankheiten verursacht. Zahlreiche
Regierungsgebäude wurden angegriffen und in Brand gesteckt. Dabei kam
ein Mensch ums Leben. Am 7. September nahmen Hunderttausende an dem
Trauermarsch teil. Seit den Wahlen im Irak ist es nicht gelungen,
eine Regierung zu bilden. Der oberste schiitische Geistliche,
Ayatollah Sistani, machte die führenden Politiker für die Unruhen und
für den desolaten Zustand des Landes verantwortlich. Insgesamt sollen
bei den Ausschreitungen 12 Menschen getötet worden sein. Die
Organisatoren der Proteste distanzierten sich von den Gewalttaten.
Unabhängige Beobachter warfen den Ordnungskräften zu hartes Vorgehen
gegen die Demonstranten vor.

Basra hat drei Millionen Einwohner und wird mehrheitlich von Schiiten
bewohnt. Iran verfügt über großen Einfluss im Irak, vor allem in
diesem Teil des Landes. Kürzlich haben Iraner in der Provinz
Chusistan, die an die Provinz Basra angrenzt, unter anderem wegen
Mangels an Trinkwasser protestiert und der Regierung in Teheran
vorgeworfen, die irakische Stadt Basra mit Trinkwasser zu versorgen,
obwohl die eigene Bevölkerung unter Wassermangel leide. Im Irak
wächst die Stimmung gegen Iran, weil viele den Eindruck haben,
wichtige Entscheidungen in ihrem Land würden in Teheran getroffen.

Irans Außenamtssprecher Bahram Ghassemi verurteilte den Angriff auf
das iranische Konsulat. Der noch amtierende Ministerpräsident Iraks,
Haidar al-Abadi, besuchte erst am 10. September die Stadt. Auch er
verurteilte den Angriff auf das iranische Konsulat. "Ein Konsulat
oder eine andere diplomatische Einrichtung anzugreifen, ist
inakzeptabel", sagte er. Er warf "politischen Parteien mit
bewaffneten Flügeln", deren Namen er nicht nannte, vor, die ölreiche
Provinz "in Brand zusetzen". Ihm warfen lokale Amtsträger dagegen
vor, seine Regierung in Bagdad habe die Provinz benachteiligt und sie
nicht gerecht an den Öleinnahmen beteiligt. Al-Abadi äußerte
Verständnis für die Unzufriedenheit der Menschen und versprach,
solange in der Stadt zu bleiben, bis die Durchführung eines Projekts
zur Reinigung des Trinkwassers gesichert sei. Er hatte bereits in
Juli angekündigt mehrere Milliarden Dollar in der Provinz zu
investieren. Aber nach Aussagen der Provinzverantwortlichen ist
bislang nichts davon in Basra angekommen.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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AKTION/511: Die Maus lässt für Kinder deutschlandweit die Türen öffnen, 3.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 30. September
2018

#türenauf am 3. Oktober: Die Maus lässt für Kinder deutschlandweit
die Türen öffnen



Am Mittwoch, 3. Oktober 2018, gehen für Kinder in ganz Deutschland
wieder die Türen auf. Auf Einladung der "Sendung mit der Maus" geben
rund 800 Betriebe, Vereine und Institutionen bereits zum achten Mal in
Folge einen Einblick in die Welt der Erwachsenen. Die Idee dahinter:
Sachgeschichten live erleben. Unter dem Hashtag #türenauf kann man den
Tag auf allen Social Media-Plattformen verfolgen.

Beim Türöffner-Tag mit dabei sind in diesem Jahr neben dem
Westdeutschen Rundfunk in Köln unter anderem die Elbphilharmonie in
Hamburg, die Deutsche Oper Berlin, ein Steinbruch in Treuchtlingen,
eine Feuerwehrübungshalle in Würzburg, das Dresdner Fußball-
Bundesligastadion und der Flughafen Düsseldorf. Der Eintritt zu allen
Veranstaltungen ist kostenlos - gut die Hälfte ist bereits ausgebucht.
Freie Plätze finden Eltern auf maus-tueren-auf.de.

Auch der WDR öffnet für insgesamt 500 Kinder am 3. Oktober seine
Türen. In Veranstaltungen und Workshops können sie live erleben, wie
Radio und Fernsehen gemacht werden. Von 6 bis 18 Uhr berichten die WDR
2-Reporter zusammen mit Kindern von Türöffner-Veranstaltungen in NRW,
vor den TV-Studios geht es auf den Regiestuhl eines Ü-Wagens, WDR 4
lädt zur Sendung ins Funkhaus ein, das Hörspiel- und das WDR
Kinderstudio machen ihre Türen auf - und auch KiRaKa zeigt in diesem
Jahr erneut, wie man Radio für Kinder macht.

Auch die Maus-Reporter sind am Türöffner-Tag mit ihren Kameras in ganz
Deutschland unterwegs. Am Nachmittag öffnet das Maus-Team des WDR dann
eine besondere Tür im Internet: Christoph Biemann, der
Sachgeschichten-Macher mit dem grünen Pullover, beantwortet live die
Fragen der Maus-Fans. Die Aktion beginnt um 16.00 Uhr unter
https://www.facebook.com/DieSendungmitderMaus.

Im Fernsehen startet Das Erste mit einer Sonderausgabe der "Sendung
mit der Maus" um 9:30 Uhr in den Türöffner-Tag. Zum Abschluss sendet
das WDR Fernsehen ab 18:15 Uhr eine "Lokalzeit extra: Türen auf mit
der Maus!" mit Moderatorin Anne Willmes live aus dem Kindermuseum in
Duisburg.


Über den Türöffner-Tag

Der erste Türöffner-Tag fand 2011 anlässlich des 40. Geburtstags der
"Sendung mit der Maus" statt. Seitdem ist der Türöffner-Tag am 3.
Oktober zum festen Termin für Familien geworden. Mehr als 70.000
Kinder nahmen allein im vergangenen Jahr an den rund 700
Veranstaltungen in gut 450 Städten und Gemeinden teil.


Sendehinweis:

Mittwoch, 3. Oktober, 9:30 Uhr im Ersten: Sonderausgabe der "Sendung
mit der Maus"

Mittwoch, 3. Oktober, 18:15 Uhr im WDR Fernsehen: "Lokalzeit extra:
Türen auf mit der Maus!"

 * 
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FERIEN/928: Unna - Kreative Herbstferien in der Jugendkunstschule mit 3 Workshops ab 15.10.2018


Kreative Herbstferien in der Jugendkunstschule



Kreisstadt Unna. Der Herbst ist bunt und vielfältig: In drei
Ferienworkshops können sich Kinder von 6-14 Jahren künstlerisch
austoben.

Die erste Woche startet von Montag, 15. bis Mittwoh, 17. Oktober,
10-13 Uhr mit der "Töpferwerkstatt", in der Figuren erfunden,
phantasievolle Schalen oder Teller entworfen und eigene Ideen
umgesetzt werden können - für jeden etwas und ganz individuell. Hier
sind Kinder von 7-14 Jahren willkommen. Außerdem gestalten wir
ebenfalls vom 15. bis 17. Oktober von 10.30 bis 13 Uhr im
"Herbstatelier" Kunstwerke mit den Materialien und Farben des
Herbstes. Bauen, malen, töpfern, kleben, der Herbst hat viele
Gesichter! Der Workshop richtet sich an Grundschulkinder.

In der zweiten Woche können Kinder ab 6 Jahren am Montag, 22., bis
Mittwoch, 24. Oktober von 10-13 Uhr den "Vogelhaus-Pfad für den
Kurpark" mit begründen. Im Park rund um die Jugendkunstschule leben
verschiedenste Vogelarten. Wir wollen sie kennen lernen und ihnen
farbenfrohe Behausungen bauen, die kleine und große Entdecker dann auf
ihrem Weg durch den Kurpark bestaunen dürfen. Jedes Kind baut ein
eigenes Haus aus Holz und gestaltet es in seinen Lieblingsfarben.

Am letzten Samstag (27. Oktober) in den Ferien von 10-16 Uhr können
die Kinder ihre Eltern mitbringen, denn da findet das
"Eltern-Kind-Schnitzen" statt. In diesem Workshop erarbeiten Kinder ab
8 Jahren gemeinsam mit Mama, Papa, Oma oder Opa einen Löffel aus
Grünholz und erlernen ganz nebenbei den Umgang mit dem Schnitzmesser
und Techniken zur Holzbearbeitung.

Information und Anmeldung unter Tel. 02303/961220 oder

julia.webe@stadt-unna.de

 * 
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MELDUNG/373: Kunstgeschichte - Die größte Sammlung von Selbstbildnissen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 01.10.2018

Kunstgeschichte: Die größte Sammlung von Selbstbildnissen



Mit der größten heute existierenden Kunstsammlung von Selbstbildnissen in
den Florentiner Uffizien beschäftigt sich ein neues Projekt an der
Ruhr-Universität Bochum, das die Deutsche Forschungsgemeinschaft fördert.
Prof. Dr. Valeska von Rosen, Anna Maria Procajlo und Isabell Franconi vom
Lehrstuhl für allgemeine Kunstgeschichte rekonstruieren den
Sammlungsaufbau, die Ordnung und Hängung der Selbstbildnisse sowie ihre
Produktion und Rezeption. Das Projekt ist im Oktober 2018 gestartet und
läuft bis September 2021, finanziert mit rund 400.000 Euro.


Die Sammlung der Medici-Herzöge

"Die 'Galleria degli autoritratti' - übersetzt: Die Galerie der
Selbstbildnisse - in den Florentiner Uffizien birgt die umfangreichste und
ambitionierteste Sammlung von Künstlerselbstbildnissen in der Neuzeit",
sagt Anna Maria Procajlo. Sie wurde im 17. Jahrhundert von Kardinal
Leopoldo de' Medici begründet, später von Großherzog Cosimo III. erheblich
erweitert, geordnet und systematisiert. Auch in den folgenden Jahrzehnten
kamen immer neue Werke hinzu. Heute umfasst die Sammlung rund 2.000 Werke.

Besonders ist unter anderem, dass die Sammlung nur eine einzige
Bildgattung enthält und dass fast alle Werke in höchster Qualität
vorliegen. "Sie bricht mit der frühneuzeitlichen universalistischen
Ausrichtung von Sammlungen und konzentriert sich vorrangig auf das Medium
der Malerei", erklärt Valeska von Rosen.

Drei Themenschwerpunkte

Anna Maria Procajlo untersucht das 17. Jahrhundert, speziell Leopoldos
Aufbau der Sammlung und wie er die Bildnisse erworben hat. Sie beschäftigt
sich auch damit, wie Cosimo III. die Sammlung umstrukturierte und
erweiterte. Dazu stützt sie sich auf Briefe der beiden Medici-Herzöge an
ihre sogenannten Agenten, also Mittelsmänner, Händler und Kunstliebhaber,
mit denen die Herzöge zusammenarbeiteten.

Mit dem ausgehenden 18. Jahrhundert beschäftigt sich Isabell Franconi. Sie
untersucht den Wandel der Galleria von einer fürstlichen hin zu einer
staatlich verwalteten, geregelt öffentlich zugänglichen und gut
publizierten Sammlung. Valeska von Rosen verbindet beide
Themenschwerpunkte miteinander; sie geht der These nach, dass der Akt des
Malens nicht nur auf der Motivebene, sondern auch auf der Ebene der
Darstellungsweise thematisiert wird.

Das Projektteam will dabei sowohl die Perspektive auf die Sammlung im
Ganzen einnehmen als auch exemplarisch einzelne Gemälde beleuchten.

Sammlung erneut für die Öffentlichkeit zugänglich

Seit den 1970er-Jahren ist die Galerie der Selbstbildnisse nicht mehr der
Öffentlichkeit zugänglich. Das wird sich durch das Projekt nun ändern. Im
September 2018 richteten die Bochumer Forscherinnen eine Tagung in Florenz
aus, um die Bilder aus der Nähe begutachten und diskutieren zu können.
"Der Direktor der Uffizien, Eike Schmidt, nimmt unser Projekt zum Anlass,
diese einmalige Spezialsammlung zu restaurieren und ihr einen neuen
Ausstellungsraum zu geben", erzählt Anna Maria Procajlo. Im Frühjahr 2019
soll die Sammlung wieder für Besucher geöffnet werden.

Kooperationspartner

Die Forscherinnen kooperieren mit dem Kunsthistorischen Institut der
Ruhr-Universität Bochum, dem Zentralinstitut für Kunstgeschichte in München,
den Uffizien in Florenz sowie dem Kunsthistorischen Institut in Florenz.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Ruhr-Universität Bochum, 01.10.2018
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AUFBAU/542: Des Menschen bester Freund - Das Smartphone
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klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Des Menschen bester Freund: Das Smartphone



DIGITALISIERUNG Immer bequemer, gleichzeitig schneller. Mit wenigen
Klicks zur Information. Die heutige Leistungsgesellschaft erfordert
Effizienz. Abhilfe gaukeln uns technische Geräte vor.


(agj) Zu jeder Tageszeit ist es zu beobachten, die
Menschen hauen in die Tasten. Ob Smartphone oder Tablet, der
elektronische Begleiter scheint kaum wegzudenken. Weniger oft
anzutreffen sind hingegen die Schlagzeilen betreffend Datensammlung
und Überwachung. Ganz zu schweigen von der Ausbeutung der Natur und
der Menschen etwa im Kongo, was fast gar keine Erwähnung findet. Um
besagte Geräte herzustellen ist der Abbau seltener Erze, unter anderem
von Coltan und Kassiterit, notwendig und erfolgt erbarmungslos. Doch
warum diese Faszination? Warum vertrauen wir Suchmaschinen? Warum
verzichten wir auf Nähe und Intimität und wählen stattdessen den Weg
der digitalen Kommunikation?


Google findet für uns

Ein Beispiel menschlicher Abhängigkeit von Technologie ist die Art,
wie wir uns heutzutage Informationen beschaffen. Egal was, gesucht
wird im Internet. Dabei wird vor allem Google zum ständigen
"Ansprechpartner", der uns mittels bestimmten Algorithmen sogar
weismacht, was wir zu suchen scheinen. In ihrem Buch "Die Vernetzung
der Welt" beschreiben Schmidt und Cohen, beides Führungspersonen bei
Google, ihre Vision folgendermassen: "Die herkömmlichen Suchmaschinen
werden zu Vorschlagmaschinen um das Gesuchte schneller zu finden. Sie
werden die Effizienz insbesondere steigern, indem sie unseren
Denkprozess stimulieren und unsere Kreativität fördern statt hemmen."

In Sachen Effizienz wird ihnen kaum jemand widersprechen: Per
Mausklick lassen sich schnell Informationen auf den Bildschirm
zaubern. Etwas anders sieht es da aber bei der angesprochenen
Kreativität und dem Denkprozess aus: Google liefert Information,
Wissen aber kommt von Denkprozessen: sich mit Themen auseinandersetzen
und sich eine eigene Meinung bilden, nicht sich bei vorformatierten
Antworten bedienen. Meist ein langwieriger Prozess, doch ermöglicht er
uns, selbstständig zu denken und durch die Welt zu gehen. Dies muss
jedoch erlernt werden. Nicht programmierbar zu sein wie Roboter,
sondern reflektiert und hinterfragend, Wissen nach eigenem Belieben
aneignend, unabhängig der Reizüberflutungen und Datenströmen führender
Internet-Unternehmen. Es hat aber durchaus Logik, weshalb in der
kapitalistischen Gesellschaft nicht mehr Bildung und Medienkompetenz
gefördert, sondern vermehrt der rein technische Umgang mit digitalen
Hilfsmitteln angeeignet wird: Firmen wie Google schaffen es wie kaum
andere, sich in der Leistungsgesellschaft als vermeintliche Helfer zu
integrieren. Erfüllen sie für NutzerInnen doch die wichtige Funktion
der sofortigen Befriedigung von (Informations)-Bedürfnissen. Da kann
schnell vergessen gehen, dass unser Denken und unsere Vorstellungen
dadurch von ebendiesen Unternehmen massgeblich beeinflusst werden. Die
Entfremdung in Warnehmen der sinnlichen Realität und von natürlichen
Beziehungen zwischen den Menschen schreitet voran. Die Verlagerung des
Menschen von der physischen in die digitale Welt ist das Ziel. Die
Wahrnehmung unserer Natur und Umwelt, wie auch die soziale Interaktion
verändern sich grundlegend, vieles erscheint abstrakt, die
Menschlichkeit entweicht durch die Digitalisierung, die Vereinzelung
wird massiv vorangetrieben.


Facebook vernetzt uns

Nicht nur in der Informationsbeschaffung, sondern auch in anderen
Bereichen verlassen wir uns auf Hilfeleistungen digitaler Unternehmen.
Facebook und Konsorten vermitteln uns ein neues Bild
zwischenmenschlicher Beziehungen, sozialer Interaktion und
Kommunikation. "FreundInnen" können per Mausklick hinzugefügt und
gelöscht werden, ein digitales Interface ersetzt die Begegnung von
Mensch zu Mensch. Emotionen werden nicht mehr durch Worte und Mimik,
sondern durch Emojis ausgedrückt. Digitale Schnittstellen und nicht
mehr die sinnliche Wahrnehmung entscheiden, wie wir die Welt
betrachten. Dabei bieten soziale Netzwerke vor allem eins an: Die
Möglichkeit fernab von realen Beziehungen und dem Sein auf bequemste
Weise auf die Wahrnehmung von Umwelt und seine eigene Außenwahrnehmung
Einfluss zu nehmen. Man ist, was man postet. Man drückt sich durch
wenige Zeichen oder "likes" aus. Und dabei spielt es gar nicht so eine
Rolle, ob die gezeigten Bilder wirklich die Realität zeigen. Digitale
"FreundInnen" aus aller Welt kennen mich so, wie ich es ihnen
vermitteln will. Ob Essen, Körperkult, Graffiti, so ziemlich alles
wird auf Facebook geteilt. Oftmals mit dem Ziel der Anerkennung, dem
Drang möglichst viele Daumen Hochs zu generieren. Zum Problem kann es
dann werden, wenn durch ausbleibende "likes" die eigene Freude am
Erlebten getrübt, manchmal sogar verändert wird. Wir sind so damit
beschäftigt, unser fotografiertes Erlebtes mit dem Internet zu teilen,
dass wir den eigentlichen Moment gar nicht mehr wirklich wahrnehmen.
Vermeintliche Anerkennung übertrumpft das Gefühl von Freude, das
perfekte Foto wird wichtiger als das Erleben an sich. Der Mensch
funktioniert zunehmend für seinen digitalen Fussabdruck, statt für
sich und seine Mitmenschen. Er macht sich zum Objekt.


Das Smartphone unterhält uns

Treue Begleiter digitaler Interaktion werden von Firmen wie Samsung
oder Apple produziert, weiterentwickelt und Version für Version (das
heisst jährlich!) verscherbelt. Und zwar so erfolgreich, dass - obwohl
die meisten hier über funktionstüchtige Apparate verfügen - bei jeder
Neuerscheinung ein Hype ausbricht, der in stunden-, manchmal sogar
nächtelangen Ansteh-Orgien gipfelt. Ein Leben ohne das Gerät scheint
kaum vorstellbar, erfüllt es vermeintlich in fast allen Lebenslagen
seinen Dienst. Informationen, E-Mails, News, alles wird mit dem stets
griffbereiten Gerät erledigt. Selbst wenn mal gar nichts geht, kein
Problem: Auf dem Smartphone hantieren, die Langeweile ist weg. Im
Kapitalismus ist kein Platz für nichts tun. Langeweile wird behandelt,
als käme sie vom Teufel selbst. Und das, obwohl sie nicht selten
Anfangspunkt für Kreativität ist. Natürlich nicht eine, wie sie von
den Bossen von Google und Co. vermarktet wird, sondern eine, wie wir
sie doch immer wieder erleben. Als Moment in dem wir Zeit für uns
hätten. Einen Moment, in dem jedeR selbst entscheiden kann, was mit
der Zeit anfangen. Wir werden aber bereits so stark von der
Leistungsgesellschaft getrimmt, dass sich in uns Unmut über
vermeintlich tote Zeit breitmacht. Der Kapitalismus und seine
einzelnen AkteurInnen finden verschiedene Wege, uns in gewünschte
unreflektiert funktionierende Rollen zu zwingen. Uns aufzuerlegen, was
wir zu tun und was zu lassen haben, wie wir die Welt, die Natur und
die Gesellschaft warnehmen. Wie wir an vermeintliches Wissen
rankommen, wie wir sozial miteinander agieren. Reizüberflutung,
Desinformation und Abhängigkeit von digitalen Spielereien sind ein
paar dieser Wege. Menschliche Bedürfnisse wie etwa Verbundenheit und
Verwirklichung werden in Aussicht gestellt, Resultat ist aber doch
eher Vereinzelung und Isolation. Von den Kontrollmöglichkeiten, die
durch unsere digitale Vernetzung so ausgeübt werden, wollen wir gar
nicht anfangen. Wir können uns der Digitalisierung nicht
verschliessen. Wir können sie aber kritisch betrachten, sie nur
gewählt und achtsam nutzen.

 * 
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Erdbeben und Tsunami in Indonesien fordert über 1200 Todesopfer

Von John Braddock

2. Oktober 2018



Wie die indonesische Regierung am Samstag mitteilte, haben das Erdbeben und
der Tsunami vom letzten Freitag wohl auf der Insel Sulawesi Tausende von
Todesopfern gefordert. Die offizielle Zahl ist inzwischen auf über 1.200
angestiegen und nimmt weiter zu, indem die Rettungskräfte die weiter
abgelegenen Gebiete erreichen.

Obwohl weiterhin nur wenige Berichte vorliegen, ist bereits klar, dass es
sich um eine Tragödie von enormem Ausmaß handelt, die das Leben von
Hunderttausende oder sogar Millionen Arbeitern, Bauern und ihren Familien
zerstört. Etwa 2,4 Millionen Menschen leben in der Palu-Koro-Verwerfung,
und die am stärksten betroffenen Städte sind Donggala und Palu. Etwa 17.000
Menschen wurden evakuiert.

Das Hauptbeben mit einer Stärke von 7,5 begann um 18:02 Uhr Ortszeit,
gefolgt von Tsunamiwellen, die teils bis zu sechs Meter hoch waren. Zuvor
waren bei einem Beben in der Zentralregion von Sulawesi mehrere Menschen
getötet sowie zehn weitere verwundet und Dutzende Häuser beschädigt worden.

Das starke Beben war noch in weiter Entfernung zu spüren. Im Süden der
Insel erreichten Ausläufer ihre größte Stadt, Makassar, und die
Nachbarinsel Kalimantan, den indonesischen Teil von Borneo. Mehr als 150
Nachbeben erschütterten die Region, die 1.300 Kilometer westlich der
Hauptstadt Jakarta liegt.

Das Erdbeben war das verheerendste in Indonesien seit über zehn Jahren. Nur
sieben Wochen zuvor wurden anfang August die Inseln Lombok und Bali von
einer Serie von Erdbeben verwüstet, bei denen 623 Menschen getötet und
Hunderttausende von Gebäuden zerstört wurden.

Das Beben hat Palu zerstört. Es gibt keinen Strom, das Trinkwasser geht zur
Neige. Auf Videoaufnahmen ist zu sehen, wie die Wellen mehrere Gebäude zum
Einsturz bringen und eine große Moschee überfluten, die durch den
steigenden Wasserspiegel halb unter Wasser steht. Die Stadt ist von
Trümmern eingestürzter Gebäude übersät, und ein großes Einkaufszentrum
wurde praktisch völlig zerstört.

Etwa 821 registrierte Todesopfer kamen aus Palu. Nahe den Küsten lagen halb
verschüttete Leichen, und die Überlebenden durchsuchten das Gewirr aus
Wellblechdächern, Holz und Trümmern. Ein Mann barg die schlammbedeckte
Leiche eines kleinen Kindes. Angesichts der wachsenden Gefahr von
Krankheiten werden Massengräber für die Toten vorbereitet.

Einer der Toten ist der 21-jährige Fluglotse Anthonius Gunawan Agung.
Heldenhaft blieb er in dem hin- und her schwankenden Tower am Flughafen von
Palu, um sicherzustellen, dass ein Flugzeug mit Hunderten von Passagieren
sicher starten konnte. Er sprang aus dem Tower und starb, bevor ihn ein
Rettungshubschrauber erreichte.

Die Regierung erklärte, es gebe noch keine Angaben über die Zahl der
Todesopfer in Donggala, einer Stadt mit etwa 300.000 Einwohnern. Sie ist
nach dem Zusammenbruch ihrer wichtigsten Brücke immer noch völlig von der
Außenwelt abgeschnitten. Jan Gelfand, ein Vertreter des Roten Kreuzes aus
Jakarta, erklärte: "Wir haben nichts aus Donggala gehört, und das ist
äußerst beunruhigend ... Das ist bereits eine Tragödie, es könnte aber noch
viel schlimmer kommen."

Laut einem Sprecher der Nationalen Katastrophenagentur Sutopo Purwo Nugroho
wurden mindestens 540 Menschen schwer verletzt, und viele weitere gelten
noch immer als vermisst. Es herrscht weiterhin Sorge um das Schicksal
Hunderter Menschen, die ein Strandfestival vorbereiteten, das genau zu der
Zeit stattfinden sollte, als der Tsunami an Land traf.

Die Stadt Palu ist um eine enge Bucht herum gebaut, die offenbar die Kraft
des Tsunami verstärkt hat. Die Agentur Sutopo teilte Videos, auf denen zu
sehen ist, wie der Tsunami das Land überschwemmt, und dazu heißt es, die
Wassermassen hätten Geschwindigkeiten von 800 Stundenkilometern erreicht.
Die meisten Menschen wurden durch den Tsunami getötet. Der Guardian
zitierte einen Anwohner namens Nining, der erklärte: "Viele Leichen sind am
Strand verstreut oder treiben auf dem Wasser."

Die Krankenhäuser haben große Schwierigkeiten, mit dem Zustrom an Opfern
fertig zu werden. Sie errichten Kliniken im Freien, um die Verletzten zu
behandeln. Rettungskräfte konnten bis zu 50 Menschen aus den Trümmern eines
Hotels in Palu befreien, erklärten aber, sie hätten die Stimmen von
weiteren Menschen gehört. Diese konnten sie jedoch nicht befreien, weil
ihnen die notwendige schwere Ausrüstung fehlte.

Indonesische Regierungsvertreter und Hilfsorganisationen haben mit dem
beschädigten Kommunikationswesen, zerstörten Straßen und Erdrutschen zu
kämpfen. Da der Hafen von Palu schwer beschädigt ist, konnten bisher keine
Hilfslieferungen per Schiff eintreffen. Nur wenige Regierungsflugzeuge mit
Hilfsgütern haben es geschafft, auf dem Flughafen von Palu zu landen.

Der chaotische Charakter der offiziellen Reaktion macht deutlich, dass in
den 14 Jahren seit dem Tsunami im Indischen Ozean von 2004 nichts
unternommen wurde, um solche Katastrophen künftig zu verhindern. Damals
wurden bis zu 230.000 Menschen in der ganzen Region getötet, die meisten
davon in Indonesien.

Stattdessen haben die Regierungen in der ganzen Region die sozialen
Kürzungen weiter vorangetrieben, um die Forderungen der internationalen
Finanzelite und der lokalen herrschenden Eliten zu erfüllen.

Associated Press berichtete am Montag, das Frühwarnsystem, das nach dem
Tsunami von 2004 entwickelt wurde, sei seit über zehn Jahren "in der
Testphase stecken geblieben". Nachdem mehrere Regierungen die Geldmittel
der indonesischen Katastrophenschutzbehörden stark gekürzt hatten, waren
sie nicht mehr in der Lage, die armselige Summe von einer Milliarde Rupien
(95.500 US-Dollar) zur Beendigung des Projekts zusammenzukratzen.

Die Akademikerin Louise Comfort von der Universität von Pittsburgh, die an
dem Projekt beteiligt war, erklärte: "Für mich ist das eine Tragödie für
die Wissenschaft und noch mehr eine Tragödie für die indonesische
Bevölkerung, wie die Bewohner von Sulawesi es jetzt am eigenen Leib
erfahren. Es zerreißt einem das Herz, wenn man sieht, dass es ein gut
entwickeltes Netzwerk von Sensoren gibt, die entscheidende Informationen
liefern könnten."

Etwa 22 Bojen, die ein entscheidender Bestandteil des bestehenden
Warnsystems sind, funktionieren gar nicht mehr. Berichten zufolge ist es
schwierig, das antiquierte System für rechtzeitige Warnungen vor einem
bevorstehenden Tsunami zu nutzen und den Bewohnern der betroffenen Gebiete
damit die Flucht zu ermöglichen.

Die Geophysikbehörde des Landes geriet in die Kritik, weil sie die
Tsunamiwarnung bereits 34 Minuten, nachdem sie zum ersten Mal ausgegeben
worden war, wieder aufhob. Diese Entscheidung hat möglicherweise Verwirrung
ausgelöst und die Zahl der Todesopfer erhöht.

Der Sprecher Rahmat Triyono behauptet, die Behörde habe sich an das übliche
Verfahren gehalten und den Aufruf zur "Aufhebung" der Warnung auf der
Grundlage von Daten herausgegeben, die von dem am nächsten gelegenen
Flutsensor, etwa 200 Kilometer vor Palu, übermittelt worden seien. Er
erklärte, die Flutmessung, welche die Veränderungen des Meeresspiegels
misst, habe nur eine "unbedeutende" sechs Zentimeter hohe Welle
registriert: "Wenn wir eine Flutmessung oder richtige Daten in Palu gehabt
hätten, wäre es besser gewesen. Das müssen wir in Zukunft berücksichtigen."

Indonesien, ein 5.000 Kilometer breiter Archipel aus 17.000 Inseln, gehört
zu den am stärksten von Erdbeben gefährdeten Regionen der Welt. Es liegt in
der Zone, die als Feuerring bekannt ist. Allerdings wurde nur wenig
unternommen, um sicherzustellen, dass neue Gebäude den häufig auftretenden
Naturkatastrophen Stand halten können.

Sutopo ließ im August erklären, die Indonesier "haben keine
erdbebensicheren Häuser, vor allem die Menschen in den ländlichen Dörfern,
die in schlechten wirtschaftlichen Bedingungen leben". Es gibt keine
staatlichen Vorschriften, laut denen Wohngebäude nach erdbebensicheren
Standards gebaut werden müssen. Berichten zufolge haben viele Bauarbeiter
nicht die bauhandwerklichen Kenntnisse, die man braucht, um Schäden zu
begrenzen.

Die Großmächte und die regionalen Regierungen haben nur minimale
Unterstützung oder materielle Hilfe geleistet. Die Regierungen von
Australien und Singapur haben nur ihr Beileid geäußert, aber keine
konkreten Versprechen gegeben. Die türkische Humanitarian Relief Foundation
(IHH) schickte nur ein winziges fünfköpfiges Nothilfe-Team. Nach der
Erfahrung aus früheren Katastrophen kommt internationale Hilfe zu spät, ist
zu gering und wird statt von Anteilnahme für die Tausende von Opfern von
geostrategischen Erwägungen diktiert.

Der indonesische Präsident Joko Widodo hat Truppen in das Gebiet verlegen
lassen. Das Militär solle den Rettungsteams angeblich helfen, Opfer und
Leichen zu finden. Ihre vordringliche Aufgabe wird es jedoch sein,
angesichts der sich unweigerlich verschlimmernden Bedingungen den Ausbruch
von Protesten gegen die Regierung zu unterbinden.

Nach solchen Katastrophen sind Truppenverlegungen üblich. Die Regierung
befürchtet angesichts der anhaltenden politischen Instabilität, die
allgemeine Wut über soziale Ungleichheit und Armut könnte sich entzünden.
Letztes Jahr rangierte Indonesien bei Oxfam auf Platz sechs der Länder mit
der größten sozialen Ungleichheit der Welt. Die vier reichsten Personen
verfügen zusammen über mehr Reichtum als die ärmsten 100 Millionen
Menschen. Arbeiter und die arme Landbevölkerung haben unter solchen
Naturkatastrophen unweigerlich am meisten zu leiden.

Dass es immer wieder zu solchen Katastrophen kommt, ist nicht nur ein
natürliches Phänomen. Es ist vor allem ein Ausdruck des irrationalen
Charakters des Profitsystems, das die sozialen Bedürfnisse der großen
Mehrheit der Bevölkerung dem Profitstreben einer winzigen Wirtschafts- und
Finanzelite unterordnet.
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KAZ/289: Klassen und Klassenkampf in der VR China - Teil 2


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 364, September 2018

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Chinas Kampf um den Sozialismus

Klassen und Klassenkampf in der VR China (Teil 2)



In unserer Reihe "Chinas Kampf um den Sozialismus" waren wir zunächst
der Frage nachgegangen: Volksrepublik China - kapitalistisch oder
sozialistisch?[1] Es folgte die Untersuchung zu den äußeren
Widersprüchen zwischen dem sozialistischen China und dem
Imperialismus, der Versuch China einzukreisen und die
Gegenmaßnahmen.[2] In KAZ 362 haben wir begonnen, uns mit den inneren
(Klassen-) Widersprüche in der VR China auseinanderzusetzen. Es wurde
herausgearbeitet: Die chinesische Verfassung ist die einzige in der
Welt, die offen von Klassen und Klassenkampf im eigenen Land spricht
und die Volksrepublik als "sozialistischen Staat unter der
demokratischen Diktatur des Volks" festschreibt. Dieses klare Wissen
der KP China um Klassen und Klassenwidersprüche hat sie 1989 vor der
Niederlage durch die Konterrevolution bewahrt. Die Unterschiede des
Klassenkampfes im Sozialismus und im Kapitalismus wurden in diesen
Auseinandersetzungen erkennbar: Im Kapitalismus ist das Ziel der Sturz
der Diktatur der Bourgeoisie, im Sozialismus die Stärkung der Diktatur
des Proletariats oder aus der Sicht der Bourgeoisie: die Zerschlagung
der Arbeiterherrschaft. Als Formen des Klassenkampfs wurden der
Klassenkampf von Außen und von Innen und der verdeckte (z.B.
Korruption) und offene Klassenkampf unterschieden. Gewicht wurde auf
die Besonderheiten Chinas im Vergleich zu Europa gelegt. Ein Artikel
des berühmten chinesischen Ökonomen Liu Guaguang (Jg. 1923) zeigt die
aktuelle chinesische Diskussion um die staatlichen Unternehmen als
Ausdruck des Klassenkampfs auf.

Im Folgenden nun: Staatskapitalismus, Auslandskapital,
Arbeitsproduktivität, sozialistische Marktwirtschaft, Sozialismus mit
chinesischen Charakteristika - Gewerkschaften.

Wir beziehen uns bei der Behandlung der Fragen oft auf Lenin. Ihn zu
zitieren ist natürlich noch kein Beweis, dass die Analyse richtig ist
oder die Schlussfolgerungen, die aufgrund der Lage Sowjetrusslands
nach der Oktoberrevolution gezogen wurden, für heute und für ein Land
wie China zutreffen. Dennoch: der unter der Führung Lenins
eingeleitete Aufbau des Sozialismus in einem rückständigen Land, in
einem vom Imperialismus beherrschten feindlichen Umfeld, das ist
weiterhin das große weltgeschichtlich-unaufschiebbare Unterfangen.
Daran arbeiten und kämpfen auch die chinesischen Kommunisten und haben
dabei von Lenin gelernt und lernen von ihm. Und das sozialistische
China hat in diesem Kampf wahrlich mehr verdient als unwillig
grummelnde Zuschauer, die etwas von einem "nächsten Anlauf" murmeln.
Der findet nämlich unter unseren Augen statt und verdient im eigenen
Interesse Sympathie und Unterstützung - internationale Solidarität.


Woran China messen?

Wenn die bürgerliche Meinungsmache unzulängliche oder miserable
Zustände in einzelnen Unternehmen des Riesenlands schadenfroh
herausstreicht, dann vergessen sie regelmäßig den Maßstab zu benennen,
an dem diese Zustände zu messen und zu bewerten sind: An Zuständen
z.B. in Bangladesch, Nigeria oder Guatemala oder an Zuständen z.B. in
der BRD.

Wie selbstverständlich messen sie an der BRD, die bald 200 Jahre
eigenständiger kapitalistischer Entwicklung hinter sich hat.
Demgegenüber konnte sich in dem zur Halbkolonie degradierten China
(üblicherweise seit dem "Opiumkrieg" 1840-42 datiert) nicht einmal der
Kapitalismus frei entwickeln. Und nach der Gründung der Volksrepublik
1949 hat China nicht nur Koreakrieg, sondern mindestens 20 Jahre (vom
Abzug der sowjetischen Techniker ab 1958 bis zur Politik der Öffnung
und Reformen ab 1978) der Isolierung, der Blockade und der Sanktionen
erlebt.

Messen an Deutschland, das vor bald 150 Jahren Unterdrückernation
geworden ist, selbst Kolonien ausgebeutet und auch ohne eigene
Kolonien immens von der Ausplünderung der vom Imperialismus abhängigen
Länder profitiert hat.

Sie vergleichen mit der BRD, die ganz überwiegend Reichtum aus den
abhängigen Ländern herausgezogen und wenig gegeben hat. Sie
vergleichen mit der BRD und vergessen dabei, wie in unserem gernegroß
Land viele Millionen in prekären Verhältnissen leben müssen, ohne
Hoffnung wieder heraus zu kommen. Sie vergessen, dass die
Errungenschaften der Arbeiterbewegung zum Schutz der Arbeitskraft
massiv unter Beschuss stehen: Nicht einmal die Hälfte der
Beschäftigten arbeitet noch in Betrieben mit Tarifbindung. Und auf der
gesetzlichen Ebene und in der betrieblichen Praxis haben die Angriffe
des Kapitals erhebliche Löcher in die Arbeits- und Lebensbedingungen
der Werktätigen geschossen. Stichworte: Altersarmut; Kinderarmut,
Ausweitung des Arbeitstags, Verstärkung der Arbeitshetze, faktisches
Einfrieren der Reallöhne usw. Und noch zum Thema gernegroß: Flughäfen,
die nicht fertig werden, wahnsinnige Bahnprojekte ohne Nutzen, die
Herrn von Wirtschaft und Finanz als Betrüger nicht mehr zu vertuschen
- Stagnation und Fäulnis, wohin das Auge reicht.

Dagegen entwickelt sich China unter Führung der Kommunistischen Partei
mit Riesenschritten und hat die Lebensbedingungen für hunderte von
Millionen massiv und grundlegend verbessert. Die Kommunistische Partei
hat in ihrer bald hundert Jahre währenden Existenz das Land aus Elend
und Lethargie geholt. Heute ist überall Mut und Hoffnung.
Millionenstädte - größer als Berlin - werden geradezu aus dem Boden
gestampft. In Beijing wird bald der zweite Großflughafen innerhalb von
10 Jahren fertiggestellt, die siebte Ringstraße ist in Bau; zügig wird
das Land mit schnellen Eisenbahnstrecken verbunden. Mit dem riesigen
Seidenstraßenprojekt reicht China der Welt die Hand zum
Zusammenwachsen, zum gegenseitigen Vorteil.[3] Selbst wenn das Alles
von einem kapitalistisch gewordenen China erreicht worden wäre,
wie unsere linken Schematiker behaupten, wäre die Wiedererstehung
Chinas als stolze Nation eine großartige Leistung und müsste von jedem
demokratisch gesinnten Menschen begrüßt und unterstützt werden. Welch
ein Beitrag zur Gleichstellung der Nationen! Und welch ein Beispiel,
dass es möglich ist, sich von der Dominanz des Imperialismus zu
befreien, von Ausplünderung und Demütigung, und unabhängig zu werden
und sein Schicksal in die eigene Hand nehmen zu können.


China widersteht der Konterrevolution

China ist aber ein sozialistisches Land, das dem Versuch der
Konterrevolution 1989 widerstanden hat. Wer aber solche
konterrevolutionären Kräfte als Revolutionäre, als die wahren
Vertreter des Proletariats, und damit die Konterrevolution als
Revolution darstellt - oder zumindest als "in der Hauptseite positiv"
(wie es z.B. die MLPD zur sog. Bürgerrechtsbewegung in der DDR erklärt
hat und damit die Einverleibung der DDR durch den deutschen
Imperialismus deckt), der disqualifiziert sich selbst. Solche Kräfte
scheuen sich nicht - im Nachgesang zu den reaktionärsten Stimmen aus
dem bürgerlichen Lager -, China als kapitalistisch und imperialistisch
zu bezeichnen. Sie bedienen damit den Popanz von der "gelben Gefahr"
und finden sich an der Seite der aggressivsten Teile der
Monopolbourgeoisie. Die lieben China zwar als Markt und Werkbank, als
Quelle ihrer Profite, aber nicht als Kraft, die sie in die Schranken
weist und Vorschriften macht. In der Vernichtung der Kommunistischen
Partei als Garant der chinesischen Souveränität sehen sie ihr Ziel und
dafür erhöhen sie den Druck von Außen und von Innen.

Wo solche Kräfte landen bzw. gelandet sind, zeigte schon Lenin auf:
"Er (Miljukow, der Vertreter der Großbourgeoisie - die AG)
schätzt die politischen Entwicklungsstufen ganz nüchtern ein und
meint, für die Rückkehr zum Kapitalismus seien der
Sozialrevolutionarismus und der Menschewismus eine notwendige
Übergangsstufe. Die Bourgeoisie braucht eine solche Stufe, und wer das
nicht begreift, ist ein Dummkopf." (W.I. Lenin, X. Gesamtrussische
Konferenz der KPR (B) - Schlusswort zum Referat über die
Naturalsteuer, LW 32, S. 439)

Sozialrevolutionarismus und Menschewismus - für uns verständlicher
heißt das Anarchismus und Sozialdemokratismus sind der Übergang zur
Konterrevolution, zur Restauration des Kapitalismus. Und das hat sich
in den Ereignissen von 1989-in den sozialistischen Ländern Europas in
trauriger Weise bestätigt!


Staatskapitalismus und Sozialismus? - Grundsätzliches

Gelegentlich wird die Einschätzung Chinas als "kapitalistisch" etwas
geschönt durch "staatskapitalistisch". Wichtiges dazu hat Hans-Günter
Szalkiewicz in seinem letzten Werk schon gesagt.[4] Rolf Berthold,
ehemaliger Botschafter der DDR in der VR China, hat uns dazu eine
wertvolle Anmerkung zukommen lassen.[5] Hier sei zur Zuspitzung Lenin
angeführt:

"Wer auf diesem Gebiet die besten Resultate erzielt, sei es auch
auf dem Wege des privatwirtschaftlichen Kapitalismus, sei es sogar
ohne Genossenschaften, ohne direkte Umwandlung dieses Kapitalismus in
Staatskapitalismus, der wird dem sozialistischen Aufbau in ganz
Russland mehr Nutzen bringen als derjenige, der auf die Reinheit des
Kommunismus 'bedacht' ist, Reglements, Direktiven, Instruktionen für
den Staatskapitalismus und die Genossenschaften schreibt, aber
praktisch den Umsatz nicht vorwärtsbringt.

Das mag als ein Paradox erscheinen: der privatwirtschaftliche
Kapitalismus in der Rolle eines Helfers des Sozialismus? Aber das ist
keineswegs ein Paradox, sondern eine ökonomisch völlig unbestreitbare
Tatsache. Da wir ein kleinbäuerliches Land mit einem besonders
zerrütteten Verkehrswesen vor uns haben, ein Land, das eben erst aus
Krieg und Blockade herauskommt, das politisch geführt wird vom
Proletariat, in dessen Händen sich das Verkehrswesen und die
Großindustrie befinden, so ergibt sich aus diesen Voraussetzungen ganz
unvermeidlich erstens die überragende Bedeutung des örtlichen Umsatzes
im gegebenen Zeitpunkt, und zweitens die Möglichkeit, den Sozialismus
auf dem Wege über den privatwirtschaftlichen Kapitalismus (ganz zu
schweigen vom Staatskapitalismus) zu fördern." (W.I. Lenin, Über
die Naturalsteuer, LW 32, S. 362)


Das ist der entscheidende Hinweis Lenins: Kapitalismus als
Helfer des Sozialismus!

Lenin empfiehlt sogar: Lernen vom deutschen Imperialismus!

"Um die Frage noch klarer zu machen, wollen wir zunächst ein ganz
konkretes Beispiel des Staatskapitalismus anführen. Alle wissen, was
für ein Beispiel das ist: Deutschland. Hier haben wir das 'letzte
Wort' moderner großkapitalistischer Technik und planmäßiger
Organisation, die dem junkerlich-bürgerlichen Imperialismus
unterstellt sind. Man lasse die hervorgehobenen Wörter aus, setze an
Stelle des militärischen, junkerlichen, bürgerlichen,
imperialistischen Staates ebenfalls einen Staat, aber einen Staat von
anderem sozialen Typus, mit anderem Klasseninhalt, den Sowjetstaat,
d.h. einen proletarischen Staat, und man wird die ganze Summe der
Bedingungen erhalten, die den Sozialismus ergibt.

Sozialismus ist undenkbar ohne großkapitalistische Technik, die
nach dem letzten Wort modernster Wissenschaft aufgebaut ist, ohne
planmäßige staatliche Organisation, die Dutzende Millionen Menschen
zur strengsten Einhaltung einer einheitlichen Norm in der Erzeugung
und Verteilung der Produkte anhält. Davon haben wir Marxisten stets
gesprochen, und es lohnt nicht, auch nur zwei Sekunden für ein
Gespräch mit Leuten zu verschwenden, die sogar das nicht begriffen
haben (die Anarchisten und die gute Hälfte der linken
Sozialrevolutionäre).

Sozialismus ist außerdem undenkbar ohne die Herrschaft des
Proletariats im Staate: das ist ebenfalls eine Binsenwahrheit. Die
Geschichte (von der niemand, vielleicht außer den menschewistischen
Flachköpfen ersten Ranges, erwartet hatte, dass sie uns glatt, ruhig,
leicht und einfach den 'vollen' Sozialismus bringen werde) nahm einen
so eigenartigen Verlauf, dass sie im Jahre 1918 zwei getrennte Hälften
des Sozialismus gebar, eine neben der anderen, wie zwei künftige Küken
unter der einen Schale des internationalen Imperialismus. Deutschland
und Russland verkörpern 1918 am anschaulichsten die materielle
Verwirklichung einerseits der ökonomischen, produktionstechnischen,
sozialwirtschaftlichen Bedingungen und anderseits der politischen
Bedingungen für den Sozialismus.

Die siegreiche proletarische Revolution in Deutschland würde mit
einem Male, mit größter Leichtigkeit, jede Schale des Imperialismus
zerbrechen (leider ist sie aus bestem Stahl verfertigt und lässt sich
deshalb nicht durch die Anstrengungen eines jeden Kükens zerbrechen),
den Sieg des Weltsozialismus ohne Schwierigkeiten oder mit
geringfügigen Schwierigkeiten bestimmt verwirklichen - freilich wenn
man den weltgeschichtlichen Maßstab der 'Schwierigkeit' nimmt, und
nicht den engen Spießermaßstab.

Wenn in Deutschland die Revolution noch mit ihrer 'Geburt' säumt,
ist es unsere Aufgabe, vom Staatskapitalismus der Deutschen zu lernen;
ihn mit edler Kraft zu übernehmen, keine diktatorischen Methoden zu
scheuen, um diese Übernahme der westlichen Kultur durch das
barbarische Russland noch stärker zu beschleunigen, ohne dabei vor
barbarischen Methoden des Kampfes gegen die Barbarei
zurückzuschrecken. Wenn es; unter den Anarchisten und linken
Sozialrevolutionären (mir fielen unwillkürlich die Reden von Karelin
und Ge im Zentralexekutivkomitee ein) Leute gibt, die imstande sind,
in der Art eines Karelin zu räsonieren, dass es uns Revolutionären
nicht gezieme, vom deutschen Imperialismus 'zu lernen', so muss man
eins sagen: Die Revolution, die solche Leute ernst nehmen wollte, wäre
hoffnungslos (und durchaus verdientermaßen) verloren." (W.I.
Lenin, Über die Naturalsteuer, LW 32, S. 346 f.)

"Der Kapitalismus ist ein Übel gegenüber dem Sozialismus. Der
Kapitalismus ist ein Segen gegenüber dem Mittelalter, gegenüber der
Kleinproduktion, gegenüber dem mit der Zersplitterung der
Kleinproduzenten zusammenhängenden Bürokratismus. Insofern wir noch
nicht imstande sind, den unmittelbaren Übergang von der
Kleinproduktion zum Sozialismus zu verwirklichen, insofern ist der
Kapitalismus in gewissem Maße unvermeidlich als das elementar
entstehende Produkt der Kleinproduktion und des Austausches, und
insofern müssen wir uns den Kapitalismus zunutze machen (besonders
indem wir ihn in das Fahrwasser des Staatskapitalismus leiten) als
vermittelndes Kettenglied zwischen der Kleinproduktion und dem
Sozialismus, als Mittel, Weg, Behelf, Methode zur Steigerung der
Produktivkräfte." (W.I. Lenin, Über die Naturalsteuer, LW 32, S.
364)

Lenin zeigt hier sehr deutlich auf, dass die massenhafte
Kleinproduktion, damit der geringe Grad der Vergesellschaftung der
Produktion, der heute noch in weiten Teilen Chinas vorherrschend ist
(und durch die gigantische Entwicklung an der Ostküste und in den
anderen Ballungszentren gerne übersehen wird), durch Nutzung des
Kapitalismus überwunden werden soll.

Staatskapitalismus wird dabei von Lenin nicht als eigenständige
Gesellschaftsform gesehen. Staatskapitalismus stellt eine Etappe der
Vergesellschaftung der Produktion dar. Staatskapitalismus gibt es in
der kapitalistischen Gesellschaftsformation und in der
sozialistischen. Darin besteht der Unterschied: Im ersteren Fall dient
das der Verteidigung und Erhaltung der Bourgeoisie gegen die
imperialistischen Konkurrenten und gegen das Proletariat. Im
Sozialismus dagegen dient der Staatskapitalismus - sogar der
privatwirtschaftliche Kapitalismus - der Verteidigung und Entwicklung
des Proletariats gegen die Bourgeoisie und ist eine Form zur
Überwindung der Rückständigkeit. Lenin unterscheidet
Staatskapitalismus und Sozialismus scharf, weil der Sozialismus nicht
nur von der Vergesellschaftung der Produktion, sondern von der
gesellschaftlichen Aneignung kommt. Wo diese gesellschaftliche
Aneignung noch nicht oder erst partiell realisiert werden kann,
herrscht eben, wie die chinesischen Genossen richtig formulieren:
Sozialismus in seinem Anfangsstadium, der alle möglichen Muttermale
der alten Gesellschaft noch mit sich herumschleppt - von Kleinst- und
Kleinproduktion, von privatwirtschaftlichem und Staatskapitalismus.
Die können nicht einfach abgeschafft werden, sondern sind darauf zu
prüfen, wie sie zur Vergesellschaftung der Produktion genutzt und
entwickelt werden müssen als Voraussetzung, dass die Produzenten ihre
Produktionsmittel wieder in die eigenen Hände nehmen und sich die
Früchte ihrer Arbeit als freie Assoziation aneignen können.


Staatskapitalismus und Sozialismus in der VR China

Müssen wir aber dann nicht auch Deng Hsiaoping und seine Politik der
Reformen und Öffnung neu bewerten? Klingen die Leninschen Aussagen
nicht nach Dengs "Weiße Katze, schwarze Katze - Hauptsache sie frisst
Mäuse"? Eine Aussage, die von Mao Tsetung heftig kritisiert wurde -
damals vermutlich[6] zurecht angesichts der zugespitzten Lage im
Inneren und der Bedrohung von Außen. Das war aber eine Lage, die eher
dem Kriegskommunismus in Russland nach der Oktoberrevolution ähnelte,
in der Kompromisse mit dem Feind nicht gemacht werden. Aber nach der
Konsolidierung der chinesischen Verhältnisse und der Durchbrechung der
außenpolitischen Isolierung seit Ende der 1970er Jahre war der von
Deng eingeschlagene Weg der richtige, vorwärtsweisend und grundlegend
für die Erfolge des sozialistischen China, weil wohlverstanden an
Lenin anknüpfende Weg.

Und in China sind die Warnungen wohl bekannt, die Lenin mit der
Entwicklung des Kapitalismus im Sozialismus verbindet. "Denn
Kleinproduktion gibt es auf der Welt leider noch sehr, sehr viel; die
Kleinproduktion aber erzeugt unausgesetzt, täglich, stündlich,
elementar und im Massenumfang Kapitalismus und Bourgeoisie. Aus allen
diesen Gründen ist die Diktatur des Proletariats notwendig, und der
Sieg über die Bourgeoisie ist unmöglich ohne einen langen,
hartnäckigen, erbitterten Krieg auf Leben und Tod, einen Krieg, der
Ausdauer, Disziplin, Festigkeit, Unbeugsamkeit und einheitlichen
Willen erfordert." (Lenin, Der 'linke Radikalismus', die
Kinderkrankheit im Kommunismus, LW Bd. 31, S. 8)

Und das schreckt unsere Reißbrett-Sozialisten gewaltig. Am Ende dann
doch wieder bloß Kapitalismus und auch noch Diktatur der Proleten,
dafür hätte man sich doch nicht zu verausgaben brauchen. ... Auf dem
Reißbrett hat der Sozialismus gefälligst erst zu beginnen, wenn der
Kapitalismus überreif ist - und darauf warten sie dann lieber bis
Sankt Nimmerlein. Aber wehe ein Land untersteht sich, aufzubegehren
gegen das Elend. gegen Ausbeutung und Unterdrückung, dann hat es
sofort und gleich gefälligst Wohlstand samt Freiheit, Demokratie und
Menschenrechte zu liefern, sonst kann sich der deutsche intellektuelle
Spießer nicht dazu bequemen, den TÜV-Stempel "sozialistisch" zu
vergeben.

Doch selbst ernsthafte Freunde Chinas sind besorgt,


	dass sich in China der Kapitalismus scheinbar ungestüm entwickelt und damit auch die Bourgeoisie;.

	dass das Proletariat hinter der Bourgeoisie zurückbleibt und die Gefahr der Restauration der Bourgeoisherrschaft größer wird;

	dass die Öffnung für das ausländische Kapital und seine Monopole nicht nur einen Abfluss an Reichtum aus China bedeutet, sondern auch den Imperialismus stärken und ihm helfen würde, seine Krisen zu überwinden.



Auf diese Gefahren dauernd hinzuweisen, halten die chinesischen
Genossen möglicherweise für überflüssig. Sie haben wahrscheinlich
Lenin gründlicher studiert als die deutsche Linke und wissen: "...
wir aber sagen, dass man sich von den Interessen des Proletariats, d.
h. von der Sicherung gegen eine Restauration des Kapitalismus und von
der Sicherung des Weges zum Kommunismus leiten lassen muss." (W.I.
Lenin, X. Gesamtrussische Konferenz der KPR (B) - Schlusswort zum
Referat über die Naturalsteuer, LW 32, S. 440) und "Wir aber sagen,
dass wir auf alle Zugeständnisse eingehen werden in den Grenzen
dessen, was die Macht des Proletariats stützt und festigt, das trotz
aller Schwierigkeiten und Hindernisse unentwegt der Aufhebung der
Klassen und dem Kommunismus entgegengeht". (a.a.O. S. 441)

Wurde in der VR China die Macht des Proletariats, vertreten durch die
KP China, gestützt und gefestigt oder nicht? Daran ist die Leistung
der Partei und ihrer Führung zu messen. Und die Kampagnen, die von der
KP China in den letzten Jahren durchgeführt wurden, bestätigen, dass
sie sich der Gefahren bewusst ist. Die Kampagne gegen die
Korruption, die Kampagne zur Massenlinie, die von der Parteiführung
deutlich formulierte Warnung, dass die Partei nichts ist ohne den
Rückhalt in der Arbeiterklasse und im Volk.

Gesamtausgaben des Staates (einschließlich Zinsausgaben für die
Staatsschuld) als Anteil am jeweiligen Bruttoinlandsprodukt. Ohne
Worte.

Im Zentrum des heutigen chinesischen Staatskapitalismus steht die
SASAC (State-owned Assets Supervision and Administration Commission of
the State Council = Kommission des Staatsrats zur Kontrolle und
Verwaltung staatlichen Vermögens). Sie ist direkt dem Staatsrat der VR
China[7] unterstellt. Die SASAC wurde 2003 im Zuge der Konsolidierung
verschiedener Industrieministerien gegründet. Als Teil der Reform
wurde fast die Hälfte der staatseigenen Unternehmen gegen Ausgabe von
Aktien verkauft. SASAC ist verantwortlich, die verbleibenden
staatseigenen Unternehmen zu leiten inklusive Ernennung von leitenden
Managern, Zustimmung zu Fusionen oder zum Verkauf von Aktien oder
Vermögen; ebenso legt die SASAC Gesetzesentwürfe vor, die staatseigene
Unternehmen betreffen. Im Jahr 2017 hatten die gesamten staatseigenen
Unternehmen Vermögen in Höhe von 161.000 Milliarden Yüan (= 26.000
Milliarden US-$), Umsätze in Höhe von etwa 23.400 Milliarden Yüan (=
US-$ 3.600 Milliarden) und einen geschätzten Aktienwert von 50.000
Milliarden Yüan (= US-$ 7.600 Milliarden). Damit wäre die SASAC die
größte ökonomische Einheit der Welt. Zum Vergleich: die Volkswagen
Gruppe hat einen Marktwert (am 11.05.2018) von 101,4 Milliarden US-$.

Die SASAC hat derzeit 101 staatseigene Unternehmen[8] unter ihren
Fittichen, darunter solche die zu den größten der Welt zählen wie die
Ölgiganten Sinopec und CNPC. Es sind hier die Kommandohöhen der
Wirtschaft vereint, von denen aus der Kampf geführt wird, dass die
übrigen Teilnehmer am Wirtschaftsprozess in die gewünschte Richtung
marschieren. Vor allem die strategischen Sektoren Luftfahrt,
Post/Telekommunikation, Eisenbahn, Energieerzeugung und -versorgung,
Öl/Gas, Getreide, Banken müssen vom Staat beherrscht werden - ganz im
Sinne der bereits von Sun Yat-sen aufgestellten Maxime, dass das Volk
"die Lebenshaltung der Nation" kontrollieren müsse.[9] Für die Banken
ist die China Banking Regulatory Commission (CBRC - Kommision zur
Regulierung der Banken in China) seit 2003 zuständig, ebenfalls direkt
dem Staatsrat unterstellt. Die CBRC hat damit auch die
Kontrollfunktion übernommen, die zuvor bei der chinesischen
Zentralbank (People's Bank of China - man sträubt sich, um falsche
Assoziation zum deutschen Bankenverbund zu vermeiden, dies als
"Volksbank" zu übersetzen) gelegen hatte. Die CBRC überwacht dabei
u.a. auch die "Großen Vier", die in Staatseigentum sind und wiederum
zu den größten Banken der Welt zählen: Industrial & Commercial Bank of
China (ICBC), Bank of China (BOC), China Construction Bank (CCB) and
Agriculture Bank of China (ABC).

Und schließlich ist der Grund und Boden im Eigentum des Staates!

Es gehört schon eine besondere Böswilligkeit dazu, den leitenden
Kräften in diesen Wirtschaftseinheiten samt ihren Kontrolleuren von
Oben und von Unten - nämlich mindestens durch die Parteifunktionäre im
eigenen Haus - zu unterstellen, dass sie dauernd und mit Energie gegen
das in der Verfassung festgehaltene Ziel des Staates und gegen seinen
Charakter, die demokratische Diktatur des Volkes, agieren. Schließlich
gibt es in den staatseigenen Betrieben etwa 10 Millionen Mitglieder
der KP China, die in mehr als 800.000 Parteikomitees organisiert sind.
Diese wirken auch mit, dass korrupte Manager zur Rechenschaft gezogen
werden. Hier einige der jüngsten Beispiele 2018: Chang Xiaobing,
früher Leiter der China Telecom, verurteilt zu sechs Jahren Gefängnis;
Song Lin, früher Leiter von China Resources 14 Jahre; Jiang Jiemin,
ein früherer Manager der SASAC und Chef der China National Petroleum
Corp 16 Jahre ebenfalls wegen Korruption.


Kampf gegen Korruption

Die Kampagne gegen die Korruption (2012-2016) wird im Jahr 2017 von Xi
Jinping positiv bewertet.[10] Die Aufgabe der dem Politbüro des
Zentralkomitees (ZK) der KP China direkt unterstellten Zentralen
Disziplinkontrollkommission, CCDI, ist es, die Korruption im Land zu
bekämpfen. Dieser Kampf wird nicht unterschätzt. Im Gegenteil, nach
wie vor wird er als ein Kampf "um Leben und Tod"[11] angesehen.
Die Kampagne führte zu einer breiteren und tieferen Bekämpfung der
Korruption oder mit Xi Jinping ausgedrückt: es wurde keiner verschont
weder "Fliegen" noch "Tiger"[12], also weder kleine noch große
Funktionäre, Beamte, Manager und Wirtschaftsbosse. Im Fokus stehen
dabei nicht allein Bestechung, Käuflichkeit und der Handel mit Ämtern
bzw. Posten, sondern auch Machtmissbrauch, Miss- sowie
Vetternwirtschaft, Unterschlagung und Verschwendung, wie üppige
Bankette, teure Autos, Reisen und Gastgeschenke. Allein 2014 gab die
chinesische Staatsführung angeblich 68 Milliarden Euro aus, um die
Korruption zu bekämpfen.[13] 500.000 Inspekteure und Fahnder zählt
allein die Zentrale Disziplinkontrollkommission. Rückblickend wurden
während der über vier Jahre währenden Kampagne in allen 31 Provinzen
und Stadtstaaten der Volksrepublik rund 1,2 Millionen Funktionäre und
Beamte zunächst parteiintern, danach gerichtlich bestraft, wegen
kleiner bis schwerster "Verstöße gegen die Disziplin", wobei
letzteres in China eine Umschreibung für Korruption ist. 336.000
Personen wurden wegen Verstößen gegen den Parteikodex oder anderer
Verhaltensregeln der Partei bestraft.[14] Darunter waren 240 hohe
Parteifunktionäre (wie Politbüro-Mitglieder, Vizearmeechefs,
Provinzgouverneure oder Leiter von Staatsbetrieben) von denen 223
verurteilt wurden. Ein hoher Richter, wie der Vizechef des Obersten
Volksgerichtes, wurde überführt, 15 Mio. Dollar Bestechungsgelder
erhalten zu haben.

Die Inspekteure und Mitarbeiter der Zentralen
Disziplinkontrollkommission, CCDI, sind mit weitreichenden Kompetenzen
ausgestattet und dürfen Zeugen vorladen und befragen, Personen
überwachen, festnehmen, verhören, Räume durchsuchen oder auch Gelder
beschlagnahmen und ihre Konten einfrieren. Diese Parteikommission
steht aber nicht über den Dingen. Die Kontrolle der CCDI erfolgt über
das Politbüro: Allein im Jahr 2015 wurden über 2.000 Mitarbeiter der
CCDI-Behörde selbst wegen Disziplinverstößen und Korruption
bestraft.[15]

Es geht zudem nicht allein um die Bekämpfung der Korruption im Inland.
Dank der Bemühungen der VR China in den vergangenen Jahren
Auslieferungsabkommen mit zahlreichen Ländern abzuschließen, konnten
zwischen 2014 und 2017 über 2.500 Konzernbosse, Manager oder kleine
Wirtschaftskriminelle zurück nach China geholt werden, wo sie
schließlich bestraft wurden. Während im Jahr 2014 noch 101 Personen
wegen Korruptionsermittlungen oder sonstiger Wirtschaftsverbrechen ins
Ausland flohen, waren es 2016 nur noch 19.[16] Und: "2015 ist zum
ersten Mal die Zahl der Zurückgekommenen höher als die der neu
Geflohenen."[17] Der Erfolg der Korruptionsbekämpfung lässt sich
auch daran messen, dass damit bestimmte Wirtschaftszweige, die an der
Korruption verdienten, betroffen sind: Hersteller von Luxusartikel,
Edelrestaurants, Hotels, Reiseveranstalter, Clubs, Galerien. Die
Arbeit stützt sich dabei auf Anzeigen aus der Bevölkerung, allein 2014
waren es 2,72 Mio. Briefe und Beschwerden, denen nachgegangen
wurde[18] bis "objektive Fakten und eiserne Beweise"[19] für
Schuld oder Unschuld gefunden wurden. Am 20. März 2018 verabschiedeten
die rund 3.000 Delegierten des Nationalen Volkskongresses das
"Anti-Korruptionsgesetz" auf dessen Grundlage nun eine staatliche
Behörde gegründet wurde, die "Nationale Aufsichtskommission". Sie wird
von den nationalen, regionalen und lokalen Volkskongressen
überwacht.[20] In einem sozialistischen Land wie der VR China, in dem
nach wie vor offener und versteckter Klassenkampf, um die ökonomische
und politische Macht im Land, geführt wird, ist die Korruption eines
der schärfsten Waffen der Bourgeoisie, um Fuß zu fassen oder neu
erlangtes Terrain abzusichern. Mit der Nationalen Aufsichtskommission
wird der Kampf mit harten Bandagen gegen die Korruption
institutionalisiert, nachdem er 2012 aufs Neue begonnen und 2016
verstärkt wurde.

Das chinesische Sprichwort "Die Berge sind hoch und der Kaiser ist
weit."[21] beschreibt nach dem australischen bürgerlichen
Wirtschaftsjournalisten MacGregor die Problematik dieses großen
Landes, wo Kontrollverluste vorprogrammiert sind, je weiter die
Provinz von Peking entfernt ist. Die größte Gefahr, die dabei von
Unternehmern ausgehen kann ist laut dem Parteisekretär von Zheijang,
Zhang Dejiang, "die Schaffung finanziell gut ausgestatteter,
eigenständiger, privater Netzwerke"[22].


Auslandskapital - Gefahr für den Sozialismus?

"Bucharin ist ein ausgezeichnet gebildeter marxistischer Ökonom.
Deshalb erinnerte er sich daran, dass Marx im höchsten Grade recht
hatte, als er die Arbeiter lehrte, dass es wichtig sei, die
Organisation der Großproduktion gerade im Interesse eines leichtern
Übergangs zum Sozialismus zu erhalten, und dass der Gedanke durchaus
zulässig sei, die Kapitalisten, gut zu bezahlen, sie
auszukaufen, wenn (als Ausnahme: England war damals eine Ausnahme) die
Umstände sich so gestalten, dass sie die Kapitalisten zwingen, sich
friedlich zu fügen und in kultivierter, organisierter Weise, unter der
Bedingung des Auskaufs, zum Sozialismus überzugehen.

Bucharin ist jedoch in einen Fehler verfallen, weil er sich nicht
hineingedacht hat in die konkrete Eigenart der jetzigen Situation in
Russland - einer Situation, die einzigartig ist, da wir, das
Proletariat Russlands, mit unserer politischen Ordnung, mit der Stärke
der politischen Macht der Arbeiter England, Deutschland oder jedem
beliebigen anderen Land voraus sind, zugleich aber in Bezug auf
die Organisation eines wohlgeordneten Staatskapitalismus, in Bezug auf
die Höhe der Kultur, den Grad der Vorbereitung auf die
materiell-produktionstechnische 'Einführung' des Sozialismus,
hinter dem rückständigsten der westeuropäischen Staaten
zurückstehen. Ist es etwa nicht klar, dass sich aus dieser
eigenartigen Lage gegenwärtig gerade die Notwendigkeit eines Auskaufs
eigener Art ergibt, den die Arbeiter den kulturell am höchsten
stehenden, talentvollsten, organisatorisch fähigsten Kapitalisten
anbieten müssen, die bereit sind, in den Dienst der Sowjetmacht zu
treten und gewissenhaft zu helfen, die große und größte 'staatliche'
Produktion zu organisieren?"[23]

Das zeigt, wie sehr Lenin darum kämpfte, ausländische Kapitalisten ins
Land zu holen. Mit der "Neuen Ökonomische Politik" geht ein Ringen um
ausländische "Investoren" einher. In der schwierigen Lage der
Sowjetunion nach Krieg und Bürgerkrieg war die Frage nicht mehr, ob
Konzessionen an ausländische Kapitalisten vergeben werden (z.B. für
die Erdölförderung), sondern ob und unter welchen Bedingungen sich
überhaupt Kapitalisten finden, die Konzessionen in Anspruch nehmen
wollen.[24] Die VR China ist nach nunmehr fast 40 Jahren "Reform und
Öffnung" und durch diese Politik bereits in einer ganz anderen
Situation:

Die VR China hatte 2016 laut UNCTAD-Statistiken einen Bestand von rd.
1350 Milliarden US-Dollar an ausländischen Investitionen. China hatte
im Ausland etwa 1280 Milliarden US-Dollar angelegt (Vergleichszahlen
1995: 101,1 Mrd zu 17,8 Mrd). Im Jahr 2016 lagen zum ersten Mal die
neu von China im Ausland angelegten Direktinvestitionen höher als die
in China vom Ausland angelegten (183,1 Mrd zu 133,7 Mrd).

Gleichzeitig hat die VR China lt. IWF Währungsreserven in Höhe von rd.
3.400 Milliarden US-Dollar - damit etwa ein Drittel der gesamten
Währungsreserven der Welt. Die VR China ist durch die Anlagen dieser
Währungsreserven überwiegend in US-Staatspapieren der größte Gläubiger
der USA.[25] Die VR China wäre rechnerisch also durchaus in der Lage,
die Kapitalisten, die Kapital im Land angelegt haben "auszukaufen" (s.
oben). Und die Politik geht im Ziel weiter davon aus, China
ökonomisch, politisch und militärisch auf eine Höhe zu bringen, dass
der Imperialismus nie wieder in der Lage ist, dieses Land in die Knie
zu zwingen. Dazu gehört aber auch, dass China lernt den Kapitalismus
in seiner höchsten Entwicklungsstufe zu verstehen und für sich zu
nutzen: Dazu gehören alle Tricks und Machenschaften bei Börse, Bank
und Versicherung, um nicht über den Tisch gezogen zu werden. Alle
Erkenntnisse bei Wissenschaft und Technik, nicht nur um sie zu nutzen,
sondern sich auch vor den schädlichen Nebenwirkungen zu schützen. Und
natürlich alle Finessen der ökonomischen, politischen und
militärischen Friedenssicherung, um die Aggressionen des Imperialismus
durch Währung oder Zölle, durch diplomatische Winkelzüge oder neue
Waffensysteme ins Leere laufen zu lassen. Dazu muss China alles
ausprobieren und wird dabei auch gelegentlich Fehler machen und
daneben greifen.

Aber dieses Lernen von den Kapitalisten hat auch noch einen ganz
anderen Aspekt. Dadurch dass die Volksrepublik auf allen Märkten in
der ganzen Welt aktiv ist, schafft sie sich und allen Ländern, die für
eine Befreiung vom Imperialismus kämpfen auch Freiräume, macht sogar
Imperialisten von sich abhängig,[26] erschwert dadurch Erpressung,
Aggression und den Aufbau einer geschlossenen Front gegen das
sozialistische Land. Es spielt den Imperialisten ihre eigene Melodie
vor, ohne das große Ziel aus den Augen zu verlieren.

Im Verlauf dieser Entwicklung der Produktivkräfte wird sich der
Widerspruch zwischen Vergesellschaftung der Produktion und privater
Aneignung in den Sektoren der Wirtschaft verschärfen, in denen sich
privates Kapital ausgebreitet hat. Die KP China hat den Kapitalisten -
chinesisch oder ausländisch - keine Garantie gegeben, dass dieser
Zustand ewig währe. Die KP China hat stets betont, dass sie auf der
Grundlage des Marxismus-Leninismus arbeitet. Und sie hat die Macht,
die Aneignungsfrage in diesem Sinn zu klären. Dass die Überwindung des
Privateigentums keine technische Frage ist, sondern eng an das
Bewusstsein der Arbeiterklasse geknüpft ist, darüber muss man die
chinesischen Kommunisten wohl nicht belehren. Daran wird sich die
Frage Wer - Wen letztlich entscheiden und darum wird der Kampf in den
nächsten Jahrzehnten gehen, sicher auch zwangsläufig befeuert durch
die wachsende Aggressivität der imperialistischen Großmächte gegenüber
Volkschina.


Sozialistische Marktwirtschaft?

Um ihr gegenwärtiges Wirtschaftssystem zu beschreiben, wird von der
KPCh der Begriff "Sozialistische Marktwirtschaft" verwendet. Er wird
dem "Anfangsstadium des Sozialismus" zugerechnet und wurde aus dem
seit 1978 formulierten Konzept des "Sozialismus mit chinesischen
Charakteristika" abgeleitet.

Erstmals soll Deng Hsiaoping den Begriff "Sozialistische
Marktwirtschaft" 1979 gegenüber Gesprächspartnern aus den USA benutzt
haben. In den Parteidokumenten wird er seit dem 14. Parteitag 1992
offiziell verwendet.

Mit Dengs Maßnahmen wurde ein geordneter Rückzug eingeleitet
von dem in der GPKR erreichten Stand der gesellschaftlichen Aneignung
der Produktion. Es war erkannt worden, dass der Stand bei der
Vergesellschaftung der Produktion noch nicht erreicht war, der eine
kommunistische Aneignung und Verteilung ermöglichen kann. Es war eben
ein Stand auf der Ebene der Kooperation, die zwar gegenüber einer
handwerklichen Einzelproduktion bereits viele Produzenten
zusammenbringen kann; bei Einsatz von Maschinerie aber auf dem Niveau
der Großindustrie und erst recht bei Einsatz von Informations- und
Kommunikationstechnologie wird das Zusammenwirken, die
Vergesellschaftung, von Millionen Produzenten über Ländergrenzen
hinweg ermöglicht und gefordert.[27] Das brachte u.a. die schrittweise
Auflösung der Volkskommunen seit 1978 mit ihrem hohen Grad der
gesellschaftlichen Aneignung, aber einer auf niedrigem technischen
Niveau relativ schwach entwickelten Vergesellschaftung der Produktion.
Die Volkskommunen hatten seit 1958 in großem Stil Massen mobilisiert
und dazu beigetragen, das Gesicht Chinas zu verändern (etwa der Rote
Fahne-Kanal[28]). Doch es war noch Arbeit auf rückständiger
technischer Grundlage eher vergleichbar mit dem Bau der Pyramiden als
mit dem, was China 50 Jahre später beim Bau des Drei-Schluchten-Damms
vorweisen kann.

Zum "organisierten Rückzug" im Zuge der "Neuen Ökonomischen
Politik" seit 1921 merkte Lenin an:

"Werden wir imstande sein, unser unmittelbares Werk zu Ende zu
führen oder nicht? Taugt diese Neue Ökonomische Politik nun zu etwas
oder nicht? Wird sich der Rückzug als richtig herausstellen, so gilt
es, sich nach dem Rückzug mit der Bauernmasse zusammenzuschließen und
gemeinsam mit ihr, zwar hundertmal langsamer, dafür aber fest und
unbeirrt vorwärtszuschreiten, damit sie stets sehe, dass wir trotz
allem vorwärtsschreiten. Dann wird unsere Sache absolut unbesiegbar
sein, und keine Kraft der Welt wird uns besiegen. Bis jetzt, im ersten
Jahr, haben wir das noch nicht erreicht. Das muss unumwunden
ausgesprochen werden. Aber ich bin fest davon überzeugt (und unsere
Neue Ökonomische Politik gibt die Möglichkeit, diesen Schluss mit
voller Klarheit und Sicherheit zu ziehen), dass wir diese Aufgabe
lösen werden, wenn wir die ganze ungeheure Gefahr erkennen, die in der
NÖP steckt, und alle unsere Kräfte auf die schwachen Punkte richten.


Es gilt, sich eng mit der Bauernmasse, mit der einfachen,
werktätigen Bauernschaft zusammenzuschließen und zu beginnen, sich
vorwärtszubewegen, zwar unvergleichlich, unendlich langsamer, als wir
uns erträumt haben, dafür aber so, dass wirklich die ganze Masse mit
uns vorwärtsschreiten wird. Dann wird auch zu gegebener Zeit eine
solche Beschleunigung dieser Bewegung einsetzen, von der wir
augenblicklich nicht einmal zu träumen wagen. Das ist meiner Meinung
nach die erste grundlegende politische Lehre aus der Neuen
ökonomischen Politik." (W.I. Lenin, Politischer Bericht des ZK der
KPR (B) an den XI. Parteitag, LW 33, S. 257 f.)

Es gab auch damals in den 1920er Jahren Leute, die davon träumten,
dass der Rückzug in Form der NÖP in der SU dazu führen würde, dass
Russland dadurch zum "gewöhnlichen bürgerlichen Staat kommen"
würde.[29] Es waren russische Emigranten, die dann gewaltig jammerten
über die Maßnahmen, die Stalin und die KPdSU der wieder fetter
gewordenen Bourgeoisie verordneten.

Entscheidend aber ist hier, dass Lenin das Bündnis der Arbeiter und
Bauern als zentrales Anliegen anführt, das die NÖP rechtfertigt. Das
war die noch viel größere Aufgabe im noch viel rückständigeren China
nach 1949 und bleibt es auch heute noch angesichts der großen
Bedeutung der landwirtschaftlich geprägten Gebiete im Westen und
Norden Chinas gegenüber dem bereits städtisch-industriell geprägten
Osten und Süden des Landes.

Doch der geordnete Rückzug war in China nicht nur durch die inneren
Widersprüche notwendig. Auch die außenpolitische Lage erforderte und
ermöglichte einen Rückzug. Der Besuch Nixons in der VR China (1972)
war einerseits der Versuch des Imperialismus, China zu hätscheln, um
es gegen die UdSSR in Stellung zu bringen. Er eröffnete andererseits
die Möglichkeit, die Blockade und Isolation zu durchbrechen und
dadurch die wirtschaftliche Entwicklung zu beschleunigen.

Man erinnere sich: Seit den 1970er Jahren war der Imperialismus wieder
in die Offensive gekommen. Mit der Befreiung Saigons 1975 hatte die
weltweite Arbeiter- und Befreiungsbewegung einen Wendepunkt erfahren,
einen großartigen zwar, aber eben einen Wendepunkt. Seitdem befindet
sich unsere Sache auf dem Rückzug,[30] der durch die Siege der
Konterrevolution 1989/92 schmerzliche Niederlagen und Verluste
gebracht und einen (vorläufigen?) Kulminationspunkt erreicht hat.

Auf den widersprüchlichen Charakter der "sozialistischen
Marktwirtschaft" und die realen Gefahren, die damit in der VR China
verbunden sind, weist auch der chinesische Politökonom Liu Guoguang
hin: "Wenn die staatseigenen Anteile der verbleibenden großen und
mittelgroßen staatseigenen Unternehmen weiter reduziert werden, kann
die Grundlage des chinesischen Wirtschaftssystems, das durch das
Volkseigentum als Hauptstütze gekennzeichnet ist, kaum aufrecht
erhalten werden, und aus dem Einsturz der 'sozialistischen
Marktwirtschaft' kann dann eine 'kapitalistische Marktwirtschaft'
werden."[31] Hat man das nicht schon bei Chruschtschow gesehen,
der nicht zuletzt unter ähnlichen Etiketten eine Umgestaltung der
Sowjetunion einleitete, die bekanntermaßen in Stagnation und Schwäche,
Zurückbleiben gegenüber dem Imperialismus, in Glasnost und
Perestroika, in der Konterrevolution endete? Demgegenüber hat die von
Deng eingeleitete Politik der Öffnung und Reformen jedoch zu Dynamik
und Stärke, zum Aufholen gegenüber dem Imperialismus, zum Zurückweisen
der Konterrevolution 1989 und seitdem zu einer positiv-stabilen
Entwicklung geführt. Aber müssen wir nicht skeptisch sein? Heißt es
doch im Lehrbuch Politische Ökonomie: "Die Warenproduktion als
Ausgangspunkt der Entstehung des Kapitalismus und als dessen
allgemeines Kennzeichen" (S. 81).

Zur Marktwirtschaft, ob sozialistisch oder kapitalistisch verknüpft,
ist Ähnliches zu sagen wie oben zum Staatskapitalismus. Dabei wird der
Markt häufig auf eine Methode reduziert, die nur richtig eingesetzt zu
Wohlstand führen wird.

Markt setzt aber Warenproduktion voraus und Warenproduktion setzt
wiederum voneinander unabhängige Produzenten voraus, die für den
Austausch produzieren. Das aber setzt Privateigentum voraus,
mindestens unterschiedliche Eigentumsformen (neben dem Privateigentum
also z.B. auch genossenschaftliches oder Staatseigentum). Und wo
Privateigentum und Warenproduktion vorhanden sind, kommt der ganze
Rattenschwanz von Geld, Kapital, Mehrwert, Profit und damit
Bourgeoisie gleich hinterdrein. Diese ökonomische (oder ist es eine
ökonomistische?[32]) Betrachtungsweise hat allerdings den Haken, dass
die Klassen- und Machtverhältnisse im Sozialismus ausgeblendet werden.
Wirkt der Markt im Kapitalismus für die Bourgeoisie, unter deren
Herrschaft seine Mechanismen zwar in der Tendenz einschränkt werden
mit der Bildung von Monopolen; aber das Monopol einmal generell
durchgesetzt, werden durchaus wieder Spielräume hat für
Deregulierungen, Privatisierungen, etc. - jetzt für die
Monopolbourgeoisie.

Im Sozialismus mit dem Proletariat an der Macht, vertreten durch eine
starke Kommunistische Partei und mit den zentralen Unternehmen in
Staatseigentum, kann das Privateigentum, kann die Bourgeoisie genutzt
werden, um die Produktivkräfte zu entwickeln, die Kleinproduktion zu
überwinden und damit - ganz gegen ihren Willen - die Grundlagen des
Sozialismus zu schaffen und zu stärken.

In welche Richtung soll dabei die Reise gehen? In Richtung
Kommunismus! Kommunismus aber verlangt eine massive Reduzierung der
notwendigen Arbeit und Schaffung von viel gesellschaftlich verfügbarer
Zeit ("disposable time"), die genutzt werden kann, um den Reichtum der
menschlichen Natur als Selbstzweck entwickeln zu können, Kommunismus
erfordert mit einem Wort die Beseitigung des Mangels an Nahrung,
Kleidung, an Wohnungen, aber auch des Mangels, um Denken und Phantasie
zu entfalten. Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen
Bedürfnissen. Dorthin gelangen wir eben nur durch die Entwicklung der
Produktivkraft der menschlichen Arbeit und durch die Beseitigung der
sozialen Hemmnisse, die ihr entgegenstehen. In dieser Beseitigung
besteht die Aufgabe der "niederen Stufe des Kommunismus", des
Sozialismus. Offenbar kann die Entwicklung der Warenproduktion unter
der Kontrolle der proletarischen Macht noch zur Entwicklung der
Produktivkräfte beitragen und die chinesische Parteiführung weiß von
Lenin, dass diese Form der Entwicklung die Bauernschaft an der Seite
der Arbeiterklasse hält, die Verhältnisse in den noch
landwirtschaftlich geprägten Landesteilen verbessert und für Teile der
dortigen Bevölkerung Perspektiven in der Stadt schafft. Das ist der
Zweck der "sozialistischen Marktwirtschaft".

Warenproduktion heißt Wertproduktion. Wert ist der Ausdruck eines
gesellschaftlichen Verhältnisses, das noch die Vermittlung
unabhängiger privater Produzenten erfordert. Das ist noch keine
Gesellschaft des vergesellschafteten Individuums, das sich als
selbstbewusster Teil des gesellschaftlichen Ganzen begreift. Die
Überwindung der Warenproduktion bedeutet Einschränken des Wertgesetzes
und seiner Wirkung, wie Stalin richtig bemerkt. Das kann aber nur
durch Entwicklung der Produktivkräfte und der damit verbundenen
Vergesellschaftung der Produktion erreicht werden, die dann auch
gesellschaftlich angeeignet wird durch die freie Assoziation der
Produzenten und nicht mehr durch private, unabhängig agierende
Produzenten.

Kommunismus fängt mit dem Subbotnik an, also dann wenn die Werktätigen
nicht mehr für Lohn arbeiten, sondern im Kollektiv, das durch keine
Schranken von Eigentum mehr begrenzt und beschnitten ist, für sich und
alle anderen.

Im heutigen China ist die sozialistische Marktwirtschaft eingebunden
in die gesellschaftliche Planung. In den frühen 1990er Jahren wurde
der klassische Fünfjahresplan mit detaillierten
Input-Output-Festlegungen als Gesetz ergänzt durch Vertragsplanung mit
Zielen und allgemeinen Maßnahmen, die dann mit den Unternehmen und
lokalen Verantwortlichen verhandelt werden, um detaillierte Vorgaben
festzulegen. Schließlich gibt es den Kennzahlenplan als Richtlinie, in
dem allgemeine Ziele für Branchen festgelegt werden und die
Marktinstrumente (Steuervergünstigungen, Subventionen, günstige
Kreditlinien etc.), um die Firmen in die gewünschte Richtung zu
lenken. Die "Staatliche Plankommission" wurde umgewandelt in die
"Nationale Kommission für Entwicklung und Reform". Detailliert und
verbindlich bleibt die Planung jedoch weiterhin für die staatlichen
Betriebe, die in den strategischen Sektoren arbeiten. Diese Planung
legt verbindliche Produktionsziele und den Bedarf an Rohmaterialien
sowie die finanziellen Ressourcen fest. Derzeit basiert die
ökonomische Entwicklung in der Volksrepublik auf dem 13. Fünfjahrplan
(2016-2020).[33] "Organisierter Rückzug" und der Kampf der KP.

Die KP China, 1921 gegründet, hat rund 90 Mio Mitglieder (Stand: 2017,
Einwohner BRD: 82,5 Mio), das sind 6,4% der Bevölkerung der
Volksrepublik. Die große Autorität der Partei, ihr Rückhalt im Volk
sind ungebrochen. Die KPCh hat ihren Einfluss seit den 1980er Jahren
in allen Lebensbereichen der chinesischen Gesellschaft - Wirtschaft,
Bildung, Militär, Staatsapparat - noch verstärkt. Insbesondere seit
der Öffnung der Wirtschaft für ausländisches Kapital intensivierte die
KP China ihre Bemühungen, in jedem Betrieb Parteikomitees als Basis zu
installieren und in möglichst allen Betrieben Gewerkschaftsgruppen zu
gründen. Gleichzeitig "gab [die KPCh] ihre langjährige
Praxis, hinter den Kulissen zu wirken, auf und sorgte dafür, dass ihre
Präsenz in privaten Unternehmen der Öffentlichkeit bekannt
wurde."[34] Trotz wirtschaftlicher "Öffnung", sozialistischer
Marktwirtschaft, ausländischem Kapital und der Tatsache, dass
chinesische Bourgeoisie und ausländische Kapitalisten Profite machen -
sonst gäbe es aus kapitalistischer Sicht überhaupt keine Grundlage für
eine Zusammenarbeit - ist das Verhältnis zwischen Partei und Kapital
von "Argwohn"[35] und "Misstrauen"[36] geprägt: "Für die Partei
ging es darum, dass der aus- und inländische Privatsektor zur
Bedrohung werden könnte."[37]. Der ehemalige Parteivorsitzende
Jiang Zemin sprach zum Beginn seiner Amtszeit von Unternehmern als
"Händler und Hausierer, die betrügen, unterschlagen, bestechen und
Steuern hinterziehen." Solche Typen wie MacGregor schreiben für
die Monopolbourgeoisie. Seine Untersuchungen und Recherchen sollen der
Monopolbourgeoisie eine möglichst realistische Analyse liefern, nach
denen sie sich orientieren können. MacGregor warnt ausdrücklich vor
der Zusammenarbeit zwischen Kommunistischer Partei und Kapitalisten:
"Bei der beispiellosen Partnerschaft zwischen einer kommunistischen
Partei und kapitalistischen Unternehmen geht es jedoch um mehr. Sie
ist und bleibt eine problematische, instabile und unheilige Allianz
- eine Allianz allerdings, die innerhalb kurzer Zeit Auffassungen
auf den Kopf gestellt hat, die mehr als hundert Jahre lang propagiert
worden sind. Es hat vielleicht Jahrzehnte gedauert, aber mittlerweile
gibt es an der Spitze der Partei einen breiten Konsens darüber, dass
Unternehmer dem Sozialismus nicht etwa schaden, sondern eine
Schlüsselrolle bei seiner Rettung spielen - vorausgesetzt sie
schlüpfen unter den Mantel der Partei und befolgen deren
Spielregeln." [Hervorhebungen von der AG]

MacGregor spricht von einem jahrzehntelangen Kampf um diese Position
und erinnert an den Entschluss der Parteiführung unter Jiang Zemin, im
Jahr 2001, Kapitalisten offiziell den Eintritt in der Partei zu
gestatten, was "zu einer seltenen öffentlichen Spaltung innerhalb
der Parteiführung"[38] und zu Unruhen an der Basis führte. Yasheng
Huang, Professor am MIT,[39] kommt 2008 in seinen Studien über China
zu dem Schluss, dass "der Privatsektor noch immer irgendwie als
unzulässig betrachtet wird."[40] Diese Tatsachen erklären das
kluge jedoch auch vorsichtige Vorgehen der Führung der KPCh bei dem
Zulassen von bzw. der Entwicklung einer sozialistischen
Marktwirtschaft; erklärt das Ausprobieren und Experimentieren mit
regionalen Modellen oder Wirtschaftszonen - und die Auswertung dieser
gesellschaftlichen Prototypen mit der Frage ob und wie sie auf das
ganze Land ausgedehnt werden können.

Trotzdem bleibt die Tatsache, dass sich chinesische Bourgeoisie
entwickeln darf, dass ausländisches Kapital im Land ist, dass die
Bourgeoisie Zugang zur Kommunistischen Partei Chinas erhält, Zugang
zum ZK der KPCh. Wie ist der Ausdruck "unter ihren Mantel" zu
verstehen? An welche Regeln sollen sie sich halten? Was passiert bei
Regelverstößen?

Der Kapitalist Wang Shi, Chef des größten chinesischen Bauunternehmens
China Vanke, zählt die drei wichtigsten Regeln für Kapitalisten auf,
wenn sie in China unbehelligt Geschäfte machen wollen. "Die erste
Regel ist die, sagte er, dass man sich ohne einen 'roten Hut'[41] oder
einen staatlichen Partner nicht schnell entwickelt. Zweitens sollte
man sich davor hüten, ohne einen staatlichen Partner groß
herauszukommen. Die dritte Regel, die er nach 1989 gelernt hatte,
musste er nicht nennen: Hände weg von der Politik." Er muss es
wissen: Als die chinesische und internationale Bourgeoisie 1989 wieder
Blut leckte, war es der Unternehmer Wang Shi, der an der Spitze eines
lokalen Protestmarsches, seiner eigenen Angestellten, die
Demonstrationen in Peking unterstützte. Dafür kam er ein Jahr in Haft
und zeitweise auf eine schwarze Liste.[42] Anders ausgedrückt dürfen
die Kapitalisten dem Sozialismus helfen, dürfen den staatlichen Sektor
stützen und damit Großproduktion, den technischen Fortschritt,
schnellere Kommunikationswege mit voranbringen - aber aus der Politik
müssen sie sich raushalten. Die zweite Regel bedeutet letztlich: Macht
den staatlichen Betrieben keine Konkurrenz. Beispiele aus der
chinesischen Aluminium- und Stahlbranche zeigen, wie erfolgreich im
kapitalistischen Sinne Konzerne sein können, wenn sie mit dem
staatlichen Konkurrenten zusammenarbeiten und wie sie jedoch
untergehen können, wenn sie diese ausbooten wollen.


Parteikomitee bei WalMart

Die Partei hat seit der Öffnung der Märkte, wie oben erwähnt, einiges
daran gesetzt ihren Einfluss im Privatsektor zu erhöhen und ebenso
dazu beizutragen, dass die Gewerkschaften dort Fuß fassen.
Exemplarisch wurde dies bei keinem geringeren als dem
US-Handelskonzernriesen WalMart exerziert. Deutlich erkennbar auch
hier der Modellcharakter, als im Jahr 2006 im reichen Quanzhou die
Gewerkschaften, unterstützt von der KPCh, eine Kampagne gegen die
bekanntlich miesen Arbeitsbedingungen bei WalMart und für die Gründung
von Gewerkschaften durchführten. Als ausreichend Stimmen für die
Gewerkschaftsgründung gesammelt wurden, war WalMart gesetzlich
verpflichtet, die Gewerkschaft zuzulassen.[43] Aber diese
Gewerkschaften und diese KP! Hör sich einer an, was die in ihrem Land
so treiben: "Die Partei hat in den letzten Jahren zugelassen, dass
sich der Gesamtchinesische Gewerkschaftsverband in der Politik und
Gesetzgebung für die Interessen der Arbeitnehmer eingesetzt hat, aber
sie hat diejenigen ins Gefängnis gesperrt, die für die Bildung
unabhängiger Gewerkschaften eingetreten sind." sagt Professor
Dickson für Politikwissenschaften an der privaten George Washington
Universität. Wer die ureigene Aufgabe von Gewerkschaften in Frage
stellt, was wird der wohl für unabhängige Gewerkschaften meinen?
Solche im Stile der antisozialistischen U-Boot-Gewerkschaften wie
Polens Solidarnosc.

Die Kampagne bei WalMart hatte Erfolg. Also wurde aus dem Modell eine
landesweite Kampagne, die drei Jahre währte. Das Ergebnis dieser
Bemühungen: Der Organisationsgrad der chinesischen Arbeiterinnen und
Arbeiter hatte sich von 30% im Jahr 2003 auf 73% im Jahr 2008
gesteigert.[44] Das Ansehen für Partei und Gewerkschaften konnte ohne
Zweifel wachsen. Also ging die KP China den nächsten Schritt an und
2008 "richtete ein WalMart-Unternehmen im Nordosten Chinas in aller
Stille ein Komitee der KP ein."[45] Die Beispiele ließen sich noch
weiterführen. Letztlich wurde 2007/2008 langsam sichtbar, dass die
Bemühungen der Partei, in jedem ausländischen Unternehmen, das in
China tätig ist, Parteikomitees zu gründen, "nur ein kleiner Teil
einer wesentlich umfassenderen Strategie"[46] war, nämlich die
Präsenz in jedem privaten Unternehmen zu erreichen. Das führte auch
soweit, dass Joint Ventures wie zwischen Japans Nissan und Chinas
Dongfeng, beinahe scheiterten, weil die chinesische Seite darauf
beharrte, im Unternehmen ein Parteikomitee installieren zu können,
dessen Vorsitzender bei allen wichtigen Entscheidungen im Management
mitwirken durfte.[47] Die KPCh arbeitet aber nicht allein beharrlich
an dieser Rückversicherung, diesen Kontrollorganen jeweils in den
Herzen der "Händler und Hausierer", sie hat mit der
Organisationsabteilung ein wichtiges personalpolitisches Instrument in
der Hand, das über Funktionäre und Wirtschaftsbosse entscheidet und
schließlich mit den Anti-Korruptionskommissionen die Möglichkeit, mit
harter Hand gegen Korruption, Verschwendung, Umwelt- oder
Lebensmittelverschmutzung usw. vorzugehen.

Bei all diesen Gängelungen, geht sie auch auf die Top-Manager und
Unternehmer zu. Ein interessantes Beispiel liefert MacGregor: Partei
lädt Spitzenmanager in die Zentrale Parteischule in Peking ein, damit
sie mit hohen Kadern der KPCh aus mehreren Provinzen in Kontakt und
Austausch kommen können. Vor allem die Manager waren von der
Top-Ausstattung der Parteischule, ihrer Unterkünfte usw. begeistert -
WLAN, große Lenovo-Flachbildschirme, alles schlicht, aber modern. Zwei
Kurse, die den Teilnehmern angeboten wurden waren das Mao Zedong
Denken und die Deng Hsiaoping-Theorie. "Am Ende des Kurses hatten
die Unternehmer neuen Respekt vor den Funktionären und ihren
Mammutaufgaben gewonnen."[48] Schließlich durften sie eine Rede
von Xi Jinping hören (im Jahr 2008 war Xi Jinping Leiter der Zentralen
Parteischule) - die Kader erhielten das Redemanuskript zum mitlesen,
die 35 Top-Manager nicht. Sie durften sich auch keinerlei Notizen
machen - für sie war es Ehre genug dem Genossen Xi Jinping zuhören zu
dürfen. Das ist der Umgang der KPCh mit den Bourgeois - genug Distanz
damit sie wirtschaftlich für den Sozialismus arbeiten können und genug
Nähe, damit sich keine ökonomische Machtzentren und politische
Netzwerke bilden können. MacGregor drückt das zusammenfassend in etwa
so aus: "Die Partei hat private Unternehmen als Motor zur Schaffung
von Arbeitsplätzen gefördert und an die Kandare genommen, wenn sie zu
groß wurden; hat Unternehmer aufgefordert, in die Partei einzutreten,
während sie Wirtschaftsführer einschüchterte und einsperrte, wenn
diese mit ihr in Konflikt gerieten".[49]


Sozialismus und Arbeitsproduktivität

"Die Arbeitsproduktivität ist in letzter Instanz das
allerwichtigste, das ausschlaggebende für den Sieg der neuen
Gesellschaftsordnung. Der Kapitalismus hat eine Arbeitsproduktivität
geschaffen, wie sie unter dem Feudalismus unbekannt war. Der
Kapitalismus kann endgültig besiegt werden und wird dadurch endgültig
besiegt werden, dass der Sozialismus eine neue, weit höhere
Arbeitsproduktivität schafft." (Lenin, Die große Initiative, LW
Bd. 29, S. 414)

Die VR China hat riesige und im Vergleich zu imperialistischen Ländern
wie Deutschland enorme Fortschritte in der Arbeitsproduktivität
erzielt. Während die Produktivität in China in den letzten 10 Jahren
um mehr als 8% je Jahr anwuchs, waren es in der BRD in den letzten
drei Jahren kaum + 1%.

Dennoch liegt die Arbeitsproduktivität der chinesischen Erwerbstätigen
hier im Vergleich zu US-amerikanischen Verhältnissen - 2015 bei etwa
40% Arbeitsproduktivität der Erwerbstätigen in den USA. Gegenüber
diesen Zahlen ist stets Vorsicht geboten, da hier das
Bruttoinlandsprodukt (ein schiefer Indikator für Reichtum und
Entwicklung) ins Verhältnis zu den Beschäftigten gesetzt wird.
Angesichts des hohen Anteils der in der Landwirtschaft beschäftigten
Bevölkerung in China mit ihrer traditionell niedrigeren Produktivität
als in der Industrie, wird das in China Erreichte von vorneherein
unterbewertet. Was jedoch für die Plausiblität des Vergleichs spricht,
sind die Aussagen der chinesischen Staatsführung selbst, die von
"Anfangsstadium des Sozialismus" und "bescheidenem Wohlstand" in China
spricht.

Diese Problematik hatte Lenin bereits erkannt und auf den langwierigen
Übergang weg von der Kleinproduktion hingewiesen. Und er zeigte, dass
es die Aufgabe des Proletariats ist, die Entwicklung der
Großproduktion voranzutreiben. Im Gegensatz zu Deutschland wächst die
Zahl der industriellen Arbeiter in China, wächst die Großproduktion.
Und China kann dabei mehr und mehr auf die eigenen Kräfte auch in der
technischen Entwicklung setzen. Wie die WIPO (Weltorganisation für
intellektuelles Eigentum) mitteilt, werden die meisten Patente
weltweit inzwischen von chinesischen Unternehmen beantragt. 2017
wurden für chinesische Firmen 1,3 Millionen Patente registriert.

"Es ist klar, dass man zur völligen Aufhebung der Klassen nicht nur
die Ausbeuter, die Gutsbesitzer und die Kapitalisten, stürzen, nicht
nur ihr Eigentum abschaffen muss, man muss auch sonst jedes
Privateigentum an den Produktionsmitteln abschaffen, man muss sowohl
den Unterschied zwischen Stadt und Land wie auch den Unterschied
zwischen Hand- und Kopfarbeitern aufheben. Das ist ein sehr
langwieriges Werk. Um es zu vollbringen, bedarf es eines gewaltigen
Schritts vorwärts in der Entwicklung der Produktivkräfte, muss man den
Widerstand der zahlreichen Überreste der Kleinproduktion überwinden
(einen oft passiven Widerstand, der besonders hartnäckig ist und sich
besonders schwer überwinden lässt), muss man die ungeheure Macht der
Gewohnheit und Trägheit überwinden, die diesen Überresten anhaftet.


Anzunehmen, dass alle 'Werktätigen' gleichermaßen zu dieser Arbeit
fähig sind, wäre eine völlig hohle Phrase oder die Illusion eines
vorsintflutlichen, vormarxschen Sozialisten. Denn diese Fähigkeit ist
nicht an sich gegeben, sondern sie erwächst historisch und erwächst
nur aus den materiellen Bedingungen der kapitalistischen
Großproduktion. Diese Fähigkeit besitzt bei Beginn des Übergangs vom
Kapitalismus zum Sozialismus nur das Proletariat. Das Proletariat ist
imstande, die ihm zufallende gigantische Aufgabe zu erfüllen, erstens
weil es die stärkste und fortgeschrittenste Klasse der zivilisierten
Gesellschaften ist; zweitens weil es in den entwickeltsten Ländern die
Mehrheit der Bevölkerung ausmacht; drittens weil in den rückständigen
kapitalistischen Ländern, wie etwa Russland, die Mehrheit der
Bevölkerung Halbproletarier sind, d. h. Menschen, die ständig einen
Teil des Jahres proletarisch leben, die ständig einen gewissen Teil
ihres Lebensunterhalts durch Lohnarbeit in kapitalistischen Betrieben
erwerben." (Lenin, Die große Initiative, LW 29, S. 410 f.)

"Um zu siegen, um den Sozialismus zu schaffen und zu festigen, muss
das Proletariat eine doppelte oder zweieinige Aufgabe lösen: erstens
die ganze Masse der Werktätigen und Ausgebeuteten mitreißen durch
seinen grenzenlosen Heroismus im revolutionären Kampf gegen das
Kapital, sie mitreißen, sie organisieren, sie führen, um die
Bourgeoisie niederzuwerfen und jeden Widerstand der Bourgeoisie
vollständig zu brechen; zweitens die ganze Masse der Werktätigen und
Ausgebeuteten sowie alle kleinbürgerlichen Schichten auf den Weg eines
neuen wirtschaftlichen Aufbaus führen, auf den Weg der Schaffung einer
neuen gesellschaftlichen Bindung, einer neuen Arbeitsdisziplin,
einer neuen Arbeitsorganisation, die das letzte Wort der
Wissenschaft und der kapitalistischen Technik vereinigt mit dem
Massenzusammenschluss bewusst arbeitender Menschen, die die
sozialistische Großproduktion ins Leben rufen.

Diese zweite Aufgabe ist schwieriger als die erste, denn sie kann
keinesfalls durch den Heroismus eines einzelnen Ansturms gelöst
werden, sondern erfordert den andauerndsten, hartnäckigsten,
schwierigsten Heroismus der alltäglichen Massenarbeit. Diese Aufgabe
ist aber auch wesentlicher als die erste, denn in letzter Instanz kann
die tiefste Kraftquelle für die Siege über die Bourgeoisie und die
einzige Gewähr für die Dauerhaftigkeit und Unumstößlichkeit dieser
Siege nur eine neue, eine höhere gesellschaftliche Produktionsweise
sein, die Ersetzung der kapitalistischen und der kleinbürgerlichen
Produktion durch die sozialistische Großproduktion." (Lenin,
Die große Initiative, LW 29, S. 412 f. - Hervorh. Corell)

"Der Übergang vom Kapitalismus zum Kommunismus umfasst eine ganze
geschichtliche Epoche. Solange sie nicht abgeschlossen ist, behalten
die Ausbeuter unvermeidlich die Hoffnung auf eine Restauration, und
die Hoffnung verwandelt sich in Versuche der Restauration."
(Lenin, Die proletarische Revolution und der Renegat Kautsky, LW 28,
S. 252 f.)

Um die Versuche der Restauration zu zerschlagen, dafür steht die
erfahrene Kommunistische Partei mit einem herausragenden Mann wie Xi
Jinping an der Spitze. Und dafür steht das chinesische Volk mit seinem
historischen Kampf um Unabhängigkeit und Befreiung.

China ist ein sozialistisches Land und wird und muss um seinen Weg zum
Sozialismus kämpfen!


AG "Chinas Kampf um den Sozialismus": R. Corell, Dien Bien
Phu, Lobo, O'Nest

Nächste KAZ: Arbeiterklasse, Gewerkschaften, Klassenkampf
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angesichts der stürmischen Entwicklung unvermeidlich sind. Die
Proteste sind aber oft - anders als bei uns - Ausdruck der Frage,
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[5] "In den chinesischen Materialien wird der Begriff
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den Verträgen der chinesischen Behörden mit in- und ausländischen
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frühere Arbeiterin aus der Uhrenfabrik in Anshan) sind auch Mitglieder
des Politbüros bzw. des Ständigen Ausschusses des Politbüros der KP
China.

[8] Es gibt etwa 150.000 staatseigene Unternehmen in China (das ist
allerdings nur etwa 3% aller Unternehmen in der VR China), die rund
ein Drittel des BIP erzeugen und etwa 20% der Werktätigen
beschäftigen. Diese Unternehmen hängen über vielfältige Beziehungen an
den großen von der SASAC zentral verwalteten Unternehmen.
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[22] Ebenda, S. 295

[23] W.I. Lenin, Über die Naturalsteuer, LW 32, S. 351

[24] "Ohne Konzessionen können wir auf eine Unterstützung durch die
hochentwickelte moderne kapitalistische Technik nicht rechnen. Und
ohne diese Technik können wir keine richtige Grundlage für unsere
Großindustrie auf solchen Gebieten schaffen wie der Gewinnung von
Erdöl, das für die gesamte Weltwirtschaft von außerordentlicher
Bedeutung ist. Wir haben noch keinen einzigen Konzessionsvertrag
abgeschlossen, wir werden aber alles tun, um solche Verträge zu
schließen. Sie haben in der Zeitung gelesen, dass die Erdölleitung
Baku-Tiflis in Betrieb genommen wird? Sie werden bald über eine
ebensolche Erdölleitung bis Batum lesen; Das wird die Möglichkeit
eines Zugangs zum Weltmarkt geben. Die Sache läuft darauf hinaus,
unsere wirtschaftliche Lage zu verbessern, die technische Ausrüstung
unserer Republik zu verstärken, die Produktenmenge, die Menge der
Lebensmittel und der Gebrauchsgüter für unsere Arbeiter zu vergrößern.
In dieser Hinsicht ist jede Erleichterung von gewaltiger Bedeutung für
uns. Deshalb fürchten wir uns nicht, einen Teil von Grosny und Baku in
Konzession zu geben. Haben wir ein Viertel von Grosny und ein Viertel
von Baku in Konzession gegeben, so werden wir diese
Konzessionserteilung ausnutzen' - wenn es uns gelingen wird, sie zu
realisieren -, um auf den übrigen drei Vierteln die fortgeschrittene
Technik des fortgeschrittenen Kapitalismus einzuholen. Jetzt sind wir
außerstande, das auf andere Weise zu tun. Wer den Zustand unserer
Wirtschaft kennt, wird das begreifen. Haben wir aber eine wenngleich
mit Hunderten Millionen Goldrubel bezahlte Stütze, so werden wir alle
Mittel anwenden, um das auf den übrigen drei Vierteln zu erreichen."
(W.I. Lenin, Rede bei der Schließung des Parteitags, LW 32, S. 272 f.)

[25] Zum Vergleich: Die BRD hat Währungsreserven in Höhe von 200,1 Mrd
US-Dollar, was etwa 6% der chinesischen Reserven entspricht.

[26] Bekannt ist die Abhängigkeit bei Fahrzeugen, die von VW, General
Motors, Toyota etc. exportiert oder in China gefertigt werden. Weniger
bekannt ist aber, dass die VR China der größte Importeur von Rohöl aus
den USA ist.

[27] Wir können jedoch bereits bei Mao Tse-tung (1958) nachlesen und
nebenbei bemerken, wie gut er Lenin verstanden hat: "Wenn sich einige
Leute vor den Waren fürchten, dann haben sie vor nichts anderem Angst
als vor dem Kapitalismus; sie verstehen nicht, dass nach Ausschaltung
der Kapitalisten die Warenproduktion in großem Ausmaß entwickelt
werden kann. Wir sind in der Warenproduktion immer noch ein
rückständiges Land, das sich nicht mit Brasilien und Indien messen
kann. Warenproduktion ist nicht isoliert. Es kommt darauf an, womit
sie verknüpft wird, mit Kapitalismus oder mit dem Sozialismus.
Mit dem Kapitalismus verknüpft, ist sie kapitalistische
Warenproduktion, mit dem Sozialismus verknüpft ist sie sozialistische
Warenproduktion. ... Die Warenproduktion muss nicht wegen des Profits
in großem Umfang entwickelt werden, sondern wegen der Bauern, wegen
des Bündnisses zwischen den Arbeitern und Bauern, wegen der
Entwicklung der Produktion." Mao Tse-tung, Das machen wir anders als
Moskau, Reinbek 1975, S. 108 - Hervorh. Corell)

[28] Dieser Kanal wurde 1959 ("Großer Sprung nach vorn") begonnen und
1969 fertiggestellt. Der Hauptkanal ist ca. 71 km lang. Das Kanalnetz
zählt mit Nebenkanälen und Bewässerungskanälen insgesamt über 1.500
km. Zum Vergleich der Rhein-Main-Donau-Kanal hat gerade mal 171 km,
Bauzeit über 30 Jahre.

[29] s. a.a.O. S. 272 f.

[30] Natürlich erlebt auch der Rückzug einzelne Vorwärtsbewegungen,
die ermutigt und gestärkt haben, aber die Tendenz nicht grundlegend
geändert haben: die Befreiung vom Apartheidregime in Südafrika, die
Revolutionen in Venezuela und anderen Ländern Lateinamerikas usw. Das
waren immer wieder Haltepunkte, an denen sich unsere Sache festhalten
und aufrichten kann - immer wieder gestützt durch die Standhaftigkeit
der den Sozialismus verteidigenden Länder China, Nord-Korea, Laos und
der heldenhaften Völker Kubas und Vietnams.

[31] Liu Guoguang, Zu einigen Fragen die gegenwärtige marxistische
Theorie betreffend: Klassenkampf in China, KAZ 362, übersetzt aus
Marxist Studies in China 2015, S. 147 ff.

[32] Nach dem Ökonomismus, den Lenin in der Politik der Menschewiki
mit ihrer Vernachlässigung des politischen Kampfs und der Anbetung des
Spontaneität kritisierte hatte, entdeckte er bei Bucharin ab 1916 den
"imperialistischen Ökonomismus" (vgl. Lenin Werke Bd. 23). Durch ihn
werden die ökonomischen Entwicklungen im Imperialismus als ökonomische
Zwänge dargestellt, die unausweichlich und unvermeidbar seien. Die
politisch-demokratischen Kämpfe werden abgetan als illusorisch oder
gar reaktionär. Lenin zeigt dagegen: ohne den Demokratismus der Massen
keine soziale Revolution. Diese befreiende Einsicht Lenins, die keine
Automatismen akzeptiert, sondern dem Klassenkampf die ausschlaggebende
Rolle zuweist, sollte auch für die Analyse der Entwicklung im
Sozialismus genutzt werden. Die Gefahr eines "sozialistischen
Ökonomismus" wurde auch von uns unterschätzt. Das machte sich etwa
bemerkbar in der Skepsis gegen die chinesische Politik der Öffnung und
Reformen z.B. in Formulierungen wie Deng will "den Tiger reiten", u.ä.
(s. auch R. Corell, Die Große Proletarische Kulturrevolution - Chinas
Kampf um den Sozialismus)

[33] vgl. z.B.
en.ndrc.gov.cn/policyrelease/201612/P020161207645766966662.pdf

[34] Richard MacGregor, a.a.O., S. 278

[35] Ebenda, S. 277 f; Hier das ganze Zitat: "Der Argwohn gegenüber
Unternehmern war auch noch lange nach der Einführung von Dengs
marktwirtschaftlichen Reformen Ende der siebziger Jahre lebendig.

[36] Ebenda, S. 278

[37] Ebenda, S. 278

[38] Ebenda, S. 278 f. Konkret wird im Buch Zhang Deijiang genannt,
Mitglied im Politbüro, der sagte, es sei "sonnenklar", dass
Unternehmer nicht in die Partei aufgenommen werden sollten. Er warnte
auch davor, wie oben bereits erwähnt, dass die Kapitalisten
finanzstarke Netzwerke bilden, die sich zu (Gegen-) Machtzentren
entwickeln können. Vgl. Ebenda, S. 293 ff.

[39] Massachusetts Institute of Technology, MIT, eine Technische
Eliteuniversität in Boston, USA

[40] Ebenda, S. 281

[41] Gemeint ist damit, dass sich manche private Firmen, als
staatliche Gesellschaften eintragen lassen. GmbHs in der VR China
können laut Aktienregister teils staatliche teils private Eigentümer
besitzen. Die Kapitalisten setzen sich "einen roten Hut" auf, indem
sie die staatlichen Anteile betonen - dafür erhalten sie im Gegenzug
leichter Kredite, der sich in Staatshand befindlichen Banken. (Vgl.
Ebenda, S. 287).

[42] Ebenda, S. 292

[43] Ebenda, S. 299 f.

[44] Ebenda, S. 301

[45] Ebenda, S. 302

[46] Ebenda, S. 302

[47] Ebenda, S. 304

[48] Ebenda, S. 319

[49] Ebenda, S. 278
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VORWÄRTS/1410: Kuba - Revolution und Reformen


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 29/30 vom 20. Sept. 2018

Revolution und Reformen

von Eric Diggelmann



Von Kuba kennt man Strände, Rum, Zigarren und Revolution. Einst
eine Kolonie der USA konnte sich die Insel ihre Unabhängigkeit
erkämpfen. Wie wurde Kuba zu dem, was man heute kennt?


Vor der kubanischen Revolution war Kuba im Wesentlichen ein
Casino für US-amerikanische MillionärInnen: Glücksspiele,
Prostitution, Korruption und Rum-Produktion dominierten die
Wirtschaft. Zudem herrschte der in Südamerika typische "Machismo"
- die lateinamerikanische Interpretation von Patriarchat -, Rassismus
und Homophobie vor. Als die soziale Situation zu Beginn der 1950er
langsam explosiv wurde, übernahm General Fulgencio Batista mit
Unterstützung der USA die Macht in Kuba. Vor diesem Hintergrund wurde
Fidel Castro für seine Opposition zum Militärregime verhaftet. Er
konnte sich jedoch durch sein Wissen als Anwalt und durch seine
überzeugende Redekunst befreien. Anschliessend wurde die
26.-Juli-Bewegung gegründet, die eine Einheitsfront aller
Oppositionellen gegen Batista darstellte.

Nach mehreren Jahren Guerillakrieg konnte die Bewegung die Macht in
Kuba im Jahre 1959 erfolgreich übernehmen. Nun stellte sich die Frage,
welche Richtung die kubanische Revolution nehmen sollte.


Eine grosse Debatte

Erst einige Monate nach der Machtübernahme wurde der sozialistische
Kurs der Revolution proklamiert; teils aus Notwendigkeit, da die USA
die Beziehungen gegenüber Kuba abgebrochen hatten und Kuba neue
Verbündete brauchte, teils aus Überzeugung, da zahlreiche
KommunistInnen an der Revolution teilgenommen hatten (Che Guevara zum
Beispiel). Zudem verhängten die USA ein Handelsembargo auf Kuba,
welches bis heute der kubanischen Wirtschaft Milliarden kostet und
eine schwere Last für die kubanische Bevölkerung bedeutet.

Zur gleichen Zeit fand auch das chinesisch-sowjetische Zerwürfnis
statt. So musste sich Kuba entscheiden, ob die Sowjetunion oder die
Volksrepublik China künftig Verbündeter sein sollte. Staatschef Fidel
Castro entschied sich für die Sowjetunion aufgrund der technischen,
wirtschaftlichen und militärischen Überlegenheit. Che Guevara, welcher
zu dieser Zeit vom Nationalbankchef zum Industrieminister gewechselt
hatte, tendierte zur Volksrepublik China. Damit begann eine grosse
Debatte in Kuba. Nach mehreren Jahren heftiger Auseinandersetzungen
zwischen den unterschiedlichen wirtschaftlichen und politischen
Sichtweisen wurde endgültig der sowjetische Weg gewählt. Che Guevara
beschloss anschliessend, antikoloniale Bestrebungen in verschiedenen
Ländern zu unterstützen.


Reformen der 1980er

Die kubanische Revolution konnte erfolgreich soziale Ungleichheit,
Patriarchat, Sexismus und Rassismus bekämpfen. Der Kampf gegen
Homophobie dauerte jedoch länger: In früheren Phasen der Revolution
wurden Homosexuelle als arbeitsscheu und unrevolutionär denunziert und
zur Arbeit gezwungen. Dies änderte sich in den 1980ern völlig: Fidel
Castro entschuldigte sich persönlich für dieses Verbrechen und
kündigte den gegenteiligen Kurs an, nämlich einen beispiellosen
Einsatz für die Rechte von Homosexuellen und LGBQT-Rechten im
allgemeinen.

Die Wirtschaft begann in den 1980ern, ähnlich wie in der Sowjetunion
zu stagnieren. Ein neuer Kurs wurde nötig. Die Regierung beschloss,
einen Weg ähnlich wie denjenigen Che Guevaras einzuschlagen: Durch
eine stärkere Zentralisierung der Planwirtschaft mit zugleich
stärkeren Investitionen in Technologie konnte das Wirtschaftswachstum
Kubas beschleunigt werden. Die Landwirtschaft wurde zudem auch
vollkommen in Kollektiven organisiert, welches die Mechanisierung und
Massenproduktion beschleunigte.


Die Sonderperiode

Trotz Erfolgen in den 1980ern war die kubanische Wirtschaft vom Handel
mit der Sowjetunion abhängig. Als die Sowjetunion 1991 zerfiel, brach
die kubanische Wirtschaft ein. Die sogenannte Sonderperiode begann:
Die Wirtschaftsleistung sank um 30 Prozent, die Staatsausgaben konnten
nicht mehr bedient werden. Nichtsdestotrotz wurden die kubanischen
Sozialprogramme in Bildung und medizinischer Versorgung
aufrechterhalten. Diese konnten sogar ausgeweitet werden.

Das zentralistische Modell der 1980er konnte nicht mehr finanziert
werden, was zu einer starken Dezentralisierung der Wirtschaft führte:
Staatliche Landwirtschaftsbetriebe wurden zu Genossenschaften
umstrukturiert, Kleinunternehmen zugelassen und der Verwaltung der
Staatsbetriebe Autonomie gewährt.


Neue Reformen

Die kubanische Wirtschaft konnte sich in den frühen 2000ern erholen.
Bereits 2004 wurde das Produktivitätsniveau von 1989 wieder eingeholt.
In Osteuropa dauerte dies meist viel länger. Zudem wurde eine
Demokratisierung des politischen Systems angestrebt: KandidatInnen für
die Regierung wurden nicht mehr von der Kommunistischen Partei Kubas
gestellt. Das heisst, dass WahlkandidatInnen für das Parlament in Kuba
von lokalen Volksversammlungen gestellt werden, nicht von einer
politischen Partei, auch nicht von der KP Kubas. In der Praxis sind
jedoch alle Parlamentsmitglieder Mitglied der Kommunistischen Partei,
da diese am besten im politischen System vernetzt sind. Zeitgleich
wurden zahlreiche politische Gefangene befreit und ein
Hinrichtungsstopp proklamiert.

Das Wirtschaftswachstum von Kuba war im Vergleich zur Volksrepublik
China oder der Sozialistischen Republik Vietnam jedoch noch sehr
bescheiden. Während die letzteren mit einem Wachstum von 7 bis 9
Prozent pro Jahr verzeichnen konnten, belief sich dieses in Kuba
lediglich bei 2 bis 3 Prozent pro Jahr. Aus diesem Grund wurden neue
Reformen beschlossen.

Die neuen wirtschaftlichen Reformen wurden hauptsächlich von Fidel
Castros jüngerem Bruder und Nachfolger Raúl Castro angestossen. Diese
waren an der Vorgehensweise der Volksrepublik China orientiert, aber
beinhaltete auch kubanische Eigenheiten. Eine Sonderwirtschaftszone
(offen für Auslandsinvestitionen) wurde in Havanna geöffnet,
Kleinunternehmen und Gemeinschaftsunternehmen mit ausländischen Firmen
gefördert, aber auch eine Ausweitung von Produktionsgenossenschaften
(Betriebe, die im Besitz der dort Arbeitenden sind) auf alle
Wirtschaftsbereiche. Auch biologische Landwirtschaft erhielt hohe
Aufmerksamkeit.

Parallel dazu wurden vertiefte Beziehungen mit den neuen
linksgerichteten Regierungen in Südamerika aufgenommen. Eine
friedliche Annäherung an die USA wurde ebenfalls angestrebt in der
Hoffnung, das jahrzehntealte Handelsembargo aufzuheben. Die Annäherung
an die USA wurde jedoch seit der Wahl der gegenwärtigen US-Regierung
stillgelegt.
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REPORTAGE/525: WDR - In der Welt eines Autisten, 4. + 9.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Markus, 35 Jahre, Kind

In der Welt eines Autisten

Ein Film von Katharina Gugel und Nicole Noetzel

Menschen hautnah

Donnerstag, 04.10.2018, 22.40 - 23.25 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: 09.10. 00.42 Uhr



"Ich will gar nicht normal sein und in der Herde mitlaufen. Ich möchte
so leben, wie ich will."

Markus lebt in Duisburg. Seine Wohnung ist unglaublich vollgestopft -
mit Spielzeug, Werkzeug und vor allem mit Bewegungsmeldern, die
Geräusche machen: Frösche quaken, Elvis singt, ein Schneemann
schimpft: "Kannst du nicht aufpassen, alter Sack!" Und Markus lacht
sich kaputt und spielt mit seinen Figuren, stundenlang. Dazu hört er
am liebsten Kinderhörspiele und trinkt Kakao. 35 Jahre alt ist Markus,
ein Autist, der wohl nie erwachsen wird und es auch nicht werden will.
"Das verstehen die Meisten nicht, auch meine Eltern finden das
schlimm", sagt er.

Ein Autist, der auch mal Nähe zulässt, der ungewöhnlich aussieht. Mit
Prinz Eisenherz-Haarschnitt, Laserpointer um den Hals und bunten
Plastikfiguren in der Hand fällt er auf und eckt an. Vor allem sein
Vater findet, dass Markus nur wenig Vernünftiges zustande bringt und
wünscht sich, dass sein Sohn endlich erwachsen wird. Seine Mutter
kümmert sich sehr um Markus. Sie will, dass er rausgeht, dass er
andere Menschen trifft, damit er nicht als Autist vereinsamt. Und so
hat Markus die Liebe zu Menschen mit Down-Syndrom entdeckt, seine
Downies. "Sie nehmen mich so, wie ich bin. Sie hinterfragen meine Art
nicht. Das ist ein schönes Gefühl." Ramona ist seine engste Freundin,
sie wohnt ein Stockwerk unter ihm und ist oft bei ihm.

Die Freude am Spielen, die Geräusche, die Liebe, der Kampf um die
Anerkennung des Vaters und die Frage, ob er eine Aufgabe in dieser
Gesellschaft finden kann - das sind die Themen, die Markus bewegen.
Auf seine ganz eigene Art und Weise. Wir haben Markus ein Jahr lang
begleitet.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. Oktober 2018
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FEATURE/1111: Deutschlandfunk Kultur - Vergeht die Zeit und wenn ja, wohin?, 4.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vergeht die Zeit und wenn ja, wohin?

Verknüpfungen zwischen Zeittheorien und Zeitempfinden

Von Volkart Wildermuth

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 4. Oktober 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Newtons Physik macht keinen Unterschied zwischen Zukunft und
Vergangenheit. Laut Einstein kennt das Universum kein Jetzt. Und auf
der Quantenebene zerfließt Zeit in Wahrscheinlichkeiten. Der Mensch
lebt dagegen im Augenblick, wird vom Fluss der Zeit mitgerissen. Ein
Widerspruch, den aktuell mehrere Physiker überwinden oder zumindest
erhellen wollen. Carlo Rovelli erklärt das menschliche Zeitempfinden
aus der Unschärfe der Sinne während Richard Muller vermutet, dass der
freie Wille quasi auf einer Welle neu geschaffener Zeit surft. Noch
sind das bloße Theorien, aber die Zeit scheint reif, die Zeit als ein
zutiefst menschliches Phänomen wieder fest in der Physik zu verankern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. September 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2712: WDR 4 - Steve Miller. Der Joker wird 75, 3.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Steve Miller - Der Joker wird 75

WDR 4 Legenden

Mittwoch, 03.10.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Er hatte Welthits, er spielte in Stadien, aber zur echten Legende
wurde Steve Miller nie, obwohl er das Zeug dazu gehabt hätte.

Vielleicht war er zu eigensinnig: Immer wieder legte er sich mit den
Plattenfirmen an, weil er die Kontrolle über sein Werk behalten wollte
und meinte, Musiker würden nicht ausreichend bezahlt. Zu Beginn von
Millers Karriere, in der Hippie-Ära der Endsechziger, waren das ganz
neue Töne, und auch die Love-&-Peace-Idealisten beäugten den cleveren
Geschäftsmann mit Misstrauen.

Im Rückblick jedoch lohnt ein Blick auf das Steve-Miller-Frühwerk, das
eine originelle Mischung aus Blues, Rock, Country und psychedelischen
Ausflügen bietet. Und natürlich sind da noch die Riesenhits der 70er,
"The Joker", "Fly like an eagle", "Jet airliner" und später
"Abracadabra", die heute noch frisch klingen. Seit einigen Jahren ist
es ruhig um Steve Miller geworden - WDR 4 Legenden blickt zu seinem
75. Geburtstag noch einmal auf seine lange Karriere.

 * 
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TALK/1603: WDR 5 - Mit dem Messer in die Schule, 4.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Mit dem Messer in die Schule

Wie können Eltern, Staat und Schule der Aggression und Gewalt unter
Jugendlichen begegnen?

Gäste:

Stefan Behlau, Lehrerverband Bildung und Erziehung

Stefanie Lippelt, Schulpsychologin Kreis Unna

Luca Samlidis, Schülersprecher

Dieter Schürmann, Kriminaldirektor Innenministerium NRW

Moderation: Thomas Koch & Christiane Tovar

WDR 5 Stadtgespräch

Donnerstag, 04.10.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Tägliche Meldungen über brutale Gewalttaten unter Jugendlichen in den
Großstädten, aber auch auf dem Land. Eine alarmierende Entwicklung:
Woher kommt diese Gewaltbereitschaft?

Drei tote Jugendliche durch Messerattacken in Nordrhein-Westfalen
schon in diesem Jahr. Warum bewaffnen sich Teenager, wenn sie zur
Schule oder in die Stadt gehen? Befeuern soziale Netzwerke die Gewalt?
Viele Bürger rufen nach mehr Schutz, Lehrer und Jugendbetreuer
arbeiten mit einem mulmigen Gefühl und drängen auf mehr Sicherheit.
Und selbst Polizisten fühlen sich zunehmend bedroht, wenn sie
eingreifen. Soziologen sagen, dass die Jugendgewalt ein Alarmzeichen
für Krisen in der Gesellschaft ist.

Das WDR 5 Stadtgespräch diskutiert über Ursachen und die möglichen
Konsequenzen.

Redaktion: Maria Sand-Kubow


Zum Thema:

Jugendgewalt in Deutschland | planet-wissen

https://www.planet-wissen.de/gesellschaft/psychologie/jugendgewalt_in_deutschland/index.html

Mehr Gewalt an NRW-Schulen 

https://www1.wdr.de/nachrichten/mehr-gewalt-an-schulen-100.html

Was hilft bei Gewalt an Schulen? 

https://www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/luenen-gewalt-schulen-100.html

Tödliche Messerattacken: Polizei nimmt Eltern in die Pflicht

https://www1.wdr.de/nachrichten/ruhrgebiet/polizei-schreibt-elternbrief-dortmund-100.html

WDR 5 Stadtgespräch: Gewalt unter Jugendlichen

Datum: Donnerstag, 04.10.2018

Ort: Hansesaal Lünen

Kurt-Schumacher-Straße 41

44532 Lünen

Beginn: 20.04 Uhr

Ende: 21.00 Uhr

Eintritt frei

 * 
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TALK/1602: Deutschlandfunk - Oliven und Olivenöl, das Gold des Mittelmeeres, 4.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Gold des Mittelmeeres

Oliven und Olivenöl

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 4. Oktober 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Seit Tausenden von Jahren gehört die Olive zum festen Bestandteil fast
jeder größeren Mahlzeit im Mittelmeerraum, und zwar meistens in ihrer
flüssigen Form. Aber auch in deutsche Küchen hat das Olivenöl schon
lange und nachhaltig Einzug gehalten und macht anderen Fetten den Rang
streitig. Insbesondere mögliche Effekte auf die Gesundheit überzeugen
dabei. Nicht zuletzt bieten Oliven ein reichhaltiges
Geschmackserlebnis: an die 700 verschiedene Sorten gibt es, jede
anders in Farbe und Geschmack. Worauf Sie beim Kauf von Oliven und
Olivenöl achten müssen und was Sie alles mit dem Gold des Mittelmeeres
anfangen können, das klärt Jan Tengeler gemeinsam mit Expertinnen und
Experten. Hörerfragen sind willkommen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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KURSUS/1826: Mönchengladbach - "Photoshop von A bis Z" vom 15.-19. Oktober 2018


Bildungsurlaub "Photoshop von A bis Z"



Den Teilnehmer werden die Inhalte aus Grund- und Aufbaukurs in
kompakter Form vermittelt, unter anderm Grundlegende
Programmfunktionen von Photoshop CS 5, Retusche, Farben und Tonwerte.

15.10. bis 19.10.2018, 9:00 - 16:00 Uhr


VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85


Kurs-Nr.: 182E8040T


Kosten: 175 Euro inkl. Kosten für das Lehrbuch 15 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach
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KURSUS/1825: Mönchengladbach - "Kreative Videogestaltung mit Handy und Open-Source-Programm" vom 15.-17.10.


Kreative Videogestaltung mit Handy und Open-Source-Programm



Viele Medienprofis und -amateure arbeiten mit den kostengünstigen
Technologien des Handys und der Open-Source-Programme, um ihre Videos
herzustellen. In diesem Kurse können die Teilnehmer mit dem eigenen
Mobiltelefon und der kostenlosen Open-Source-Software "Openshot Video
Editor", einen kurzen Videoclip über die Mönchengladbacher Innenstadt
produzieren. Außerdem lernen sie die Grundlagen der Videogestaltung.

15.10. bis 17.10.2018, 8:30 - 15:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182E8061S

Kosten: 120 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1824: Unna - "Online-verkaufen wie ein Profi" am 11./12. Oktober 2018


VHS-Aktuell: Online-verkaufen wie ein Profi



Kreisstadt Unna. VHS bietet am 11. und 12. Oktober eine Einführung in
den Online-Handel an. Markenkleidung, Möbel oder Sammlerobjekte wie
ein Profi verkaufen. Der VHS-Workshop zeigt Interessierten das 1 x 1
des professionellen Verkaufens im Web. Die Dozentin Frau Lauter zeigt
in der Veranstaltung, welche grundlegenden Regeln beim Verkauf über
Apps oder spezielle Verkaufsplattformen zu beachten sind. Dabei
spielen knackig formulierte Verkaufstexte ebenso eine zentrale Rolle
wie auch über Fotos gut in Szene gesetzte Verkaufsartikel.
Selbstverständlich werden auch Aspekte der Preisgestaltung
thematisiert sowie Übersichten zu verlässlichen Versanddiensten und
Bezahlmöglichkeiten gegeben. Teilnehmende dürfen gerne ein leicht zu
transportierendes Objekt mitbringen, das tatsächlich verkauft oder mit
dem nur geübt werden soll.

Das Seminar "Online Verkaufen wie ein Profi - Workshop" mit der
Kursnummer 182-4154 findet am Donnerstag, 11. Oktober 2018 und am
Freitag, 12. Oktober 2018 von 10 bis 14.15 Uhr im Raum 003 im zib
statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 36 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen 
VHS-Programmheft auf der Seite 47 zu finden. Der Kurs ist auch im 
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, Tel.:
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1823: Unna - Einführung in die Nutzung von E-Book-Apps am 9. Oktober 2018 


VHS-Aktuell: Lieblingsbücher im Handyformat



Kreisstadt Unna. VHS führt in die Nutzung von E-Book-Apps am 9.
Oktober 2018 ein. Um E-Books zu lesen, muss man nicht unbedingt einen
separaten E-Book-Reader als Gerät haben. Wer ein Tablet oder ein
Smartphone besitzt, kann E-Books auch über spezielle Apps lesen. Über
diese Apps und die angeschlossenen Bibliotheken kann auf umfangreiche
Bücherbestände zugegriffen und die eigene Buchsammlung verwaltet
werden.

Die VHS stellt an einem Vormittag E-Book-Reader als App-Lösung für
Tablet und Smartphones sowie die dazugehörigen Dienste im Überblick
vor. Die Veranstaltung vermittelt das Basiswissen, um die Apps und
Dienste selbstständig zu nutzen.

Das Seminar "E-Book-Reader" mit der Kursnummer 182-4166 findet am
Dienstag, 9. Oktober 2018 von 10 bis 13.15 Uhr im Raum 006 im zib in
Unna statt. Die Gebühr beträgt 18 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen 
VHS-Programmheft auf der Seite 49 zu finden. Der Kurs ist auch im 
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, Tel.:
02303 / 103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter Tel.: 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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NEUROLOGIE/981: Wie das Nervenzell-Netzwerk auf den Entzündungsangriff bei der Multiplen Sklerose antwortet (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 27.09.2018

Wie das Nervenzell-Netzwerk auf den Entzündungsangriff bei der Multiplen Sklerose antwortet



Die Autoimmunerkrankung MS hat einen schubförmigen Verlauf. In der
Erholungsphase nach einem Schub treten nicht selten Störungen der
kognitiven Leistungsfähigkeit, Fatigue, Depression und Angst auf. In
dieser Phase kommt es im Krankheitsmodell zu einer erhöhten Aktivität des
Nervenzell-Netzwerks, die zunächst eine Kompensation darstellt,
schließlich aber ein Sterben der Zellen begünstigt. Das haben
Neurowissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz jetzt herausgefunden.

Die Wissenschaftler konnten zeigen, dass der Botenstoff (im Fachjargon
Zytokin) Tumornekrosefaktor Alpha (TNF-α) die erhöhte
Nervenzellenaktivität und damit mittelbar das Zellsterben auslöst. Damit
entdeckten sie einen Mechanismus, der potentiell den fortschreitenden
Nervenzell-Untergang bei MS erklärt. Die Forschungsergebnisse wurden
gestern in der renommierten Fachzeitschrift "Nature Neuroscience"
veröffentlicht.

Bei der Autoimmunerkrankung Multiple Sklerose (MS) kommt es zu
Überreaktionen des Immunsystems. Infolgedessen werden gesunde Nervenzellen
attackiert, was zu einer fortlaufenden Schädigung der Nervenzellfortsätze
und damit letztlich zum Absterben von Nervenzellen führt. Was genau löst
aber die fortschreitende Neurodegeneration aus? Dieser zentralen
Fragestellung sind Forscherteams um die Direktorin der Klinik und
Poliklinik für Neurologie der Universitätsmedizin Mainz, Univ.-Prof. Dr.
Frauke Zipp, und Univ.-Prof. Albrecht Stroh, Institut für
Pathophysiologie, nachgegangen.

In einem entsprechenden Krankheitsmodell konnten sie beobachten, was in
der abklingenden Phase eines Schubs vor sich geht. "In dieser Phase
konnten wir eine erhöhte elektrische Aktivität von Netzwerken von
Nervenzellen in der Großhirnrinde nachweisen", unterstreicht Dr. Erik
Ellwardt, Kliniker und Forscher aus dem Team um Professor Zipp, und fügt
hinzu: "Darüber hinaus fanden wir heraus, dass TNF-α das erhöhte
Erregungspotential der Nervenzellen im Gehirn direkt oder indirekt
bedingt. Dieses Zytokin fand sich in deutlich erhöhter Konzentration in
der Großhirnrinde." Die erhöhte Erregbarkeit im Netzwerk der Großhirnrinde
geht einher mit einem ängstlichen Verhalten.

"In diesem Zusammenhang konnten wir nachweisen, dass zu diesem Zeitpunkt
nur wenige Immunzellen in die Großhirnrinde eingewandert waren, und die
Nervenzellen noch nicht von der Zerstörung der Marksubstanz betroffen
waren. Dennoch ist das Nervenzell-Netzwerk bereits gestört", führt Stroh
aus In einem weiteren Schritt konnten die Mainzer Neurowissenschaftler
mithilfe des TNF-α-Blockers Infliximab eine Normalisierung der neuronalen
Aktivität und des Angstverhaltens herbeiführen. Dabei entdeckten die
Wissenschaftler, dass TNF-α selbst maßgeblich von erregenden (im
Fachjargon exzitatorischen) Nervenzellen produziert wird. "Letztlich
wiesen wir nach, dass die überaktiven Nervenzellen eine erhöhte
Wahrscheinlichkeit haben, zu sterben", unterstreicht Professor Frauke
Zipp. Und weiter: "Diese Erkenntnisse versetzen uns in die Lage, neue
therapeutische Ansätze zu entwickeln. Dafür führen wir derzeit
Untersuchungen bei Patienten durch. Denn bislang beeinflussen die zur
Behandlung von MS eingesetzten Medikamente lediglich das Immunsystem,
nicht jedoch die Nervenzellen selbst."


Originalpublikation: 

"Maladaptive cortical hyperactivity upon recovery
from experimental autoimmune encephalomyelitis", 

Erik Ellwardt 1,2*,
Gautam Pramanik 1,2*, Dirk Luchtman1, Tanja Novkovic3, Eduardo Rosales
Jubal2, Johannes Vogt4, Isabelle Arnoux2, Christina Francisca Vogelaar1,
Shibajee Mandal1, Melanie Schmalz1, Zeke Barger2, Inigo Ruiz de Azua5,
Tanja Kuhlmann6, Beat Lutz5, Thomas Mittmann3, Stefan Bittner1, Frauke
Zipp1c+, Albrecht Stroh2c+, 

Nature Neuroscience, DOI: 10.1038/s41593-018-0193-2


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 27.09.2018
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ORTHOPÄDIE/382: Forschung - Neue Erkenntnisse über die Autoimmunkrankheit Morbus Bechterew (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 27.09.2018

Neue Erkenntnisse über die Autoimmunkrankheit Morbus Bechterew



Auto-Immunerkrankungen sind krankhafte Abweichungen des Immunsystems -
hier greift das körpereigene Immunsystem versehentlich den eigenen Körper
an. Morbus Bechterew ist eine solche Auto-Immunerkrankung. Nun haben
Wissenschaftler an der Jacobs University in Bremen die molekularen
Mechanismen der Krankheit näher entschlüsselt.

Morbus Bechterew führt zu langwierigen und schmerzhaften Entzündungen der
Gelenke und letztlich zu einer Verformung der Wirbelsäule. Forscher
vermuten als Ursache für die Krankheit ein bestimmtes Protein, welches die
meisten Patienten in ihren Zellen aufweisen: das HLA-B27-Protein. Proteine
falten sich nach ihrer Herstellung in eine dreidimensionale Struktur, und
Forscher vermuten, dass dieses das HLA-B27-Protein durch seine besonders
langsame und komplizierte Faltungsweise die Krankheit auslöst.

Forscher der Jacobs University haben nun in Zusammenarbeit mit Kollegen
der Freien Universität Berlin herausgefunden, wie diese Faltung und die
anschließende Qualitätskontrolle des HLA-B27-Proteins genau ablaufen. Dr.
Zeynep Hein, Postdoc in der Forschungsgruppe von Prof. Dr. Sebastian
Springer an der Jacobs University, hat dazu den Transport des
HLA-B27-Proteins innerhalb von menschlichen Zellen genau untersucht.

Dazu wird eine gentechnisch stabilisierte Form des HLA-B27-Proteins
hergestellt und mit dem in unserem Körper vorkommenden Protein verglichen.
"Wir haben uns schon immer für den Transport von Proteinen in Zellen
interessiert und sind geübt darin, künstliche Proteine herzustellen um den
Transportvorgang so zu untersuchen", sagt Hein. "Bei diesem Projekt kamen
diese Fähigkeiten und Kenntnisse gut zum Einsatz." Die Experimente werden
in Zellkultur, also nicht unter Beteiligung von Patienten, durchgeführt.

Unter anderem konnten Hein und ihr Team herausfinden, dass das
HLA-B27-Protein sich nur sehr schwer in seine spezielle Struktur falten
kann. Und selbst wenn es sich falten kann, neigt das Protein dazu, gleich
wieder zu zerfallen und dadurch seine Funktion zu verlieren. "Natürlich
können wir zu diesem Zeitpunkt noch nicht sagen, wie genau diese
Grundlagen-Erkenntnisse später zu einer möglichen Therapie oder Heilung
der Bechterew-Krankheit beitragen", sagt Springer. Aber eines sei ihm und
seinem Team schon länger bewusst: "Das Erforschen fundamenteller
Mechanismen ist unabdingbar, um letztendlich Therapien und Medikamente zu
entwickeln."


Originalpublikation:

Zeynep Hein, Britta Borchert, Esam Tolba Abualrous, Sebastian Springer:

Distinct mechanisms survey the structural integrity of HLA-B*27:05
intracellularly and at the surface. PLOS ONE (2018),

doi:10.1371/journal.pone.0200811.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution698
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH - 27.09.2018
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FORSCHUNG/3910: Detailgetreu und doch integrativ - Wie schafft unser Gedächtnis beides gleichzeitig? (idw)


Universitätsklinikum Magdeburg - 27.09.2018

Detailgetreu und doch integrativ: Wie schafft unser Gedächtnis beides gleichzeitig?



Eine neue Studie, die in dem Journal Neuron veröffentlicht wurde, zeigt,
mit welchem Funktionsprinzip das menschliche Gedächtnis gleichzeitig
detailgetreu und integrativ sein kann. Die Untersuchungen wurden gemeinsam
von Wissenschaftlern des Instituts für Kognitive Neurologie und
Demenzforschung der Universität Magdeburg (IKND), des Deutschen Zentrums
für Neurodegenerative Erkrankungen in der Helmholtz-Gemeinschaft (DZNE)
und der University College London (UCL) durchgeführt.

Die Studie löst das Rätsel, wie es unser Gedächtnis schafft, zwei sich
widersprechende Anforderungen zu erfüllen: Auf der einen Seite ist unser
Gedächtnis präzise, das heißt, es kann ähnliche Ereignisse trennen, auf
der anderen Seite ist es verknüpfend (oder "integrativ") und kann an
Gemeinsamkeiten zwischen ähnlichen Ereignissen erinnern.

Aktuelle rechnergestützte Theorien schlagen vor, dass dieser Widerspruch
aufgelöst werden kann, wenn das Gedächtnis ähnliche Ereignisse erst
getrennt abspeichert, aber diese getrennten Erinnerungen wieder ins
Gedächtnis zurückgespeist werden, um im zweiten Schritt miteinander
verknüpft zu werden. So könnte es möglich werden, präzise getrennte
Erinnerungen und Verknüpfungen nebeneinander zu speichern.

Diese Theorie im menschlichen Gehirn zu untersuchen, war bisher technisch
nicht möglich, denn dies erfordert, dass die "Ausgabe" (output) einer
Gedächtnisregion und der "Eingang" (input) getrennt erkannt werden. Diese
Trennung erfolgt aber zwischen der oberflächlichen und tiefen Schicht der
Hirnrinde und kann daher nur mit sehr hoch auflösenden Bildgebungsmethoden
gemessen werden.

In Kooperation mit Google Deepmind gelang einem Team mit Prof. Emrah Düzel
(IKND, DZNE, UCL), Dr. Yi Chen (IKND) und Dr. David Berron (IKND und
Universität Lund) mittels ultrahochauflösender funktioneller
Magnetresonanztomographie (fMRT), Aus- und Eingänge in das Gedächtnis zu
erkennen und deren Verknüpfung nachzuweisen. Die Forscher konzentrierten
sich dabei auf eine Hirnregion, die für das Gedächtnis von besonderer
Bedeutung ist, dem Hippokampus.

Diese Ergebnisse erlauben eine neue Sichtweise auf die
Informationsverarbeitung im Hippokampus und unterstützen ein
vereinheitlichendes Grundkonzept, bei dem der Hippokampus Strukturen
höherer Ordnung über Erfahrungen hinweg erfasst, indem er einen
dynamischen Speicherraum aus separaten episodischen Codes für individuelle
Erfahrungen schafft.

"Die Ergebnisse unserer Untersuchungen zeigen eine neue Perspektive auf
die Informationsverarbeitung im Hippokampus. Diese neuen Erkenntnisse
bieten eine gute Basis, um wichtige Gedächtnisprozesse zu entschlüsseln
und Gedächtnisstörungen im Alter und bei dementiellen Erkrankungen besser
zu untersuchen", so Prof. Emrah Düzel.


Originalpublikation:

https://www.cell.com/neuron/pdfExtended/S0896-6273(18)30682-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution117
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GESUNDHEIT/1341: Neue nationale Empfehlungen Ernährung und Lebensstil vor und in der Schwangerschaft (idw)


Gesund ins Leben - Netzwerk Junge Familie - 26.09.2018

Neue nationale Empfehlungen Ernährung und Lebensstil vor und in der Schwangerschaft



Das Netzwerk Gesund ins Leben hat die bundesweit einheitlichen
Handlungsempfehlungen für die Schwangerschaft aktualisiert und um
Empfehlungen für die präkonzeptionelle Phase erweitert. Sie richten sich
an alle Berufsgruppen, die Frauen mit Kinderwunsch oder werdende Eltern
betreuen und informieren. Welche Vitamine und Mineralstoffe sind als
Nahrungsergänzung in der Schwangerschaft sinnvoll? Vegan essen: Was müssen
Schwangere (in spe) darüber wissen? Wieviel sollen sich werdende Mütter
bewegen? Die Handlungsempfehlungen geben hierzu und zu vielen anderen
Themen Antworten auf der Grundlage neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse.

Das Netzwerk Gesund ins Leben hat die bundesweit einheitlichen
Handlungsempfehlungen für die Schwangerschaft aktualisiert und um
Empfehlungen für die präkonzeptionelle Phase erweitert. Die
Beratungsgrundlage richtet sich an alle Berufsgruppen, die Frauen mit
Kinderwunsch oder werdende Eltern betreuen und informieren.

Welche Vitamine und Mineralstoffe sind als Nahrungsergänzung in der
Schwangerschaft sinnvoll? Vegan essen: Was müssen Schwangere (in spe)
darüber wissen? Wieviel sollen sich werdende Mütter bewegen? Auf der
Grundlage neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse geben die aktualisierten
Handlungsempfehlungen zu Ernährung und Lebensstil vor und in der
Schwangerschaft klare Antworten für die Beratung und Unterstützung von
Frauen in der Zeit der Familienplanung und von werdenden Eltern, z.B. im
Rahmen von Vorsorgeuntersuchungen.

Neu sind Empfehlungen für Frauen, die bald oder später einmal schwanger
werden wollen. Die Zeit vor einer Schwangerschaft (präkonzeptionelle
Phase) lässt sich dazu nutzen, mit der Einnahme von Folsäure zu beginnen,
das Körpergewicht bestmöglich an ein Normalgewicht anzunähern,
Gewohnheiten zu überprüfen (z.B. die Rauchentwöhnung anzugehen) sowie den
Impfstatus und die Zahngesundheit zu checken. So können günstige
Bedingungen für den Verlauf der Schwangerschaft und für die Gesundheit von
Mutter und Kind geschaffen werden.

"Bei Prävention gilt: je früher sie ansetzt, desto besser", erklärt Prof.
Dr. Dr. Berthold Koletzko, Deutsche Gesellschaft für Kinder- und
Jugendmedizin e.V. und Sprecher des wissenschaftlichen Beirats von Gesund
ins Leben. "Neben der Genetik spielen äußere Einflüsse eine wichtige Rolle
bei der Entwicklung von Übergewicht und bestimmten Erkrankungen. Dabei
gelten die ersten 1.000 Tage ab der Empfängnis als besonders sensitives
Zeitfenster und bereits vor der Schwangerschaft lassen sich Weichen in
Richtung Gesundheit stellen."

"Vielen Frauen ist nicht klar, wie sich der Lebensstil vor und in der
Schwangerschaft auf Mutter und Kind auswirkt. Gynäkologen begleiten Frauen
oft über viele Jahre. Diesen vertrauensvollen Kontakt können und sollten
wir für wichtige Informationsarbeit nutzen und Frauen auch im Hinblick auf
eine Schwangerschaft zu einem gesunden Lebensstil mit ausgewogener
Ernährung und regelmäßiger Bewegung ermutigen.", unterstreicht Prof. Dr.
Achim Wöckel von der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe e.V.

"Die neuen Handlungsempfehlungen stellen die Bedeutung und die Chancen
frühzeitiger Prävention ins Rampenlicht. Alle Berufsgruppen, die
zukünftige und werdende Eltern begleiten, haben damit einen
wissenschaftlich fundierten und einheitlichen Beratungsstandard zur Hand,
der gleichzeitig den Alltag von Familien im Blick hat. Gemeinsam können
wir Familien in ihrer Gesundheitskompetenz stärken.", betont Maria
Flothkötter, Leitung des Netzwerks Gesund ins Leben.

Hintergrund

Die 2012 erstmals erschienenen Empfehlungen wurden auf Basis der
derzeitigen wissenschaftlichen Datenlage im Rahmen eines
Revisionsprozesses überarbeitet. Der Beratungsstandard des Netzwerks
Gesund ins Leben umfasst das Gewicht vor und die Gewichtsentwicklung in
der Schwangerschaft, Energie- und Nährstoffbedarf, Ernährung (inklusive
vegetarische und vegane), die Supplemente Folsäure/Folat, Jod, Eisen und
Docosahexaensäure (DHA), den Schutz vor Lebensmittelinfektionen,
körperliche Aktivität vor und in der Schwangerschaft, Alkohol, Rauchen,
Koffein, den Umgang mit Arzneimitteln und neu Mund- und Zahngesundheit
sowie Impfen. Zudem wird die Vorbereitung auf das Stillen bereits in der
Schwangerschaft empfohlen.

Auf die einzelnen Handlungsempfehlungen folgt jeweils ein neuer Abschnitt
mit Grundlagen, der die Herleitung transparent und nachvollziehbar macht.
Ausführliche Hintergrundinformationen ermöglichen danach einen tieferen
Einblick in die aktuelle Studienlage und die praktische Umsetzung.
Die Handlungsempfehlungen werden unterstützt durch den Berufsverband der
Frauenärzte (BVF), den Deutschen Hebammenverband (DHV), den Berufsverband
der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ), sowie von den wissenschaftlichen
Fachgesellschaften Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin
(DGKJ), Deutsche Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe (DGGG),
Deutsche Gesellschaft für Sportmedizin und Prävention (DGSP) und Deutsche
Gesellschaft für Hebammenwissenschaft (DGHWi).


Über Gesund ins Leben

Gesund ins Leben ist ein Netzwerk von Institutionen, Fachgesellschaften
und Verbänden, die sich mit jungen Familien befassen. Das Ziel ist, Eltern
einheitliche Botschaften zur Ernährung und Bewegung zu vermitteln, damit
sie und ihre Kinder gesund leben und aufwachsen. Das Netzwerk Gesund ins
Leben ist angesiedelt im Bundeszentrum für Ernährung (BZfE) der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) und Teil des
nationalen Aktionsplans "IN FORM - Deutschlands Initiative für gesunde
Ernährung und mehr Bewegung". Weitere Informationen unter: 

www.gesund-ins-leben.de


Originalpublikation:

Die neuen Handlungsempfehlungen sind in der wissenschaftlichen
Fachzeitschrift Geburtshilfe und Frauenheilkunde erschienen.

Sie sind online verfügbar unter: 

www.gesund-ins-leben.de/inhalt/handlungsempfehlungen-29378.html

Ein Sonderdruck wird in Kürze über

www.ble-medienservice.de veröffentlicht

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2053
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WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





MELDUNG/1006: Schmerzkongress 2018 - Behandlungsqualität verbessern durch "Schmerzerfassung" in der Klinik (idw)


Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 27.09.2018

Schmerzkongress 2018: Behandlungsqualität verbessern durch "Schmerzerfassung" in der Klinik



Die Qualität der Akutschmerzbehandlung nach OPs ist in deutschen Kliniken
aus Patientensicht sehr unterschiedlich. Zu diesem Ergebnis kommt eine
aktuelle Analyse von Daten aus dem weltweit größten Akutschmerzregister
QUIPS ("Qualitätsverbesserung in der postoperativen Schmerztherapie").
Zudem sind Patienten zufriedener und empfinden die Behandlung als
"besser", wenn sie nicht nur Medikamente erhalten, sondern informiert und
in die Therapieentscheidung mit eingebunden sind und ihre Schmerzen
dokumentiert werden. Das Thema "Qualität der postoperativen
Akutschmerzversorgung" diskutieren Experten auf der Pressekonferenz am 18.
Oktober 2018 auf dem Deutschen Schmerzkongresses 2018 in Mannheim.

In Deutschland kommt es pro Jahr zu etwa 18 Millionen operativen
Eingriffen. Schmerzen nach Operationen erhöhen das Risiko für
Komplikationen wie Thrombosen oder Lungenentzündungen, verzögern das
Wiedererlangen der körperlichen Beweglichkeit und belasten den Patienten.
"Hinzu kommt, dass etwa fünf Prozent aller operierten Patienten Monate
nach der Operation chronische Schmerzen entwickeln", sagt Professor Dr.
med. Winfried Meißner, Leiter der Sektion Schmerztherapie an der Klinik
für Anästhesiologie und Intensivmedizin, Universitätsklinikum Jena. Die
ersten Tage nach der OP seien entscheidend in Bezug auf die Gefahr einer
Chronifizierung. "Je stärker und anhaltender die akuten Schmerzen sind,
desto höher das Risiko, dass daraus chronische Schmerzen werden", weiß der
Experte. Frühes Handeln zahle sich aus: Effektive und "finanziell
erschwingliche" Methoden zur Schmerzbehandlung seien an den meisten
Kliniken vorhanden.

Nach wie vor berichten beispielsweise knapp die Hälfte aller Patienten
nach einer laparoskopischen Gallenoperation, also der Entfernung der
Gallenblase in "Schlüssellochtechnik", über Schmerzen ≥5. Ein Wert, der
als behandlungsbedürftig gilt. "Um die Qualität der Akutschmerzbehandlung
zu verbessern, sind Empfehlungen und Leitlinien erarbeitet worden.
Allerdings werden sie noch nicht überall konsequent umgesetzt", erklärt
Professor Dr. med. Carla Nau, Kongresspräsidentin des Deutschen
Schmerzkongresses 2018 und Direktorin der Klinik für Anästhesiologie und
Intensivmedizin am Campus Lübeck des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein. Es gebe noch erheblichen Nachholbedarf beispielsweise bei der
Verfügbarkeit von Akutschmerzdiensten. Das sind spezialisierte Teams aus
Pflegekräften und Ärzten. Nur zwei Drittel aller Kliniken haben solche
Teams. Auch bei der Umsetzung der empfohlenen Therapien und der
Schmerzdokumentation hapere es.

Defizite könnten nur dann erkannt werden, wenn Schmerzen regelmäßig
gemessen und verglichen werden. Krankenhäuser können an
Vergleichsprojekten wie dem Register der Initiative QUIPS
("Qualitätsverbesserung in der postoperativen Schmerztherapie") oder an
Zertifizierungen (Certcom) teilnehmen. Eine aktuelle Analyse, bei der
Meißner und Kollegen Struktur- und Prozessmerkmale und deren Auswirkung
auf die Ergebnisqualität der postoperativen Schmerztherapie aus Sicht der
Patienten untersuchten, brachte zwei wichtige Erkenntnisse: Die
Schmerzintensität, schmerzbedingte Funktionseinschränkungen und die
Zufriedenheit der Patienten mit der Behandlung variieren erheblich
zwischen den 138 Kliniken, deren Daten für QUIPS erhoben und ausgewertet
wurden. Auf einer Skala von 0 (= kein Schmerz) bis 10 (= stärkster
Schmerz) berichteten Patienten der "schlechtesten" zehn Prozent der
Krankenhäuser über eine Schmerzintensität von 6,3; diejenigen der zehn
Prozent "besten" Kliniken von 3,6. Zweitens: In den Krankenhäusern, in
denen die Schmerzen in der Krankenakte dokumentiert und die Patienten zu
den verschiedenen Therapiemöglichkeiten informiert wurden, waren die
schmerzbedingten Beeinträchtigungen geringer und die Zufriedenheit der
Patienten höher.

"Neben Medikamenten sind drei Faktoren für die Akutschmerzbehandlung nach
OPs wichtig: Patienten informieren, in die Therapieentscheidung mit
einbeziehen und die Schmerzen regelmäßig erfassen", bilanziert Meißner,
Mitglied des Vorstands der Deutschen Schmerzgesellschaft e. V.
Kongresspräsidentin Nau ergänzt: "Mit dem Messen der Qualität der
postoperativen Schmerzbehandlung und einer leitliniengerechten Behandlung
kann langfristig die Behandlungsqualität der Patienten deutlich verbessert
werden."

Thomas Isenberg, Geschäftsführer der Deutschen Schmerzgesellschaft e. V.,
sieht auch die Politik in der Pflicht: "Die Deutsche Schmerzgesellschaft
hat den Antrag der Patientenvertretung beim Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA) im vergangenen Jahr unterstützt. Der G-BA muss das Thema
'Versorgungsqualität bei Akutschmerz' angehen und dazu ein
Qualitätssicherungsverfahren entwickeln."


Literatur:

Meißner W, Komann M, Erlenwein J, Stamer U, Scherag A: Qualität
postoperativer Schmerztherapie in deutschen Krankenhäusern. Dtsch Arztebl
Int 2017; 114: 161-7. 

DOI: 10.3238/arztebl.2017.0161


Öffentlicher PATIENTENTAG 2018

Organisation: T. Sprenger & C. Geber

Termin: Samstag, 20. Oktober 2018, 11:00 bis 14:00 Uhr

Ort: Dorint Kongresshotel, Raum "Ludwig van Beethoven"

Anschrift: Friedrichsring 6, 68161 Mannheim

Weitere Informationen im Kongressprogramm:

https://schmerzkongress2018.de/programm/kongressprogramm/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution618

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Schmerzgesellschaft e.V. - 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





MELDUNG/948: Netzwerk soll Versorgung von Parkinson-Patienten in Ostsachsen verbessern (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 27.09.2018

Netzwerk soll Versorgung von Parkinson-Patienten in Ostsachsen verbessern



Gemeinsam mit der Sächsischen Landesärztekammer (SLÄK) stellen Experten
des Elblandklinikums Meißen, der Klinik am Tharandter Wald und des
Universitätsklinikums Carl Gustav Carus Dresden am Sonnabend (29.
September) in der SLÄK eine neue, sektorenübergreifendende
Versorgungsstruktur für Parkinson-Patienten vor: Ziel des
"Parkinsonnetzwerks Ostsachsen" - kurz PANOS - ist es, die Basis für mehr
Versorgungsgerechtigkeit in der Region herzustellen, indem möglichst alle
Betroffenen unabhängig von ihrem Wohnort die komplette Bandbreite
möglicher Diagnostik und Therapie in Anspruch nehmen können.

Angesichts der aktuell 15.000 Parkinson-Patienten in Ostsachsen - eine
Zahl, die sich im nächsten Jahrzehnt verdoppeln wird - lässt sich dieses
Ziel nur durch ein flächendeckendes Netzwerk sowie mit innovativen
telemedizinischen Lösungen erreichen. Die Patienten profitieren nicht
allein durch eine im Alltag erhöhte Lebensqualität, sondern auch dadurch,
dass sie weniger sturzbedingte Knochenbrüche erleiden, seltener in
Pflegeheime kommen und nicht zuletzt durch einen Rückgang
parkinsonbedingter Sterbefälle.

Mehr als die Hälfte der 2016 ins Dresdner Uniklinikum stationär
eingewiesenen Parkinson-Patienten kamen aufgrund eines Notfalls, der
häufig durch eine bessere Versorgung vermeidbar gewesen wäre. Durch diese
nicht planbaren stationären Aufenthalte fehlen der Klinik für Neurologie
Kapazitäten, um möglichst viele Betroffene rechtzeitig so zu betreuen,
dass die Symptome bestmöglich gelindert und die Lebensqualität bewahrt
werden kann. Doch deutlich schwerwiegender wirkt sich der Ärztemangel
außerhalb der Ballungsgebiete auf die Situation der Parkinson-Patienten
aus: Ein Blick in die Statistik zeigt, dass besonders die dort lebenden
Betroffenen benachteiligt sind. Während in Dresden nur 16 Prozent der
Patienten ausschließlich von Hausärzten versorgt werden, sind es im
ländlichen Raum bis zu 40 Prozent. "Studien haben gezeigt, dass
Parkinson-Patienten von einem gesicherten Zugang zu Neurologen erheblich profitieren
- sogar die Sterblichkeit sinkt bei der Versorgung durch einen solchen
Facharzt. Wenn dies aufgrund fehlender niedergelassener Fachärzte nicht
möglich ist, müssen wir handeln, um die Versorgungsgerechtigkeit
wiederherzustellen", sagt Prof. Heinz Reichmann. Der Direktor der Klinik
für Neurologie am Dresdner Uniklinikum ist als Arzt und Wissenschaftler
ein weltweit anerkannter Parkinson-Experte.

Mit dem Ziel, die Versorgungsgerechtigkeit und -qualität perspektivisch zu
verbessern, haben Prof. Reichmann und sein Klinikteam gemeinsam mit
Spezialisten des Elblandklinikums Meißen und der Klink am Tharandter Wald
- die einzige entsprechend zertifizierte Parkinson-Fachklinik in Sachsen -
das "Parkinsonnetzwerk Ostsachsen" (PANOS) ins Leben gerufen. Dieses
Netzwerk möchte vor allem eines: Möglichst viele Partner gewinnen, um
gemeinsam mit weiteren Kliniken, niedergelassenen Ärzten,
Patientenorganisationen, Krankenkassen sowie berufsständischen
Organisationen wie der Landesärztekammer den Zugang von Patienten mit
fortgeschrittenem Parkinsonsyndrom zu einer komplexen,
lebensqualitätsverbessernden Parkinsontherapie verbessern. Zurzeit ist
dies oft aus strukturellen oder organisatorischen Gründen eingeschränkt.
Ursachen für dieses Defizit ist der zunehmende Ärztemangel in der Fläche
sowohl auf dem Gebiet in der Allgemeinmedizin als auch in der Neurologie.
Dadurch sinken die Chancen vieler Betroffener, eine umfassende, dem
aktuellen Stand der Medizin gemäße Behandlung zu erhalten. Hinzu kommen
die Budgetierung im ärztlichen Leistungs- und Verordnungsbereich durch die
Krankenkassen und nicht zuletzt die Strukturbrüche im Versorgungsprozess -
also den Übergängen zwischen niedergelassenen Ärzten, Akut- und
Rehakliniken.

"Ziel von PANOS ist es aber nicht nur, die aktuelle Versorgungssituation
von Parkinson-Patienten zu verbessern. Es ist eine dringend notwendige
Investition in die Zukunft: Mit dem Netzwerk wollen wir sicherstellen,
dass die guten, aber komplexen und aufwändigen Therapiemöglichkeiten auch
dann Betroffenen noch offenstehen, wenn deren Zahl demographiebedingt
weiter ansteigt", sagt Prof. Michael Albrecht, Medizinischer Vorstand des
Dresdner Uniklinikums. Hochrechnungen gehen davon aus, dass allein in
Ostsachsen im Jahr 2030 rund 35.000 Menschen mit einer Parkinson-Diagnose
leben werden. Auch ein Zuwachs an niedergelassenen Ärzten könnte in dieser
Situation das Problem nicht lösen. Ein erfolgversprechender Ansatz sind
dagegen technische Innovationen insbesondere in der Früherkennung sowie im
telemedizinischen Austausch. Durch ein Netzwerk, in dem die ambulant
tätigen Fachärzte intensiv mit ihren Kollegen in spezialisierten
Akutkrankenhäusern und Reha-Kliniken zusammenarbeiten, lassen sich
Parkinsonpatienten effizienter und dennoch besser versorgen.

Wie wichtig es ist, die Versorgung besser zu koordinieren, zeigt das
Beispiel der Tiefenhirnstimulation - kurz THS. Bei dieser Therapie sorgen
zwei direkt ins Gehirn implantierte Sonden dafür, dass viele
beeinträchtigende Hauptsymptome des Morbus Parkinson wie
Unterbeweglichkeit oder Zittern wesentlich verbessert werden, oft mit
einem erheblichen Effekt auf die Lebensqualität. Damit ist es den
Parkinson-Patienten möglich, selbst in einem fortgeschrittenen Stadium den
Alltag ohne intensive Unterstützung zu meistern. Auch wenn die THS nicht
bei allen Betroffenen eingesetzt werden kann, zeigt die Statistik auch
hier ein deutliches Defizit bei der Versorgungsgerechtigkeit: In Dresden
profitieren sechs Mal mehr Patienten von einer Tiefenhirnstimulation als
Menschen in ländlichen Regionen. Dies liegt zum einen daran, dass die
Sonden der THS nur durch einen spezialisierten Neurochirurgen implantiert
werden können - in Ostsachsen ist das Dresdner Uniklinikum das einzige
Krankenhaus mit dieser Expertise. Es kann jedoch zusätzliche Kapazitäten
mobilisieren, um weitere geeignete Patienten zu versorgen und damit mehr
Gerechtigkeit und Lebensqualität herstellen.

"Keine Klinik und kein Arzt kann diese Herausforderung alleine meistern.
Wir brauchen PANOS als ein sektorübergreifendes Netzwerk an motivierten
Partnern. Niedergelassene Ärzte und Kliniken können als Akteure von PANOS
wesentlich dazu beitragen, Zugangshürden anzubauen, einen
gleichberechtigten Zugang zu Spezialisten zu sichern sowie die Zahl
derjenigen Betroffenen zu steigern, die mit einer THS oder auch mit
Pumpentherapien versorgt werden", betonen Chefarzt PD Dr. Martin Wolz vom
Elblandklinikum Meißen und Dr. Peter Themann, Ärztlicher Direktor und
Chefarzt Neurologie der Klinik am Tharandter Wald. "Dazu müssen alle
Patienten die Chance bekommen, dass diese Behandlungsoptionen auch
rechtzeitig geprüft werden", sagt Dr. Kai Loewenbrück von der Klinik für
Neurologie des Dresdner Uniklinikums. Der Facharzt koordiniert die
Aktivitäten zum Aufbau des Netzwerks, an dem allein im Uniklinikum der
Vorstand, die Kliniken für Neurologie und für Neurochirurgie, der
Zentralbereich Qualitäts- und Medizinisches Risikomanagement sowie das
Zentrum für evidenzbasierte Gesundheitsversorgung beteiligt ist. Partner
ist zudem die Medizinische Fakultät der TU Dresden mit dem Institut für
Medizinische Informatik. Als externe Partner beteiligen sich bereits in
der Startphase neben dem Elblandklinikum Meißen und der Klinik am
Tharandter Wald das Deutsche Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen,
das nicht zuletzt die Räumlichkeiten für das neugegründete
ParkinsonZentrum Dresden bereitstellt.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinikum-dresden.de/neu

http://www.parkinsonnetz-ostsachsen.de (Website wird voraussichtlich am 28. September freigeschaltet).

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66744
Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564
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MELDUNG/947: Infektiologisches Konsil verbessert Prognose bei Blutstrominfektion (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 26. September 2018

Infektiologisches Konsil verbessert Prognose bei Blutstrominfektion



Die Vermehrung von Bakterien im Blut kann innerhalb weniger Tage zum
Tod führen. Die Überlebenschance der Patienten steigt, wenn sich die
Ärzte im Krankenhaus von ausgebildeten Infektiologen beraten lassen.
Dies zeigen die Erfahrungen am Universitätsklinikum Jena, die jetzt in
der Fachzeitschrift „DMW Deutsche Medizinische
Wochenschrift“ (Georg Thieme Verlag, Stuttgart. 2018)
vorgestellt werden.

Zu den am meisten gefürchteten Erregern von Blutstrominfektionen
gehört das Bakterium Staphylococcus aureus. Es befindet sich bei
vielen Menschen auf der Haut oder auf den Schleimhäuten. Wenn es über
Wunden oder Venenkatheter ins Blut gelangt, kann es zu einer
Bakteriämie, einer starken Vermehrung der Bakterien, kommen. Zwischen
zehn und 40 Prozent der Patienten sterben infolgedessen. Deshalb ist
ein schnelles und konsequentes Handeln seitens der Ärzte gefragt.

Am Universitätsklinikum Jena gibt es deshalb bereits seit einigen
Jahren ein Team von Infektiologen, das die Ärzte bei der Behandlung
von Blutstrominfektionen berät. Seit Mai 2014 wird dieser
infektiologische Konsil-Dienst umgehend informiert, wenn das Institut
für Mikrobiologie das Bakterium in der Blutkultur eines Patienten
nachweist. Zuvor mussten die verantwortlichen Ärzte die Beratung
explizit anfordern.

Unter der Leitung von Professor Mathias Pletz, Direktor des Instituts
für Infektionsmedizin und Krankenhaushygiene in Jena, haben
Wissenschaftler nun die Wirksamkeit dieser Maßnahme überprüft. Hierzu
werteten sie die Daten von 297 erwachsenen Patienten aus, die zwischen
Dezember 2012 und August 2015 eine Staphylococcus-aureus-Bakteriämie
(SAB) entwickelt hatten. Demzufolge sind von den 138 Patienten, bei
denen die Ärzte kein Konsil anforderten, 31 (22,5 Prozent) in der
Klinik gestorben. Von den 158 Patienten, bei denen die Ärzte von den
Experten unterstützt wurden, starben nur 17 Patienten (10,7 Prozent).
Darüber hinaus legt die Studie nahe, dass die Überlebenschance der
Patienten sich erhöht, wenn alle Empfehlungen der Experten umgesetzt
werden.

Die Experten raten beispielsweise dringend dazu, zwei bis vier Tage
nach der Antibiotikagabe das Ansprechen der Therapie durch eine
Blutkultur zu prüfen, um eine mögliche Resistenz ausschließen zu
können. Hinzu komme, dass die Bakterien häufig die Herzklappen
befallen. Diese Infektion, Endokarditis genannt, ist eine
lebensgefährliche Komplikation der Bakteriämie, die am besten durch
eine Ultraschalluntersuchung erkannt werde. Weiterhin fordern die
Infektiologen, dass innerhalb von 72 Stunden alle infizierten
Fremdkörper aus dem Körper entfernt werden. Dies können Katheter, aber
auch künstliche Gelenke sein. „Des Weiteren sollte eine
hochdosierte, intravenöse Therapie über mindestens 14 Tage erfolgen.
Bei Infektionen mit methicillin-sensiblen
Staphylococcus-aureus-Isolaten sollten nur Flucloxacillin oder
Cefazolin verabreicht werden. Auch wenn andere Antibiotika ebenfalls
sensibel getestet wurden“, empfehlen die Infektiologen

„Unsere Daten werden durch andere retrospektive Studien
gestützt, die ebenfalls belegen, dass infektiologische Konsile bei
Patienten mit Staphylococcus-aureus-Bakteriämie das
Behandlungsergebnis verbessern. Diese gesicherte Erkenntnis steht im
Widerspruch zur derzeitigen Versorgungsrealität, die durch einen
Mangel adäquat ausgebildeter Infektiologen gekennzeichnet ist“,
erklären die Experten abschließend.


A. Kimmig et al.:

Infektiologische Konsile bei Patienten mit
Staphylococcus-aureus-Bakteriämie –
eine retrospektive Beobachtungsstudie am Universitätsklinikum
Jena

DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift 2018, online erschienen am
31.8.2018

 * 
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FZMedNews - 26. September 2018
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STELLUNGNAHME/182: Gute Schlaganfall-Versorgung in Gefahr? (Schlaganfall-Hilfe)


Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe - 27. September 2018

Gute Schlaganfall-Versorgung in Gefahr?



Gütersloh - Medizinische Fachgesellschaften, Krankenhäuser und ihre
Verbände schlagen Alarm: ein Urteil des Bundessozialgerichts gefährdet
nach ihrer Auffassung die Versorgung von Schlaganfall-Patienten in
Deutschland. Auch die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe sorgt sich,
dass die aktuelle Auseinandersetzung zu einer Entwicklung führen
könnte, die am Ende Menschenleben kostet.

Die Materie ist komplex und hat eine lange Vorgeschichte. Die Deutsche
Schlaganfall-Hilfe feiert in diesem Jahr ihr 25jähriges Jubiläum. In
dieser Zeit hat sich in Deutschland die Sterblichkeit nach
Schlaganfall fast halbiert. Es sind vor allem zwei Entwicklungen, die
nach Ansicht der Stiftung dafür verantwortlich sind: zum einen hat die
unermüdliche Aufklärungsarbeit dazu geführt, dass viel mehr Menschen
einen Schlaganfall erkennen und rechtzeitig in die Klinik kommen. Zum
anderen verfügt Deutschland heute über eine hervorragende
Akut-Versorgung.

Stroke Units sind ein Erfolgskonzept

1994 eröffnete in Essen die erste Stroke Unit Deutschlands. Das
Konzept dieser Schlaganfall-Spezialstationen hat sich in den Jahren
danach weltweit durchgesetzt. Bis heute hat die Stiftung Deutsche
Schlaganfall-Hilfe gemeinsam mit der wissenschaftlichen
Fachgesellschaft, der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft, bundesweit
320 dieser Stroke Units zertifiziert. Die Stationen zeichnen sich aus
durch besonders qualifiziertes Personal und apparative Ausstattungen
wie CT oder MRT. Beides - kompetentes Personal und adäquate Technik -
müssen quasi rund um die Uhr verfügbar sein.

Unterschieden werden bei der Zertifizierung zwei Versorgungsstufen.
Regionale Stroke Units sind angemessen ausgestattet für die Diagnostik
und die Behandlung der überwiegenden Zahl von Patienten. Überregionale
Stroke Units verfügen darüber hinaus über zusätzliche
Behandlungsoptionen in einer Neuroradiologie oder Neurochirurgie, die
für weniger als zehn Prozent der Patienten benötigt werden. Stellen
Ärzte in einer regionalen Einheit die Notwendigkeit eines solchen
Eingriffes fest, verlegen sie den Patienten umgehend in das
nächstgelegene größere Schlaganfall-Zentrum.

Abkehr von der alten Regelung

Dieses Modell hat sich in Deutschland über viele Jahre bewährt und hat
zuletzt auch in Europa Standards gesetzt. Für die Behandlung von
Schlaganfall-Patienten werden regionale Stroke Units im Rahmen einer
so genannten OPS-Komplexbehandlung besonders vergütet. Gekoppelt ist
diese Vergütung an bestimmte Leistungskriterien. Unter anderem müssen
die Stationen Patienten innerhalb von 30 Minuten in ein überregionales
Zentrum verlegen können. Dabei zählt - so wurde es bisher gehandhabt -
die Zeit zwischen Beginn und Ende des Rettungstransportes im
Krankenwagen oder Hubschrauber.

Das Bundessozialgericht Kassel hat diese Regelung mit einem Urteil vom
19. Juni 2018 nun in Frage gestellt. Nach Ansicht des Gerichts müsse
sich die 30-Minuten-Regel auf die Zeit von der Entscheidung zur
Verlegung bis zur Weiterbehandlung in der annehmenden Klinik beziehen.
Eine Frist, so sagen Mediziner und Krankenhausbetreiber, die nicht
einmal in Ballungsgebieten einzuhalten sei. Zudem gebe es keine
wissenschaftlichen Studien, die eine solche Auslegung rechtfertigten.

Vergütungen der Krankenhäuser gekürzt

Krankenkassen berufen sich nun auf dieses Urteil und beginnen,
Krankenhäusern ihre Vergütung deutlich zu kürzen und darüber hinaus
Rückforderungen für vergangene Jahre zu stellen. Unmittelbar Alarm
geschlagen haben die Deutsche Gesellschaft für Neurologie und die
Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft sowie die Deutsche
Krankenhausgesellschaft. Auch Landesministerien (Rheinland-Pfalz,
Baden Württemberg) haben einen dringenden Handlungsbedarf deutlich
gemacht und erhoffen sich eine Lösung aus dem
Bundesgesundheitsministerium.

Mit der deutlich gekürzten Vergütung für die regionalen Stroke Units
ist nach Ansicht der Kliniken die Behandlung nicht mehr finanzierbar.
Zumal diese Vergütung nicht nur für die kleine Anzahl von Fällen, die
tatsächlich eine Verlegung erfordern, gekürzt werden soll, sondern
pauschal für alle Schlaganfall-Patienten. Im schlimmsten Fall könnten
von den aktuell 320 zertifizierten Stroke Units in Deutschland nur
etwa 50 die geforderten Kriterien erfüllen. Denn nicht einmal
sämtliche überregionale Stroke Units verfügen über eine
neurochirurgische Abteilung im Haus und sind mitunter auf Verlegungen
angewiesen. Die anderen Kliniken, so warnen Mediziner und
Krankenhausbetreiber, könnten sich aus der hoch qualifizierten
Schlaganfall-Versorgung zurückziehen.

Dialog dringend notwendig

Was wäre die Folge? Viele Studien haben die hohe Wirksamkeit einer
Behandlung auf der Stroke Unit belegt. Deutlich mehr Patienten
überleben einen Schlaganfall und erleiden seltener schwere
Behinderungen. In Hessen hat sich eine Arbeitsgruppe von Neurologen
gebildet, die auf Basis von Studien berechnen will, wie viele Menschen
zusätzlich an einem Schlaganfall versterben oder in der Folge schwer
behindert sein könnten, wenn sich die Versorgungslandschaft wie
befürchtet verändert.

"Wir teilen die Sorgen vieler Kliniken, weil wir nicht nur in den
Ballungszentren, sondern auch im ländlichen Raum eine gute
Akutversorgung benötigen", sagt Dr. Michael Brinkmeier,
Vorstandvorsitzender der Deutschen Schlaganfall-Hilfe. Die Stiftung
versteht sich als Fürsprecher der Patienten. "Nicht nachvollziehbar
ist für uns, warum ein bewährtes und erfolgreiches System jetzt durch
bürokratische Spitzfindigkeiten in Frage gestellt werden soll. Damit
kann eine Entwicklung in Gang gesetzt werden, die zur ernsthaften
Gefährdung von Patienten führt." Brinkmeier ruft alle Beteiligten auf,
in den Dialog zu treten und zeitnah zu pragmatischen Lösungen zu
kommen, die eine gute Versorgung der Patienten auch in der Fläche
gewährleisten.

 * 

Quelle:

Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe

Pressemitteilung vom 27. September 2018

Carl-Miele-Str. 210, 33311 Gütersloh
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STUDIE/066: Elektronische Patientenakte - Deutschland fällt im europäischen Vergleich weiter zurück (idw)


Stiftung Münch - 27.09.2018

Elektronische Patientenakte: Deutschland fällt im europäischen Vergleich weiter zurück



Bei der Einführung der elektronischen Patientenakte hat Deutschland in den
vergangenen zwei Jahren weiter den Anschluss an andere europäische Länder
verloren und liegt nun auf Platz 13 von 20 untersuchten Ländern (2016:
Platz 11). Damit ist Deutschland Schlusslicht der Länder, die das
Mittelfeld bilden.

Spitzenreiter bleiben die skandinavischen Länder (Dänemark auf Platz 1,
gefolgt von Finnland und Schweden, beide Platz 2).

Schlusslicht des Rankings bilden Slowenien und Irland.

Deutschland hat bei der Implementierung der elektronischen Patientenakte
in den vergangenen zwei Jahren keinen Fortschritt gemacht, sondern sich im
Vergleich von 20 europäischen Ländern sogar um zwei Plätze verschlechtert.
Dies zeigt das Ergebnis einer Studie der Stiftung Münch, die vom Institut
für Angewandte Versorgungsforschung (inav) unter der Leitung von Professor
Volker E. Amelung durchgeführt wurde.

Um die Länder vergleichen und die Entwicklung über die Zeit messen zu
können, wurde 2016 erstmals eine Score Card entwickelt, die nach einem
Ampelschema den Stand der Implementierung aufzeigt. Demnach ist
Deutschland um zwei Plätze im Ranking abgerutscht und liegt nunmehr auf
Platz 13 - gerade noch knapp vor der roten, wenig fortgeschrittenen
Gruppe. "Deutschland wurde von anderen Ländern überholt: Länder, bei denen
es klare Vorgaben für die Gestaltung der ePA, den Zugang der Bürger zur
ePA und die Art der Datennutzung gibt. Und Länder, in denen die ePA immer
häufiger von Krankenhäusern, Notaufnahmen und niedergelassenen Ärzten
verwendet wird. In Deutschland dagegen ist außer einem schleppenden Ausbau
des Breitbandinternets weiterhin wenig passiert. Es mangelte hierzulande
bis dato an klaren, verlässlichen konzeptionellen Vorgaben der Politik",
fasst Stephan Holzinger, Vorstandsvorsitzender der Stiftung Münch, die
Ursachen für das Zurückfallen Deutschlands im europäischen Vergleich
zusammen und fügt hinzu: "Ich hoffe, dass wir von der kleinteiligen,
zuweilen auch etwas aktionistisch anmutenden Politik nun zumindest auf
diesem Gebiet zu einem mutigen, verbindlichen und damit auch planbaren
Wurf der Bundesregierung kommen".

Dänemark findet sich wie bereits 2016 auf Platz 1, gefolgt von Finnland
und Schweden (jeweils Platz 2). Spanien, die Schweiz und das Vereinigte
Königreich konnten in den vergangenen zwei Jahren von der gelben in die
grüne Gruppe aufsteigen. Insgesamt erreichten mehr Länder als noch im Jahr
2016 einen guten Fortschritt bei der Nutzung und Funktionalität der ePA,
allen voran Frankreich und das Vereinte Königreich, die sich jeweils um
sechs Plätze verbesserten.

Italien gibt im Ranking drei Plätze ab und liegt nun zusammen mit
Slowenien (Verschlechterung um zwei Ränge) auf dem 18. Platz im roten
Bereich, in dem auch auf Platz 17 die Tschechische Republik zu finden ist.
Schlusslicht auf Rang 20 bildet wie bereits 2016 Irland.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.stiftung-muench.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1989
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AIDS/1068: Antikörperkombination erreicht langanhaltende Viruskontrolle in HIV-Patienten (idw)


Uniklinik Köln - 27.09.2018

Antikörperkombination erreicht langanhaltende Viruskontrolle in HIV- Patienten



Eine neue Generation breit-neutralisierender Antikörper bietet einen
neuartigen Ansatz zur Behandlung der HIV-Infektion. Die Forschungsgruppe
um Univ.-Prof. Dr. Florian Klein, Direktor des Instituts für Virologie an
der Uniklinik Köln und Wissenschaftler am Deutschen Zentrum für
Infektionsforschung (DZIF), hat eine Kombination solcher Antikörper nun
erstmals erfolgreich bei HIV-infizierten Personen getestet. Die Ergebnisse
der gemeinsam mit der Rockefeller University in New York und der
Forschergruppe Infektiologie der Uniklinik Köln durchgeführten Studie
wurden jetzt in zwei Artikeln in den Wissenschaftsmagazinen Nature und
Nature Medicine veröffentlicht.

Antiretrovirale Wirkstoffe stellen die Grundlage der effektiven Behandlung
der HIV-Infektion dar. Diese müssen in Kombinationen verabreicht werden,
da es aufgrund der hohen Wandelbarkeit des Virus bei der Anwendung
einzelner Substanzen sehr rasch zur Entwicklung von Resistenzen kommt. Die
derzeit verfügbaren Medikamente hemmen wirksam die Vermehrung des Virus,
müssen jedoch täglich eingenommen werden.

Im Vergleich zu diesen Präparaten weisen breit-neutralisierende Antikörper
deutlich länger Wirkspiegel im Blut auf und können die Viren direkt
angreifen. Für zwei dieser Antikörper mit den Bezeichnungen 3BNC117 und
10-1074 konnte in früheren Studien unter Beteiligung der Uniklinik Köln
gezeigt werden, dass die Verabreichung eines einzelnen Antikörpers sehr
gut verträglich ist und mit einer deutlichen Reduktion der Virusmenge im
Blut einhergeht. Vergleichbar mit klassischen antiviralen Medikamenten ist
die Gabe eines einzelnen Antikörpers jedoch mit der Entwicklung viraler
Resistenzen und somit einer zeitlich begrenzten Wirkdauer verbunden.

In der aktuellen Studie untersuchten die Wissenschaftler daher den Effekt
der kombinierten Gabe der beiden Antikörper 3BNC117 und 10-1074 an
insgesamt 30 HIV-infizierten Probanden. Die teilweise mehrfachen
Infusionen beider Antikörper wurden von allen Studienteilnehmern sehr gut
vertragen. In der Gruppe von HIV-infizierten Teilnehmern, die zum Beginn
der Studie keine antiviralen Medikamente einnahmen, führte die Kombination
der Antikörper zu einer deutlichen und teils mehrere Monate anhaltenden
Absenkung der Viruslast.

In einer zweiten Gruppe erfolgte die Verabreichung der Antikörper bei
Personen, die ihre zuvor eingenommenen antiviralen Medikamente aussetzten.
Während es nach der Unterbrechung einer solchen Behandlung üblicherweise
innerhalb weniger Wochen zu einem Wiederanstieg der Viruslast im Blut
kommt, war das Virus bei vielen Studienteilnehmern auch noch mehrere
Monate nach der letzten Infusion im Blut nicht nachweisbar.

"Die Ergebnisse dieser Studien verdeutlichen, dass Kombinationen von
Antikörpern eine langanhaltende Kontrolle von HIV bewirken können", so Dr.
Henning Grüll, Ko-Erstautor beider Arbeiten und Assistenzarzt am Institut
für Virologie der Uniklinik Köln. Basierend auf den aktuellen
Studienergebnissen, die in Kooperation mit der Rockefeller Universität
(Prof. Dr. Michel Nussenzweig; Prof. Dr. Marina Caskey) entstanden sind,
werden nun Behandlungsansätze verfolgt, die die tägliche Tabletteneinnahme
durch Antikörperinfusionen auch über ein längeres Intervall ersetzen
könnten.

"Die erfolgreiche Durchführung beider Arbeiten an der Uniklinik Köln
beruht auch auf der guten Zusammenarbeit mit der Forschergruppe
Infektiologie (Leitung: Univ.-Prof. Dr. Gerd Fätkenheuer) und der
Infektionsambulanz (Leitung: Priv.-Doz. Dr. Clara Lehmann). Es freut uns
sehr, dass wir erneut entscheidende Erkenntnisse aus der
Grundlagenforschung sicher und schnell zurück zum Patienten bringen
konnten", so Studienleiter Klein.

Weitere Studien zu breit-neutralisierenden Antikörpern, die zusätzliche
Ansätze zur möglichen Anwendung bei der HIV-Infektion untersuchen, werden
derzeit in Köln durchgeführt oder befinden sich in der Planungsphase.


Originalpublikationen:

Pilar Mendoza*, Henning Gruell*, Lilian Nogueira, Joy A. Pai, Allison L.
Butler, Katrina Millard, Clara Lehmann, Isabelle Suárez, Thiago Y.
Oliveira, Julio C.C. Lorenzi, Yehuda Z. Cohen, Christoph Wyen, Tim
Kümmerle, Theodora Karagounis, Ching-Lan Lu, Lisa Handl, Cecilia
Unson-O'Brien, Roshni Patel, Carola Ruping, Maike Schlotz, Maggi
Witmer-Pack, Irina Shimeliovich, Gisela Kremer, Eleonore Thomas, Kelly E. Seaton,
Jill Horowitz, Anthony P. West Jr., Pamela J. Bjorkman, Georgia D.
Tomaras, Roy M. Gulick, Nico Pfeifer, Gerd Fätkenheuer, Michael S. Seaman,
Florian Klein*, Marina Caskey*, Michel C. Nussenzweig*

Combination therapy with anti-HIV-1 antibodies maintains viral suppression

Nature 27 September 2018, DOI: 10.1038/s41586-018-0531-2

Yotam Bar-On*, Henning Gruell*, Till Schoofs, Joy A. Pai, Lilian Nogueira,
Allison L. Butler, Katrina Millard, Clara Lehmann, Isabelle Suárez, Thiago
Y. Oliveira, Theodora Karagounis, Yehuda Z. Cohen, Christoph Wyen, Stefan
Scholten, Lisa Handl, Shiraz Belblidia, Juan P. Dizon, Jörg J.
Vehreschild, Maggi Witmer-Pack, Irina Shimeliovich, Kanika Jain, Kerstin
Fiddike, Kelly E. Seaton, Nicole L. Yates, Jill Horowitz, Roy M. Gulick,
Nico Pfeifer, Georgia D. Tomaras, Michael S. Seaman, Gerd Fätkenheuer,
Marina Caskey*, Florian Klein* Michel C. Nussenzweig*

Safety and antiviral activity of combination HIV-1 broadly neutralizing
antibodies in viremic individuals

Advance Online Publication (AOP) on Nature Medicine's website 26 September
2018, 

DOI: 10.1038/s41591-018-0186-4

Originalpublikation:

Advance Online Publication (AOP) on Nature Medicine's website 26 September
2018, 

DOI: 10.1038/s41591-018-0186-4
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FORSCHUNG/762: Neuer Ansatz zur Behandlung von bis dato unheilbaren Hirntumoren (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 27.09.2018

Neuer Ansatz zur Behandlung von bis dato unheilbaren Hirntumoren

Gefäßwachstumsfördernder Faktor EGFL7 im Fokus aktueller Forschung



Glioblastome repräsentieren die häufigste bösartige Hirntumorart bei
Erwachsenen. Für diese immer tödlich endende Krebserkrankung haben
Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz nun eine neuartige
Behandlungsoption identifiziert: eine kombinatorische Therapie, die sich
zusammensetzt aus den beiden Antikörpern Anti-EGFL7 und Anti-VEGF, die die
Angiogenese hemmen, und dem Chemotherapeutikum Temozolomid. Diese
Kombination birgt das Potenzial, das Wachstum von Glioblastomen zu
stoppen. Die Ergebnisse des Forschungsprojekts wurden kürzlich in der
renommierten Fachzeitschrift EMBO Molecular Medicine veröffentlicht.

Das Glioblastom (GBM) ist ein aggressiv wachsender Hirntumor. Es
entwickelt sich aus dem Stützgewebe des Gehirns, den Gliazellen. Diese
teilen sich rasch, wodurch der Tumor schnell wachsen kann. Zudem erfolgt
eine starke Infiltration des umliegenden Gewebes. Die derzeitigen
Behandlungsmöglichkeiten für GBM umfassen chirurgische Entfernung gefolgt
von Strahlen- und Chemotherapie. Da jedoch auch nach erfolgreicher
Therapie in der Regel innerhalb eines Jahres Rezidive auftreten, sterben
die Betroffenen im Durchschnitt innerhalb von 15 Monaten nach der
Erstdiagnose. Von der Erkrankung sind überdurchschnittlich viele junge
Patienten betroffen, die meisten Glioblastomerkrankten sind zwischen 45
und 70 Jahre alt. Der Anteil der Männer ist etwa doppelt so hoch wie der
Frauenanteil.

Bisherige Studien zielten darauf ab, einen Weg zu finden, die Neubildung
von Blutgefäßen in GBMs zu hemmen und somit die Sauerstoff- und
Nährstoffversorgung dieser Tumore zu kappen. Einen signifikanten Einfluss
auf das Überleben der Patienten hatten diese Studien bislang allerdings
leider nicht.

Die Mainzer Wissenschaftler um Prof. Dr. Mirko HH Schmidt vom Institut für
Mikroskopische Anatomie und Neurobiologie der Universitätsmedizin Mainz
wählten daher einen neuen Forschungsansatz: Sie ergänzten existierende
Therapien zur Bekämpfung von bösartigen Hirntumoren um die Hemmung des
wenig erforschten, proangiogenen Faktors EGFL7. Dieser hat in jüngster
Zeit seine Relevanz für neurologische Krankheiten wie Schlaganfall oder
Multiple Sklerose unter Beweis gestellt. Es gelang, die Wirksamkeit
konventioneller Therapien erheblich zu steigern.

Wie die Mainzer Forscher nun herausfanden, führt EGFL7 in Hirntumoren zur
Bildung neuer und ausgereifterer Blutgefäße, was wiederum zu einem
effektiveren Wachstum von Hirntumoren beiträgt. Die Hemmung von EGFL7
durch spezifische Antikörper kehrte diesen Prozess in experimentellen
Hirntumormodellen um. Dadurch erhöhte sich die Überlebensdauer. Diese
Forschungsergebnisse erzielte das Team um Prof. Dr. Mirko HH Schmidt auch
im Rahmen des Sonderforschungsbereiches 1292 "Gezielte Beeinflussung von
konvergierenden Mechanismen ineffizienter Immunität bei Tumorerkrankungen
und chronischen Infektionen" und des Deutschen Konsortiums für
Translationale Krebsforschung (DKTK). Nach Einschätzung der
Wissenschaftler könnten ihre Erkenntnisse eine wichtige Grundlage für die
Entwicklung einer neuartigen Behandlungsoption für Patienten mit malignem
Gliom bilden. "Eine erweiterte Kombinationstherapie könnte der Diagnose
'unheilbarer Hirntumor' einen Teil ihres Schreckens nehmen", so Professor
Schmidt.

Hintergrundwissen:

Hat ein Krebsgeschwulst eine Größe von wenigen Millimeter überschritten,
kann es nicht mehr genug Sauerstoff und Nährstoffe aus dem umliegenden
Gewebe aufnehmen. Um zu überleben, benötigt ein solider Tumor daher eigene
Blutgefäße.

Die Bildung von neuen kapillaren Blutgefäßen - im erwachsenen Organismus
ausgehend von existierenden Gefäßen - wird als Angiogenese bezeichnet.
Blutgefäße werden von einer einzelligen Schicht an Endothelzellen
ausgekleidet. Mit Hilfe der Endothelzellen vermag der Tumor zu wachsen,
denn zu Beginn der Angiogenese werden diese reaktiviert. Dies ermöglicht
dem Tumor Substanzen zu bilden und abzugeben, die als Schlüsselsignal zur
Bildung neuer Verzweigungen und somit weiterer Blutgefäße dienen. Die
durch die Wachstumsfaktoren angesteuerten Rezeptoren leiten Signale in den
Zellkern weiter. Es kommt schließlich zur Tumor-Angiogenese.

Zu diesen Substanzen zählt auch der vaskuläre, endotheliale, proangiogene
Gefäßwachstumsfaktor (Vascular Endothelial Growth Factor, kurz VEGF). Er
bindet an Rezeptoren der Endothelzellen und steuert so deren Wachstum und
Vermehrung, wodurch er das Auswachsen neuer Blutgefäße fördert.

Ein Ansatz, um das Wachstum des Krebsgewebes stoppen zu können, ist, in
die Blutzirkulation einzugreifen und gegen die Gefäßbildung vorzugehen.
Diese das tumoreigene Gefäßsystem blockierende und wachstumshemmende
Maßnahme wird als Anti-Angiogenese bezeichnet.

Weitere Informationen zur Originalpublikation:

"EGFL7 enhances surface expression of integrin α5&betha;1 to promote
angiogenesis in malignant brain tumors"; Nevenka Dudvarski Stanković,
Frank Bicker, Stefanie Keller, David TW Jones, Patrick N Harter, Arne
Kienzle, Clarissa Gillmann, Philipp Arnold, Anna Golebiewska, Olivier
Keunen, Alf Giese, Andreas von Deimling, Tobias Bäuerle, Simone P Niclou,
Michel Mittelbronn, Weilan Ye, Stefan M Pfister, Mirko HH Schmidt; EMBO
Molecular Medicine (2018) e8420; Published online 31.07.2018; DOI
10.15252/emmm.201708420 

http://embomolmed.embopress.org/cgi/doi/10.15252/emmm.201708420
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INFEKTION/1766: Paradigmenwechsel in der TB-Behandlung - Genomsequenzierung ersetzt klassische Resistenztests (idw)


Forschungszentrum Borstel - Leibniz Lungenzentrum - 27.09.2018

Paradigmenwechsel in der TB-Behandlung: Genomsequenzierung ersetzt klassische Resistenztests



Im Kampf gegen die Tuberkulose ist das internationale Forscherteam des
CRyPTIC-Konsortiums einen entscheidenden Schritt vorangekommen: Eine groß
angelegte Analyse des Erbguts von über 10.000 Erregerstämmen hat gezeigt,
dass der Einsatz von Genomsequenzierungen die Behandlung von
Tuberkulose-Patienten verbessern kann. Mehr noch: Die Methode hat das Potenzial, die
zeitintensive phänotypische Resistenztestung komplett zu ersetzen. Die
Ergebnisse der von der Universität Oxford geleiteten Studie wurden in der
aktuellen Ausgabe des New England Journal of Medicine veröffentlicht.

Die Tuberkulose (TB) ist die tödlichste Infektionskrankheit der Welt. Laut
aktuellem Bericht der Weltgesundheitsorganisation (WHO) erkrankten im
letzten Jahr etwa 10 Millionen Menschen an einer TB und 1,6 Millionen
Menschen starben an den Folgen der Erkrankung.

Ein großes Problem bei der Behandlung der Tuberkulose ist das vermehrte
Auftreten von multiresistenten (MDR-TB) Stämmen, die nicht mehr auf die
bisher eingesetzten Standardmedikamente reagieren. Diese rechtzeitig zu
diagnostizieren, ist entscheidend für eine erfolgreiche Therapie. Die
klassische Resistenztestung, bei der die Bakterien in einem
Antibiotika-haltigen Kulturmedium getestet werden, dauert derzeit mehrere Wochen.
Zudem werden diese Tests in vielen Ländern mit hohen TB-Raten nicht
eingesetzt, sodass viele Patienten die falsche Kombination von
Medikamenten einnehmen und dadurch geringere Chancen auf Heilung und
Überleben haben. Schnellere und praktikable Methoden der Resistenztestung
werden dringend benötigt.

In der CRyPTIC Studie wurden nun über 10.000 bakterielle Genome aus 16
Ländern untersucht. Das Forschungszentrum Borstel (FZB), Leibniz
Lungenzentrum, konnte Daten von mehr als 600 TB-Stämmen aus Deutschland,
Afrika und Zentralasien beisteuern und war an der Auswertung der Daten
beteiligt.

Die Studie, die auch auf dem "High-Level Meeting on Ending TB" der
UN-Generalversammlung am 26.09.2018 in New York annonciert wurden, zeigen,
dass man aus Veränderungen im Erbgut der Erreger die Resistenzen gegen
Standardmedikamente - Erstrangmedikamente im Fachjargon - mit einer sehr
hohen Präzision vorhersagen kann. Durch die Genomsequenzierung können die
in der Therapie einzusetzenden Medikamente präzise und individuell
ermittelt und Ressourcen bei der klassischen Resistenztestung eingespart
werden. Die Forscher am FZB arbeiten zudem daran, die Genomanalyse in
Referenzlaboren in Zentralasien und Afrika zu etablieren.

"Die Daten der Studie ermöglichen die Entwicklung von neuen Konzepten für
die TB-Diagnostik. Zudem könnte die herkömmliche Resistenztestung von
Standardmedikamenten bald durch genombasierte Verfahren ersetzt werden.
Das ist ein Meilenstein und Paradigmenwechsel im Kampf gegen die MDR-TB",
sagt Stefan Niemann, CRyPTIC Studienleiter am FZB und Koordinator des
Bereichs Tuberkulose im Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF).

Die Ergebnisse der Studie haben bereits dazu geführt, dass in England, den
Niederlanden und dem Wadsworth Center for Public Health in New York der
Einsatz von Bakterienkulturen für die Resistenztestung verringert und die
Behandlung allein anhand der Ergebnisse der Genomsequenzierungen
durchgeführt wurde. Auch in Deutschland laufen zurzeit Planungen am
Robert-Koch-Institut und am FZB, die Eignung die Genomsequenzierung
landesweit für Diagnostik und Surveillance in einer Pilotstudie zu
evaluieren.

"Für eine erfolgreiche Bekämpfung der multiresistenten Tuberkulose sind
allerdings mehrere Bausteine notwendig; diese werden zurzeit im Leibniz
Wissenschaftscampus "Evolutionary Medicine of the Lung, EvoLUNG", im
Deutschen Zentrum für Infektionsforschung und dem Exzellenzcluster
Entzündungsforschung bearbeitet", so Stefan Niemann.


Originalpublikation:

The CRyPTIC Consortium, 100,000 Genomes Project. Prediction of
susceptibility to first-line tuberculosis drugs by DNA sequencing. N Engl
J Med. DOI: 10.1056/NEJMoa1800474.

DOI: http://doi.org/10.1056/NEJMoa1800474
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SCHLAGANFALL/422: Blockierter Rezeptor - Schlaganfallfolgen schneller heilen (idw)


Universität Duisburg-Essen - 27.09.2018

Blockierter Rezeptor: Schlaganfallfolgen schneller heilen



Schlaganfallpatienten haben oft eine halbseitige Lähmung sowie
Sensibilitäts-, Sprach- oder auch Sehstörungen. Dass sich das geschädigte
Gehirn mithilfe eines blockierten Rezeptors deutlich schneller und besser
erholt, haben Wissenschaftler der Medizinischen Fakultät der Universität
Duisburg-Essen (UDE) jetzt herausgefunden. Ihre Ergebnisse wurden in der
aktuellen Ausgabe des renommierten Journals "Stroke" veröffentlicht.

Um die Neuro-Regeneration im Infarktgebiet zu unterstützen, haben die
UDE-Wissenschaftler den GABA-A-Rezeptor im Hirn blockiert, der die
Erregbarkeit der Nerven reduziert. Prof. Dr. Christoph Kleinschnitz,
Direktor der Klinik für Neurologie am Universitätsklinikum Essen: "Dies
gelang uns mithilfe des Moleküls S44819, das mit den natürlicherweise
bindenden Molekülen konkurriert. Weil es aber stärker und länger bindet,
ist der Rezeptor lahmgelegt."

"Es zeigte sich eine deutlich verbesserte neurologische Genesung, die
geschädigten Hirnzellen wurden schneller wieder aktiv", so Prof. Dr. Dirk
Hermann, Lehrstuhl für Vaskuläre Neurologie, Demenz und Altersforschung:
"Je mehr von dem Molekül verabreicht wurde, desto besser reorganisierten
das Hirngewebe und die Blutgefäße. Auch das räumliche Erinnerungsvermögen
und die Bewegungskoordination erholten sich deutlich."

Die Ergebnisse waren so vielversprechend, dass der Einfluss von S44819 auf
die neurologische Erholung in einer weltweiten Vergleichsstudie an
Schlaganfallpatienten in fünfzehn Ländern eingehender untersucht wird.


Originalpublikation:

https://www.ahajournals.org/doi/pdf/10.1161/STROKEAHA.118.021378

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/273: Kein Rhythmus im Blut (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 01.10.2018

Kein Rhythmus im Blut

Kulturvergleichende Studie widerspricht bisherigen Annahmen über
universelle Wahrnehmung von Musik



Eine interdisziplinäre Forschungsgruppe um Rainer Polak vom
Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik untersucht anhand musikalischer
Rhythmuswahrnehmung, inwieweit Kultur grundlegende Strukturen der
Wahrnehmung prägt.

Die Psychologie der Rhythmuswahrnehmung geht traditionell von der Annahme
universeller, biologisch verankerter Wahrnehmungsstrukturen aus.
Allerdings beschränkten sich bisherige Untersuchungen meist auf Westeuropa
und Nordamerika. Erstmals hat nun eine Arbeitsgruppe um den
Musikethnologen Rainer Polak einige dieser Befunde auf kulturelle
Unterschiede hin überprüft. Dafür ließen die Forscher vier verschiedene
Gruppen professioneller Musikerinnen und Musiker in sogenannten
"Tapping"-Studien unterschiedliche Rhythmen hören, welche sie synchron
mitklopfen sollten: Zwei klassisch ausgebildete Untersuchungsgruppen in
Deutschland und Bulgarien sowie zwei auf Volkstanzmusik spezialisierte
Untersuchungsgruppen in Bulgarien und Mali. Das Ergebnis war, dass sich
nicht alle Gruppen gleich verhielten. Vielmehr zeigten alle Gruppen
Schwierigkeiten bei der Wahrnehmung solcher Rhythmen, die in ihrer eigenen
Musikkultur keine große Rolle spielen. Beispielsweise erwiesen sich
exzellent ausgebildete klassische Perkussionistinnen und Perkussionisten
erstaunlich desorientiert angesichts eines einfachen "Swing"-Rhythmus, der
in Mali gang und gäbe ist und von den malischen Versuchsteilnehmern auch
völlig problemlos aufgefasst und wiedergegeben wurde - und dies, obwohl
sie in Bezug auf andere Rhythmen schlechter abschnitten, also im
Widerspruch zu einem gängigen kulturellen Klischee nicht etwa generell
über ein besseres Rhythmusgefühl verfügen.

"Die Wahrnehmung musikalischer Rhythmen hängt demnach nicht nur von ihrer
Komplexität und der musikalischen Expertise der Hörerinnen und Hörer ab,
sondern auch von deren kultureller Vertrautheit mit den jeweiligen
Rhythmen", erklärt Dr. Polak. "Die Studie zeigt, dass Menschen nicht
unbedingt dieselbe Wahrnehmung haben, wenn sie demselben Reiz ausgesetzt
sind. Solche Unterschiede treten nicht nur zwischen Individuen auf,
sondern auch zwischen kulturell verschiedenen sozialen Gruppen."

Die Forscher ziehen daraus den Schluss, dass Strukturen der Wahrnehmung
vor allem informell und durch sogenanntes "implizites Lernen" in der
sozialen Umgebung angeeignet werden, wie es etwa den Spracherwerb von
Kleinkindern prägt. Menschen verfügen über kulturspezifische Strukturen
der Rhythmuswahrnehmung, die sie nicht einfach von Geburt an im Gehör
haben.


Über das Institut:

Das im Jahr 2013 gegründete Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik
erforscht was wem warum und unter welchen Bedingungen ästhetisch gefällt
und welche Funktionen ästhetische Praktiken und Präferenzen für Individuen
und Gesellschaften haben. Die Forschungen widmen sich insbesondere den
Grundlagen ästhetisch wertenden Wahrnehmens und Erlebens.

Originalpublikation:

Polak, R., Jacoby, N., Fischinger, T., Goldberg, D., Holzapfel, A., &
London, J. (2018).

Rhythmic Prototypes Across Cultures: A Comparative Study of Tapping
Synchronization.

Music Perception, 36(1), 1-23.

https://doi.org/10.1525/mp.2018.36.1.1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2013

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik, 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2708: Theater Bremen - Tanzbare Weltmusik-Sounds, Club Mondial am 06.10.2018


Theater Bremen

Tanzbare Weltmusik-Sounds bei Club Mondial



Wie immer stehen Pablo Cuesta und seine diversen Gast-DJs an den
Plattentellern und präsentieren tanzbare Weltmusik-Sounds wie
Reggaeton, Afro-Hip Hop, Latinbeats, Dancehall, E-Swing, Balkanbeats,
Neo-Soul, Kuduro und Oriental. Eintritt nur an der Abendkasse: 7 Euro,
ermäßigt 5 Euro, für Besucher*innen von "Die selbsternannte
Aristokratie" (Samstag, 6. Oktober um 20 Uhr im Kleinen Haus) ist der
Eintritt frei. Los geht es am Samstag, dem 6. Oktober, um 22 Uhr im
noon / Foyer Kleines Haus. Präsentiert von Cosmo.

Club Mondial: Samstag, 06. Oktober um 22 Uhr im noon / Foyer Kleines
Haus

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8842: Aus aller Welt - 02.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Autos mit Verbrennungsmotoren in Dänemark bald nicht mehr zugelassen

Die dänische Minderheitsregierung will in der kommenden Woche ihre
Pläne für ein Verkaufsverbot für Diesel- und Benzinautos ab 2030
vorstellen. Ab 2035 sollen auch keine neuen Hybridfahrzeuge mehr auf
die Straßen kommen, sagte Ministerpräsident Lokke Rasmussen dem
Parlament. Statt dessen setze man auf Elektroautos. Die liberal
geführte Regierung in Kopenhagen war in die Kritik geraten, weil sie
Subventionen für Elektroautos ab 2016 stufenweise abbaute und diese
Fahrzeuge genauso wie Autos mit Verbrennungsmotor mit einer hohen
Importsteuer belegte. Durch diese Maßnahme gingen die Verkäufe von
Elektrofahrzeugen deutlich zurück.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8842: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



3.800 Plastikpfandflaschen im Wald entdeckt

Eine Frau hat bei einem Waldspazierung in der Nähe von Kaufbeuren
offenbar ein Depot von Flaschendieben entdeckt. Sie verständigte
die Polizei, die den mit Zweigen und Ästen abgedeckten Fund in
näheren Augenschein nahm. Insgesamt zählten die Beamten rund 3.800
Plastikflachen mit einem Pfandwert von knapp 1.000 Euro. Das Leergut
wurde mit zwei Fahrzeugen abtransportiert. Jetzt soll ermittelt
werden, in welchen Geschäften in der Gegend kürzlich große Mengen
Pfandflaschen abgegeben worden sind.

2. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8839: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf Wahlkampfveranstaltung in Afghanistan

Während einer Wahlkampfveranstaltung in der ostafghanischen Provinz
Nangarhar sprengte sich ein Mann in die Luft und riß dabei mindestens
12 Menschen mit in den Tod. Mehr als 30 Personen seien verletzt
worden, teilte ein Behördensprecher mit. Der Anschlag ereignete sich
demnach im Büro eines Kandidaten für die am 20. Oktober stattfindende
Parlamentswahl. Bei den Opfern handelt es sich um Anhänger und
Verwandte des Politikers, der sich zum Zeitpunkt der Explosion nicht
im Gebäude befand. Zu dem Anschlag in der an Pakistan grenzenden
Provinz bekannte sich zunächst niemand.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8841: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett beschließt Eckpunkte für Einwanderungsgesetz

FDP-Chef Christian Lindner hat den Kompromiß der großen Koalition
beim Einwanderungsgesetz kritisiert. Es fehle nach wie vor ein
Konzept, das die vielen unterschiedlichen Zugangsmöglichkeiten nach
Deutschland sortiert, sagte Lindner. Er warb erneut für ein
Punktesystem nach kanadischem Vorbild. Im Anschluß an den
Koalitionsgipfel der Regierungsparteien hat das Bundeskabinett heute
die Eckpunkte für ein Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz beschlossen. Es
soll qualifizierten Fachkräften aus Staaten außerhalb der EU den
Zuzug nach Deutschland erleichtern. Zudem besteht die Möglichkeit für
Asylsuchende, über einen Arbeitsvertrag ein Aufenthaltsrecht zu
bekommen.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8840: Tragisches und Kurioses - 02.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Bootsunglück vor der norwegischen Küste

Ein Angelausflug an der norwegischen Südküste ist zwei Männern aus
Kalkar am Niederrhein zum Verhängnis geworden. In der Nähe von
Korshavn kenterte aus noch unbekannten Gründen ihr Boot. Zwei Stunden
nach der Havarie waren die beiden Männer im Alter von 40 und 70
Jahren von einem Hubschrauber entdeckt und aus dem Meer geborgen
worden. Sie starben einem WDR-Bericht zufolge wenig später in einem
Krankenhaus in Bergen. Ein dritter Angler im Alter von 20 Jahren
überlebte. Er konnte zu einer nahen Insel schwimmen.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7925: Aus Forschung und Technik - 02.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Das Weltall ist kein politikleerer Raum

Zwei Tage nach einem Treffen mit dem Direktor der russischen
Weltraumbehörde Roskosmos, Dimitri Rogosin, traf der Vorsitzende der
chinesischen Raumfahrtagentur CNSA, Zhang Kejian, heute beim
Internationalen Astronautenkongreß (IAC) in Bremen mit
NASA-Administrator Jim Bridenstine zusammen. Im Rahmen einer
Podiumsdiskussion plädierten Bridenstine und Keijan für eine
verstärkte Zusammenarbeit in der Raumfahrt, mußten aber einräumen,
daß solche politischen Entscheidungen außerhalb ihrer Möglichkeiten
liegen. Im Handelsstreit zwischen China und den USA haben beide
Staaten gegenseitig hohe Strafzölle verhängt. Auch die russische
Raumfahrt bleibt von politischen Zerwürfnissen nicht verschont. So
mußte Rogosin seinen Stellvertreter Dimitri Loskutow nach Bremen
schicken, da er selbst nicht nach Europa oder die USA reisen darf. Im
Zuge des Ukraine-Konflikts verhängte der Westen Einreiseverbote gegen
Vertraute von Kremlchef Wladimir Putin.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7938: Aus aller Welt - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



UNRWA zieht internationale Mitarbeiter aus Gazastreifen zum Teil ab

Das Uno-Hilfswerk für palästinensische Flüchtlinge (UNRWA) zieht
einen Teil seiner internationalen Mitarbeiter im Gazastreifen bis auf
weiteres ab. Hintergrund der Maßnahme ist der von UNRWA geplante
Abbau von 250 Stellen in den von Israel besetzten Gebieten sowie die
Einführung von Halbtagsarbeit für weitere 500 Mitarbeiter. Die
Hilfsorganisation hatte sich dazu gezwungen gesehen, weil die
US-Regierung ihre Finanzierung eingestellt hat. Betroffene
Palästinenser hatten gegen den Stellenabbau protestiert. Dabei waren
UNRWA-Mitarbeiter bedroht worden. In der von zwei Millionen Menschen
bewohnten Enklave arbeiten rund 13.000 für UNRWA. Zehn von insgesamt
19 ausländischen Mitarbeitern verließen am Montag den Gazastreifen.
UNRWA kümmert sich unter anderem um das Bildungssystem im
Gazastreifen und um die Verteilung von Lebensmitteln für rund die
Hälfte der Palästinenser dort.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7897: Medizin und Gesundheitswesen - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



West-Nil-Fieber jetzt auch in Tschechien

Die Zahl der Toten steigt, die in Europa am West-Nil-Fieber erkrankt
sind. So berichtete das Deutsche Ärzteblatt, daß in Tschechien
erstmals seit Jahren wieder Fälle des gefährlichen West-Nil-Fiebers
nachgewiesen worden sind. Nachdem bereits im August in Breclav an der
Grenze zu Österreich eine 72 Jahre alte Frau am Fieber gestorben ist,
wurde die Viruserkrankung jetzt bei einem rund 50 Jahre alten Mann
festgestellt. Dieser hatte sich nach Auskunft des Krankenhauses in
letzter Zeit nicht im Ausland aufgehalten, so daß von einer
Ansteckung vor Ort ausgegangen werden muß. In Südosteuropa grassiert
in diesem Jahr eine besonders heftige Infektionswelle mit bereits
mehr als 120 erfaßten Toten. Die meisten Betroffenen kommen aus
Italien, Rumänien, Serbien und Griechenland.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7926: Kriminalität und Rechtsprechung - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Istanbuler Gericht verurteilt Dündar-Attentäter zu zehn Monaten Haft

Ein Gericht in Istanbul hat den Attentäter Murat Sahin wegen des
Versuchs, am 6. Mai 2016 vor dem Justizpalast der Stadt den damaligen
Chefredakteur der Zeitung Cumhuriyet, Can Dündar, zu erschießen, zu
zehn Monaten Haft verurteilt. Außerdem muß Sahin eine Geldstrafe von
umgerechnet 640 Euro entrichten, wie der Sender NTV meldete. Seit
Oktober 2016 befand sich Sahin auf freiem Fuß. Zur Zeit des Attentats
lief ein Strafverfahren gegen Dündar. Er wurde wenig später wegen
Spionage und Verrats von Staatsgeheimnissen zu fünf Jahren und zehn
Monaten Haft verurteilt. Cumhuriyet hatte einen Artikel
herausgegeben, in dem von verdeckten Waffenlieferungen des türkischen
Geheimdiensts an islamistische Milizen in Syrien berichtet wurde.
Dündar verließ nach der Verurteilung die Türkei und lebt heute in
Deutschland im Exil. Vor wenigen Tagen hat der türkische Präsident
Recep Tayyip Erdogan bei seinem Staatsbesuch in Deutschland die
Auslieferung Dündars gefordert.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7849: Sprache, Kunst und Medium - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Die Leipziger Volkszeitung muß sich eine andere Druckerei suchen

Wie die Eigentümerin der Leipziger Verlags- und Druckereigesellschaft,
die Mediengruppe Madsack, mitteilte, müsse sie ihre Leipziger
Druckerei Ende des kommenden Jahres aus wirtschaftlichen Gründen
schließen.

Etwa 60 Beschäftigte werden ihren Arbeitsplatz verlieren, nach
Gewerkschaftsangaben wird es sogar bis zu 260 Mitarbeiter treffen.

Damit muß sich die Leipziger Volkszeitung (LVZ), die einzige lokale
Tageszeitung der Stadt mit einer Auflage von gut 164.000 Exemplaren,
eine andere Lösung einfallen lassen. Ebenfalls betroffen sind als
Schwesterunternehmen die Dresdner Neueste Nachrichten, die allerdings
nur auf zirka 19.900 Zeitungen mit deutlich weniger Umfang kommen.

Vermutlich werden die Madsack-Blätter auf Druckereien in Halle und
Dresden ausweichen. Nach Angaben der Mediengruppe sei die Schließung
der erst seit 1991 produzierenden Druckerei wegen der ständig
sinkenden Auflagenzahlen und Druckumfänge unumgänglich.

So hat die LVZ seit 1998 die Hälfte ihrer bis dahin verkauften
Zeitungen verloren.

2. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7916: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Stoltenberg konkretisiert Pläne für Trident Juncture 18

NATO-Generalsekretär Stoltenberg hat in Brüssel die Pläne für das
bevorstehende Großmanöver in Norwegen und angrenzenden Regionen
konkretisiert. An dem fiktiven wie realistischen Manöver "Trident
Juncture 18" werden zwischen dem 25. Oktober und dem 7. November rund
45.000 Soldaten aus 31 NATO- und Partnerländern teilnehmen. Allein
rund 10.000 Bundeswehrsoldaten werden dazu abkommandiert. 150
Flugzeuge, 60 Schiffe und mehr als 10.000 Militärfahrzeuge werden
eingesetzt. Bei dem Manöver wird ein kriegerischer Überfall auf ein
Allianzmitglied simuliert und die schnelle Verlegung von Truppen
geübt. Der Aggressor ist explizit nicht Rußland. Laut Stoltenberg ist
die Übung defensiv. Russische Militärbeobachter wurden zu dem größten
Manöver der Allianz seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion
eingeladen. Für "Trident Juncture 18" öffnen Finnland und Schweden
ihren Luftraum. Beide Länder sind nicht NATO-Mitglied, aber
Partnerstaaten der Allianz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7930: Aus Parlament und Gesellschaft - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Printmedien und digitale Medien sollen gleich besteuert werden

Die EU-Finanzminister haben den Vorschlag der EU-Kommission zur
Änderungen der Mehrwertsteuerregeln bei digitalen Publikationen
übernommen. Verleger hatten gefordert, die Umsatzsteuer auf E-Books
derjenigen von gedruckten Publikationen anzupassen. Bis dato gilt in
der EU allgemein ein Mindeststeuersatz von 15 Prozent. In Deutschland
beträgt er 19 Prozent. Auf gedruckte Zeitungen und Bücher ist eine
Umsatzsteuer von sieben Prozent fällig. Künftig sollen die
EU-Mitgliedstaaten wählen können, ob sie Standardsteuersätze oder
ermäßigte Sätze auf Printmedien sowie E-Books und E-Paper erheben.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz will das deutsche Steuerrecht der
voranschreitenden Digitalisierung anpassen und sich zügig daran
machen, für Deutschland den Mehrwertsteuersatz auf E-Books und
E-Paper auf sieben Prozent zu senken. Wir brauchen verläßliche und gut
recherchierte Informationen heute dringender denn je, ob in
gedruckter Form oder elektronisch, sagte der SPD-Politiker. Der
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger, der Verband Deutscher
Zeitschriftenverleger und der Börsenverein des Deutschen Buchhandels
begrüßten die Entscheidung zur steuerlichen Gleichbehandlung von
Printmedien und digitalen Medien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7899: Tragisches und Kurioses - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Nach schwerem Unfall verbieten die Niederlande Lastenroller

Nachdem am 20. September in der Gemeinde Oss eine Kindergärtnerin mit
einem elektrisch angetriebenen vierrädrigen Lastenroller mit hoher
Geschwindigkeit eine Bahnschranke durchbrochen hatte und anschließend
mit einem Zug kollidiert war, verbot Verkehrsministerin Nieuwenhuizen
die Nutzung solcher Geräte im öffentlichen Raum mindestens bis zur
Klärung des Unfalls, wie Spiegel Online berichtete.

Auf der Ladefläche des bei Kindergärten vielgenutzten Geräts hatten in
diesem Fall fünf Kinder gesessen, von denen vier getötet wurden. Nur
ein Mädchen und die Betreuerin überlebten schwerverletzt.

Der geschlossene Roller der Marke Stint kann bis zu zehn Kinder
aufnehmen, während eine Person, die mindestens 16 Jahre alt ist,
hinten auf der Plattform steht und steuert. Das vierrädrige Modell
fällt unter "Besondere Motorfahrräder". Es wird nun untersucht, ob es
sich um menschliches Versagen oder technische Probleme handelte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7927: Arbeit, Soziales und Familie - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Umweltaktivisten aus Hambacher Forst vertrieben

Die Umweltaktivisten im Hambacher Forst haben die vollständige
Räumung des Waldes nicht verhindern können, obwohl sie mit einer
Reihe neuer Baumhäuser die Arbeit der Polizeikräfte vor Ort immer
wieder erschwerten. Schließlich führte die Polizei im Lager der
Rodungsgegner am Waldrand eine Razzia durch, um die Nachlieferung von
Baumaterial in den Wald zu unterbinden. Inzwischen mußten alle
Aktivisten und Aktivistinnen den Wald verlassen.

Der Energiekonzern RWE, der als Waldbesitzer auftritt, will in rund
zwei Wochen die Hälfte des Forstes roden lassen, um den
Braunkohletagebau Hambach ausweiten zu können. Bis dahin läßt RWE den
Wald mit Flatterband und einem Graben umgeben. Das hindert Aktivisten
sicherlich nicht daran, erneut in den Wald vorzudringen, aber die
Rechtsposition von RWE ändert sich. Wegen der Umfriedung kann jedes
Betreten des Waldes wie Hausfriedensbruch behandelt werden.
Entsprechend will RWE die Polizei einsetzen.

Für kommenden Samstag ist eine erneute Protestkundgebung am Hambacher
Forst angesagt. Dazu werden mehr als 20.000 Teilnehmer und
Teilnehmerinnen erwartet. Die Bahn hat für diesen Tag einer
WDR-Meldung zufolge die Taktrate für die S-Bahn zum Bahnhof Buir
erhöht.

2. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7908: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Experten warnen vor Rückgang der Feuchtgebiete

Umweltschützer und Experten schlagen Alarm. Die ökologisch äußerst
wichtigen Feuchtgebiete gehen immer weiter zurück. Zwischen 1970 und
2015 sollen weltweit 35 Prozent von ihnen verlorengegangen sein,
heißt es laut dpa in einem neuen Naturschutzbericht aus dem
Sekretariat der Ramsar-Konvention, einem der ältesten internationalen
Naturschutzabkommen von 1971. Schuld daran sind Klimawandel,
Umweltverschmutzung und Städtebau in Küstenregionen und
Flußmündungen. Über 25 Prozent der Pflanzen und Tiere in
Feuchtgebieten sollen vom Aussterben bedroht sein. Noch beträgt der
Umfang der Feuchtgebiete weltweit 12,1 Millionen Quadratkilometer.
Das entspricht einer Fläche, die fast 34 mal so groß wie Deutschland 
ist. Ein Drittel der Feuchtgebiete befindet sich in Asien, in Europa 
12,5 Prozent. Zu ihnen gehören Seen, Sumpfland, Küstenregionen, 
Lagunen, Mangroven und Korallenriffe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7915: Märkte und Finanzen - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Ryanair setzt Drohung mit Standortschließung in Deutschland um

Die irische Billigfluggesellschaft Ryanair wird zwei ihrer fünf
Flugzeuge aus Weeze am Niederrhein abziehen und den Standort Bremen
am 5. November schließen. Einen Großteil der Strecken läßt Ryanair
mit ausländischen Maschinen befliegen. Das Unternehmen begründete die
Maßnahmen mit dem Verlust an Kunden wegen der zurückliegenden Streiks
in mehreren Ländern. Besonders Buchungen für die Herbst- und
Weihnachtsferien sind zurückgegangen. Wegen der Arbeitsniederlegungen
von Flugbegleitern und Piloten hatte Ryanair allein in Deutschland
nach eigenen Angaben letzten Freitag zehn Prozent der Flüge streichen
müssen. An den Warnstreiks hatten sich viele Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen in Weeze und Bremen beteiligt. Ryanair hatte den
Streik für illegal erklärt und den Piloten mit Standortschließungen
gedroht. Das fliegende Personal von Ryanair fordert höhere
Arbeitslöhne und Arbeitsbedingungen entsprechend dem jeweiligen
nationalen Recht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7931: Aus Forschung und Technik - 02.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Neue iPhones fallen bei Stiftung Warentest durch

Schlechte Nachrichten für Apple. Die beiden Highend-Geräte iPhone X
und iPhone XS Max fielen bei Stiftung Warentest durch. Zwar lobten
die Prüfer die verbesserte Doppelkamera, die unter anderem auch bei
schlechten Lichtverhältnissen überzeugende Bilder und Videos
geliefert haben soll. Auch die Akku-Laufzeiten der Geräte erhielten
gute Bewertungen. So hielten die beiden neuen iPhones bei
regelmäßiger Nutzung länger als der Vorgänger durch, schreibt
Warentest. Beim XS ermittelten die Prüfer 24,5 Stunden, beim XS Max
26 Stunden. Doch damit endete auch schon die Herrlichkeit. So fanden
die langen Ladezeiten von dreieinhalb Stunden mit dem mitgelieferten
5-Watt-Netzteil keine Gnade in den Augen der Prüfer. Auch die
Telefonfunktionen des iPhone-XS-Duos konnten die Tester nicht
überzeugen. Und die Sprachqualität bezeichnen sie als bestenfalls
mittelprächtig. Außerdem ließ die Netzempfindlichkeit ihrer Meinung
nach stark zu wünschen übrig. Diese Kritik könnten die mit 1650 Euro
teuersten jemals von Stiftung Warentest geprüften iPhones noch
wegstecken. Doch weitaus gravierender war, daß sie laut n-tv beim
Falltest versagten. Bei der Prüfung der Stabilität in einer drehbaren
Falltrommel, die Stürze aus 80 Zentimetern Höhe auf Steinboden
simuliert, brach bei einem der beiden geprüften XS-Modelle das
Displayglas nach 50 Stürzen, beim anderen funktionierte die Kamera
nicht mehr. Das eine XS Max hatte nach 50 Stürzen ein kaputtes
Display, beim zweiten splitterte der Bildschirm nach 100 Stürzen.
Damit waren die beiden neuen iPhones empfindlicher als Samsungs
Galaxy Note 9.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/512: Wie Blätter mit den Wurzeln sprechen (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 01.10.2018

Wie Blätter mit den Wurzeln sprechen

Internationales Forscherteam unter Beteiligung der Universität Tübingen
untersucht die Spross-Wurzel-Kommunikation bei der Symbiose von Pflanzen
mit Stickstoff fixierenden Bakterien



Bohnen, Erbsen und Soja sowie andere Arten aus der Familie der
Leguminosen gehen eine Symbiose mit Bakterien ein, die Stickstoff aus der
Luft binden und für die Proteinherstellung der Pflanzen verfügbar machen.
Im Gegenzug erhalten die Bakterien, die sich in speziellen Knöllchen an
den Wurzeln ansiedeln, Nährstoffe von der Pflanze. Damit die Bakterien
nicht überhand nehmen und die Pflanze schädigen, muss diese ihre
Mitbewohner streng kontrollieren. Ein internationales Forschungsteam unter
der Leitung von Dr. Katharina Markmann vom Zentrum für Molekularbiologie
der Pflanzen der Universität Tübingen hat nun gemeinsam mit einem
internationalen Team entdeckt, wie die Nachrichtenübertragung zwischen
Blättern und Wurzeln in dieser Symbiose funktioniert: Die Blätter senden
eine kurze RNA-Sequenz, Mikro-RNA miR2111 genannt, an die Wurzeln. Dort
sorgt die Mikro-RNA dafür, dass die Pflanze für eine Infektion mit den
symbiotischen Bakterien bis zur Herstellung eines günstigen Gleichgewichts
empfänglich bleibt. Kenntnisse über eine effiziente Stickstoffbindung sind
auch für die Landwirtschaft von Interesse, da viele Böden einen
Stickstoffmangel aufweisen und stickstoffhaltige Düngemittel teuer und
umweltschädlich sind. Die Forschungsergebnisse wurden in der
Fachzeitschrift Science veröffentlicht.

Leguminosen mit Wurzelknöllchen, die eine Symbiose mit Stickstoff
fixierenden Bakterien eingehen, haben einen hohen Proteingehalt. Das macht
sie sowohl bei Vegetariern als auch bei Landwirten beliebt. Sie kommen
auch auf stickstoffarmen Böden ohne chemischen Dünger aus. Nach der
Infektion der Pflanze lösen die Bakterien die Knöllchenbildung an der
Wurzel aus und senden kleine Eiweißmoleküle als Signale an die Blätter.
"Die Regulation muss den Spross mit einbeziehen, denn der
Ernährungszustand der Blätter gibt vor, wie viele Knöllchen in der
Wurzelsymbiose der Pflanze zuträglich sind", erklärt Katharina Markmann.
Es sei schon bekannt gewesen, dass die Pflanze zu viele Wurzelknöllchen
bildet und sich selbst nur schlecht entwickelt, wenn in den Blättern der
Rezeptor für die Signale aus den Knöllchen fehlt. "Unklar war umgekehrt,
wie die Blätter mit den Wurzeln kommunizieren."

Strenge Kontrolle der Symbiose

Die neu entdeckte Mikro-RNA miR2111 wird von den Blättern in die Wurzeln
geschickt und hält dort die symbiotische Infektion aufrecht. "Die Wurzeln
exprimieren ein Gen, das normalerweise den Bakterien einen Riegel
vorschiebt. miR2111 hemmt dieses Gen und macht so den Weg für die Bildung
der Wurzelknöllchen und den Aufbau der Symbiose frei", sagt die
Wissenschaftlerin. Zwei Tage nach der Infektion stoppe der miR2111-Fluss
und die Selbstregulation setze die Symbiose in ein für beide Partner
günstiges Gleichgewicht. Die neuen Erkenntnisse hätten die bisherige
Auffassung, wie die Pflanzen die Symbiose kontrollieren, auf den Kopf
gestellt, berichtet sie. "Wir wissen nun, dass die Mechanismen zur
Regulation der Infektion schon an Ort und Stelle sind, bevor die Pflanze
mit den Bakterien überhaupt in Kontakt kommt." Diese aufwendige Lösung
ermögliche es der Pflanze, schnell zu reagieren, sobald Bakterien
eintreffen - und unterstreiche, wie wichtig es ist, dass die Wirtspflanze
jederzeit die Kontrolle behält und Missbrauch verhindern kann.

Die Studienergebnisse werfen auch ein Licht auf die allgemeinen Funktionen
von Mikro-RNAs als spezifische mobile Signalgeber, die eine Kommunikation
zwischen Spross und Wurzel der Pflanze ermöglichen. So kann die Pflanze
die Grenzen zwischen ihren Organen überbrücken und als Ganzes auf
Umweltreize reagieren. Langfristig lassen sich die neuen Erkenntnisse
nutzen, um die Kommunikation zwischen Spross und Wurzel der Leguminosen
für eine optimale Stickstoffbindung auch unter ungünstigen
Umweltbedingungen zu optimieren.


Originalpublikation:

Daniela Tsikou, Zhe Yan, Dennis B. Holt, Nikolaj B. Abel, Dugald E. Reid,
Lene H. Madsen, Hemal Bhasin, Moritz Sexauer, Jens Stougaard, Katharina
Markmann:

Systemic control of legume suscep-tibility to rhizobial infection by a
mobile microRNA.

Science,

DOI 10.1126/science.aat6907

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MESSE/745: BAU 2019 - Wasserschäden energieeffizient beheben (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.10.2018

Wasserschäden energieeffizient beheben



Mehr als eine Million Schäden werden in Deutschland jährlich wegen
maroder Wasserleitungen gemeldet. Infrarot-Heizplatten und Folienzelte, die
Wasserschäden an Wänden beheben, benötigen große Energiemengen. Ein neues
elektrisches, diffusionsoffenes und flexibles Trocknungssystem, von
Fraunhofer-Forschern entwickelt, reduziert die Feuchtigkeit in Bauteilen
energieeffizient und gleichmäßig. Der Prototyp des Trocknungsmoduls wird
vom 14. bis 19. Januar auf der Messe BAU 2019 in München gezeigt.

Platzende Rohre, leckende Armaturen, auslaufende Heizboiler - alle 30
Sekunden wird nach Angaben des Gesamtverbands der deutschen
Versicherungswirtschaft GDV hierzulande ein Leitungswasserschaden
gemeldet. Gebäudeversicherern entstehen jährlich Kosten von 2,3 Milliarden
Euro. Wände und Fußböden müssen nach Leitungsbrüchen professionell
getrocknet werden, Heizen und Lüften reicht in der Regel nicht aus.
Wasserschäden in durchnässten Wänden werden bislang mit
Standard-Infrarot-Heizplatten (IR-Heizplatten) und Folienzelten in
Kombination mit Adsorptionstrocknern behoben, die sehr viel Energie
benötigen. Zudem ist die Trocknung oft ungleichmäßig und in Zimmerecken nur
schwer zu erreichen. Mit dem EDF-Trocknungssystem (EDF = Energieeffizient,
Diffusionsoffen, Flexibel) haben Forscherinnen und Forscher des
Fraunhofer-Instituts für Bauphysik IBP in Stuttgart eine Alternative
entwickelt, die energieeffizient, diffusionsoffen und flexibel ist.
Labortests bei gleichen Bedingungen an durchnässten Hochlochziegelwänden
haben ergeben, dass die Energieeinsparung gegenüber IR-Heizplatten bei
gleicher Trocknungszeit mehr als 80 Prozent beträgt.

Trocknung direkt am Bauteil

Der Trick: Das 100x50 Zentimeter große System, das aus einem
brandsicheren, diffusionsoffenen Dämmmaterial und einer elektrischen
Heizung besteht, wird direkt auf die nasse Innenwand aufgebracht. Dies
funktioniert auch auf gekrümmten Oberflächen beziehungsweise runden
Wänden. Ein Sensor regelt die Temperatur der Heizung. Wird diese erhöht,
setzt die Trocknung ein. Die diffusionsoffene Dämmung auf der Rückseite
des zum Patent angemeldeten EDF-Trocknungsmoduls minimiert die
Wärmeverluste und lässt gleichzeitig die Feuchte ungehindert durch. »Unser
System ist besonders effizient, da die Wärme direkt an die Wand abgegeben
wird, während IR-Paneele im Abstand zur Wand aufgestellt sind und somit
zum Großteil den Raum beheizen. Ein weiterer Unterschied: Die Trocknung
mit unserem EDF-Modul ist temperaturgeregelt«, erläutert Dipl.-Ing.
Andreas Zegowitz, Wissenschaftler am Fraunhofer IBP. »Um eine
Hochlochziegelwand mit einer Dicke von 11,5 Zentimetern zu trocknen, haben
wir im Prüfstand 12 bis 14 Tage benötigt. Üblicherweise fallen hierfür
zwei bis drei Wochen an«.

Ein weiterer Vorteil des leicht zu installierenden EDF-Systems: Die
Trocknung erfolgt gleichmäßig und geräuschlos. Aufgrund des geringen
Gewichts lässt es sich problemlos transportieren.

Mit der Simulationssoftware WUFI® vom Fraunhofer IBP ist das Forscher-Team
in der Lage, Trocknungsvorgänge zu berechnen, die Trocknungsdauer und die
dafür erforderliche Energie zu prognostizieren und so die
Entwicklungskosten zu senken. Mithilfe des Tools optimieren Zegowitz und
seine Kolleginnen und Kollegen den Prototyp. Im nächsten Schritt sind
Praxistests in Gebäuden mit realen Wasserschäden geplant: Ende September
bis Ende Dezember 2018 finden die Feldversuche statt. Der Marktstart des
EDF-Moduls ist für Sommer 2019 vorgesehen.


Vom 14. bis 19. Januar wird der Prototyp des EDF-Trocknungssystems
erstmals auf der Messe BAU in München am Fraunhofer-Gemeinschaftsstand in
Halle C2, Stand 528 präsentiert.
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MELDUNG/801: Mit der Kraft des Lichtes zum Nobelpreis für Physik (DPG)


Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. - Pressemmitteilung vom 2.
Oktober 2018

Mit der Kraft des Lichtes zum Nobelpreis für Physik

Die Deutsche Physikalische Gesellschaft beglückwünscht Arthur
Ashkin, Gérard Mourou und Donna Strickland zum Nobelpreis für Physik



Berlin/Bad Honnef, 2. Oktober 2018 - "Besonders freut mich, dass mit Donna
Strickland nach langer Zeit eine Frau unter den Preisträgern ist und damit
ein starkes Zeichen für die Zukunft setzt", sagt DPG-Präsident Dieter
Meschede. "Sie ist genau wie ihre Kollegen eine überaus würdige
Preisträgerin." Zusammen mit vielen Journalistinnen und Journalisten
verfolgte er im Magnus-Haus Berlin, der Hauptstadtrepräsentanz der
Deutschen Physikalischen Gesellschaft (DPG), die Live-Übertragung zur
Bekanntgabe des Nobelpreises für Physik. Wie es der Zufall will, forscht
Dieter Meschede selbst stark mit Lasern, um Quanteneffekte zu
untersuchen.

Die Physikerin und die Physiker erhielten den Nobelpreis für Physik für
ihre bahnbrechenden Arbeiten auf dem Gebiet der Laserphysik, wobei die eine
Hälfte des Preises an Arthur Ashkin von den Bell Laboratories, USA geht.
Die andere Hälfte geht an Gérard Mourou von der École Polytechnique,
Palaiseau, Frankreich und der University of Michigan, USA, und an Donna
Strickland von der University of Waterloo, Canada, für ihre Methode zur
Erzeugung hochintensiver, ultrakurzer optischer Impulse.

Arthur Ashkin erfand eine optische Pinzette, die Partikel, Atome, Viren
oder Zellen mit Laser fangen kann. Mit diesem neuen Werkzeug konnte Ashkin
einen alten Traum der Science-Fiction verwirklichen - den Strahlungsdruck
des Lichts zu nutzen, um physische Objekte zu bewegen. Einen großen
Durchbruch gelang ihm 1987, als er mit der Pinzette lebende Bakterien
einfing, ohne sie zu schädigen.

Gérard Mourou und Donna Strickland ebneten den Weg zu den kürzesten und
intensivsten Laserpulsen, die je von der Menschheit erzeugt wurden. Die
Methode findet große Anwendung in vielen Forschungslaboratorien der Welt,
um damit zum Beispiel Materialien hochpräzise zu bearbeiten, Luft
elektrisch leitend zu machen und sehr kurze Röntgenpulse zu
erzeugen.



Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG), deren Tradition bis in
das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale und mit rund 62.000
Mitgliedern auch größte physikalische Fachgesellschaft der Welt. Als
gemeinnütziger Verein verfolgt sie keine wirtschaftlichen Interessen. Die
DPG fördert mit Tagungen, Veranstaltungen und Publikationen den
Wissenstransfer innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und
möchte allen Neugierigen ein Fenster zur Physik öffnen. Besondere
Schwerpunkte sind die Förderung des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und
der Chancengleichheit. Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein.
Hauptstadtrepräsentanz ist das Magnus-Haus Berlin.

Internet: www.dpg-physik.de
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ENERGIE/1586: Umweltfreundliche Nanopartikel für die künstliche Photosynthese (idw)


Universität Zürich - 01.10.2018

Umweltfreundliche Nanopartikel für die künstliche Photosynthese



Forschende der Universität Zürich haben neuartige Nanopartikel für die
künstliche Photosynthese entwickelt: sogenannte Quantenpunkte aus
Indiumphosphid und Zinksulfid. Mithilfe von Sonnenlicht generieren diese
Teilchen aus Wasser und Sonnenlicht Wasserstoff - einen nachhaltigen
Energieträger. Diese leistungsstarken Quantenpunkte aus umweltfreundlichen
Stoffen stehen nun erstmals für photokatalytische Prozesse zur Verfügung.




[image: Bild: © Shan Yu]

Schematische Darstellung der photokatalytischen Wasserstoffproduktion
mit InP/ZnS Quantenpunkten in einem typischen Testverfahren.

© Shan Yu



Quantenpunkte sind kleine Alleskönner. Es sind wenige Nanometer grosse
Materialstrukturen, die sich ähnlich verhalten wie Atome oder Moleküle.
Form, Grösse und Anzahl der Elektronen von Quantenpunkten lassen sich
gezielt beeinflussen. Die elektronischen und optischen Eigenschaften der
Nanopartikel können so optimal für die jeweiligen Einsätze angepasst
werden: etwa für neue Displaytechnologien, biomedizinische Anwendungen
sowie die moderne Photovoltaik und Photokatalyse.

Treibstoffherstellung aus Sonnenlicht und Wasser

Ein weiteres Anwendungsgebiet zielt darauf ab, Wasserstoff direkt aus
Wasser und Sonnenlicht zu erzeugen. Wasserstoff ist ein sauberer und
effizienter Energieträger und lässt sich in gängige Treibstoffe wie
Methanol und Benzin umwandeln. Die vielversprechendsten Typen von
Quantenpunkten, die bisher in der Energieforschung verwendet werden,
enthalten Cadmium, das wegen seiner Giftigkeit aus vielen Verbrauchsgütern
verbannt wurde. Nun hat das Team von Greta Patzke, Professorin am Institut
für Chemie der Universität Zürich, zusammen mit Forschenden der Southwest
Petroleum University in Chengdu und der Chinese Academy of Sciences
neuartige Nanoteilchen ohne toxische Elemente für die Photokatalyse
entwickelt.

Indiumhaltige Kerne mit dünner Sulfid-Schicht

Die etwa drei Nanometer grossen Partikel bestehen aus einem Kern von
Indiumphosphid, der von einer sehr dünnen Schicht von Zinksulfid umgeben
ist. «Im Vergleich zu den cadmiumhaltigen Quantenpunkten sind die neuen
Verbindungen nicht nur umweltfreundlich, sondern sind auch sehr effizient
bei der katalytischen Herstellung von Wasserstoff aus Licht und Wasser»,
erklärt Greta Patzke. Die Sulfid-Ionen auf der Quantenpunkt-Oberfläche
erleichtern dabei die entscheidenden Schritte bei der lichtgetriebenen
chemischen Reaktion: eine effiziente Trennung der elektrischen
Ladungsträger und ihr rascher Transfer an den Wirkungsort des
Nanopartikels, wo die Wasserspaltung beginnt.

Grosses Potenzial für umweltschonende Anwendungen

Die neu entwickelten cadmiumfreien Nanomaterialien können als
umweltfreundlichere Basis für diverse grosstechnische Anwendungen dienen.
«Die wasserlöslichen und umweltfreundlichen Quantenpunkte auf Indiumbasis
können zukünftig auch getestet werden, um Biomasse wie Zellulose in
Wasserstoff umzuwandeln. Oder sie können etwa zu kaum giftigen Biosensoren
oder nichtlinearen optischen Materialien weiterentwickelt werden», ergänzt
Greta Patzke. Die Chemikerin wird sich im Rahmen des Universitären
Forschungsschwerpunkts «LightChEC» auch weiterhin auf die Entwicklung von
Katalysatoren für die künstliche Photosynthese konzentrieren. Ziel dieses
interdisziplinären Forschungsprogramms ist es, Energie aus Sonnenlicht
direkt als Wasserstoff bzw. chemische Energie zu speichern.


Originalpublikation:

Shan Yu, Xiang-Bing Fan, Xian Wang, Jingguo Li, Qian Zhang, Andong Xia,
Shiqian Wei, Li-Zhu Wu, Ying Zhou, and Greta R. Patzke.

Efficient Photocatalytic Hydrogen Evolution with Ligand Engineered
All-Inorganic InP and InP/ZnS Colloidal Quantum Dots.

Nature Communications. October 1, 2018.

DOI: 10.1038/s41467-018-06294-y
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1283: Quantenquelle im Weltraum sichert Kommunikation (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.10.2018

Quantenquelle im Weltraum sichert Kommunikation



Bisherige mathematische Verschlüsselungsverfahren sind von
leistungsfähigen Quantencomputern bald leicht zu knacken. Für abhörsichere
Kommunikation in besonders sicherheitsrelevanten Bereichen könnten
verschränkte Photonen sorgen, erzeugt von einer Quantenquelle im All. Ein
Fraunhofer-Forschungsteam hat eine solche weltraumtaugliche, robuste und
performante Quantenquelle entwickelt. Ihr Ziel: In etwa vier Jahren den
ersten europäischen Quantensatelliten ins Weltall zu schicken.

Das goldene, futuristisch anmutende Gerät - klein wie eine Brotbox -
musste einiges über sich ergehen lassen: abrupte Temperaturschwankungen
von minus 40 bis plus 60 Grad Celsius, Kälte und Hitze unter
Vakuumbedingungen, zudem kräftige Schüttelpartien auf einer dreiachsigen
Vibrationsplatte. Bei all dem sollte es noch Höchstleistung bringen und
stabil funktionieren. Am Ende des Stresstests nach den harten Kriterien
der European Space Agency (ESA) war klar: Diese Quantenquelle wird auch
einen Raketenstart überstehen und ist robust genug für die Bedingungen im
All.

Erstmals ist es Forschenden vom Fraunhofer-Institut für Angewandte Optik
und Feinmechanik IOF in Jena gelungen, eine enorm stabile und gleichzeitig
leistungsfähige Quantenquelle zu entwickeln. Sie kann mit Hilfe eines
nichtlinearen Kristalls, auf den ein Laserstrahl trifft, 300.000
verschränkte Photonenpaare pro Sekunde erzeugen. Mit diesen
Zwillings-Lichtteilchen lässt sich künftig sensible Kommunikation sicher
verschlüsseln. Das Prinzip dahinter: Die zwei Photonen besitzen eine
miteinander verschränkte Polarisation, unabhängig davon, wie weit sie
voneinander entfernt sind. Darauf basierend lassen sich Schlüssel zwischen
zwei Kommunikationspartnern etablieren, die beiden sofort verraten, wenn
jemand versucht, ihre Kommunikation abzuhören. Denn greift jemand
Unbefugtes ein, zerfällt die Verschränkung und der Zugriff ist
nachweisbar.

Robuste Quelle mit hohem Output

Doch was hat die Quantenquelle im Weltraum zu suchen? Nun könnten die
verschränkten Photonen auch durch Glasfaserkabel, etwa die Telefonleitung,
an ihre Bestimmungsorte gelangen. Doch das würde die Reichweite sehr
beschränken und die wichtige Verschränkung stören. Die bessere Lösung ist,
die Quantenquelle mit einem Satelliten in den niedrigen Erdorbit zu
schicken, wo sie von 400 Kilometern Höhe die doppelten Lichtteilchen
möglichst störungsfrei zur Erde senden kann.

»Die größten Herausforderungen dabei waren die Stabilität sowie die
Leistungsfähigkeit der Quantenquelle«, erklärt Dr. Oliver de Vries,
Projektverantwortlicher beim Fraunhofer IOF. »Denn durch die Passage durch
die Erdatmosphäre ist die Verlustrate hoch. Darum gilt es, so viele
verschränkte Zwillingsphotonen wie möglich zu erzeugen, damit maximal
viele davon auch bei den Kommunikationspartnern auf der Erde ankommen.«
Für einen Schlüssel werden dabei immer mehrere Photonenpaare benötigt.
»Durch einen ausgeklügelten Aufbau, wirksame anorganische
Verbindungsverfahren und robuste Materialien, die sich bei
Temperaturänderungen möglichst wenig ausdehnen, optimierten wir die
Stabilität der Quantenquelle«, verrät de Vries weiter.

Erster europäischer Quantensatellit in vier Jahren

Die Technologie stößt bereits jetzt auf großes Interesse vor allem bei
Banken und Regierungsorganisationen, für die eine sichere Kommunikation
essentiell ist. Bis die Quantenverschlüsselung jedoch in drei bis fünf
Jahren ihren Weg in die Anwendung findet, muss noch die nötige
Infrastruktur zum Austausch der Schlüssel geschaffen werden. So müssten
die Kommunikationspartner die Lichtteilchen zum Beispiel mit einem
Teleskop empfangen, das wiederum in die IT-Struktur eingebunden werden
muss. Auch dafür hat de Vries schon Pläne im Kopf. »Denkbar wäre ein
Geschäftsmodell, in dem Fraunhofer den Satelliten mit einer Quantenquelle
ausstattet, während externe Partner die Empfangsinfrastruktur anbieten
sowie die Schlüssel verkaufen.« Erklärtes Ziel des Forscherteams ist es,
in etwa vier Jahren den ersten europäischen Quantensatelliten ins Weltall
zu schicken.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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AGRAR/391: Tierschutz wird von SPD und Union verdealt




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2018

Tierschutz wird von SPD und Union verdealt

 
Die Einigung der Parteispitzen von Union und SPD, das Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration zu verschieben, kommentiert Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:
 
Mit der Fristverschiebung erweist die Bundesregierung der Landwirtschaft einen Bärendienst. Es ist unverantwortlich, dass in der fünfjährigen Übergangsfrist Däumchen gedreht wurde, und nun 20 Millionen Ferkeln pro Jahr weiterhin ohne Betäubung die Hoden entfernt werden. Die Kluft zwischen dem gesellschaftlichen Willen und der landwirtschaftlichen Realität wird immer größer. Die zuständige Fachministerin Klöckner gibt dabei ein sehr unglückliches Bild ab.
 
Ministerin Klöckner duckt sich weg und schiebt die Koalitionsfraktionen vor, statt sich selbst um die schwierige Frage der Ferkelkastration zu kümmern. Denn sie will im kommenden Jahr lächelnd ihr Fleischlabel als großen Wurf für den Tierschutz verkaufen. Leidende Ferkel, die bei vollem Bewusstsein operiert werden, passen nicht dazu. Es ist skandalös, dass Ministerin Klöckner nicht den Mumm hat, sich zu positionieren.
 
Es ist ein schmutziger Deal. Der minimalste Tierschutz, den Ferkeln eine Betäubung zu gewähren, wird für den CSU-Wahlkampf in Bayern geopfert. Doch für ein paar Wählerstimmen von verunsicherten Sauenhaltern spielt die CSU mit dem Vertrauen der Bevölkerung, die eine Landwirtschaft ohne Tierleid einfordert. Die aktuelle Bundesregierung zerstört die letzte Hoffnung, dass mit ihr eine Abkehr von der exportorientierten Turbo-Massentierhaltung zu machen ist. Statt Tierschutz, Gewässerschutz und guten Lebensmitteln ist Union und SPD die Billigproduktion für den Weltmarkt mit enormem Tierleid und Umweltverschmutzung wichtiger.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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INNEN/3126: Anton Hofreiter zu den Ermittlungen gegen mutmaßliche Rechtsterroristen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2018

Anton Hofreiter zu den Ermittlungen gegen mutmaßliche Rechtsterroristen



Zu den Ermittlungen gegen mutmaßliche Rechtsterroristen erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die Festnahmen mutmaßlicher rechtsradikaler Terroristen sind ein schrillendes Alarmsignal über das Ausmaß von Gewaltbereitschaft und Enthemmung. Ein zugekniffenes rechtes Auge und die von Maaßen, Seehofer und Kretschmer angezettelte Verharmlosungsdebatte über Begrifflichkeiten nach den Ausschreitungen in Chemnitz, waren für diese Verfassungsfeinde willkommener Rückenwind.

Spätestens nach der massiven Mobilisierung der Rechten in Chemnitz Ende August ist klar, dass rechter Terror nach dem schrecklichen Vorbild des NSU eine reale Gefahr ist. Diese rechten Gruppierungen hassen unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung, sie sind bundesweit organisiert und bereit zur Gewalt gegen Andersdenkende und Menschen anderer Herkunft.

Statt rechtspopulistische Rhetorik zu übernehmen, sollten vor allem CDU und CSU in Bund und Ländern endlich ihre Negierungs- und Zauderhaltung aufgeben und mit klarer Haltung gegen Rechtsextremismus in jeder Form vorgehen. Wer das Ganze weiterhin als ostdeutsches Randproblem abtun will, verkennt den Ernst der Lage - denn die rechte Szene radikalisiert sich bundesweit, wie wir zuletzt in Dortmund erleben mussten."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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VERKEHR/789: Anton Hofreiter zum heute vorgestellten Diesel-Paket der Großen Koalition


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Oktober 2018

Anton Hofreiter zum heute vorgestellten Diesel-Paket der Großen Koalition



Zum heute vorgestellten Diesel-Paket der Großen Koalition erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Drei Jahre haben Union und SPD die Dieselaffäre ausgesessen, vertuscht und runtergespielt. Sie haben wertvolle Zeit zum Schutz von Gesundheit und Umwelt verloren. Nun müssen CDU, CSU und SPD eingestehen, dass sie damit den Menschen Fahrverbote eingebrockt haben. Bezeichnend ist, dass nicht die Gesundheit der Menschen der Grund für das jetzige Umschwenken war, sondern der Druck der hessischen Landesregierung und auch der Druck aus dem bayrischen Landtagswahlkampf. Es ist überfällig, dass die Große Koalition in der Dieselaffäre von ihrer Komplett-Blockade-Politik abrückt.

Das vorgelegte Paket ist allenfalls ein halbgarer Kompromiss, der viele Fragen offen lässt. Die Ideen zur Hardware-Nachrüstung sind offensichtlich nur eine vage Wunschliste, bei der unklar ist, ob die Autokonzerne überhaupt zustimmen. Bei den angekündigten sogenannten Umtauschprämien zahlen die Autofahrer am Ende drauf und ihr ökologischer Nutzen ist zweifelhaft. Obendrein werden damit die Autokonzerne für ihre Betrügereien belohnt. Diese Prämien dürfen keine Konjunkturspritze für die Autoindustrie werden, mit der alte dreckige Diesel durch neue dreckige Diesel ersetzt werden. Denn die meisten Euro 6-Diesel sind kaum sauberer als ihre Vorgänger. Und nicht zuletzt schafft die Bundesregierung mit ihrem Vorstoß einen Diesel-Flickenteppich bestehend aus wenigen Städten. Das schafft Unsicherheit und wird viele Autofahrer alleine zurück lassen.

Die Hersteller sind jetzt in der Pflicht, die Hardware-Nachrüstung voll umfänglich zu finanzieren. Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie die Zusagen seitens der Industrie umgehend sicherstellt. Das alles kann nur ein notwendiger, aber kleiner erster Schritt sein. Wir brauchen eine umfassende Verkehrswende: mit attraktivem öffentlichen Nahverkehr, dem Umstieg auf emissionsfreie Autos und dem Ausbau von Radwegen."

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AGRAR/320: Gute Lösung für Sauenhalter in Deutschland


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2018

Gute Lösung für Sauenhalter in Deutschland

Übergangsfrist für Ferkelkastration



Am gestrigen Montagabend hat der Koalitionsausschuss von CDU/CSU und
SPD beschlossen, die Übergangsfrist bis zum vollständigen Verbot der
betäubungslosen Ferkelkastration um zwei Jahre zu verlängern. Dazu
erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und der Vorsitzende der
Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft, Albert Stegemann:

Gitta Connemann: "Diese Einigung ist ein Befreiungsschlag.
Ohne Übergangslösung stünden viele der kleinen und mittleren Betriebe
vor dem Aus. Diesen Strukturbruch müssen wir verhindern - für die
Höfe, die ländlichen Regionen, die Verbraucher und den Tierschutz.
Denn ein Aus der Ferkelerzeugung in Deutschland wäre eine
Steilvorlage für die Produktion in Ländern mit niedrigeren Standards.
Den Preis würden Tiere und Verbraucher zahlen. Wir werden jetzt
zeitnah mit der SPD eine Fraktionsinitiative auf den Weg bringen.
Unser Ziel: noch in diesem Jahr wird die Übergangsfrist bis zum
vollständigen Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration um zwei
Jahre verlängert. Diese Übergangsfrist verschafft den Betrieben jetzt
Luft zum Atmen. Klar ist aber auch: Alle Verantwortlichen müssen die
nächsten beiden Jahre nutzen, um im Sinne des Tierwohls gute Lösungen
zu finden."

Albert Stegemann: "Der gestrige Beschluss des
Koalitionsausschusses ist ein Erfolg für die Unionsfraktion und eine
gute Nachricht für die deutschen Ferkelerzeuger. Ein Inkrafttreten
des Verbots zum 1. Januar 2019 ohne praktikable und marktgängige
Alternativen hätte zu einem Einbrechen der Sauenhaltung in
Deutschland geführt. Das können wir jetzt abwenden. Nun sind alle
Akteure in der Verantwortung mit Hochdruck an Alternativen zur
betäubungslosen Ferkelkastration zu arbeiten, die in der Praxis
umsetzbar sind. Denn Verbraucher sollen auch künftig Schweinefleisch
aus der Region kaufen können."
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INNEN/3410: Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung schaffen guten Rahmen für Gesetzgebungsverfahren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2018

Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung schaffen guten Rahmen für
Gesetzgebungsverfahren

Asyl und Migration bleiben getrennt; Einwanderung in unser
Sozialsystem wird klare Absage erteilt



Am heutigen Dienstag hat das Kabinett den Beschluss "Eckpunkte zur
Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten" gefasst. Hierzu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Stephan Harbarth:

"Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss ist ein guter Rahmen für das
Gesetzgebungsverfahren geschaffen worden, den es nun auszugestalten
gilt. Die Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung entwickeln unser
bestehendes System fort, dem Bürokratiemonster 'Punktemodell' wird
endgültig eine Absage erteilt.

Aus Sicht der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist entscheidend, dass eine
Zuwanderung in unsere sozialen Sicherungssysteme durch entsprechende
Vorkehrungen ausgeschlossen wurde und dass es bei einer klaren
Trennung zwischen Asyl und Migration bleibt. Dem entsprechend wird es
auch keine Stichtagsregelung geben. Eine Vermischung von Asyl und
Migration wäre ein starker Anreiz für einen missbräuchlichen
Asylantrag in Deutschland. Das aber wäre das Gegenteil von dem, was
CDU und CSU erreichen wollen. Wir wollen Zuwanderung nicht dem Zufall
überlassen, sondern entlang unserer wirtschaftlichen Interessen
steuern und begrenzen.

Bei dem nun anstehenden Prozess wird es vor allem auch darauf
ankommen, die Verwaltungsverfahren zu straffen, heute noch weit
verstreute Kompetenzen zu bündeln und im In- und Ausland für
Wirtschaft und Fachkräfte zentrale Anlaufstellen zu schaffen."
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VERKEHR/720: Lösung für Städte mit besonders hoher Stickoxid-Belastung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2018

Lösung für Städte mit besonders hoher Stickoxid-Belastung



Der Koalitionsausschuss hat sich am 01. Oktober 2018 über Maßnahmen
zur NO2 Reduzierung geeinigt. Hierzu können Sie die
verkehrspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela
Ludwig, wie folgt zitieren:

"Unser Ziel bleibt die Vermeidung von Fahrverboten und die
Verbesserung der Lebensqualität in unseren Städten. Wir wollen
gleichzeitig Mobilität für alle Eigentümer von Dieselfahrzeugen
sicherstellen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die Lösung für
Städte mit besonders hoher Stickoxid-Belastung. Für diese Städte
haben die deutschen Hersteller den Umtausch von Diesel-Pkw der
Schadstoffklasse Euro 5 und Euro 4 zugesagt. Mit Umtauschprämien
leisten die Hersteller einen Wertverlust-Ausgleich für den Schaden,
der den Fahrzeughaltern durch die Diesel-Krise entstanden ist. Wir
stellen damit sicher, dass sich der Flottenbestand umweltfreundlich
erneuert und den Besitzern deutscher Autos kein finanzieller Schaden
entsteht."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/719: Erster Schritt beim Diesel-Thema


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 2. Oktober 2018

Erster Schritt beim Diesel-Thema



Zur Einigung in der Diesel-Frage im Rahmen des Koalitionsausschusses
können Sie den für Verkehr zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt zitieren:

"Wir begrüßen, dass es gelungen ist, eine Einigung zu finden. Es
wurde lange und hart um eine Lösung gerungen mit sehr
unterschiedlichen Standpunkten. Da kann eine Einigung immer nur ein
Kompromiss sein. Mit dieser Einigung gehen wir einen ersten Schritt.
Wir haben jetzt einen Fahrplan, den wir grundsätzlich umsetzen
wollen. Ziel bleibt weiterhin die Vermeidung von Fahrverboten.
Wichtig war uns zudem, dass die Diesel-Fahrer nicht zur Kasse gebeten
werden, sondern die Autohersteller ihrer Verantwortung nachkommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2760: Koalitionsausschuss 1. Oktober 2018


Pressemitteilung der CDU - 2. Oktober 2018

Koalitionsausschuss 1. Oktober 2018



Die Koalitionspartner CDU, CSU und SPD haben heute folgende
Beschlüsse gefasst:

1. Saubere Luft und Sicherung der individuellen Mobilität in
unseren Städten

Die Koalitionspartner haben ein "Konzept für saubere Luft und die
Sicherung der individuellen Mobilität in unseren Städten"
beschlossen.

2. Eckpunkte zur Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten

Die Koalitionspartner haben sich auf "Eckpunkte zur
Fachkräfteeinwanderung aus Drittstaaten" geeinigt. Diese werden
bereits am 2. Oktober im Kabinett beschlossen.

3. Sonderausschreibungen Wind und Photovoltaik

Wir werden die im Koalitionsvertrag vorgesehenen
Sonderausschreibungen für Wind an Land und Photovoltaik rasch
realisieren, um einen Beitrag zur Schließung der 2020 Klimalücke zu
erzielen (Kabinettbefassung vor Ende Oktober). Vorgesehen sind
Sonderausschreibungen, mit denen acht bis zehn Millionen Tonnen CO2
zum Klimaschutzziel 2020 beitragen sollen. Hier sollen je vier
Gigawatt Onshore-Windenergie und Photovoltaik sowie ein
Offshore-Windenergiebeitrag zugebaut werden, je zur Hälfte wirksam in
2019 und 2020. Wir werden das 65% Ausbauziel für erneuerbare Energien
in 2030 realisieren. Dafür werden wir das gesetzliche Ausbauziel auf
65% in 2030 erhöhen und die technologiespezifischen Ausbaupfade
anpassen. Dabei achten wir auf eine bessere Netzsynchronisation. Wir
werden die Akzeptanz von Windkraftanlagen an Land steigern.

4. CO2-Emissionsgrenzwerte für PKW

Der Koalitionsausschuss bestätigt die Einigung der Bundesminister
Schulze und Altmaier, den Vorschlag der europäischen Kommission zu
den künftigen CO2-Emissionsgrenzwerten für PKW zu unterstützen.

5. Tierschutzgesetz

Die Koalitionsfraktionen werden zeitnah eine Fraktionsinitiative auf
den Weg bringen mit dem Ziel, noch in diesem Jahr die Übergangsfrist
bis zum vollständigen Verbot der betäubungslosen Ferkelkastration um
zwei Jahre zu verlängern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 21/2018 vom 02.10.18

Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)

Konrad-Adenauer-Haus

Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin

Tel. 030/220 70-143 /-144, Fax 030/220 70-145

E-Mail: pressestelle@cdu.de

Internet: www.cdu.de
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INNEN/4990: Aufwertung statt Entwertung des Ostens


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2018

Aufwertung statt Entwertung des Ostens



"28 Jahre nach der Wiedervereinigung rebelliert ein hörbarer Teil des Ostens gegen das bundesdeutsche Parteiensystem. Das Vertrauen in die Demokratie ist bei Befragungen in Ostdeutschland deutlich geringer ausgeprägt als in Westdeutschland. Die Geduld vieler Ostdeutscher ist aufgebraucht", sagt Matthias Höhn, Ostbeauftragter der Fraktion DIE LINKE. Höhn weiter:

"Es geht um die Zurücksetzung der Ostdeutschen, die sich seit 28 Jahren verfestigt, anstatt zu schwinden. Klar muss aber auch sein, dass die Diskriminierung von Minderheiten und fremdenfeindliche Hetze nicht die Antwort sein können. Die schweren Fehler, die die Bundesregierung mit dem Abbau des Sozialstaats begangen hat, heilt man nicht, indem man jetzt die Grundrechte von Migranten infrage stellt.

Eine neue Kraftanstrengung ist notwendig: Für die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse, für mehr Repräsentanz Ostdeutscher in ost- und gesamtdeutschen Eliten und für eine soziale und demokratische Offensive für gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Zum Tag der Deutschen Einheit fordert die Fraktion DIE LINKE:

Die Bundesregierung muss die Unterrepräsentanz Ostdeutscher in Führungsfunktionen von Politik, Justiz, Wissenschaft und Medien beenden. Behörden und neu zu gründende Forschungseinrichtungen müssen solange vorrangig in Ostdeutschland angesiedelt werden, bis es zu einer annähernd gleichwertigen Verteilung der Standorte im Bundesgebiet gekommen ist.

Die von der Bundesregierung eingesetzte Kommission für gleichwertige Lebensverhältnisse muss den Rückzug des Staates aus der öffentlichen Daseinsvorsorge rückgängig und Ostdeutschland für die Rückkehr attraktiver machen.

Die Ungleichheit bei Löhnen und Renten zwischen Ost und West muss beendet und die 1989 geforderte Freiheit erst ermöglicht werden. Dafür muss die Rentenangleichung sofort vorgenommen werden. Die Angleichung der Ostrenten darf nicht zum Nachteil der heutigen Beschäftigten führen. Solange es noch starke Lohnunterschiede zwischen Ost und West gibt, muss die Umrechnung erhalten bleiben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/4989: Zum Tag der Deutschen Einheit


DIE LINKE - Presseerklärung vom 2. Oktober 2018

Zum Tag der Deutschen Einheit



Zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

28 Jahre nach der Wiedervereinigung zieht sich immer noch eine Mauer der Ungerechtigkeit durch das Land. Die massive Benachteiligung Ostdeutschlands beim Lohnniveau und der Wirtschaftsleistung wird nur im Schneckentempo abgebaut. Menschen im Osten verdienen im Durchschnitt nur 82 Prozent der Westlöhne. Lichtblicke wie die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf im Osten, gibt es eher trotz statt wegen der Deutschen Einheit. Die Mitte-Rechts Bundesregierungen haben den Osten schon lange abgeschrieben. Die Regierung hat keinen Plan für einen Aufbruch in strukturschwachen Regionen und eröffnet keine Perspektive für Ostdeutschland. Die Menschen spüren das ihrem Alltag. Das Gefühl der Geringschätzung, des Abgehängt-Seins, des Nicht-Ernst-Genommen-Werdens verfestigt sich, und lässt viel zu viele Menschen im Osten an ihrem Wert für unsere Gesellschaft und am Wert der demokratischen Gesellschaft für sie selbst zweifeln. Eine Regierung, die sich dem Grundgesetz und den Menschen im Land verpflichtet fühlt, kann nur ein Ziel verfolgen: gute und gleichwertige Lebensverhältnisse für alle zu ermöglichen, überall. Der Einheitsprozess braucht einen kräftigen Impuls, der Bestandteil einer sozialen Offensive für alle sein muss. Insbesondere strukturschwache Regionen brauchen einen handlungsfähigen und handlungswilligen Staat, der Perspektiven eröffnet.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SICHERHEIT/1909: Tornado-Einsatz zur Aufklärung in Syrien und Irak sofort beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2018

Tornado-Einsatz sofort beenden



"Der Tornado-Einsatz der Bundeswehr zur Aufklärung in Syrien und Irak muss sofort beendet werden und nicht erst in einem Jahr. Die Bundesregierung sollte sich endlich darauf konzentrieren, die humanitäre Hilfe vor Ort zu verstärken und Syrien massiv beim Wiederaufbau zu unterstützen statt deutsche Soldaten weiter in eine vom Völkerrecht nicht gedeckte Mission zu schicken", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Militäreinsätze sind kein Beitrag zur Bekämpfung des Terrorismus. Die Gefahr islamistischer Terroranschläge ist im Zuge des Anti-IS-Einsatzes der Bundeswehr nicht kleiner, sondern größer geworden. Angesichts der weiter unklaren politischen Verhältnisse und ausbleibenden Regierungsbildung im Irak muss auch die deutsche Beteiligung an der militärischen Ausbildungsmission im Irak beendet werden.

Die Bundesregierung muss alles für die tatsächliche Stabilisierung der Region unternehmen. Dazu gehören ein Stopp der Waffenexporte in den Nahen Osten und der Erhalt des Atomabkommens mit dem Iran. Im Fall eines Scheiterns droht die Region mit einem atomaren Wettrüsten noch explosiver werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/644: RWE-Maschendrahtzaun um Hambacher Forst ist weitere Eskalation


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 2. Oktober 2018

RWE-Maschendrahtzaun um Hambacher Forst ist weitere Eskalation



"Die Ankündigung von RWE ist eine Farce, wieder will der Energiekonzern Fakten schaffen und die Klimaschützer mit einem juristischen Taschenspielertrick kriminalisieren. Wer zu Maschendraht und Gräben greift, um einen uralten Wald vor der protestierenden Bevölkerung abzuschotten, der hat augenscheinlich jeglichen Kontakt zur Realität außerhalb des RWE-Turms in Essen verloren", sagt Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE. Beutin weiter:

"Der Energieriese setzt mit der verzweifelten Maßnahme ganz offensichtlich weiter auf Eskalation, denn dieses Wochenende wird es im Hambacher Forst eine der größten Klimaschutz-Demos in der Geschichte des Bundeslandes mit zehntausenden Demonstranten geben. Die 'Umfriedung' des Waldes bietet die Grundlage für die strafrechtliche Verfolgung von Menschen, die im Hambacher Forst ihr Demonstrationsrecht wahrnehmen wollen. RWE ignoriert mit dem ungebremsten Willen zur Rodung und Waldvergitterung nicht nur das Mandat der Kohlekommission zur Befriedung des Konflikts um den Kohleausstieg, und das mit Rückendeckung der Landesregierung in Düsseldorf. Die Verbarrikadierung des Hambacher Forstes ist auch ein für jeden sichtbares Zeichen blanken Machtwillens, antidemokratisch und zutiefst autoritär.

Es muss die Frage gestellt werden, ob der Bau der Sicherungsanlage überhaupt mit geltendem Recht vereinbar ist, etwa dem Natur- und Landschaftsschutz. Eines ist klar: Dieser Schuss wird wie immer, wenn Mauern hochgezogen werden, nach hinten losgehen und ist schon jetzt ein totales Imagedesaster."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 2. Oktober 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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VERKEHR/500: Koalition nimmt Automobilkonzerne nicht in die Pflicht


DIE LINKE - Presseerklärung vom 2. Oktober 2018

Koalition nimmt Automobilkonzerne nicht in die Pflicht



Zur heute vorgestellten Maßnahmenpaket im Diesel-Streit der Bundesregierung erklärt der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger:

Das was jetzt auf dem Tisch liegt ist kein großer Wurf, sondern eine ganz schwache Leistung.

Der Diesel-Skandal läuft inzwischen seit drei Jahren. Jetzt sind Wahlkämpfe in Hessen und Bayern und plötzlich ringt sich die Große Koalition zu einem ganzen Strauß von Maßnahmen durch, die aber alle offenbar nicht konsequent ausgearbeitet wurden. Die zentrale Frage - wer zahlt am Ende drauf - bleiben Andreas Scheuer und Svenja Schulze der Öffentlichkeit schuldig.

Mit großer Selbstverständlichkeit schloss Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer heute kategorisch aus, dass die Hersteller gesetzlich zur Hardware-Nachrüstung verpflichtet werden könnten. Es läuft etwas grundlegend falsch, wenn Autohersteller, die sich kriminell, gesundheits- und umweltschädigend verhalten, nicht in die Pflicht genommen werden.

Konzerne wie Volkswagen können weiter Rekordwerte vermelden und ungehindert betrügen, weil die Politik ihnen seit Jahren freie Hand lässt. Wir brauchen Politiker, die sich nicht von der Autoindustrie erpressen lassen sondern Gesetze beschließen, die den Menschen dienen und nicht ausschließlich der Wirtschaft. Statt die Zukunft von Diesel-Luftverpestern zu sichern muss die Bundesregierung konsequent auf umweltfreundliche Mobilität setzen, die sich alle leisten können. Sämtliche betroffenen PKW müssen von den Herstellern nachgerüstet werden. Die Kosten müssen die Verursacher selbst tragen. Man kann nicht Millionen Menschen verpflichten, sich einen anderen Wagen zu kaufen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/7569: Heute im Bundestag Nr. 721 - 02.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 721

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 13.43 Uhr

1. Bamf mit fast 19.000 Sicherheitshinweisen

2. Nebeneinkünfte in Bundesministerien

3. Überprüfung von Asylverfahren

4. Einsatz von Pfefferspray

5. Kämpfer aus Deutschland gegen den IS

6. AfD erkundigt sich nach Ex-Minister



1. Bamf mit fast 19.000 Sicherheitshinweisen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
hat seit 2014 insgesamt 18.926 sicherheitsrelevante Hinweise an das
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) weitergegeben. Das geht aus der
Antwort (19/4494) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/3956) der FDP-Fraktion hervor.

Allein im vergangenen Jahr übermittelte das Bamf rund 10.600 Hinweise
an den Verfassungsschutz. Im laufenden Jahr waren es bis Ende August
rund 5.000 Hinweise. 2014 waren es den Angaben zufolge nur 361
Hinweise.

 * 

2. Nebeneinkünfte in Bundesministerien

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke befasst sich in einer Kleinen
Anfrage (19/4519) mit Nebeneinkünften in Bundesministerien und
nachgeordneten Bereichen. Den Nebentätigkeiten von Angehörigen des
öffentlichen Dienstes seien enge Grenzen gesetzt. Da sie mit der
Ausübung hoheitlicher Aufgaben betraut seien, gehe es auch um das
Vertrauen der Bevölkerung in die öffentliche Verwaltung.

Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung nun
detailliert nach Nebentätigkeiten von Beamten und Angestellten in
Ministerien und nachgeordneten Behörden in den Jahren 2016 und 2017.

 * 

3. Überprüfung von Asylverfahren

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Überprüfung von Asylentscheidungen befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/4507). Eine Pflicht
zur Mitwirkung, wie im Asylverfahren, bestehe im Rahmen des Widerrufs-
und Rücknahmeverfahrens derzeit nicht. Diese Mitwirkungspflicht solle
nach den Vorstellungen der Bundesregierung künftig gesetzlich
verankert werden.

Die Abgeordneten erkundigen sich nun unter anderem nach der Zahl der
Prüfverfahren, die in den Jahren 2014 bis 2018 abgeschlossen wurden.
In den Prüfverfahren werde geklärt, ob ein Widerrufs- oder
Rücknahmeverfahren eingeleitet wird.

 * 

4. Einsatz von Pfefferspray

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Gefahren für Versammlungsteilnehmer beim Einsatz
von Pfefferspray durch die Polizei ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/4628) der Fraktion Die Linke. Bei angemeldeten Versammlungen oder
Fanaufläufen beim Fußball komme es häufig zu Pfeffersprayeinsätzen.
Typische Folgen bei den Betroffenen seien Augen- und Hautreizungen,
vorübergehende Blindheit, Atembeschwerden und Schock sowie anhaltende
traumatische Zustände.

Die Abgeordneten wollen nun von der Bundesregierung unter anderem
wissen, inwiefern die gesundheitliche Wirkung der verwendeten Stoffe
untersucht worden ist.

 * 

5. Kämpfer aus Deutschland gegen den IS

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Der Kampf kurdischer Streitkräfte gegen den
sogenannten Islamischen Staat (IS) in Nordsyrien und Nordirak ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/4514) der Fraktion Die Linke. Diesem
Kampf hätten sich auch Freiwillige aus Deutschland angeschlossen.
Andere seien nach Syrien und Irak gegangen, um dort zivile
Aufbauarbeit in den vom IS befreiten Gebieten zu leisten.

Mehrere solche Freiwillige seien nach ihrer Rückkehr nach Deutschland
von Polizeibehörden als "relevante Personen" eingestuft worden. In
einem Fall werde ein früherer deutscher Kämpfer der kurdischen
Volksvertretungseinheiten YPG in Bayern als "Gefährder" geführt.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun mehr erfahren über
die Zahl solcher Kämpfer gegen den IS und wie die deutschen
Sicherheitsbehörden solche Personen nach ihrer Rückkehr jeweils
eingestuft haben.

 * 

6. AfD erkundigt sich nach Ex-Minister

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/4594) nach der Ernennung des ehemaligen
Bundesinnenministers Thomas de Maizière (CDU) zum Vorsitzenden einer
Konzernstiftung. Der Minister selbst habe 2015 ein Gesetz vorgelegt,
mit dem die Modalitäten beim Wechsel von Regierungsmitgliedern in die
Wirtschaft geregelt werden sollten. Die Abgeordneten wollen nun
genauer wissen, wie der Übergang bei de Maiziére gelaufen ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 721 - 2. Oktober 2018 - 13.43 Uhr
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BUNDESTAG/7568: Heute im Bundestag Nr. 720 - 02.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 720

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 12.28 Uhr

1. Cum/Ex-Volumen zwei Milliarden Euro

2. Finanz-Risiken durch Türkei gering

3. Warten auf den Informationsaustausch

4. Finanzplatz Frankfurt und Brexit

5. Programm zur digitalen Bildung

6. Kunstbesitz des Bundes



1. Cum/Ex-Volumen zwei Milliarden Euro

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundeszentralamt für Steuern hat im Zusammenhang
mit den Cum/Ex-Gestaltungen rund um den Dividendenstichtag 1.268
Erstattungsanträge von 85 Antragstellern mit einer Gesamtsumme in Höhe
von 1,898 Milliarden Euro den zuständigen Stellen der Länder und den
Staatsanwaltschaften zur Verfügung gestellt. Dort würden die weiteren
Ermittlungen wegen Cum/Ex-Verdachts vorgenommen, heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19/4397) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3802). Aktiengeschäfte um den
Dividendenstichtag würden im besonderen Fokus der Finanzverwaltung
stehen, erklärt die Regierung. Seit einer Gesetzesänderung sei jedoch
die Gefahr der Erstattung zuvor nicht abgeführter Kapitalertragsteuer
beseitigt. "Durch die Finanzbehörden in Bund und Ländern wurden keine
Fallgestaltungen berichtet, die nach der Systemumstellung eine
mehrfache Erstattung der Kapitalertragsteuer zum Gegenstand haben",
erklärt die Bundesregierung.

 * 

2. Finanz-Risiken durch Türkei gering

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das direkte Engagement der europäischen Banken in
der Türkei ist überschaubar. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/4429) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4142)
mit. Die Regierung bezieht sich dabei auf einen Bericht der
europäischen Aufsichtsagenturen. Für einzelne Banken sei das
Türkei-Engagement aber nicht zu vernachlässigen und könne somit ein
Risiko darstellen. Die von der nationalen Bankenaufsicht BaFin
beaufsichtigten deutschen Institute hätten Ende Juni 2018
Kreditforderungen gegenüber der Türkei in Höhe von 9,84 Milliarden
Euro gehabt. Drei Viertel davon seien auf Unternehmen entfallen. Die
Aufsicht über die signifikanten deutschen Institute obliegt der
Europäischen Zentralbank (EZB).

 * 

3. Warten auf den Informationsaustausch

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Erst wenn der internationale Informationsaustausch
über Finanzkonten etabliert ist, will die Bundesregierung
Entscheidungen zur zukünftigen Ausgestaltung der Abgeltungsteuer
machen. An diese Regelung des Koalitionsvertrages erinnert die
Regierung in ihrer Antwort (19/4541) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4226). In dem Vertrag hatten die Koalitionsparteien
vereinbart, die Abgeltungsteuer auf Zinserträge abzuschaffen und
Umgehungstatbestände zu verhindern. Die Bundesregierung sieht zudem
keinen Bedarf für eine Angleichung der Kapitalertragsteuer auf
europäischer Ebene. Die Besteuerung obliege primär dem
Ansässigkeitsstaat des Zahlungsempfängers.

 * 

4. Finanzplatz Frankfurt und Brexit

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Was die Bundesregierung zur Stärkung des
Finanzplatzes Frankfurt im Zusammenhang mit dem bevorstehenden
Austritt Großbritanniens aus der EU unternimmt, will die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/4481) erfahren. So soll die Regierung
berichten, wie viele Finanzinstitute nach ihrer Kenntnis ihren Sitz
nach Frankfurt verlegen wollen. Außerdem wird gefragt, wann die im
Koalitionsvertrag vorgesehene Lockerung des Kündigungsschutzes für
hochbezahlte Banker auf den Weg gebracht wird und ob ein
Schiedsgericht in Frankfurt angesiedelt wird, dass internationale
Streitfälle nach englischem Recht und in englischer Sprache klärt.

 * 

5. Programm zur digitalen Bildung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das Kommunalinvestitionsgesetz und die digitale
Bildung geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/4480).
Die Abgeordneten wollen wissen, welche ergänzenden
Infrastrukturmaßnahmen einschließlich solcher zur Gewährleistung der
digitalen Bildung bisher beantragt wurden. Weiter wird gefragt, wie
viele Maßnahmen bereits bewilligt wurden und wie die Regierung
gewährleisten will, dass das Projekt allen Schulen und Schulträgern
bekannt wird.

 * 

6. Kunstbesitz des Bundes

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Für Kunstgegenstände im Besitz der Bundesregierung
interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer kleinen Anfrage
(19/4590). Die Abgeordneten wollen wissen, wie viele Werke sich
insgesamt im Besitz oberster Bundesbehörden befinden und wo sie
herstammen. Außerdem soll die Bundesregierung den geschätzten Wert
angeben. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie viele
Kunstgegenstände eingelagert, entliehen oder in öffentlichen
Einrichtungen allgemein zugänglich sind.

 * 
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BUNDESTAG/7567: Heute im Bundestag Nr. 719 - 02.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 719

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.53 Uhr

1. Phosphor im Klärschlämmen

2. Brexit-Folgen für Klimaabkommen

3. Schadstoffgrenzwerte für Kohlekraftwerke

4. Anteil von Einwegverpackungen

5. Recycling von Lithium-Ionen-Batterien

6. RSK-Bewertung im Fokus



1. Phosphor im Klärschlämmen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Auf landwirtschaftlichen Flächen verwerteter
kommunaler Klärschlamm weist im Schnitt einen Phosphorgehalt von 26
Gramm pro Kilogramm Trockensubstanz auf. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/4289) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/4001) hervor. Die Bundesregierung bezieht sich dabei auf eine
Erhebung der Länder von 2016. Bundesweite Erhebungen zur
durchschnittlichen Belastung von Klärschlämmen mit Arzneimittelresten,
Krankheitserregern und Mikroplastik liegen demnach nicht vor.
Grundsätzlichen reichen die gesetzlichen Regelung laut Bundesregierung
aktuell aus, "um eine Verbreitung von Krankheitserregern durch die
bodenbezogene Klärschlammverwertung zu verhindern" heißt es in der
Antwort.

 * 

2. Brexit-Folgen für Klimaabkommen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat noch keine Kenntnis davon,
wie die von der EU eingegangenen Verpflichtungen im Rahmen des Pariser
Klimaabkommens nach Ausscheiden Großbritanniens weiter umgesetzt
werden. Ob und gegebenenfalls inwieweit die Zusagen der EU künftig
gemeinsam mit Großbritannien erfüllt werden, sei Gegenstand von
Verhandlungen, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/4395)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/3856). "Die
völkerrechtlichen Pflichten der EU und des Vereinigten Königreichs aus
dem Übereinkommen von Paris bleiben von dem Brexit unberührt", betont
die Bundesregierung.

 * 

3. Schadstoffgrenzwerte für Kohlekraftwerke

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Es liegt noch kein Entwurf für die Umsetzung der
sogenannten BVT-Schlussfolgerungen für Großfeuerungsanlagen vor. Die
für die entsprechende Anpassung an die neuen europäische Anforderungen
notwendige Überprüfung des Standes der Technik für
Großfeuerungsanlagen sei noch nicht abgeschlossen. Insgesamt müssten
270 Einzelanforderungen geprüft und gegebenenfalls in deutsches Recht
umgesetzt werden, schreibt die Bundesregierung in einer Antwort
(19/4498) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/4180). Die Grünen hatten darin die Umsetzung des überarbeiteten
"Dokuments für Großfeuerungsanlagen"( LCP BREF) und die neu
festgelegten, mit den besten verfügbaren Techniken (BVT) assoziierten
Emissionswerte-Bandbreiten thematisiert. Demnach soll die Umsetzung in
der 13. und 17. Bundes-Immissionsschutzverordnung erfolgen. Die
Bundesregierung geht laut Antwort davon aus, dass die Umsetzung so
rechtzeitig erfolgen werde, dass die europarechtliche
Vier-Jahres-Frist zur Umsetzung neuer Emissionsgrenzwerte eingehalten
werden kann.

 * 

4. Anteil von Einwegverpackungen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Anteil von Einweggetränkeverpackungen am
deutschen Getränkemarkt ist zwischen 2004 und 2016 deutlich gestiegen.
2004 lag der Anteil bei 46,9 Prozent, 2016 waren es 66,11 Prozent.
Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/4359) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4051) hervor. Im
bepfandeten Segment stieg der Anteil demnach von 33,7 (2004) auf 57,2
Prozent (2016), im pfandfreien Segment von 84,2 auf 95,6 Prozent.

 * 

5. Recycling von Lithium-Ionen-Batterien

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) 2017 waren in Deutschland drei Betriebe tätig, in
denen Lithium-Ionen-Batterien recycelt wurden. In diesen wurden im
selben Jahr nach Daten des Umweltbundesamtes zirka 2.211 Tonnen in
Deutschland gesammelte Altbatterien recycelt. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/4288) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/3999) hervor.

 * 

6. RSK-Bewertung im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die sicherheitstechnische Bewertung belgischer
Atomkraftwerke liegt laut Bundesregierung in der "alleinigen
Verantwortung" der belgischen Atomaufsichtsbehörde. Nur ihr lägen die
notwendigen Unterlagen vor, "um eine Bewertung der Sicherheit in
Hinblick auf zu unterstellende Störfälle nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik abgeben zu können", schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/4360) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/3937). Die Fraktion hatte sich darin im Kontext
von Sicherheitsbedenken gegenüber der belgischen Meiler Tihange 2 und
Doel 3 unter anderem nach den Hintergründen einer Stellungnahme der
Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) erkundigt.

Die Bundesregierung führt in der Antwort aus, dass die RSK im Auftrag
des Bundesumweltministeriums (BMU) eine Stellungnahme zur
"Tragfähigkeit der Nachweisführung in Bezug auf die Integrität der
beiden Reaktordruckbehälter der AKW Doel-3 und Tihange-2" erstellt
habe. Dieser Stellungnahme schließe sich das BMU an.

 * 
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BUNDESTAG/7566: Heute im Bundestag Nr. 718 - 02.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 718

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.58 Uhr

1. GIZ: Mehr Aufträge, mehr Personalkosten

2. Regelungen für das Traditionsschlachten

3. Neues Valsartan-Verfahren war akzeptiert

4. Kostspielige Rückabwicklung

5. Fördermittel für Prävention

6. Kostenübernahme für Kryokonservierung

7. Bundesrat fordert Nachbesserungen



1. GIZ: Mehr Aufträge, mehr Personalkosten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Der Personalaufwuchs der Deutschen Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) ist laut Bundesregierung auf die
stark wachsenden Auftragseingänge zurückzuführen. Das schreibt sie in
einer Antwort (19/4490) auf eine Kleine Anfrage (19/4113) der
AfD-Fraktion. Für das Jahr 2017 hätten die gesamten
Personalaufwendungen rund 1,046 Milliarden Euro betragen. Wegen
zahlreicher Variablen in den Jahren 2018 und 2019 sei es nicht
möglich, eine valide Prognose abzugeben.

Die Bundesregierung betont, die Personalkosten könnten nicht wie von
der AfD erfragt nach Land aufgeschlüsselt werden, da die Kosten dem
jeweiligen Auftrag beziehungsweise Projekt zugeordnet würden, nicht
aber einem bestimmten Land. Die Vergütung der nationalen Beschäftigten
richte sich nach den marktüblichen Anstellungsbedingungen
vergleichbarer Organisationen im Einsatzland.

 * 

2. Regelungen für das Traditionsschlachten

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Offiziellen Stellen liegen keine Erkenntnisse zur
Gesundheitsgefährdung durch das Traditionsschlachten vor. Das geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/4540) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/4273) hervor. Die Abgeordneten hatten kritisiert,
dass das Traditionsschlachten durch zu enge rechtliche Auslegung von
Hygienevorschriften erschwert würde. Dazu heißt es seitens der
Regierung weiter, dass den geltenden Regelungen der Gedanke des
vorbeugenden Gesundheitsschutzes der Bevölkerung zugrunde liege. Der
Gesundheitsschutz gelte demnach uneingeschränkt und unabhängig vom
jeweiligen Lebensraum. Die geübte Praxis im Hinblick auf Herausnahme
des privaten häuslichen Verbrauchs aus den
lebensmittelhygienerechtlichen Vorschriften habe sich nach Auffassung
der Bundesregierung unter den derzeit gültigen Regelungen bewährt und
erfordere deshalb keine weiteren Anpassungen.

 * 

3. Neues Valsartan-Verfahren war akzeptiert

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die europäischen Behörden waren nach Angaben der
Bundesregierung informiert über den veränderten Herstellungsprozess
für das Herz-/Kreislaufmittel Valsartan. Die Änderung der Synthese sei
von dem chinesischen Wirkstoffhersteller angezeigt und vom
Europäischen Direktorat für Arzneimittelqualität (EDQM) akzeptiert
worden, heißt es in der Antwort (19/4430) der Bundesregierung auf eine
Kleinen Anfrage (19/4143) der AfD-Fraktion.

Bei Wirkstoffen mit einem gültigen Eignungszertifikat des Europäischen
Arzneimittelbuches (CEP) müssen den Angaben zufolge Änderungen im
Herstellungsprozess beim EDQM angezeigt werden. Der Hersteller
bewertet, ob bei der Synthese bestimmte Nebenprodukte
(Verunreinigungen) entstehen können.

Nach Angaben des EDQM war die Verunreinigung des Valsartan-Medikaments
mit dem als krebserregend geltenden Stoff N-Nitrosodimethylamin (NDMA)
unerwartet. Deshalb habe es keine Untersuchung auf diesen Stoff hin
gegeben und die Verunreinigung sei bei der Qualitätskontrolle nicht
erkannt worden.

Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hatte
im Juli 2018 über einen EU-weiten Rückruf von Medikamenten mit dem
Herz-/Kreislaufmittel Valsartan berichtet. Grund für den Rückruf waren
Verunreinigungen, die offenbar auf einem veränderten Syntheseweg des
Wirkstoffs beruhten.

 * 

4. Kostspielige Rückabwicklung

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Eine Rückabwicklung der sogenannten
Doppelverbeitragung von Betriebsrenten würde nach Berechnungen der
Bundesregierung rund 42 Milliarden Euro kosten. In der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) lägen die Kosten für eine rückwirkende
Halbierung des Beitragssatzes bei 37,3 Milliarden Euro, in der
sozialen Pflegeversicherung (SPV) bei 4,85 Milliarden Euro, heißt es
in der Antwort (19/4431) der Bundesregierung auf eine Kleinen Anfrage
(19/4144) der AfD-Fraktion.

Die Beitragseinnahmen von GKV und SPV aus Versorgungsbezügen summieren
sich den Angaben zufolge seit 2004 auf 84,2 Milliarden Euro, darunter
74,5 Milliarden Euro in der GKV und 9,7 Milliarden Euro in der SPV.

2004 wurde die mit dem Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG) von 2003
einhergehende Änderung zur Beitragserhebung bei der betrieblichen
Altersversorgung wirksam. Seither galten alle Kapitalleistungen als
beitragspflichtige Versorgungsbezüge. Es galt die Beitragspflicht
unabhängig davon, ob die Versorgungsbezüge laufend oder einmalig
gezahlt wurden. Diese Änderung von 2004 betraf auch die
Pflegeversicherung.

Die Beiträge aus den Versorgungsbezügen seien ein wichtiger
Bestandteil für die nachhaltige Finanzierung der GKV. Eine
Rückabwicklung der Regelungen würde die GKV und SPV erheblich belasten
und hätte deutliche Beitragssatzanhebungen zur Folge. Bei einer
dauerhaften Halbierung des Beitragssatzes auf Versorgungsbezüge würden
die Beiträge in der GKV um rund 0,2 Prozentpunkte steigen, in der SPV
um 0,03 Punkte.

Das Bundesgesundheitsministerium prüfe derzeit "lösungsorientiert" die
künftige Verbeitragung von Versorgungsbezügen in der GKV
"einschließlich der Aspekte einer Gegenfinanzierung".

 * 

5. Fördermittel für Prävention

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Prävention und die Gesundheitsförderung sind
Thema einer Kleinen Anfrage (19/4630) der FDP-Fraktion. Mit dem
Präventionsgesetz hätten die gesetzlichen Krankenkassen den Auftrag
erhalten, verstärkt Projekte zur Gesundheitsförderung und Prävention
zu fördern. Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie sich die nationale
Präventionsstrategie im Einzelnen entwickelt.

 * 

6. Kostenübernahme für Kryokonservierung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die im Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG)
vorgesehene Kostenübernahme für die sogenannte Kryokonservierung ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/4598) der FDP-Fraktion. Bei dieser
Methode werden Ei- oder Samenzellen tiefgefroren und können später bei
einer künstlichen Befruchtung verwendet werden. So kann für Patienten,
die etwa wegen einer Krebsbehandlung ihre Fruchtbarkeit verlieren, die
Fortpflanzungsfähigkeit erhalten werden.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun Details zu der
geplanten Neuregelung erfahren.

 * 

7. Bundesrat fordert Nachbesserungen

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Der Bundesrat fordert an einigen Stellen
Nachbesserungen am Entwurf der Bundesregierung für ein
Versichertenentlastungsgesetz (19/4454). Die Vorschläge werden jedoch
allesamt zurückgewiesen, wie aus einer Unterrichtung (19/4552) der
Bundesregierung hervorgeht.

Die von der Länderkammer angeregten Änderungen beziehen sich unter
anderem auf die Regelungen zur Abschmelzung großer Rücklagen bei den
Krankenkassen, auf die Mitgliedschaft von Selbstständigen in der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) und den Bundeszuschuss für die
Krankenversicherung von Hartz-IV-Beziehern. Die Bundesregierung sieht
jeweils keine Notwendigkeit, die Vorlage zu ändern.

 * 
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INNEN/4685: Zu gestalterischen Ergebnissen kommt diese Große Koalition nicht mehr


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. Oktober 2018

LINDNER-Statement: Zu gestalterischen Ergebnissen kommt diese
Große Koalition nicht mehr



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zu den Ergebnissen
des Koalitionsausschusses folgendes Statement ab:

"[...] Die Große Koalition ist eine Autoimmunerkrankung, weil sie nur
gegen sich selbst arbeitet. Insbesondere zwischen CDU und CSU erleben
wir einen Stellungskrieg, der sehr viel mit persönlichen Verletzungen
zu tun hat. Zu echten gestalterischen Ergebnissen kommt diese Große
Koalition nicht mehr. Und das will ich auch an den beiden aktuellen
Punkten der letzten Nacht deutlich machen.

Die Koalition hat gesprochen über die Einwanderung, über den
Fachkräftezuzug. CDU, CSU und SPD haben den großen Mangel einer nicht
systematisch gesteuerten Einwanderungspolitik nach Deutschland nicht
im Ansatz gelöst. Deutschland fehlt ein Einwanderungsgesetzbuch, das
die vielen unterschiedlichen Zugangsmöglichkeiten nach Deutschland
sortiert. Wir wünschen uns, dass wir uns beim Fachkräftezuzug an
Kanada orientieren. Das kanadische Punktesystem hat gestern Nacht
überhaupt keine Rolle gespielt und auch ein anderer, ein
erleichterter Rechtsstatus für Flüchtlinge, der die Verwaltungen
entlasten würde, findet sich im Koalitionspapier nicht.

Wir bemängeln, dass die Große Koalition davon absieht, jetzt rasch
die Maghreb-Staaten zu sicheren Herkunftsländern zu erklären. Die
entsprechenden Rechtsgrundlagen könnte der Deutsche Bundestag
beschließen. [...] Sie hat einen entsprechenden Gesetzentwurf
eingebracht. Jetzt wird aber auf die Abstimmung über die
Maghreb-Staaten als sichere Herkunftsländer verzichtet. Die
Abstimmung über Maghreb-Staaten als sichere Herkunftsländer wird
vertagt, aus Rücksichtnahme auf die Grünen im hessischen
Landtagswahlkampf. Das muss man sich mal vorstellen. Wie viele Bälle
will man der AfD noch zuspielen, dass die etablierten Parteien nicht
in der Lage sind, Probleme zu lösen. [...]

Zweitens, die Fahrverbots- und Diesel-Problematik: Die jetzt
beschlossenen Maßnahmen der vergangenen Nacht gehen in die richtige
Richtung. Also die gezielte Nachrüstung von Fahrzeugen, auch mit
öffentlicher Unterstützung, ist ein Beitrag zur Verhinderung der
Fahrverbote. Auch die jetzt in meinen Worten ausgesprochene
Mobilitätsgarantie begrüßen wir. Zwei wesentliche Probleme bleiben
aber offen. Erstens hat die Große Koalition eine Einigung verkündet,
nur unter Parteien. Mit der Industrie ist noch nicht gesprochen
worden. Das heißt, die freiwillig zu leistenden Beiträge der
Industrie - dort wo es keine Manipulationen gegeben hat, sind sie
freiwillig -, über die wird nur gesprochen. Aber mit denjenigen, die
zahlen sollen, ist noch keine Einigung erreicht worden.

Und das zweite Manko sind die Grenzwerte und die Messungen selbst.
Die Verkehrsminister der Länder haben eher Zweifel gesetzt in die
Messverfahren. Ob tatsächlich an der richtigen Stelle, mit dem
richtigen Verfahren in allen Städten gemessen wird. Und hier war
gedrungen worden, seitens der Fachminister, auf ein Moratorium, um
zunächst einmal diese wichtige Voraussetzung zu klären. Die Prüfung
der Messungen und auch die kritische Würdigung der Grenzwerte selbst,
findet sich im Papier der letzten Nacht nicht. Und das ist ein großer
Mangel, denn auf viel, viel Geld könnte verzichtet werden, wenn man
feststellt: Also es wurde falsch gemessen oder Messwerte können auch
zu einem späteren Zeitpunkt, in so einem langsamen Sinkflug erreicht
werden. Darauf zu verzichten, ist ein großes Defizit und
möglicherweise die Verschwendung des Gelds der Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler. [...]"

 * 
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WIRTSCHAFT/2985: Bundesregierung muss nach NAFTA-Einigung Gunst der Stunde nutzen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Oktober 2018

KULITZ: Bundesregierung muss nach NAFTA-Einigung Gunst der Stunde
nutzen



Zur Einigung bei den NAFTA-Verhandlungen erklärt der
außenhandelspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Alexander Kulitz:

"Die Last-Minute-Einigung der USA mit Kanada bei den
NAFTA-Verhandlungen zeigt, dass Freihandelsabkommen mit Präsident
Trump möglich sind. Die Bundesregierung muss nun die Gunst der Stunde
nutzen und alles daran setzen, die TTIP-Verhandlungen
wiederzubeleben. Denn sowohl Europa als auch die USA würden massiv
von TTIP profitieren und weltweite Standards setzen. Langfristig
sichert nur Freihandel Wohlstand, Fortschritt und Frieden. Wir
fordern die Bundesregierung deshalb auf, schnellstmöglich die
Initiative zu ergreifen und für eine Wiederbelebung der
TTIP-Verhandlungen zu werben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3200: Reservistenverband ist von Rechtsextremen unterwandert worden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. Oktober 2018

Reservistenverband ist von Rechtsextremen unterwandert worden



Der SPD-Landtagsabgeordnete Dirk Friedriszik hat seine Mitgliedschaft im Reservistenverband der Bundeswehr gekündigt.

Zu den Hintergründen erklärt der Berufssoldat:

"Der ehemalige Vorsitzende des Landesverbandes, Helge Stahn, hatte sich zum Ziel gesetzt, rechtsextremistische Mitglieder aus dem Verband zu entfernen. Doch dieser Kampf ging verloren und wird von seinem Nachfolger offenbar auch nicht fortgesetzt. Stattdessen existieren die alten Netzwerke von Rechtsextremisten weiter und dehnen sich auch aus. Daher kann ich es mit meinem Gewissen nicht vereinbaren, diesem Verband weiterhin anzugehören. Gleichzeitig will ich aber festhalten, dass selbstverständlich nicht alle Mitglieder des Reservistenverbandes Rechtsextreme sind. Doch offensichtlich haben die fleißigen und demokratischen Kräfte die Geschicke des Verbandes nicht mehr in der Hand. Ich bedauere aufrichtig, dass die Unterwanderung des Landesverbandes durch Rechtsextreme nicht rechtzeitig unterbunden worden ist und fordere alle in Verantwortung stehenden Demokraten zur Wachsamkeit auf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4945: "Spurwechsel" wäre Win-win-Situation - Große Koalition vertut Chance (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 01.10.2018

"Spurwechsel" wäre Win-win-Situation - Große Koalition vertut
Chance



Die Große Koalition in Berlin hat sich vor dem heutigen
Koalitionsausschuss darauf geeinigt, dass der sogenannte "Spurwechsel"
nicht zustande kommen wird. Dazu erklären Dr. Bernhard Braun,
Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN Landtagsfraktion in Rheinland-Pfalz,
sowie Katharina Binz, integrationspolitische Sprecherin:

"Es ist bedauernswert, dass der sogenannte "Spurwechsel" nicht kommen
soll, denn er wäre eine Win-win-Situation für alle Beteiligten
gewesen. Dass die Große Koalition diese große Chance vertut, ist
deshalb nur mit ideologischen Vorbehalten zu erklären. Die vielfachen
Rufe von Handwerk und Wirtschaftsverbänden, gut integrierten Menschen
ein Bleiberecht einzuräumen, untermauern den Wert, den diese Menschen
in Zeiten des Fachkräftemangels auch für unsere Wirtschaft haben.

Nicht ausreichend gewürdigt wird für mich in der gesamten Diskussion
aber der humanitäre Aspekt. Es gibt keinen einzigen guten Grund, warum
man Menschen, die sich mit Arbeit, Familie und Freunden in Deutschland
ein Leben aufgebaut haben, in eine unsichere Zukunft abschieben
sollte. Gut integrierte Menschen sind keine Verschiebemasse, und das
gilt insbesondere für Familien und Kinder. Wir GRÜNEN werden uns
deshalb weiter dafür einsetzen, dass wir seit langem gut integriert
bei uns lebenden Menschen einen Weg zu einem sicheren Bleiberecht
eröffnen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Oktober 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4944: Maßnahmenpaket zur Stärkung der ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
28.09.2018

Landesregierung schnürt Maßnahmenpaket zur Stärkung der ärztlichen
Versorgung im ländlichen Raum - Landarztquote kommt



Zur heutigen Vorstellung einer Landarzt-Offensive durch
Gesundheitsministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler und
Wissenschaftsminister Konrad Wolf erklären Kathrin Anklam-Trapp,
gesundheitspolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, und
Johannes Klomann, wissenschaftspolitischer Sprecher:

"Die SPD-geführte Landesregierung hat heute ein umfangreiches
Maßnahmenbündel zur Sicherung der wohnortnahen ärztlichen Versorgung
in Rheinland-Pfalz vorgestellt. Das Paket sieht unter anderem die
Erhöhung der Medizin-Studienplätze bei gleichzeitiger Einführung einer
Landarztquote sowie die Regionalisierung der klinischen
Medizinerausbildung vor. Klar ist: Zur Sicherung der ambulanten
ärztlichen Versorgung im ländlichen Raum greifen Einzelmaßnahmen zu
kurz. Notwendig ist ein Gesamtkonzept, bei dem einzelne Instrumente
sich sinnvoll ergänzen und ineinandergreifen. Die heute vorgestellte
Landarzt-Offensive der Landesregierung ist daher genau der richtige
Weg. Zentrales Element der Versorgungsoffensive ist, dass die Erhöhung
der Medizin-Studienplätze um 20 Plätze pro Jahr an eine Landarztquote
gekoppelt wird. Angehende Ärztinnen und Ärzte, die ihr Medizinstudium
in Mainz absolvieren, sollen so langfristig an Rheinland-Pfalz
gebunden werden. Die geplante Landarztquote sieht vor, dass bis zu 10
Prozent der Medizinstudienplätze an solche Bewerberinnen und Bewerber
vergeben werden sollen, die sich verpflichten, nach Abschluss ihres
Studiums und der fachärztlichen Weiterbildung in der Allgemeinmedizin
für bis zu zehn Jahre in unterversorgten beziehungsweise durch
Unterversorgung bedrohten ländlichen Regionen als Landarzt oder
Landärztin tätig zu werden", so Anklam-Trapp.

Klomann ergänzt: "Ein wichtiger Baustein im Maßnahmenpaket der
Landesregierung ist zudem, dass künftig auch Bewerberinnen und
Bewerbern ohne Spitzenabitur der Zugang zu einem Medizin-Studienplatz
ermöglicht werden soll. Neben Schulnoten sollen zukünftig auch
Kriterien wie die persönliche Eignung zur medizinischen Versorgung von
Patientinnen und Patienten über die Studienplatzvergabe entscheiden.
Ein kluger Schritt ist darüber hinaus, dass die Erhöhung der Medizin-
Studienplätze im vorklinischen Bereich durch eine Regionalisierung der
klinischen Medizinerausbildung flankiert werden soll. Die
Universitätsmedizin Mainz wird dadurch maßgeblich entlastet. So sollen
Medizinstudierende künftig die Möglichkeit erhalten, den klinischen
Teil ihrer Ausbildung in kooperierenden Krankenhäusern in Trier zu
durchlaufen. Aus Sicht der SPD-Fraktion sollten angehende Ärztinnen
und Ärzte zudem bereits frühzeitig intensive Einblicke in die
hausärztliche Praxis in den ländlichen Regionen erhalten. Zu begrüßen
ist daher, dass das Maßnahmenbündel der Landesregierung auch eine
Verbesserung der Information darüber vorsieht, ganze
Ausbildungsabschnitte im ländlichen Raum zu absolvieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 28. September 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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ARBEIT/1197: Fachkräftemangel mit modernem Einwanderungsgesetz begegnen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Fachkräftemangel mit modernem Einwanderungsgesetz begegnen



Kerstin Tack, arbeitsmarktpolitische Sprecherin:

Nach langen Debatten ist geschafft: Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz kommt. Der Koalitionsausschuss hat sich gestern auf die Eckpunkte für die Schaffung des längst überfälligen Gesetzes geeinigt.

"Schon heute können 1,2 Millionen Stellen nicht besetzt werden, weil Fachkräfte fehlen - Tendenz steigend. Deshalb brauchen wir dringend ein modernes Einwanderungsrecht mit klaren und verlässlichen Regeln. Auf dem Weg dorthin sind wir mit der gestrigen Koalitionseinigung einen entscheidenden Schritt vorangekommen.

Mit dem Einwanderungsgesetz erleichtern wir qualifizierten Fachkräften den Zugang zum Arbeitsmarkt der Bundesrepublik Deutschland: Zum einen wollen wir Verwaltungs- und Anerkennungsverfahren erleichtern und beschleunigen. Zum anderen sollen Qualifizierte aus dem Ausland unter bestimmten Bedingungen für eine festgelegte Zeit nach Deutschland kommen können, um sich hier einen Arbeitsplatz zu suchen.

Für uns ist klar: Wer in Arbeit und gut integriert ist, muss bleiben können. Viele der Menschen, deren Asylantrag abgelehnt wurde, die aber nicht abgeschoben werden können (Geduldete), haben großes Potenzial, sich als Fachkräfte an der Arbeitswelt in Deutschland zu beteiligen. Es darf nicht sein, dass gut integrierte Geduldete, die ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten, unser Land wieder verlassen müssen, während gleichzeitig der Fachkräftemangel zu einem Kernproblem der sozialen Marktwirtschaft wird. Deswegen werden wir klare Kriterien für einen verlässlichen Status Geduldeter definieren.

Die Sicherung von Fachkräften im Inland ist für uns zentral. Mit Initiativen wie dem Qualifizierungschancengesetz und der Brückenteilzeit bringen wir noch in diesem Jahr wichtige Vorhaben dazu auf den Weg und sorgen für gute Arbeit für alle Bürgerinnen und Bürger."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





INNEN/3034: Eckpunkte Einwanderungsgesetz - Pragmatische Lösungen zur Fachkräftesicherung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. Oktober 2018

Eckpunkte Einwanderungsgesetz - Pragmatische Lösungen zur Fachkräftesicherung



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Das Bundeskabinett hat heute die Eckpunkte eines Einwanderungsgesetzes beschlossen. Die SPD hat sich mit zwei Kernanliegen durchgesetzt. Gut integrierte Geduldete erhalten künftig eine verbesserte Bleibeperspektive. Und ausländische Fachkräfte mit qualifizierter Berufsausbildung können befristet zur Arbeitsplatzsuche einreisen. Damit wurden pragmatische Lösungen zur Fachkräftesicherung gefunden.

"Das Einwanderungsgesetz muss die Zuwanderung ausländischer Fachkräfte am Bedarf unserer Wirtschaft steuern und ordnen. An der grundsätzlichen Trennung von Asyl und Erwerbsmigration wollen wir dabei festhalten.

Dennoch sollten wir das Potenzial von Menschen mit Fluchthintergrund für unsere Wirtschaft nutzen. Über 300.000 Geflüchtete haben mittlerweile einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz. Es wäre ein großer Fehler diejenigen abzuschieben, die gut integriert sind und einen Arbeitsplatz haben.

Deswegen begrüßen wir sehr, dass mit dem Einwanderungsgesetz künftig Geduldete, die durch Erwerbstätigkeit ihren Lebensunterhalt sichern und gut integriert sind, einen verlässlichen Aufenthaltsstatus erhalten. Die Bleibeperspektive für Geduldete wird verbessert. Das war ein Kernanliegen der SPD.

Darüber hinaus können ausländische Fachkräfte mit einer qualifizierten Berufsausbildung künftig ein sechsmonatiges Visum zur Suche eines Arbeitsplatzes erhalten. Dies ist ein ganz entscheidender Fortschritt in der deutschen Fachkräfteeinwanderung. Diese sogenannte Potenzialeinwanderung war bereits wesentlicher Bestandteil des Gesetzentwurfes eines Einwanderungsgesetzes der SPD-Bundestagsfraktion.

Nun gilt es, die Eckpunkte des Einwanderungsgesetzes zügig auszuarbeiten. Wir erwarten, dass das Einwanderungsgesetz noch dieses Jahr ins Kabinett kommt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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LATEINAMERIKA/1815: Mexiko - AMLO verspricht Angehörigen der verschleppten Studenten aus Ayotzinapa Wahrheitskommission (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Ayotzinapa: AMLO verspricht Angehörigen Wahrheitskommission

Von Gerd Goertz






[image: Demonstrationszug - Foto: Desinformémonos]

Seit vier Jahren kämpfen die Angehörigen der verschleppten Studenten
aus Ayotzinapa um Wahrheit und Gerechtigkeit

Foto: Desinformémonos



(Mexiko-Stadt, 30. September 2018, npl) - Verhaltene bis offen
geäußerte Hoffnung. So lässt sich die Reaktion der Familienangehörigen
der 43 vor vier Jahren verschwundenen Studenten von Ayotzinapa nach
dem Treffen mit dem gewählten Präsidenten Andrés Manuel López Obrador
(AMLO) beschreiben. Epifanio Álvarez, Vater eines der
Verschwundenen, bedankte sich sogar "für den ersten Tag in vier
Jahren, an dem wir Eltern diese Hoffnung fühlen". AMLO sicherte den
Angehörigen zu, als eine seiner ersten Amtshandlungen die
Wahrheitskommission zu dem Fall einzuberufen, wie es ein Bundesgericht
im Juni 2018 angeordnet hatte. Per Dekret will er noch an seinem
Amtsantritt am 1. Dezember sicherstellen, dass keine staatlichen
Instanzen die zukünftigen Ermittlungen behindern. Gegenüber den
internationalen Menschenrechtsinstanzen, von denen die
Interamerikanische Menschenrechtskommission und das
Menschenrechtshochkommissariat der UNO bei dem Treffen anwesend waren,
kündigte López Obrador eine absolute Öffnung im Zuge ihrer Mithilfe
an. Es dürfe keine Angst vor der Wahrheit geben.

Als von AMLO designierte Regierungsmitglieder nahmen Innenministerin
Olga Sánchez Cordero und ihr zukünftiger Staatssekretär für
Menschenrechte, Alejandro Encinas, teil. Encinas ist als Vorsitzender
der Wahrheitskommission vorgesehen. Viele halten ihn für die
entscheidende Figur bei einer möglichen Aufklärung des Verbrechens an
den 43 Studenten der ländlichen Lehreruniversität Raúl Isidro Burgos.
Encinas erklärte, es werde keine Hexenjagd geben, aber auch das
Militär müsse sich Untersuchungen stellen. Die noch amtierende
Regierung und das Militär selbst haben bisher verhindert, dass
Mitglieder des 27. Infanteriebataillons, dessen Kaserne in der Stadt
Iguala sich ganz in der Nähe des Tatortes befindet, an dem in der
Nacht vom 26. auf den 27. September 2017 die Studenten verschleppt
wurden, von unabhängigen Ermittler*innen befragt werden. Die Aussagen
der Militärs sind möglicherweise die Crux, bei neuen Ermittlungen
entscheidend voran zu kommen.

Die noch bis Ende November unter Präsident Enrique Peña Nieto
offiziell amtierende Regierung hat über die
Bundesgeneralstaatsanwaltschaft (PGR) erklärt, eine
"Wahrheitskommission" sei juristisch nicht möglich. Das dreiköpfige
Richtergremium im Bundesstaat Tamaulipas war im Juni einstimmig zu dem
Schluss gekommen, die Ermittlungen seien weder "schnell, effektiv,
unabhängig noch unbefangen" sondern auf eine irreguläre Weise
durchgeführt worden. Die PGR legte mehr als 100 Einsprüche gegen die
Entscheidung dieses Bundesgerichtes ein, ein beispielloser Vorgang.
Bisher war das im Ergebnis vor allem aber eine Verzögerungstaktik, ein
Urteil des mexikanischen Verfassungsgerichtes steht noch aus. Peña
Nieto besteht zudem auf der sogenannten "historischen Wahrheit" der
PGR. Danach wurden die Studenten direkt nach ihrer Verschleppung
umgebracht und auf einem nahen Müllplatz der Gemeinde Cocula
vollständig verbrannt. Nach Ansicht vieler Expert*innen ist dies
unmöglich. Mit dem 1. Dezember könnte der Fall tatsächlich eine Wende
nehmen. Sonst hat López Obrador sofort viel Kredit verspielt.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ayotzinapa-amlo-verspricht-angehoerigen-wahrheitskommission/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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HOCHSCHULE/2234: Nachfolge des Hochschulpakts - Uni-Kanzler/innen fordern rasche Entscheidung (idw)


Vereinigung der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten Deutschlands -
01.10.2018

Nachfolge des Hochschulpakts: Uni-Kanzler/innen fordern klaren Rahmen und
rasche Entscheidung



Die Kanzlerinnen und Kanzler deutscher Universitäten fordern klare
Rahmenbedingungen für die Nachfolge des Hochschulpakts bis Anfang 2019.
Dazu haben sie bei ihrer 61. Jahrestagung die Saarbrücker Erklärung zum
Hochschulpakt verabschiedet. In ihrer Erklärung machen die Kanzlerinnen
und Kanzler unter anderem auch auf den Sanierungsstau im Hochschulbau
aufmerksam.

Die Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten Deutschlands haben bei
ihrer 61. Jahrestagung am 20. September 2018 in Saarbrücken eine
Erklärung zur Nachfolge des Hochschulpakts verabschiedet.

Die Kanzlerinnen und Kanzler schätzen die Unterstützung und Beteiligung
von Bund und Ländern bei der Erreichung der ehrgeizigen Ziele im Rahmen
der doppelten Abiturjahrgänge und bei allen Erfolgen, die mit dem
Hochschulpakt in der Vergangenheit bereits erzielt wurden, sehr.

Allerdings verzeichnen die Universitäten im gesamten Bundesgebiet trotz
der Mittel des Hochschulpaktes seit Jahren eine Situation der Überlast und
es ist nicht abzusehen, dass eine signifikante und nachhaltige
Verringerung der Nachfrage nach Studienplätzen in den kommenden Jahren
eintreten wird. Derzeit kann höchstens mit einer Stabilisierung dieser
Nachfrage gerechnet werden.

Die im Koalitionsvertrag im Bund formulierte Abkehr von befristeten
Programmen - wie dem Hochschulpakt - und die Herstellung von Kontinuität
und Verlässlichkeit, begrüßen die Kanzlerinnen und Kanzler deshalb
ausdrücklich. Allerdings ist es erforderlich, dass die Rahmenbedingungen
und Konditionen des neuen Hochschulpakts in kürzester Zeit gefunden und
beschlossen werden.

Die Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten fordern deshalb die
Schaffung klarer Rahmenbedingungen des neuen Hochschulpakts bis Anfang des
Jahres 2019. Es muss zu einer Verstetigung und Dynamisierung der Mittel
zur zukünftigen Sicherstellung der vorhandenen Studienkapazitäten kommen.
Außerdem muss eine Verteilung der Mittel transparent nach wenigen und
empirischen Verteilungsparametern erfolgen; das Bezugsjahr darf nicht
willkürlich gewählt werden.

Auch in Zukunft soll - wie beim Qualitätspakt Lehre - eine Komponente als
Projektförderung zur Bewältigung großer Zukunftsthemen in Studium und
Lehre verteilt werden, aber unter vereinfachten, transparenten und
harmonisierten Rahmenbedingungen.

Neben den Forderungen zur Ausgestaltung des neuen Hochschulpakts machen
die Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten mit dieser Erklärung - wie
bereits in der "Düsseldorfer Erklärung" von 2012 - auf die bedenkliche
Situation des Sanierungsstaus beim Hochschulbau aufmerksam. Dabei wird
eine kurz- und mittelfristige Beseitigung des erheblichen baulichen
Sanierungsstaus durch die Länder gefordert. Eine Infrastrukturpauschale,
wie sie beispielsweise der Kanzlerarbeitskreis Hochschulbau
vorschlägt oder die im Koalitionsvertrag angekündigte
Erhöhung der Programmpauschale auf 30 %, sehen die Kanzlerinnen und
Kanzler als einen ersten Schritt in die richtige Richtung.


Die Vereinigung der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten
Deutschlands versteht sich als Interessenvertretung auf Bundesebene und
als Plattform für den kollegialen Austausch, bei der nahezu alle
staatlichen Universitäten der Bundesrepublik Deutschland vertreten sind.
Ebenso wie die Anzahl der Mitglieder hat sich das Themenspektrum der
Vereinigung stark erweitert. Von der Diskussion rein rechtlicher Fragen
stehen - beflügelt durch die Autonomie der Hochschulen - heute oftmals
strategische Themen im Mittelpunkt der gemeinsamen Diskussionen. Innerhalb
der Vereinigung haben sich verschiedene Arbeitskreise etabliert, die
Grundsatzthemen der Hochschuladministration ebenso wie aktuelle politische
Problemstellungen bearbeiten. Neben der Förderung des Austauschs und der
Erarbeitung gemeinsamer Stellungnahmen, ist die Interessenvertretung eine
weitere Säule der Vereinigung der Kanzlerinnen und Kanzler. Dazu pflegt
der Vorsitz der Vereinigung den Austausch mit den Ministerien auf Bundes-
und Landesebene sowie mit verschiedenen wissenschaftspolitischen Akteuren
im gesamten Bundesgebiet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2001

 * 

Quelle:
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Vereinigung der Kanzlerinnen und Kanzler der Universitäten Deutschlands - 01.10.2018
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MELDUNG/327: Wissensdurst - Hamburger Projekt erhält Hochschulperle des Monats September (idw)


Stifterverband - 01.10.2018

Wissensdurst: Hamburger Projekt erhält Hochschulperle des Monats
September



Wissenschaftler der Universität Hamburg und des Forschungszentrums DESY
gehen einmal im Jahr in Bars und Kneipen und stellen dort ihre
Forschungsprojekte vor. Für die erfolgreiche und ungewöhnliche
Wissenschaftskommunikation erhält das Projekt "Wissen vom Fass" die
Hochschulperle des Monats September des Stifterverbandes.

Wann hat man schon einmal die Gelegenheit über die Lautstärke des Urknalls
mit einem Wissenschaftler zu diskutieren? Oder bei einem Bier fundierte
Informationen über den Zusammenhang von Genen und Persönlichkeit zu
erhalten? Einmal im Jahr ist das in 50 Hamburger Bars und Kneipen für alle
Interessierten möglich. Bei "Wissen vom Fass", einem Projekt der
Universität Hamburg und des Forschungszentrums DESY, erzählen Hamburger
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von ihren Forschungsarbeiten und
kommen in lockerer Atmosphäre mit den (Kneipen-)Besuchern ins Gespräch.
Für den innovativen Ansatz in der Wissenschaftskommunikation verleiht der
Stifterverband dem Projekt "Wissen vom Fass" die Hochschulperle des Monats
September.

"Ein tolles, lebensnahes und niederschwelliges Format um Wissenschaft
nicht nur zu kommunizieren sondern auch zu diskutieren. Ein Stammtisch der
Wissenschaft, der zum Nachahmen einlädt", begründet die Jury des
Stifterverbandes die Entscheidung.

"Wissen vom Fass" gibt es seit Oktober 2015. Veranstaltet wird es vom
Forschungszentrum DESY und der Universität Hamburg. Die nächste
Veranstaltung findet am 25. April 2019 in 50 Hamburger Kneipen statt.


Weitere Informationen unter:

www.wissenvomfass.de

Was ist eine 'Hochschulperle'?

Hochschulperlen sind innovative, beispielhafte Projekte, die in einer
Hochschule realisiert werden. Weil sie klein sind, werden sie jenseits der
Hochschulmauern kaum registriert. Weil sie glänzen, können und sollten sie
aber auch andere Hochschulen schmücken. Jeden Monat stellt der
Stifterverband eine Hochschulperle vor. Aus den Monatsperlen wird einmal
im Jahr per Abstimmung die "Hochschulperle des Jahres" gekürt.

Mehr Info:

www.hochschulperle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1162: Chance für Afrika - Forscher wollen Maniok gesünder, effizienter und nachhaltiger nutzen (idw)


Universität Hohenheim - 01.10.2018

Chance für Afrika: Forscher wollen Maniok gesünder, effizienter und
nachhaltiger nutzen

856.000 € Förderung: Agrarforschungsprojekt der Universität Hohenheim
leistet Beitrag zur globalen Ernährungssicherung und bio-basierten
Ökonomie



Stärkelieferant und Nahrungsgrundlage: Was in Europa der Weizen, ist in
Afrika der Maniok. Während der Speiseplan in Europa durch viele weitere
Komponenten ergänzt wird, ist Maniok in vielen afrikanischen Ländern
hingegen Hauptbestandteil der Ernährung. Dies kann zu Mangelerscheinungen
führen. Agrarforscher der Universität Hohenheim in Stuttgart sehen in der
Pflanze allerdings auch eine Menge ungenutztes Potenzial: Denn Blätter und
Stängel, die nach der Ernte der stärkehaltigen Knolle zumeist auf den
Feldern zurückgelassen werden, enthalten hochwertige Proteine, essentielle
Aminosäuren und Vitamine, die für die Ernährung in vielfältiger Hinsicht
nutzbar gemacht werden können. Darüber hinaus wollen die
Agrarwissenschaftler die Stärkeausbeute bei der Verarbeitung der Knollen
durch effizientere Schälverfahren verbessern. Werden die Schalen
anschließend in der Biogasanlage verwertet, könnte dies zudem die
Entstehung von klimaschädlichem Methangas reduzieren, das bei der
unkontrollierten Verrottung in großen Mengen freigesetzt wird. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert das Forschungsprojekt
mit 856.000 Euro. Damit zählt es zu den Schwergewichten der Forschung an
der Universität Hohenheim.




[image: Bild: © Uni Hohenheim / Ziba Barati]

Maniok-Pflanzen im Gewächshaus der Universität Hohenheim.

Bild: ©Uni Hohenheim / Ziba Barati



Ursprünglich stammt Maniok, auch Cassava genannt, aus Südamerika. Heute
wird die stärkehaltige Knolle in weiten Bereichen der Tropen und Subtropen
als Nahrungs- und Futtermittel angebaut. Die größte Bedeutung als
Grundnahrungsmittel besitzt Maniok jedoch in Afrika.

Obwohl der Anbau sehr verbreitet ist, ist die Nutzung der Pflanze mit
einigen Herausforderung verbunden: Im unverarbeiteten Zustand ist die
Pflanze giftig. Knolle, Blätter und Stängel enthalten einen hohen Anteil
des Glucosids Linamarin, das in Blausäure umgewandelt wird, sobald die
Pflanze verletzt wird - ein Schutz vor Fraßfeinden. Im Unterschied
beispielsweise zu Kartoffeln lassen sich Maniokknollen außerdem nicht
lagern, da sie nach der Ernte extrem schnell verderben. Darüber hinaus
entstehen bei der unkontrollierten Verrottung der Schalen große Mengen an
Methangas, das 20-mal klimaschädlicher eingestuft wird als Kohlendioxid.

Ein weiterer Nachteil aus ernährungsphysiologischer Sicht: Stellt Maniok,
wie in vielen afrikanischen Ländern, den Hauptbestandteil des Speiseplans
dar, droht eine unausgewogene Ernährung. Zwar wird durch den Verzehr jede
Menge Stärke aufgenommen, Vitamine, Proteine und essentielle Aminosäuren
fehlen der Knolle jedoch weitgehend.

Die Agrarforscher der Universität Hohenheim sind zugleich davon überzeugt,
dass die Pflanze noch eine Menge ungenutzte Potenziale bietet. In ihrem
internationalen Forschungsprojekt "CassavaUpgrade" nehmen sie deshalb
unterschiedliche Ansatzpunkte ins Visier, die dabei helfen können, Maniok
in Zukunft noch effizienter, nachhaltiger und gesundheitsfördernder zu
nutzen. Unterstützt werden sie dabei von Lebensmitteltechnologen der
Science University Malaysia.

Hochwertige Proteine und Vitamine aus Cassava-Blättern

Ein wichtiger Ansatzpunkt der Forscher sind die Blätter und Stängel der
Pflanze, die bislang nach der Ernte der Knollen zumeist ungenutzt auf dem
Acker zurückbleiben.

"Würden auch die Cassava-Blätter verzehrt, würde dies nicht nur eine
Steigerung der Lebensmittelproduktion auf gleicher Fläche ermöglichen, es
wäre insbesondere auch ein Beitrag zur ausgewogenen Ernährung der
Bevölkerung. Denn die Blätter enthalten genau das, was der Knolle fehlt:
Die Trockenmasse besteht zu 30 Prozent aus hochwertigen Proteinen mit
essentiellen Aminosäuren und einem hohen Gehalt an Vitamin A", erklärt
Prof. Dr. Joachim Müller vom Institut für Tropische Agrarwissenschaften
der Universität Hohenheim.

Zwar werden in manchen Regionen Afrikas die Blätter bereits heute
vereinzelt als Lebensmittel genutzt. Allerdings gehen bei der
traditionellen Zubereitung der spinatähnlich aussehenden Gerichte genau
die Inhaltsstoffe verloren, die ernährungsphysiologisch besonders
interessant sind.

"Ebenso wie die Knolle sind die Blätter in unverarbeitetem Zustand giftig.
Um die enthaltene Blausäure abzubauen, werden die Blätter traditionell
zerkleinert, zerstampft und stundenlang gekocht. Dabei werden allerdings
leider auch die hochwertigen Proteine degradiert und die Vitamine
zerstört", erklärt Prof. Dr. Müller. "Unsere Versuche haben jedoch
gezeigt, dass der Cyanid-Gehalt beispielsweise auch durch schonendes
Einweichen abgebaut werden kann, wenn man dabei Natron zusetzt, wie es
z.B. in handelsüblichem Backpulver enthalten ist. Dieses für den
Hausgebrauch gut geeignete Verfahren schützt die wertvollen
Inhaltsstoffe."

Eine weitere schonende Zubereitungs-Alternative, die zugleich für lange
Haltbarkeit der Cassava-Blätter sorgen könnte, sehen die Wissenschaftler
in der Fermentation - analog wie sie auch zur Haltbarmachung der Knolle
Anwendung findet.

Gesundes Grundprodukt für Entwicklung neuer Lebensmittel

Hohes Potenzial bieten die Cassava-Blätter nach Einschätzung der
Agrarwissenschaftler darüber hinaus für die Lebensmittelindustrie.

"Extrahiert man den Saft der Blätter mit Hilfe einer Schneckenpresse, die
ähnlich wie ein Fleischwolf funktioniert, oder durch ein
Ultrafiltrationsverfahren, erhält man ein sehr hochwertiges,
Proteinkonzentrat. Dieses Konzentrat kann als Grundprodukt in vielfältiger
Weise zur Anreicherung von industriell erzeugten Lebensmitteln genutzt
werden - ganz ähnlich wie Palmöl im Fettbereich", erklärt Prof. Dr.
Müller.

Das Cyanid bleibt beim Pressverfahren im Presskuchen zurück. Der
Presskuchen selbst kann wiederum in Biogasanlagen verwertet werden oder
nach einer Aufbereitung als Futtermittel Verwendung finden.
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Neue Nudelkreation mit proteinhaltigen Cassava-Blättern.

Bild: © Uni Hohenheim / Ziba Barati



Eine besondere Bedeutung könnte Cassava nach Einschätzung der Hohenheimer
Agrarwissenschaftler künftig auch im Novel Food-Bereich zukommen. "Unsere
Projektpartner an der Science University Malaysia, die uns im Bereich
Lebensmitteltechnologie unterstützten, haben unter Beigabe von Cassava
beispielsweise eine neuartige, proteinhaltige Nudelsorte kreiert, die
durch ihr grünes Aussehen auch optisch sehr reizvoll wirkt", so Prof. Dr.
Müller.

Ziel: Mehr Stärke und weniger Methan

Doch nicht nur die Nutzung der Maniok-Blätter, auch die Verarbeitung der
Knolle selbst haben die Hohenheimer Wissenschaftler in dem Projekt unter
die Lupe genommen.

Aufgrund der geringen Haltbarkeit der frischen Knolle wird ein großer
Anteil der afrikanischen Maniok-Ernte zu einem pulverförmigen Produkt
namens Gari weiterverarbeitet. Unter Zugabe von Wasser lässt sich das
Pulver, ähnlich wie Instant-Polenta, zu einem nahrhaften Brei anrühren.
Zur Herstellung von Gari werden die Knollen zunächst geschält, gewaschen
und gerieben. Die Masse wird anschließend mehrere Tage in einen Sack
fermentiert, abgepresst und danach getrocknet.

"Da die Konzentration der giftigen Blausäure in den Schalen besonders hoch
ist, werden die Knollen bei der Herstellung von Gari in der Regel sehr
großzügig geschält. Auf diese Weise geht allerdings auch ein nicht zu
vernachlässigender Teil der Ernte ungenutzt verloren", so Prof. Dr.
Müller. "Um die Stärkeausbeute zu verbessern haben wir deshalb eine
spezielle Schälmaschine mit rotierenden Bürsten entwickelt und im
Labor-Maßstab auch bereits erfolgreich getestet. Nach einer einfachen
enzymatischen Vorbehandlung kann die Schale damit quasi komplett ohne
Verluste abgelöst werden."

De facto ließe sich mit Hilfe der Schälmaschine mit geringerem Zeitaufwand
mehr Nahrung auf der gleichen Fläche produzieren - ein Modell, das nach
Einschätzung der Wissenschaftler auch im kleineren Maßstab auf dem Dorf
Anwendung finden könnte, wenn sich mehrere Familien zu einer
Nutzungsgemeinschaft zusammenschließen.

"Wir empfehlen für Dorfgemeinschaften ebenfalls den Betrieb
kleinformatiger Biogasanlagen. Die Cassava-Schalen eignen sich nicht nur
hervorragend für die Erzeugung von Bioenergie. Durch die Verwertung im
Biogas-Fermenter wird auch die Freisetzung von klimaschädlichem Methangas
verhindert, das bei der unkontrollierten Verrottung der Schalen in hohem
Ausmaß entsteht", so Prof. Dr. Müller.


Hintergrund: BMBF-Projekt "Bioökonomie International:
CassavaUpgrade - Verwertung von Cassava-Kopplungsprodukten"

Das BMBF-Projekt "Bioökonomie International: CassavaUpgrade - Verwertung
von Cassava-Kopplungsprodukten" läuft seit dem 1.7.2016. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert es bis 30.6.2019 mit
insgesamt 836.000 Euro.

Hintergrund: Schwergewichte der Forschung

32 Millionen Euro an Drittmitteln akquirierten Wissenschaftler der
Universität Hohenheim 2017 für Forschung und Lehre. In loser Folge
präsentiert die Reihe "Schwergewichte der Forschung" herausragende
Forschungsprojekte mit einem finanziellen Volumen von mindestens 250.000
Euro für apparative Forschung bzw. 125.000 Euro für nicht-apparative
Forschung.

Text: Leonhardmair


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-hohenheim.de/organisation/projekt/cassavaupgrade-utlization-of-cassava-by-products

- "Projekt-Homepage"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 01.10.2018
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ASYL/1311: Zur bevorstehenden Abschiebung nach Afghanistan (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

PRO ASYL zur bevorstehenden Abschiebung nach Afghanistan

Bund und Länder ignorieren UNHCR-Einschätzung zur Lage im Land



Trotz heftiger Proteste im Vorfeld ist für den heutigen Dienstag der
mittlerweile siebzehnte Abschiebeflug nach Kabul geplant. Während das
Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR) feststellt, dass
Kabul als Schutzort nicht in Betracht kommt, schiebt Deutschland weiter in
die Hauptstadt Afghanistans ab. Dass die Bundesregierung dabei behauptet,
die Feststellungen des UNHCR seien lediglich eine »Empfehlung«, der nicht
Folge geleistet werden müsse, ist absurd.

»Unrecht wird nicht zu Recht, indem man die Phrasen von den sicheren Inseln
in Afghanistan selbst zum siebzehnten Mal wiederholt und Menschen per
Abschiebung in Gefahr bringt«, sagt Günter Burkhardt, Geschäftsführer von
PRO ASYL. »Die Bundesregierung darf Erkenntnisse internationaler Quellen
wie des UNHCR nicht in den Wind schlagen. Abschiebungen nach Afghanistan
sind unverantwortlich«.

Nach den neuen UNHCR Eligibility Guidelines zu Afghanistan vom 30. August
2018 ist Kabul generell als Schutzort für Betroffene ausgeschlossen. Dies
muss zwingend zu einem Abschiebestopp nach Kabul führen - so wie ihn schon
Finnland just nach diesem Bericht eingeführt hat. Zusätzlich enthält die
UNHCR-Richtlinie wichtige neue Erkenntnisse für andere Großstädte
Afghanistans: Für diese müsste eine konkrete Einzelfallprüfung erfolgen -
was bisher in der Regel nicht der Fall war. Betroffene müssten diese Städte
sicher und legal erreichen können, was in der Realität überhaupt nicht
gewährleistet werden kann.

Das Vorgehen der Bundesregierung ist nicht rechtens. UNHCR ist als
internationale Erkenntnisquelle zwingend zu berücksichtigen: Das
Bundesverfassungsgericht hat bereits 2008 entschieden, dass die
UNHCR-Richtlinien zu beachten sind (BVerfG, Beschluss v. 12.03.2008, 2 BvR
378/05). Wenn die Bundesregierung anderweitiger Auffassung ist, so muss sie
die tatsächlichen Erkenntnisse des UNHCR, der ja vor Ort ist, zunächst
entkräften können.

Doch das Auswärtige Amt registriert im neuen Lagebericht aus Mai 2018 zu
Lage in Afghanistan selbst, dass sich die Situation in Kabul verändert bzw.
verschlechtert hat. Zum ersten Mal formuliert das AA z.B., dass in
Großstädten keine 'schützende' Anonymität mehr zu erwarten sei. Dies aber
war ausschlaggebende Begründung für viele Ablehnungen von AfghanInnen
gewesen: Die Verfolger würden die Betroffenen schon nicht finden. Zum
anderen werden im Lagebericht wichtige Ausführungen zu Zugang zu Unterkunft
und Arbeit nach wie vor nicht behandelt. Die Bundesregierung kann ihre
'andere Ansicht' demnach nicht untermauern.

Zusätzlich ist es zwingende Voraussetzung, dass immer die tagesaktuellen
Berichte und Entwicklungen berücksichtigt werden müssen - der UNHCR-Bericht
ist derzeit der aktuellste Bericht. Hierzu hat das Bundesverfassungsgericht
zu Afghanistan jüngst entschieden: Gerichte seien bei einem Land wie
Afghanistan aufgrund der Dynamik des dort herrschenden Konflikts und der
stetigen Verschlechterung der Sicherheitslage verpflichtet, »sich laufend
über die tatsächlichen Entwicklungen zu unterrichten und nur auf der
Grundlage aktueller Erkenntnisse zu entscheiden« (BVerfG, Beschluss v.
25.04.2018, 2 BvR 2435/17). Das Verfassungsgericht spricht dabei
ausdrücklich von einer »tagesaktuellen« Erfassung und Bewertung der
entscheidungsrelevanten Tatsachengrundlagen gerade auch hinsichtlich der
Zivilbevölkerung.

Die Lage in Afghanistan eskaliert weiter: Allein im September kamen bei
mehreren Anschlägen der Taliban Dutzende Menschen ums Leben. Ende September
hat der Wahlkampf für die seit drei Jahren überfälligen Parlamentswahlen
begonnen. Fast ein Drittel aller Wahllokale wird am wegen der angespannten
Sicherheitslage geschlossen bleiben.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DEMOSKOPIE/766: Deutschlands Mitte wird populistischer (idw)


Bertelsmann Stiftung - 01.10.2018

Deutschlands Mitte wird populistischer

Populismus in Deutschland - eine vorübergehende Erscheinung oder Symptom
grundlegender gesellschaftlicher Veränderungen? Ein Jahr nach der
Bundestagswahl zeigt eine Untersuchung der Bertelsmann Stiftung und des
Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB): Populistische
Einstellungen nehmen zu - vor allem in der Mitte. Sozialpolitische Themen
könnten diesem Trend entgegenwirken.



Gütersloh, 1. Oktober 2018. Populistische Einstellungen in Deutschland
nehmen in Umfang und Intensität zu: Knapp jeder dritte Wahlberechtigte
(30,4 Prozent) in Deutschland ist populistisch eingestellt. Das sind vier
Prozent mehr als im Vorjahr (29,2 Prozent). Gleichzeitig ist die Gruppe
der eindeutig nicht populistischen Wähler auf 32,8 Prozent gesunken (2017:
36,9 Prozent). Die größten Verschiebungen verzeichnet die Studie in der
politischen Mitte, wo sowohl die größten Anstiege populistischer
Einstellungen, als auch die größten Abnahmen unpopulistischer
Einstellungen sichtbar werden. Im Gesamtbild zeigt sich damit eine
zunehmend populistisch eingestellte Wählerschaft in Deutschland.

Für das "Populismusbarometer 2018" hat infratest dimap im Mai und August
2018 jeweils rund 3.400 Wahlberechtigte zu ihren Einstellungen befragt. Im
Rahmen ihres Gemeinschaftsprojekts "Demokratiemonitor" haben die
Bertelsmann Stiftung und das WZB die Umfragen gemeinsam analysiert und
ausgewertet. Als populistisch eingestellt gelten laut Studie Personen, die
sich anhand eines Fragebogens vollständig zu insgesamt acht Aussagen
bekennen, die die grundlegenden Dimensionen des Populismus abbilden: 
Anti-Pluralismus, Anti-Establishment, und Pro-Volkssouveränität 
(weiterführende Informationen dazu in der Studie ab S. 24).

Zunehmender Populismus in der politischen Mitte

Ein großer Teil der Zunahme populistischer Einstellungen erklärt sich aus
Verschiebungen in der politischen Mitte. Während sich an den politischen
Rändern im Vergleich zu 2017 kaum Veränderungen zeigen, offenbart die
Studie in der Mitte die größten Unterschiede: Etwa jeder achte
Wahlberechtigte (12,7 Prozent) ist derzeit populistisch eingestellt und
verortet sich gleichzeitig in der politischen Mitte. Im Vorjahr war es
noch etwa jeder neunte Wahlberechtigte (11,1 Prozent) und damit rund 14
Prozent weniger. Gleichzeitig ist in der Mitte die Gruppe der 
"Nicht-Populisten" von 13 auf 10,3 Prozent gesunken. Das sind die jeweils 
größten Veränderungen einer einzelnen Gruppe von Befragten. "Umfang und 
Intensität populistischer Einstellungen haben sich vor allem in der 
politischen Mitte signifikant verschärft. Davon profitieren die politischen 
Ränder", erläutert Robert Vehrkamp, Demokratieexperte der Bertelsmann 
Stiftung und Mitautor der Studie.

Wie stark die Parteien am politischen Rand vom Populismus profitieren,
zeigt sich deutlich am Beispiel der Alternative für Deutschland (AfD). Die
Veränderung der Wahrscheinlichkeit, AfD zu wählen, steigt mit zunehmend
populistischen Ansichten in der Mitte deutlich stärker als bei den rechten
Wählern der AfD. Damit übernimmt der Populismus der AfD in der politischen
Mitte eine ähnliche Mobilisierungsfunktion wie ihre ideologisch rechte
Positionierung im Spektrum rechter Wähler: "Rechte wählen AfD, weil sie
rechts ist. Wähler der Mitte wählen AfD, weil sie populistisch ist.
Populismus ist damit das trojanische Pferd der AfD in der politischen
Mitte", erläutert Wolfgang Merkel, Demokratieforscher des WZB und Mitautor
der Studie.

Negative Wahlabsichten als "gläserne Decke" der AfD

Trotz der Zunahme populistischer Einstellungen gilt weiterhin: Gut zwei
Drittel (69,6%) der Deutschen sind gar nicht oder nicht explizit
populistisch eingestellt. Hinzu kommt: Mehr als sieben von zehn
Wahlberechtigten (71%) würden "auf keinen Fall" die AfD wählen. Das
spiegeln die im Populismusbarometer 2018 erstmals erhobenen negativen
Wahlabsichten. Bei den anderen Parteien liegen diese Wahlabneigungen auf
deutlich geringerem Niveau: Bei CDU/CSU (29 Prozent), FDP (29 Prozent) und
Grünen (31 Prozent) sind sie weniger als halb so groß wie bei der AfD. Die
SPD erhält von allen Parteien die geringsten Ablehnungswerte (23 Prozent).
"Trotz steigender Umfragewerte wird keine andere Partei von den Wählern so
massiv abgelehnt wie die AfD. Sie liegt mit dieser Wählerablehnung in etwa
auf dem Niveau der rechtsextremen NPD", erläutert Robert Vehrkamp. "Auch
für die AfD gibt es in der Wählermobilisierung eine 'gläserne Decke' - und
die hängt sehr viel tiefer als bei allen anderen im Bundestag vertretenen
Parteien", so Vehrkamp.

Sozialpolitik als Brückenthema und Mobilisierungschance

Mit welchen Themen und Positionen die etablierten Parteien auch
populistisch eingestellte Menschen erreichen könnten, zeigt das
Populismusbarometer anhand von Fragestellungen zu verschiedenen
Sachthemen: Wie schon vor der Bundestagswahl 2017 bleibt die Forderung
nach "mehr Europa" auch 2018 eine von allen Parteien bislang ungenutzte
Mobilisierungschance. Laut Studie sind es aber vor allem sozialpolitische
Themen wie "Umverteilung" und "Wohnungsbau", die sich als Brückenthemen
zwischen den populistischen und unpopulistischen Wählerlagern am besten
eignen. Allein die Forderung nach "viel höheren Investitionen in den
sozialen Wohnungsbau" erhöht die Zustimmung bei Populisten und 
Nicht-Populisten um jeweils 15 Prozentpunkte. "Die sozialen Fragen sind 
die wichtigsten Brückenthemen für eine Gesellschaft, die sich kulturell 
und sozial immer tiefer spaltet. Sollten sich die etablierten Parteien 
nicht um diese sozialen Themen kümmern, werden die Populisten das 
übernehmen", so Wolfgang Merkel.

Zusatzinformationen

Das Populismusbarometer 2018 beruht auf zwei Online-Panel-Umfragen der
wahlberechtigten Bevölkerung in Deutschland, die im Mai und August 2018
von infratest dimap durchgeführt wurden. Insgesamt wurden dabei jeweils
etwa 3.400 Wahlberechtigte befragt. Die in der Studie präsentierten
Ergebnisse sind repräsentativ für die zum Zeitpunkt der Bundestagswahl
2017 wahlberechtigte deutsche Bevölkerung. Als populistisch eingestellt
gelten laut Studie Personen, die sich auf Grundlage eines Fragebogens
vollständig zu insgesamt acht verschiedenen antipluralistischen, 
anti-Establishment- und pro-Volkssouveränität-Aussagen bekennen. 
Umfassende Erläuterungen zur empirischen Messung populistischer 
Einstellungen finden sich ab Seite 24 in der Studie "Populismusbarometer 
2018".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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Bertelsmann Stiftung, 01.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/615: Zum Tag der deutschen Einheit - Fakten zur Lebenssituation (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 01.10.2018

Zum Tag der deutschen Einheit: Fakten zur Lebenssituation



WIESBADEN - In Deutschland lebten 2017 insgesamt rund 82,8 Millionen
Menschen. Wie das Statistische Bundesamt anlässlich des Tags der
deutschen Einheit am 3. Oktober weiter mitteilt, wohnten davon 16,2
Millionen Personen (19,5%) in den neuen Ländern und Berlin, 66,6
Millionen Personen (80,5%) wohnten im früheren Bundesgebiet. 1990
hatte das vereinigte Deutschland mit 79,8 Millionen rund 3 Millionen
weniger Einwohnerinnen und Einwohner. In Westdeutschland lebten 2017
rund 5 Millionen Menschen mehr als zur Zeit der Wende (+8,2%). Dagegen
ist die Einwohnerzahl in Ostdeutschland und Berlin im Vergleich zu
1990 um rund 2 Millionen (-11,0%) zurückgegangen.

Die meisten Kinder in Ost und West wachsen mit verheirateten Eltern
auf. Aber in fast jeder fünften Familie mit mindestens einem
minderjährigen Kind (19%) war im Jahr 2017 die Mutter oder der Vater
alleinerziehend. Im Osten lag der Anteil von Alleinerziehenden an
allen Familien bei 24,9%, im Westen bei 17,5%. In Berlin war der
Alleinerziehenden-Anteil mit 27,6% am höchsten, gefolgt von
Sachsen-Anhalt (25,6%) und Mecklenburg-Vorpommern (25,5%). Am
niedrigsten war er in Baden-Württemberg (15,3%), Bayern (16,2%) und
Rheinland-Pfalz (16,8%).

Wenn es darum geht, Arbeit und Familie unter einen Hut zu bringen,
sind Angebote zur Kinderbetreuung von großer Bedeutung. Zum Stichtag
1.3.2017 wurde jedes dritte Kind unter 3 Jahren (33,1%) in einer
Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege betreut. Im früheren
Bundesgebiet betrug die Betreuungsquote für diese Altersgruppe 28,8%,
in den neuen Ländern und Berlin 51,3%. Auf Platz 1 lag Sachsen-Anhalt
mit einer Betreuungsquote von 56,9%, gefolgt von
Mecklenburg-Vorpommern (56,0%) und Brandenburg (55,8%). Die
niedrigsten Betreuungsquoten hatten Nordrhein-Westfalen (26,3%),
Bremen (26,4%) und Bayern (27,4%). Kaum regionale Unterschiede gab es
hingegen bei der Betreuungsquote der 3- bis 5-Jährigen: Diese lag im
früheren Bundesgebiet bei 93,0%, in den neuen Ländern und Berlin bei
94,8%.

Zur Lebenssituation der Menschen in Deutschland gehört auch, wie viel
Geld sie für ihr alltägliches Leben aufwenden. Die durchschnittlichen
Konsumausgaben der privaten Haushalte im Osten (2.078 Euro) lagen 2016
bei rund 80% des Westniveaus (2.587 Euro). Dies sind Ergebnisse der
Laufenden Wirtschaftsrechnungen. Trotz der Niveauunterschiede sind die
Konsummuster in den beiden Landesteilen nahezu identisch: Für die
Grundbedürfnisse wie Wohnen, Essen und Bekleidung verwendeten die
privaten Haushalte durchschnittlich etwa die Hälfte ihrer gesamten
Konsumausgaben (53,6% in West, 53,3% in Ost).


WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Bevölkerung und Kindertagesbetreuung vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 376 vom 01.10.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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PROPAGANDA/1501: Presse - mediale Fronten ... (SB)




Verkehrte Welt. Weil der Inhalt eines Artikels, der in der anarchopazifistischen
Zeitschrift Graswurzelrevolution (GWR) abgedruckt war, vom Verfassungsschutzchef
des Landes Thüringens, Stephan Kramer, zur Begründung der Überwachung der AfD in
seinem Bundesland herangezogen wurde, stellte der innenpolitische Sprecher der
AfD-Fraktion im Thüringer Landtag, Jörg Henke, die GWR am 21. September als
"linksextremes Schmierblatt" an den Pranger. Mit seiner Behauptung, der
Verfasser Andreas Kemper habe sich "verfälschter Argumente" [1] bedient, hielt
er sich aus gutem Grunde bedeckt. Was die neue Rechte im Falle der bürgerlichen
Presse zum pauschalen - und damit nicht rechenschaftspflichtigen - Vorwurf der
notorischen Lüge verdichtet hat, unterblieb in diesem Fall. Henke hätte
rechtliche Schritte fürchten müssen, wenn er den Autoren konkret falscher
Tatsachenbehauptungen bezichtigt hätte. 

Unter der Überschrift "Björn Höckes faschistischer Fluss - Der völkische
Machiavellismus des AfD-Politikers" [2] unterzog Kemper das aus einem langen
Interview mit dem AfD-Politiker hervorgegangene Buch "Nie zweimal in denselben
Fluss" einer akribischen Analyse. Er gelangt dabei zu dem Schluß, daß die AfD
"nicht weiter als 'rechtspopulistisch' oder 'nationalkonservativ' verharmlost
werden" dürfe. Mit der Rehabilitation des zwischenzeitlich von einem
Parteiausschlußverfahren bedrohten Höcke sei "die AfD faschistoid, denn die
Tendenz in der AfD geht in Richtung Höcke, also Faschismus." Indem Kemper aus
dem Vollen der Bekenntnisse des Thüringer Politikers schöpft und seine Worte
ernst nimmt, tut er im Grunde genommen nichts anderes als das, was dieser
intendiert haben dürfte, als er seine Gesinnung frei und offen zu Gehör brachte. 
Nun gegen die kritische Lektüre des Buches zu polemisieren fördert vor allem zu
Tage, daß die AfD ein prinzipielles Problem mit dem demokratischen Diskurs hat. 

Wenn sich ihre PolitikerInnen dagegen wehren, in die faschistische Ecke gestellt
zu werden, dann vor allem deshalb, weil die Partei noch nicht auf die Positionen
ihres rechtsradikalen Flügels eingeschworen ist. Im demokratischen
Schönheitswettbewerb durchzufallen ist für sie ein Hindernis auf dem Weg zur
Macht, also behilft man sich damit, in wichtigen programmatischen Punkten
indifferent und vielseitig auslegbar zu agieren. Sich zur Zeit auf wesentliche
politische Positionen eindeutig festzulegen bedrohe den Bestand der Partei,
meint die AfD-Aussteigerin Franziska Schreiber in ihrem Buch "Inside AfD" [3]. 
Zugleich sorge Höcke dafür, daß die Grenze des ungestraft Sagbaren immer weiter
nach rechts wandert und die Liberalen in der Partei zum Austritt genötigt
würden. Da der Aufstieg Höckes zum AfD-Führer ihrer Einschätzung nach kaum noch
zu verhindern sei, wobei die Beobachtung der Partei durch den Verfassungsschutz
seinen Kultstatus nur noch erhöhe, besteht die reale Gefahr, daß die neue Rechte
in Deutschland autoritäre Verhältnisse durchsetzt, von denen viele Menschen
glauben, daß sie nur in Ländern wie der Türkei möglich seien.

Demgegenüber ist der Vorgang, daß der Chef eines Landesamtes für
Verfassungsschutz aus einer Zeitschrift zitiert, die ihrerseits in verschiedenen
Verfassungsschutzberichten Erwähnung fand, kaum der Erwähnung und ganz bestimmt
nicht der Skandalisierung wert. Wenn die AfD-Landtagsfraktion Thüringen, deren
Fraktionsvorsitzender Höcke ist, dies als "Anschlag auf die Verfassung" [4]
verurteilt, dann nimmt diese Scharade Züge einer Realsatire an. Gleiches gilt
für Bild am Sonntag, wo der Vorgang am 23. September in der Aussage gipfelte, die
"linksextreme" Graswurzelrevolution kämpfe "seit 1972 für die Abschaffung
unseres Staates" [5]. Die PolitikerInnen der AfD können gar nicht demagogisch
genug auftreten, als daß die Front zwischen ihnen und dem Bürgertum gegen links
aufweichte, wenn dort mit stichhaltigen Argumenten und entlarvenden Zitaten die
von der neuen Rechten ausgehende Gefahr kenntlich gemacht wird.

Dabei ist es gerade die Stärke linker Gesellschaftskritik, den Dingen auf den
Grund zu gehen, anstatt sich an wohlfeilen Erregungszuständen abzuarbeiten und
das politische Geschäft Kräften zu überlassen, die im Falle der AfD eine akute
Bedrohung links stehender Menschen und nichtweißer MigrantInnen darstellen. Daß
Kemper Höckes rund 300 Seiten starkes Interview einer gründlichen Lektüre
unterzogen hat und damit auf kurzem Weg Argumente gegen die AfD verfügbar macht,
ist notwendiger Bestandteil eines politischen Kampfes, in dem es nicht um
ideologische Spiegelfechtereien geht, sondern eine möglicherweise folgenschwere
Auseinandersetzung um die Zukunft der Republik geführt wird. Die neue Rechte
wird nach wie vor unterschätzt, das gilt auch für AntifaschistInnen, die die
innere Konsistenz ihrer Ideologie nicht ernst genug nehmen und die Aggressivität
ihrer Positionen nicht gründlich genug kritisieren, um ihren Vormarsch auf allen
Ebenen aufhalten zu können.

Große Teile der AfD des Rechtsextremismus zu überführen fällt heute nicht
schwer. Die Gefährlichkeit der Partei liegt jedoch gerade darin, daß sie an eine
bürgerliche Abwehrhaltung andockt, die in den Ressentiments und
Identitätsansprüchen der gesellschaftlichen Mitte desto virulenter ist, als die
herrschenden Gewaltverhältnisse ersatzweise an den schwächsten und
verletzlichsten Menschen abgearbeitet werden. Das schnelle Ausholen gegen links
und die häufig zu vernehmende Einstellung, laut der rechts und links miteinander
austauschbare Positionen an den extremen Rändern des politischen Spektrums
seien, sind Ergebnisse vieler Jahre herrschaftskonformer Ideologieproduktion und
extremismustheoretischer Staatsschutzarbeit. Daß es bei dieser Gleichsetzung
darum geht, die emanzipatorische bis revolutionäre Linke zu desavouieren, weil
diese den neoliberalen Kapitalismus weit wirksamer kritisiert, als es eine neue
Rechte, deren Staatskonformität im politischen Bekenntnis zu
Nationalchauvinismus und Volksgemeinschaft verankert ist, bei dem Versuch, die
sozialen Widersprüche der Klassengesellschaft in den Dienst eines nationalen
Sozialismus zu stellen, jemals täte, wird allzuhäufig verkannt.

Da die Verfassungsschutzämter maßgeblich an dieser Entwicklung beteiligt sind,
indem sie die radikale Linke kontinuierlich über das tatsächliche Ausmaß ihres
gesellschaftlichen Einflusses hinaus zur Gefahr für Staat und Demokratie
erklären, während ihnen der Aufbau rechter Strukturen und die Vertuschung der
NSU-Ermittlungen auch von bürgerlichen JournalistInnen zur Last gelegt wird,
erscheint es auf den ersten Blick erstaunlich, daß der Chef eines Landesamtes
zur Zielscheibe der AfD wird. Als ehemaliger Generalsekretär des Zentralrates der
Juden in Deutschland, SPD-Mitglied und Leiter eines Verfassungsschutzamtes, das
einer Landesregierung aus Linkspartei und SPD untersteht, ist Kramer jedoch
aller Sympathien für die neue Rechte unverdächtig. So hat er sich mit seiner
Kritik an den Thesen Thilo Sarrazins so weit aus dem Fenster gelehnt, daß es
harsche Kritik auch von Mitgliedern der jüdischen Gemeinde wie Michael Wolffsohn
hagelte. 

In der ARD-Dokumentation "Rechtsrockland" [6] kritisiert Kramer denn auch die
häufige Duldung rechtsradikaler Konzertveranstaltungen, die als organisatorische
Schnittstellen der in Thüringen und Sachsen besonders starken extremen Rechten
fungieren, durch staatliche Behörden. Deren in der Sendung an mehreren
Beispielen belegte Nachsicht im Umgang mit der hochgradig durchorganisierten und
im Wortsinn schlagkräftigen Neonaziszene steht nicht nur im krassen Widerspruch
zur anhaltenden Kriminalisierung der G20-KritikerInnen. Sie läßt auch ahnen, daß
die neue Rechte in den deutschen Staatsapparaten gut verankert ist. Ein
Hans-Georg Maaßen, unter dessen Führung der Bundesverfassungsschutz die
Aufklärung der NSU-Mordserie eher verhinderte denn unterstützte, der gegen die
Online-Publikation netzpolitik.org Strafanzeige wegen Landesverrats stellte,
weil diese im Rahmen aufklärerischer journalistischer Arbeit aus vertraulichen
Berichten des Verfassungsschutzes zur Überwachung des Internets zitierte, und
der das Verbot der linken Informationsplattform Indymedia linksunten
"umfangreich unterstützt" [7] hat, erscheint als Regelfall bei der personellen
Besetzung des Inlandgeheimdienstes, während Kramer als Ausnahme hervorsticht.

Zwar war der Versuch der AfD, mit der Bezichtigung Kramers, aus einer unlauteren
Quelle zitiert zu haben, zugleich gegen ihn wie die linke Presse auszuholen, nur
wenig erfolgreich. Die Partei segelt jedoch im Auftrieb des großen Stroms
nationaler Restauration und rechtskonservativen Wertewandels fast wie von selbst
in Schlüsselstellungen gesellschaftlicher Hegemonie. Es gibt keinen Grund zur
Entwarnung, weil die Unterdrückung linksoppositioneller Medien noch nicht
türkische Ausmaße angenommen hat, ganz im Gegenteil. Das Stadium, wo der
warnende Ruf "Wehret den Anfängen" noch dem Stand gesellschaftlicher Rechtsdrift
entsprochen hätte, ist spätestens seit 2006, als im Zuge der Fußball-WM der
Männer auf breiter Ebene ein angeblich positiver Patriotismus propagiert wurde,
vorüber.


Fußnoten:

[1] https://afd-thueringen.de/2018/09/henke-anschlag-auf-die-verfassung-durch-verfassungsschutzpraesident-kramer/

[2] https://www.graswurzel.net/gwr/2018/09/bjoern-hoeckes-faschistischer-fluss/

[3] http://www.schattenblick.de/infopool/buch/sachbuch/busar697.html

[4] https://afd-thueringen.de/2018/09/henke-anschlag-auf-die-verfassung-durch-verfassungsschutzpraesident-kramer/

[5] https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/verfassungsschutz-chef-wehrt-sich-gegen-afd-vorwuerfe-57413280.bild.html

[6] https://www.daserste.de/information/reportage-dokumentation/dokus/sendung/rechtsrockland-100.html

[7] https://www.verfassungsschutz.de/de/aktuelles/schlaglicht/schlaglicht-2017-08-vereinsverbot-linksunten-indymedia
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REPRESSION/1618: Chemnitz - besonders rechtslastig ... (SB)




Dass die neue Zelle in Chemnitz entstanden ist, zeigt auch,
welche Ausmaße die rassistische Radikalisierung vor Ort angenommen hat
und dass die Gefahr neonazistischer Gewalt hochpräsent ist.

Kerstin Köditz (Abgeordnete der Linkspartei im Sächsischen Landtag) [1]

Der Tag der deutschen Einheit steht im Zeichen eines Aufstiegs der
Rechten, die auf dem Nährboden hegemonialer Ambitionen und repressiver
Krisenbewältigungsstrategien der Bundesrepublik herangewachsen ist und
nun die Ernte einfahren will. Der mit ökonomischen und militärischen
Mitteln geführte Krieg um Ressourcen und Absatzmärkte, strategische
Ausgangspositionen und Vorposten der Intervention, trägt maßgeblich
dazu bei, Millionen von Menschen zu Flüchtlingen zu machen, deren
Abwehr ganz oben auf der Agenda der Außenpolitik steht. Der Primat
ungezügelten Wachstums und brachialer Exportstärke ist mit einer
Verelendung durch Niedriglohnsektor und Hartz IV erkauft und macht das
Erreichen jeglicher Klimaziele obsolet. Ein nationalistischer und
sozialrassistischer Tenor aus der Mitte der Gesellschaft forciert eine
Feindbildproduktion, die gesellschaftliche Widersprüche verschleiert,
Fremde und Minderheiten als Zielscheiben kulturalistischer Aggression
aufs Korn nimmt. Repressive Staatsräson nimmt die Linke in den
Würgegriff, während sie die Rechte instrumentalisiert und protegiert.
Die daraus resultierende Drift in reaktionäre Abgründe setzt
populistische Reflexe frei, sich an die Spitze des Trends zu setzen,
wodurch sie ihn um so heftiger befeuern. Am Ende des Weges wartet die
so herangezüchtete Rechte, um das deutsche Volk in die Arme zu
schließen und ihm seinen Stolz zurückzugeben, wenn es schon sonst
nichts mehr zu verteilen gibt.

Sachsen, neben Thüringen die rechte Hochburg unter den Bundesländern,
und namentlich Chemnitz, steuern zum 3. Oktober einen Kontrapunkt
extremistischer Auswüchse bei, wozu die Bundesanwaltschaft den
Taktstock schwingt. Diese hat in Sachsen und Bayern sechs Männer wegen
des Verdachts der Bildung einer rechtsterroristischen Vereinigung
festnehmen lassen. Die Gruppe "Revolution Chemnitz" soll Angriffe auf
Ausländer, Journalisten und Politiker geplant haben und wollte sich
demnach Schußwaffen besorgen, um am Tag der deutschen Einheit einen
Anschlag zu verüben. Ziel der Gruppe sei ein Umsturz in der
Bundesrepublik gewesen, in abgehörten Gesprächen war offenbar davon
die Rede, daß die Mitglieder des NSU wie blutige Anfänger vorgegangen
seien. Die Festgenommenen sollen sich als Elite der rechten Szene in
Sachsen verstanden haben.

Die Beschuldigten gehören demnach zur Szene der Hooligans, Skinheads
und Neonazis im Raum Chemnitz. Bei den sieben Festgenommenen und einem
achten, der bereits einige Zeit in U-Haft sitzt, handelt es sich um
Sachsen, meist berufstätig und sozial unauffällig. Einer war gerade
auf dem Weg zur Arbeit auf Montage nach Bayern, als er festgenommen
wurde. Nach Angaben der Ermittler haben die Verdächtigen in abgehörten
Telefonaten und Chats darüber gesprochen, daß man "die Mediendiktatur
und deren Sklaven" angreifen und die ganze Gesellschaft umwälzen
wolle. Bei den Festnahmen und Hausdurchsuchungen wurden keine
Schußwaffen, jedoch Schlagstöcke und sonstige Ausrüstung gefunden.

Einzelne Mitglieder der Gruppe sind offenbar seit längerem aktiv und
betreiben bei Facebook seit Mitte Oktober 2013 die Seite
"Revolution-Chemnitz ANW", auf der immer wieder Inhalte der Gruppe
"Ein Prozent" geteilt wurden, die der rechtsextremen Identitären
Bewegung nahesteht. Unter den Beiträgen finden sich auch
Veranstaltungshinweise wie etwa zum Neonazi-Konzert im thüringischen
Themar. Dort fand im Sommer 2017 das bisher größte derartige Konzert
in Deutschland statt. In Chemnitz selbst gibt es bereits seit
Jahrzehnten enge Verbindungen zwischen Rechtsextremen und Hooligans.
Mitglieder der Hooligangruppe "NS-Boys" haben sich nach einem
Stadionverbot des lokalen Fußballvereins neu organisiert, etwa bei
"Kaotic Chemnitz". Inzwischen demonstriert das rechte Bündnis "Pro
Chemnitz" regelmäßig in der Stadt, dessen Gründer Kontakte zu
verbotenen Neonazi-Gruppen gehabt haben und unter Beobachtung des
Verfassungsschutzes stehen soll. Wie Fotos auf der Facebook-Seite
nahelegen, waren die Mitglieder von "Revolution Chemnitz" bei den
jüngsten Kundgebungen von "Pro Chemnitz" wie auch bei den
rechtsextremen Demonstrationen in Köthen in Sachsen-Anhalt anwesend.
[2]

"Revolution Chemnitz" trat erstmals öffentlich in Erscheinung, als
nach dem Aufmarsch von "Pro Chemnitz" am 14. September eine
selbsternannte Bürgerwehr auf der Schloßteichinsel mit Glasflaschen,
Quarzhandschuhen und einem Elektroschocker Ausländer angriff und
verletzte. Der 31jährige mutmaßliche Anführer Christian K. wurde
daraufhin wegen besonders schweren Landfriedensbruchs festgenommen und
sitzt seitdem in Untersuchungshaft. Nach Einschätzung der Ermittler
war dieser Vorfall der Probelauf für eine größere Aktion.

Die Radikalisierung, Bewaffnung und Gewaltbereitschaft rechtsextremer
Gruppierungen wurde seitens der Sicherheitsbehörden lange unter dem
Radar der öffentlichen Wahrnehmung gehalten oder in seiner Bedeutung
heruntergespielt. Wegen der Planung eines Bombenattentats auf die
Einweihungsfeier des Jüdischen Zentrums in München verurteilte das
Bayerische Oberste Landesgericht 2005 den Neonazi Martin Wiese zu
sieben Jahren Haft. Wiese und drei mit ihm verurteilte Täter waren
Mitglieder der rechtsextremen Vereinigung "Kameradschaft Süd". Der
2011 offiziell enttarnte "Nationalsozialistische Untergrund" (NSU) war
mit zehn Mordopfern, 15 Raubüberfällen und mindestens drei
Bombenanschlägen die bislang gewalttätigste rechtsradikale
Terrorgruppe in der Geschichte der Bundesrepublik. Im Mai 2015 wurden
die führenden Köpfe der "Oldschool Society" (OSS) festgenommen, die
Anschläge auf Asylbewerberunterkünfte, Moscheen und Angehörige der
salafistischen Szene in Deutschland geplant hatten. Im März 2017
wurden drei Männer und eine Frau vor dem Oberlandesgericht München
dafür zu Haftstrafen von drei bis fünf Jahren verurteilt.

Im März 2016 verhängte Bundesinnenminister Thomas de Maizière ein
Verbot gegen die "Weisse Wölfe Terrorcrew", nachdem bei Mitgliedern
Waffen und explosives Material gefunden worden waren. Die Gruppe
bekenne sich "offen zu den Werten des Nationalsozialismus" und wolle
"eine Diktatur nach diesem Vorbild errichten". Im März 2018 wurden
acht Mitglieder der rechtsextremen "Gruppe Freital" zu mehrjährigen
Haftstrafen verurteilt. Das Oberlandesgericht Dresden sprach sie unter
anderem wegen der Bildung einer terroristischen Vereinigung schuldig
und verhängte Freiheitsstrafen zwischen vier und zehn Jahren. Das
Gericht sah es als erwiesen an, daß die Gruppe in wechselnder
Besetzung und Tatbeteiligung 2015 insgesamt fünf Sprengstoffanschläge
auf Flüchtlingsunterkünfte und politische Gegner in Freital und
Dresden verübt hat. [3]

Als Beate Zschäpe nach mehr als fünf Jahren Prozeß im Juli 2018 wegen
der NSU-Mordserie und der Mitgliedschaft in einer terroristischen
Vereinigung zu lebenslanger Haft verurteilt wurde, verließ der
angeklagte Neonazi André Eminger den Gerichtssaal als freier Mann.
Zwei Wochen später kam auch der frühere NPD-Funktionär Ralf Wohlleben
auf freien Fuß. Beide haben nie mit ihren Kameraden gebrochen und
gelten als Märtyrer der rechten Szene, die sich durch den NSU-Prozeß
keineswegs eingeschüchtert fühlt, sondern im Aufwind befindet. Der
offene Schulterschluß von Chemnitz, als AfD-Politiker Seite an Seite
mit Neonazis marschierten, dürfte rechte Militante darin bestärkt
haben, daß die Zeit gekommen ist, endlich aufs Ganze zu gehen.

André Eminger ist der Neonazi-Szene weiterhin verbunden und gilt
offenbar als eine Art Heldenfigur, weil er als NSU-Unterstützer zur
Tat geschritten ist und keine Reue gezeigt hat. Anfang August besuchte
er in Kirchheim bei Erfurt das konspirative Abschiedskonzert zweier
Musiker der Neonazi-Rocker "Turonen", die demnächst wegen des Angriffs
auf die Ballstädter Kirmesgesellschaft 2014 mehrjährige Haftstrafen
antreten. Die Gruppierung wird vom Verfassungsschutz beobachtet und
hat immer wieder Großkonzerte in der Schweiz und in Thüringen
organisiert. Die Zahl der Neonazi-Konzerte ist in den letzten fünf
Jahren von rund 150 auf 260 gestiegen, wobei Thüringen und Sachsen
einen Schwerpunkt bilden. Die Konzerte dienen nicht nur dem
Gelderwerb, sondern spielen auch eine wichtige Rolle bei der
Vernetzung militanter Gruppierungen wie "Blood & Honour" und "Combat
18". Erst kürzlich war bekannt geworden, daß sich "Combat 18", der
bewaffnete Arm des in Deutschland verbotenen Neonazi-Netzwerks "Blood
& Honour", weltweit reorganisiert und bewaffnet haben soll. [4]

Seitdem die extreme Rechte den gewaltsamen Tod von Daniel H. in der
Nacht auf den 26. August in Chemnitz instrumentalisiert hat, haben
unabhängige Opferberatungsstellen bundesweit 93 Vorfälle
rassistischer, rechter und antisemitisch motivierter Gewalt und
Bedrohung registriert. Diese Zahl umfaßt zwangsläufig nur Fälle, die
auf die eine oder andere Weise öffentlich gemacht worden sind. Hinzu
kommen mindestens 34 Vorfälle allein in Chemnitz, die von der
Opferberatung der RAA Sachsen registriert worden sind. Wie es dazu
hieß, steige das ohnehin schon viel zu hohe Niveau solcher Angriffe in
einem besorgnisserregenden Maß weiter an. Die Allgegenwart
rassistischer Hetze führe dazu, daß es für Geflüchtete, Familien mit
Migrationshintergrund und schwarze Deutsche keine sicheren Orte mehr
gibt. Sie müßten überall damit rechnen, von organisierten Neonazis,
Rassisten oder rassistischen Gelegenheitstätern attackiert zu werden.
[5]

Die Radikalisierung der Rechten schreitet dramatisch voran, ihre
Hemmschwelle, mit massiver Gewalt vorzugehen, ist erschreckend
gesunken. Hooligans, Skinheads und Neonazis schließen sich zu Gruppen
zusammen, um mit schweren Gewalttaten Angst und Haß zu verbreiten.
Gewachsene Strukturen kreuzen sich mit frischen Zellen, alte Kämpfer
treffen sich wieder und bilden neue Allianzen, militante Netzwerke
reorganisieren sich, auf die Präsenz des NSU in Sachsen und die
"Gruppe Freital" folgt nun die "Revolution Chemnitz". Wie der rechte
Aufmarsch in Dortmund oder die Präsenz von "Combat 18" in
Schleswig-Holstein, Hessen und Nordrhein-Westfalen belegen, kann
indessen von regionalen Ausnahmefällen in ostdeutschen Bundesländern
keine Rede sein. Jahrelang als Fiktion ewig gestriger und irrelevanter
Splittergruppen mißdeutet und verharmlost, ist "die Bewegung" längst
in den Parlamenten und auf der Straße eine höchst reale Gefahr.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/deutschland/article181729564/Terrorgruppe-Revolution-Chemnitz-soll-rechtsradikalen-Umsturz-geplant-haben.html

[2] www.sueddeutsche.de/politik/mutmassliche-terrorgruppe-revolution-von-rechts-1.4152545

[3] www.tagesschau.de/inland/rechter-terror-103.html

[4] www.mdr.de/thueringen/nsu-unterstuetzer-neonazi-konzert-100.html

[5] www.verband-brg.de/index.php/161-pe-vom-25-09-2018-opferberatungsstellen-registrieren-unertraegliches-ausmass-rechter-gewalt-seit-chemnitz
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STANDPUNKT/798: "Wer Hass sät und Gewalt befürwortet, verrät das Erbe der Friedlichen Revolution" (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 2. Oktober 2018

"Wer Hass sät und Gewalt befürwortet, verrät das Erbe der Friedlichen
Revolution"

Zum Tag der Deutschen Einheit



Berlin. Anlässlich des Tags der Deutschen Einheit erklärt Beate Rudolf,
Direktorin des Deutschen Instituts für Menschenrechte: "Die Friedliche
Revolution von 1989 gehört zu den Sternstunden deutscher Geschichte.
Bewunderung und Dank gilt den mutigen Menschen in der DDR, die unter
großem Risiko die Achtung der Menschenrechte einforderten. Ohne sie
hätte es die deutsche Wiedervereinigung nicht gegeben und damit auch
nicht Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit für alle
Menschen in Deutschland.

Der Tag der Deutschen Einheit erinnert uns daran, dass die
Menschenrechte keine Selbstverständlichkeit sind. Sie müssen täglich
gelebt und eingefordert werden. Wer die Gleichheit aller Menschen
ablehnt, Hass sät und Gewalt gegen Menschen befürwortet oder verübt,
der verrät das Erbe der Friedlichen Revolution. Der Tag der Deutschen
Einheit sollte allen Ansporn sein, sich im Alltag für die Menschenrechte
einzusetzen und für sie auf die Straße zu gehen. Die nächste
Gelegenheit hierzu bietet die Demonstration "#unteilbar: Für eine offene
und freie Gesellschaft - Solidarität statt Ausgrenzung" am 13. Oktober
in Berlin."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Oktober 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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STELLUNGNAHME/059: Zur Missbrauchsstudie über Fälle der sexuellen Gewalt an Kindern in der katholischen Kirche (V.e.H.)


Verein ehemaliger Heimkinder e.V. - Pressemitteilung vom 27. September 2018

Missbrauchsstudie über Fälle der sexuellen Gewalt an Kindern in der
katholischen Kirche 



Ist die jüngst veröffentliche Studie über die Fälle sexueller Gewalt in der
katholischen Kirche nun der große Befreiungsschlag, unter dessen Schirm
man mit Ablasszetteln handeln könnte, wenn es diese noch gäbe, oder ist
das ein erneuter Versuch die Deutungshoheit in Bezug auf die Fälle
sexueller Gewalt nicht aus der Hand der katholischen Kirche zu geben?

Nachdem man das zunächst mit der Aufarbeitung beauftragte kriminologische
Forschungsinstitut Niedersachsen im Streit von dem Forschungsauftrag
entbunden hatte, war es lange ruhig um dieses Vorhaben und die Opfer
warteten vergebens auf Erklärungen. Nun liegt die Studie vor und in der Tat
finden sich 3677 Fälle von sexueller Gewalt in der Studie, jedoch lässt
sich feststellen, dass diese im Sinne der Kirche wohlgemeinte Aufarbeitung
wesentlich zu kurz greift und erneut die voll umfängliche Aufarbeitung
aller Gewalt, aller Missbräuche die es an Schutzbefohlenen gegeben hat
ausblendet. Hinzu kommt, dass die Wissenschaftler nur einen beschränkten
von der Kirche kontrollierten Zugang zu notwendigen Akten hatten. Vor
diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach dem Wert und der Aussagekraft
dieser Studie. Schon jetzt wird eingeräumt, dass es sogenannte
"Dunkelziffern" gibt. Auffällig ist weiterhin, dass in den
Pressemitteilungen zu dieser Studie das Thema "Entschädigung" nicht
vorkommt.

Sicher ist, dass alle Versuche der Aufklärung von Missbräuchen einem
Flickenteppich gleichen dem ein Flicken nach dem anderen erst dann
hinzugefügt wird, wenn erneute Fakten auf dem Tisch liegen und nicht mehr
strittig sind.

Mit Nachdruck muss darauf hingewiesen werden, dass nicht nur die
katholische Kirche ihrer Verantwortung gerecht werden muss, sondern
ebenfalls die evangelische Kirche, die öffentliche Hand auf Landes- und
Bundesebene sowie weitere involvierte Einrichtungen, Institutionen und auch
Unternehmen und Konzerne.

Seit 2016 ist bekannt das es in Einrichtungen der Jugend- und
Behindertenhilfe, in den Kinder- und Jugendpsychiatrien neben den bekannten
Missbräuchen wie sexuelle, psychische und physische Gewalt an Kindern und
Jugendlichen Sedierungen der Kinder in großem Stil, die Nutzung der
Schutzbefohlenen für Medikamententestungen, die Durchführung riskanter
Behandlungen mit triebdämmenden Mitteln, die Anwendung innovativer
Operationstechniken am Gehirn mit fatalem Ausgang sowie die weit
verbreitete Anwendung schmerzhafter und psychisch belastender
Untersuchungstechniken (Pneumenzephalographie) ohne ausreichende Indikation
durchgeführt wurden. In diesem Jahr wurden im Zusammenhang mit
entsprechenden Recherchen Todesfälle, die dadurch verursacht wurden, im
Frankfurter Raum aufgedeckt. Diese Todesfälle sind belegbar und ein
ehemaliger Arzt, der auch am Kindereuthanasieprogramm der Nazis mitgewirkt
hat, ist dafür verantwortlich.

Eine kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. an die Bundesregierung zeigt
deutlich die Haltung die diese bezüglich einer Aufklärung einnimmt.
Belegbar ist eine in Säuglings- und Kinderheimen durchgeführte Studie, die
von dem damaligen Bundesgesundheitsamt in Auftrag gegeben wurde. Die
Bundesregierung weiß von diesen Vorfällen angeblich nichts und ist auch
nicht bereit an der Aufklärung mitzuwirken. Jedoch wurden die
Medikamentenstudien an Menschen in der ehemaligen DDR ausführlich
untersucht. Unter dem Vorwand, dass die DDR ein Unrechtsystem war und die
BRD nicht, schließt man eine Aufarbeitung dieser und möglicher weiterer
Fälle seitens der Bundesregierung aus.

Der Verein ehemaliger Heiminder e.V. fordert alle beteiligten Institutionen
auf, für eine voll umfängliche Aufarbeitung zu sorgen.

Der Verein ehemaliger Heimkinder e.V. fordert die Bundesregierung auf, die
Pharmakonzerne zur Mitwirkung zu verpflichten und die Rolle der
Bundesregierung die sie zu entsprechenden Zeiten hatte aufzuarbeiten. Es
ist einfach auf andere zu zeigen und als Missbrauchsbeauftragter der
Bundesregierung Forderungen an andere, in diesem Fall
an die katholische Kirche zu stellen.

Der Verein ehemaliger Heimkinder e.V. fordert eine angemessene
Entschädigung für alle Opfer.

 * 

Quelle:

Verein ehemaliger Heimkinder e.V.
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MILITÄR/927: Washington - waffentechnisch dick aufgetragen ... (SB)


Washington - waffentechnisch dick aufgetragen ...



Die F-35 Lightning II sollte die Antwort Lockheed Martins auf das
Streben des Pentagons nach Luftüberlegenheit der US-Streitkräfte im
21. Jahrhundert liefern. Ob das 1993 konzipierte
Tarnkappen-Mehrzweckkampfflugzeug jemals dem hohen Anspruch gerecht
wird ist fraglich. Das teuerste Rüstungsprojekt aller Zeiten wird seit
Jahren von Pleiten, Pech und Pannen verfolgt und gilt längst als
Paradebeispiel einer Waffenentwicklung, die sich weniger nach den
tatsächlich zu erwartenden militärischen Bedürfnissen als vielmehr
nach den Subventionswünschen der US-Rüstungsindustrie und ihrer
politischen Wasserträger im Washingtoner Kongreß richtet. Das
US-Verteidigungsministerium will insgesamt 2663 F-35-Maschinen in
verschiedenen Versionen für Luftwaffe, Marine und Marineinfanterie
kaufen. Hunderte weiterer Exemplare des Kampfjets der 5. Generation
sollen an die US-Verbündeten Australien, Frankreich, Dänemark,
Großbritannien, Italien, Japan, Kanada, die Niederlande und die Türkei
verkauft werden. Der Stückpreis liegt bei über 100 Millionen Dollar.
Insgesamt hat die gigantische Rüstungsbeschaffungsmaßnahme den
US-Steuerzahler bislang 1,5 Billionen Dollar gekostet. Wie hoch sich
die Endsumme belaufen wird steht in den Sternen.

Als es in den Nullerjahren zu erheblichen Problemen bei der
Entwicklung der F-35 kam, die das Aus für das Projekt hätten bedeuten
können und vielleicht sogar müssen, hatten Generalität und Hersteller
einen genialen Einfall. Sie schlugen vor und setzten es auch noch
durch, die Probephase einfach zu überspringen und mit der kühnen
Behauptung in die Produktion und Auslieferung zu gehen, die
technischen Hindernisse und Unzulänglichkeiten könne man im Verlauf
des regulären Betriebs ausbügeln. Diese Umgehung des vorgeschriebenen
Kontrollprozesses war natürlich eine Schnappsidee und hat sich
inzwischen auch als solche entpuppt. Weil die F-35 als einmotorige
Maschine gebaut wurde, entwickelt sich im Innern soviel Druck, daß
giftige Dämpfe sogar unter die Atemmaske der Piloten in der Kabine
gelangen und Bewußtseinseintrübungen hervorrufen. Die
Flugeigenschaften des Tarnkappenfliegers bleiben hinter den
Erwartungen zurück, während Ausfälle und Neustarts aufgrund der
hochkomplizierten, offenbar störanfälligen Software an der
Tagesordnung sind.

Bereits im Januar hat das Government Accountability Office (GAO) des
Kongresses, vergleichbar dem deutschen Bundesrechnungshof, bei der
F-35 nicht weniger als 111 Mängel der Kategorie I festgestellt. Das
sind Mängel oder Konstruktionsfehler, die "Tod, schwere Verletzung
oder berufsbedingte Krankheit verursachen, zum Verlust oder zu
schwerer Beschädigung des Waffensystems führen, die Kampfbereitschaft
der betroffenen Teilstreitkraft beeinträchtigen oder einen
Produktionsstopp auslösen könnten". Bis heute ist keiner dieser Fehler
behoben worden. Im Juni wurden lediglich 19 Mängel auf Drängen von
Lockheed Martin in die weniger gravierende Kategorie II herabgestuft.
Dies berichtete am 31. August Military.com unter Verweis auf die
angesehene Anti-Korruptionsinitiative Project on Government Oversight
(POGO).

Um etwas für das ramponierte Ansehen der F-35 zu tun, hat das Pentagon
sie am 27. September ihren ersten regulären Kampfeinsatz absolvieren
lassen. Wie die Nachrichtenagentur Reuters berichtete, flog eine
senkrechtstartende F-35-B-Maschine der Marineinfanterie vom Deck der
USS Essex, eines im Arabischen Meer vor der Küste Pakistans
stationierten amphibischen Landungsschiffs, nach Afghanistan und jagte
mit zwei Bomben ein Waffenlager der Taliban oder der "Terrormiliz"
Islamischer Staat (IS) in die Luft. Auf dem Veteranenportal Task &
Purpose hat der ehemalige Marineinfanterist Paul Szoldra die Operation
als sinnlose, überteuerte PR-Aktion des Militärs kritisiert. Szoldra
fragte - rhetorisch natürlich -, warum ein in erster Linie für den
Luftkampf gegen die modernsten Maschinen Rußlands und Chinas gebautes
Flugzeug für Millionen von Dollar eine Aufgabe übernehmen mußte,
welche die US-Luftwaffe in Bagram oder eine CIA-Drohne leichter,
billiger und schneller hätte erledigen können.

Die Rache für das durchsichtige Propagandamanöver folgte gleich am
nächsten Tag, als eine F-35 kurz nach dem Start zu einem Trainingsflug
vom Stützpunkt der US-Marineinfanterie bei Beaufort, South Carolina,
abstürzte und in Flammen aufging. Zum Glück konnte sich der Pilot
rechtzeitig mit dem Schleudersitz retten. Die Maschine wurde von einem
Mitarbeiter des Pentagons gegenüber einem Reporter der
Nachrichtenagentur Agence France Presse als "Totalverlust" bezeichnet.
Zur Ursache des Unglücks ist nichts bekannt, die Ermittlungen laufen.
Währenddessen hat Federico Pieraccini in einem am 30. September bei
Strategic Culture Foundation erschienenen Artikel eine weitere Gefahr
für den Ruf der F-35 ausgemacht, nämlich die Entscheidung Moskaus,
nach dem Abschuß eines russischen Spionageflugzeugs Mitte September
vor der Küste Latakias das russische Luftabwehrsystem S-300 nach
Syrien zu verlegen. Nach Ansicht Pieraccinis könnte Lockheed Martin
bald völlig blamiert werden, sollte Israel, wie angekündigt, weiterhin
Angriffe gegen iranische Stellungen in Syrien fliegen und auf die F-35
zurückgreifen; denn angeblich könnte diese von der fast fünfzig Jahre
alten S-300-Bodenluftrakete vom Himmel geholt werden.
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FRAUEN/749: Brasilien - Frauen gegen Bolsonaro (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Frauen gegen Bolsonaro

Von Luciana Rosa






[image: Demonstrierende halten ein Bild von Bolsonaro hoch - Foto: Rovena Rosa/Agência Brasil]

Allein in Sao Paulo demonstrierten bis zu 200.000 Menschen gegen
Bolsonaro

Foto: © Rovena Rosa/Agência Brasil



(Montevideo, 17. September 2018, comcosur/poonal) - Der brasilianische
rechte Präsidentschaftskandidat Jair Bolsonaro ist bekannt für seine
Geringschätzung gegenüber Frauen, Schwarzen und Homosexuellen. Nun
sieht er sich einer neuen Herausforderung gegenüber: Den Frauen. Am
29. September gingen in den wichtigsten Städten Brasiliens
hunderttausende Menschen [1], vor allem Frauen, gegen Bolsonaro auf
die Straße. Organisiert wurden die Proteste von der Initiative "Frauen
gemeinsam gegen Bolsonaro" [2].

Zwar könnte der Kandidat der rechtskonservativen Sozial-Liberalen
Partei PSL (Partido Social Liberal) 24 Prozent der Wählerstimmen auf
sich vereinen - 17 Prozent davon von Frauen - laut der letzten, durch
das Institut Datafolha durchgeführten Umfrage. Doch rechnete Bolsonaro
nicht mit der am 30. Juli 2018 hervorgerufenen Initiative: Die "Frauen
gemeinsam gegen Bolsonaro" haben bereits eine Million Mitglieder
erreicht und versprechen die Wahl desjenigen zu verhindern, den sie
als "Unaussprechlichen" bezeichnen. Die Gruppe verzeichnet einen
extremen Zulauf: ungefähr 10.000 Anträge auf Mitgliedschaft pro
Sekunde, wie Ludimilla Teixeira, eine ihrer Leiterinnen erklärte.

In ihrer Selbstdarstellung heißt es, die Gruppe wolle "alle Frauen
Brasiliens (und diejenigen, die außerhalb des Landes wohnen) vereinen,
um gegen das Fortschreiten und die Stärkung von Machismus,
Frauenfeindlichkeit und anderen Arten von Vorurteilen vorzugehen -
Eigenschaften, die der Präsidentschaftskandidat Jair Bolsonaro
verkörpert. (...) Dies ist eine große Gelegenheit zur Vereinigung! Und
der Anerkennung unserer Stärke!"

Eine der hauptsächlichen Sorgen der Wählerinnen sind Haltungen wie
die, die der damalige Kongressabgeordnete Bolsonaro im Jahr 2014
gegenüber der Abgeordneten Maria do Rosário vertrat als er erklärte,
diese sei derart hässlich, dass sie es "nicht verdiene, vergewaltigt
zu werden". Das Video mit diesem Vorfall wurde in der Gruppe mehrfach
verbreitet.


Bolsonaro "hat keine demokratischen Werte"

Bruna Soalheiro, Historikerin aus Rio de Janeiro, erzählt, dass sie
sich der Gruppe auf Einladung einer ihrer Professorinnen angeschlossen
hat. "Am Anfang dachte ich daran, abzulehnen, da ich dagegen war, den
Namen Bolsonaros bei Posts im Netz zu verwenden", berichtet sie. "Aber
dieser Kandidat verkörpert mehr als den Widerspruch der Intoleranz. Es
ist ein Widerspruch der Demokratie. Eine Person ohne demokratische
Werte als Kandidat für ein gewähltes Amt ist ein Widerspruch in sich.
Jede Bewegung, die dies in der heutigen Zeit immer klarer
herausstellt, muss unsere Aufmerksamkeit bekommen". So begründet die
Historikerin ihre geänderte Meinung.

Für die Kulturschaffende Maria Elisa Macedo aus dem südöstlichen
Bundesstaat Minas Gerais "ist (die Gruppe) unglaublich wichtig, da es
sich um eine Frauenbewegung handelt, die gegen Faschismus ist. Dieser
ist in unserer Welt so allgegenwärtig, vor allem in Lateinamerika.
Diese Bewegung der Frauen ist grundsätzlicher Natur, da sie sich zum
Wohl der Demokratie vereinen, auf Basis der Menschenrechte". Die
Produzentin zeigt sich optimistisch, was die Ergebnisse am kommenden
7. Oktober 2018 angeht, dem Tag der Präsidentschaftswahlen. "Ich
glaube stark an die Rolle der Frauen als Quelle wertvoller Ideen mit
dem Ziel, der Unterwerfung und Unterdrückung zu entkommen -
Bedingungen, mit denen wir immer leben mussten und die zentrale Themen
im Wahlkampf des "Unaussprechlichen" sind. Er ist ein Mann, der die
Gewalt in seinen Reden mit sich bringt und diese schreckliche Welle
verkörpert".


52 Prozent aller Wahlberechtigten Brasiliens sind
Frauen

52 Prozent aller Wahlberechtigten Brasiliens sind Frauen. Deshalb
könnte eine Initiative wie diese, die versucht, das Fortschreiten der
Popularität Bolsonaros im Netz zu bremsen und Wählerstimmen auf eine/n
andere/n Kandidat*in zur vereinen, um einen möglichen Sieg des
ultrarechten Politikers zu verhindern, großes Gewicht in einem so
schwankenden Szenario wie bei diesen Wahlen haben.

Auch die Kandidatin der Arbeiterpartei PT (Partido dos Trabalhadores)
für das Amt der Vizepräsidentin, Manuela d'Ávila, forderte ihr
Publikum auf, sich der Gruppe in Curitiba anzuschließen, nachdem
Fernado Haddad zum Präsidentschaftskandidat ihrer Partei ernannt
worden war. "Weil wir Frauen diejenigen sind, die die Auswirkungen der
Krise stärken spüren und wir daran gewohnt sind. Die Aufmerksamkeit,
die wir auf diese Wahl legen, ist proportional zu dem Bewusstsein, das
wir haben hinsichtlich der Konsequenzen, die eine falsche Entscheidung
auf des Leben unserer Bevölkerung haben kann", betonte die Kandidatin
und lud ihre Anhängerinnen ein, sich den "Frauen gegen Bolsonaro"
anzuschließen. Unabhängig von dem Aufruf von Manuela d'Ávila
ist eine der Regeln der Facebook-Gruppe, keine Wahlpropaganda für
Kandidat*innen durch ihre Mitglieder zuzulassen.

Da die Gruppe "Frauen gegen Bolsonaro" so stark gewachsen ist, plant
man nun öffentliche Veranstaltungen und Proteste im ganzen Land wie am
29. September zu organisieren.

Luciana Rosa ist brasilianische Journalistin.


Anmerkungen:

[1] http://agenciabrasil.ebc.com.br/politica/noticia/2018-09/mulheres-protestam-em-varias-cidades-contra-machismo-e-homofobia

[2] https://www.facebook.com/mulheresunidascontrabolsonaro/
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FORSCHUNG/921: Crowd-Management in der Praxis - Forschende suchen Rezept gegen Gedränge auf Bahnhöfen (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 01.10.2018

Crowd-Management in der Praxis: Forschende suchen Rezept gegen Gedränge
auf Bahnhöfen



August 2018. Am Hamburger Hauptbahnhof herrscht wegen ausfallender Züge
großes Gedränge. Bahnsteige werden abgesperrt, Fahrgäste erhalten nur noch
dosiert Zugang. Solche Szenarien drohen in Zukunft auch weiteren Bahnhöfen
in Deutschland, zeigen sich die Wuppertaler Professoren Armin Seyfried und
Frank Fiedrich überzeugt.

"Gerade zu Stoßzeiten oder bei Verspätungen und Ausfällen kommt es
aufgrund stetig zunehmender Fahrgastzahlen zu einem Ansturm, dem viele
nicht mehr gewachsen sind", so die Wissenschaftler. "Das ist nicht nur
unangenehm, sondern birgt - gerade auf Bahnsteigen und Rolltreppen - auch
erhebliche Gefahren." Im Rahmen des Projektes CroMa - angelehnt an den
englischen Begriff Crowd-Management - wollen sie daher neue Konzepte und
Maßnahmen erarbeiten, mit denen sich die Lage entspannen und die Effizienz
erhöhen lässt.

Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung für drei
Jahre mit 2,1 Millionen Euro gefördert. Die Koordination liegt in den
Händen der Bergischen Universität. Als Partner eingebunden sind weitere
Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Verkehrsbetreiber und Veranstalter.
"Gemeinsam wollen wir Methoden zur Lenkung von Personenströmen
untersuchen, die auch im Bahnhof funktionieren", sagt Prof. Dr. Seyfried.
Und Prof. Dr. Fiedrich ergänzt: "Bei Crowd-Management geht es auch darum,
durch gute Information und richtige Anreize kritischen Situationen
vorzubeugen." Um die Überführung der Forschungsergebnisse in die Praxis
sicherzustellen, sind auch mehrere Verkehrsbetriebe wie die Deutsche Bahn,
die Schweizer Bundesbahnen und die Kölner Verkehrs-Betriebe sowie
Veranstaltungstechniker, Polizei und Ordnungsdienstleister an dem Projekt
beteiligt.

An der Uni Wuppertal sind vor allem zwei Lehrstühle involviert. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vom Lehr- und Forschungsgebiet
Computersimulation für Brandschutz und Fußgängerverkehr befassen sich mit
der Gestaltung von Bahnsteigen und anderen Verkehrsflächen für Fußgänger.
Neben physischen und baulichen Systemen wie Absperrgittern haben die
Forschenden dabei auch psychologische Faktoren im Blick. So wollen sie
etwa in Zusammenarbeit mit der Ruhr-Universität Bochum die Wirkung
sozialer Regeln untersuchen sowie unterschiedliche Formen der
Informationsweitergabe und Ansprache testen.

Im Fokus des Lehrstuhls für Bevölkerungsschutz, Katastrophenhilfe und
Objektsicherung stehen insbesondere die Auswirkungen großer Personenströme
auf Bahnanlagen und die resultierenden Anforderungen an davon betroffene
Entscheidungsträger. "Bedingt durch die Vielzahl an Akteuren -
beispielsweise Verkehrsunternehmen, Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben und Bundes- bzw. Landespolizei - sind eine effiziente
Kommunikation und ein strukturierter Informationsaustausch zur
reibungslosen Zusammenarbeit notwendig", betont Prof. Dr. Fiedrich. "Wir
befassen uns daher mit der Optimierung des interorganisationalen Risiko-
und Krisenmanagements im Hinblick auf Informationsflüsse und
Entscheidungsfindung." Durch die Entwicklung von Empfehlungen hierzu soll
die Funktionsfähigkeit und Sicherheit der Bahnhofsinfrastrukturen auch
unter besonderen Belastungen aufrechterhalten werden können.


Partner im Projekt CroMa

Bergische Universität Wuppertal, Forschungszentrum Jülich,
Ruhr-Universität Bochum, Düsseldorf Congress GmbH

Assoziierte Partner

Schweizerische Bundesbahnen AG, Deutsche Bahn AG, Kölner Verkehrs-Betriebe
AG, Rheinbahn AG, Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V.,
Bundespolizeiinspektion Düsseldorf, Landeshauptstadt Düsseldorf, eps gmbh,
Special Security Services Deutschland GmbH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, 01.10.2018
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MEINUNG/077: Warum der "Aufbau Ost" nicht funktionieren konnte (idw)


Universität Witten/Herdecke - 01.10.2018

Warum der "Aufbau Ost" nicht funktionieren konnte

Prof. Tyrell von der Universität Witten/Herdecke sagt: Der lange
Stasi-Schatten, die Digitalisierung und die Globalisierung sind schuld



Die Wirtschaftskraft in Deutschland ist auch fast 30 Jahre nach der
Wiedervereinigung zwischen Ost und West sehr ungleich verteilt. Der
Experte für Banking und Finance der Universität Witten/Herdecke (UW/H),
Prof. Dr. Marcel Tyrell, hat in zwei Studien die Ursachen untersucht: Die
Stasi-Vergangenheit, die Digitalisierung und die Globalisierung sind
demnach die Hauptverdächtigen.

"Es gibt so etwas wie den langen Schatten des Stasi-Überwachungssystems",
erklärt Tyrell seinen Ansatz, den er schon in einer ersten Studie 2007
veröffentlicht hatte. Inzwischen gibt es aber auch weitere Studien, die
seine Annahmen bestätigen: "Die jahrelange Unterwanderung hat aus
verständlichen Gründen das Misstrauen vieler Ostdeutscher so massiv
gestärkt, dass es sich bis heute ganz handfest auf Wirtschaft und
Wahlverhalten auswirkt."

Und das kann Tyrell mit Zahlen belegen: Wo die Überwachung am dichtesten
war - übrigens nicht nur an der Grenze zur BRD sowie an der Ostsee - ist
bis heute die Arbeitslosigkeit am höchsten und damit die Wirtschaftskraft
am geringsten. "Außerdem finden wir dort massive Störungen in etwas, das
wir Sozialkapital genannt haben: Festmachen kann man das an der
Wahlbeteiligung, der Mitgliedschaft in Sportvereinen und der Bereitschaft
zur Blutspende. Sie sind dort wesentlich geringer ausgeprägt wo die
Bespitzelung gemessen an der Anzahl der Inoffiziellen Mitarbeiter am
höchsten war. Wir sehen diese Merkmale als Messgrößen für die lange
Wirkung der Bespitzelung", bewertet Tyrell seine früheren Ergebnisse, die
aktuell von anderen Forschern (Lichter/Löffler/Siegloch, 2016) bestätigt
werden. Auch die kommen zu dem Schluss, dass die Stasi-Aktivität zu
geringem Vertrauen und sinkender gesellschaftlicher Aktivität geführt
haben, die dann in Abwanderung und steigender Arbeitslosigkeit mündet:
"Wirtschaft setzt Vertrauen voraus, oft geht es um Geschäfte mit
mündlichen Absprachen, das geht eben ohne ein Grundvertrauen nicht und das
hat der Überwachungsapparat vernichtet und die ältere Generation oft an
die Kinder weitergegeben, um diese zu schützen - das ist meine These",
fasst Tyrell noch mal zusammen.

Und er hat weitere Untersuchungen anderer Forscher zusammengefasst, die
das Thema der Ungleichverteilung noch mal aus anderem Blickwinkel
aufnehmen. Thema Roboter: Wenn man auf einer Deutschlandkarte einzeichnet,
wo die meisten Roboter in der Produktion eingesetzt sind, erkennt man
deutlich die ehemalige Trennlinie zwischen BRD und DDR wieder. Ganz viele
stehen im Westen, ganz wenige im Osten: "Die Roboter haben in Deutschland
aber keine Arbeitsplätze vernichtet, wie die Studie von
Dauth/Findeisen/Südekum/Wössner (2017) eindeutig zeigt. Vielmehr bringen
sie Einkommenszuwächse bei hochqualifizierten Beschäftigten und nur
leichte Rückgänge bei ganz einfachen Arbeiten, während mittelqualifizierte
Arbeitnehmer die höchsten Einkommensverluste zu verzeichnen hatten",
schildert Tyrell die Auswirkung.

Thema Abwanderung: Trägt man in die Deutschlandkarte ein, wo Menschen
wegziehen und wo welche hinziehen, erkennt man wiederum die Grenzen der
beiden ehemaligen Teilstaaten sehr deutlich - Ausnahme Raum Berlin. Neun
Prozent Abwanderung in den Jahren 2000 bis 2014 im Osten, Zuwanderung in
Süddeutschland, am Rhein und im Norden. Massive Landflucht also, bloß weg
aus dem Osten, scheint die Devise zu sein.

Eine weitere Studie hat die Auswirkung von Globalisierung und
Digitalisierung auf das Wahlverhalten untersucht. Wieder eine
Deutschlandkarte, diesmal trägt man ein, wo die örtliche Wirtschaft von
den zunehmenden Exporten aus China und Osteuropa überrollt wurde. Wiederum
ist der ehemalige Grenzverlauf gut zu erkennen, einige andere grenznahe
Gebiete im Westen sind ebenfalls betroffen. Und die Studie kann zeigen,
dass die Wähler das Vertrauen in die etablierten Parteien verlieren und
eindeutig Rechtsextrem wählen: "Das ist der Effekt, den wir auch bei der
Wahl von Präsident Donald Trump in den USA beobachten konnten. In Staaten,
in denen die Wirtschaft den billigen Importen nicht gewachsen ist und der
Mittelstand darunter leidet, kommen extreme Populisten zu Wahlerfolgen.
Interessanterweise aber nur Rechte, die Linke wird nicht mehr gewählt",
interpretiert Tyrell die Studie von (Dippel/Gold/Helblich/Pinto (2018).

Zusammenfassend zeigen die Untersuchungen von Prof. Tyrell, dass das
zerstörte Sozialkapital, man könnte auch sagen: das gute Miteinander,
langfristig deutliche Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur auslösen
und Menschen empfindlicher machen für die Bewältigung anderer krisenhafter
Einflüsse.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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INTERNATIONAL/242: Mexiko - Neun Jahre Haft für Ex-Gouverneur von Veracruz (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Neun Jahre Haft für Ex-Gouverneur von Veracruz



(Mexiko-Stadt, 27. September 2018, desinformémonos) - Der
Ex-Gouverneur der mexikanischen Provinz Veracruz, Javier Duarte, ist
zu neun Jahren Haft verurteilt worden. Darüber hinaus muss er eine
Strafe von knapp 59.000 Pesos (2.720 Euro) zahlen. Duarte hatte sich
zuvor der Geldwäsche und der Bildung einer kriminellen Vereinigung für
schuldig erklärt. Im Gegenzug wurde sein Strafmaß reduziert.

Allerdings muss Duarte nur noch siebeneinhalb Jahre in Haft
verbringen, da er bereits seit dem 15. April 2017 im Gefängnis sitzt.
Das teilte der zuständige Richter in Mexiko-Stadt, Marco Antonio
Fuerte Tapia, mit. Der Richter ließ auch 40 Immobilien Duartes
beschlagnahmen.

Duarte erklärte sich nur für zwei der ihm vorgeworfenen Straftaten für
schuldig, die während seiner Amtszeit als Gouverneur von Veracruz
(2010-2016) begangen wurden. Da die Straftaten keinen materiellen
Schaden angerichtet hätten, verzichtete der Richter darauf, Duarte zu
einer Wiedergutmachung zu verurteilen. Seine Haftstrafe kann jedoch
nicht durch andere Sanktionen ersetzt werden.

Nach Angaben der Nationalen Meldestelle für verschwundene Personen
sind während der sechsjährigen Amtszeit Duartes 665 Menschen gewaltsam
verschwunden. Die tatsächliche Zahl ist vermutlich jedoch höher, da
"die Staatsanwaltschaft von Veracruz spätestens seit Mitte 2014
aufgehört hat, die Fälle von Verschwundenen angemessen zu
registrieren", wie die Organisation zur Suche Verschwundener
"Movimiento por Nuestros Desaparecidos en México" im August mitteilte.

Während der Amtszeit Duartes wurden in Veracruz 18 Journalist*innen
ermordet, weitere drei sind spurlos verschwunden. Diese Fälle wurden
vor Gericht jedoch nicht verhandelt.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/neun-jahre-haft-fuer-ex-gouverneur-von-veracruz/
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INTERNATIONAL/344: Mexiko - 43 (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

MEXIKO

43

Von Carlos Beristain



(Mexiko-Stadt, 27. September 2018, la jornada) - Der Himmel weint an
diesem Nachmittag, an dem die Menschen durch Mexikos Straßen ziehen:
mit Überzeugung, Liebe und Empörung. Diese drei Dinge machen den
Demonstrationszug, der sich durch die ihn aufnehmenden Straßen
hinzieht, anders.

Der 26. September, vier Jahre später. Eine Stadt, die freundlicher ist
mit den Menschen auf der Straße, die bis auf die Knochen nass werden,
aber die Stimmen nicht verstummen lässt. "Ayotzi vive", rufen die
Normalistas. Und natürlich ist dieser Demonstrationszug ein Beweis
dafür.

Es wehen neue Winde in diesem Mexiko, dessen System einstürzte. Und
doch wissen die Menschen, dass es eine mühselige Aufgabe ist. Das
System verfügt immer über eine Bürokratie, die bereit ist, sich zu
reproduzieren. Wir haben eine neue Zeit in den Händen.

Gestern (am 26. September, Anm. d. R.) bei dem Treffen mit den
Familienangehörigen der 43 fiel das Sprechen schwer. Es wäre falsch zu
sagen, dass die Emotion zu groß war, denn sie nahm das Ausmaß an, das
nötig war, nachdem wir uns zwei Jahre nicht gesehen hatten. Diese
Zeit, die Hanna Arendt als die Zwischenzeit bezeichnet, die von Dingen
bestimmt ist, die nicht mehr sind, aber auch von denen, die noch nicht
sind.

Der Himmel hört nicht auf zu weinen in dieser sich hinziehenden Nacht.
Vielleicht erinnert er sich, dass diese Zeit zuviel ist für soviel
Liebe und soviel Bedürfnis zu wissen.

* Carlos Beristain ist ehemaliges Mitglied der Unabhängigen
Interdisziplinären Expert*innengruppe (GIEI) zum Fall Ayotzinapa, Arzt
und Experte in Konfliktmediation.


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/43/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06703: Strategien sind sinnvoll (SB)


Die Schachstrategie ist oftmals nichts anderes als das Sammeln
wiederkehrender Motive, die dann zu einem System verdichtet werden.
Die Statistik geht diesen Weg ebenso wie die Empirik. Unterschiedlich
sind sie durch den Dienst, in dem sie stehen. Im Schach indes wird
damit ein anderes Ziel verfolgt. Hier soll der Lernende anhand
bestimmter Muster befähigt werden, Kombinationen aufzuspüren. Ein
Schachmeister verfährt natürlich andersherum: Er stellt die
Bedingungen her, nach denen er kombiniert. Dennoch ist die
Schachstrategie eine wertvolle Vorbereitung für den Laien. Bevor er
sich in kreativ-schöpferischer Weise zu verwirklichen versucht, muß er
die Stellungsgesetze beherrschen. Raum, Linie, starke und schwache
Punkte, zentrale Figuren und solche, die außerhalb eines Plans stehen -
all dies und noch viele kleine Details mehr müssen zu einem
ganzheitlichen Erfassen und Denken zusammenwachsen, ehe ein
Schachspieler die wichtigste Hürde nimmt und nicht nur Züge macht,
sondern eine Partie gestaltet. Bis dahin sollte jede Hilfe willkommen
sein, auch wenn Strategien immer nur einen begrenzten Einblick in die
Wirkungszusammenhänge einer Partie erlauben. Im heutigen Rätsel der
Sphinx beispielsweise hatte Schwarz seine Königsstellung empfindlich
geschwächt. Zuletzt hatte er 1...g6-g5 gespielt. Die Schachstrategie
lehrt nun, wie Felderschwächen in der Rochadestellung taktisch zu
verwerten sind, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06703: Strategien sind sinnvoll (SB)]



Sikora - Spassov

Skara 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Oft suchte und fand Alexander Aljechin den genialen Überbau für seine
Partien. Gegen Bogoljubow verwirklichte er diesen Traum: 1...b5-b4
2.Ta5xa8 b4xc3!! 3.Ta8xe8 c3-c2 4.Te8xf8+ Kh8-h7 5.Sd1-f2 c2-c1D+
6.Sd2-f1 Sd3-e1! - mit der Mattdrohung 7.Se1-f3# - 7.Tg2-h2 Dc1xc4
8.Tf8-b8 Ld7-b5 9.Tb8xb5 Dc4xb5 10.g3-g4 Se1-f3+ 11.Lh1xf3 e4xf3
12.g4xf5 Db5-e2! 13.d4-d5 - 13.Th2-h3 Sf6-g4! oder 13.Sf2-h3 Sf6-g4!!
14.Th2xe2 f3xe2 - 13...Kh7-g8 14.h4-h5 Kg8-h7 - Zugzwangmanöver -
15.e3-e4 Sf6xe4 16.Sf2xe4 De2xe4 und Weiß hatte genug gelitten.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/236: Bund startet "Institut für gesellschaftlichen Zusammenhalt" (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 01.10.2018

Bund startet "Institut für gesellschaftlichen Zusammenhalt"

Göttingen und Hannover als Verbund-Mitglieder ausgewählt
Thümler: "Auswahl belegt hohe Qualität des Hochschul- und
Forschungsstandorts Niedersachsen"



Das Soziologische Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) an der
Georg-August-Universität Göttingen und die Leibniz Universität Hannover
(LUH) sind als Mitglieder für den neuen bundesweiten Verbund aus Hochschul-
und Forschungsinstituten für den vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) geplanten Aufbau eines "Instituts für gesellschaftlichen
Zusammenhalt" ausgewählt worden. Das neue Institut soll sich mit Fragen
von Zugehörigkeit und Identität in einer pluralistischen Gesellschaft
befassen. Die Forschung in diesem Themengebiet soll über den Verbund
multidisziplinär vorangetrieben werden. Ziel ist es praxisrelevante
Vorschläge zu entwickeln, um den aktuellen gesellschaftlichen
Herausforderungen zu begegnen.

"Wir erleben, wie immer öfter gezielt falsche Informationen oder
'alternative Fakten' verbreitet werden, um Meinungen zu beeinflussen und
die Deutungshoheit über tagesaktuelle Geschehnisse zu erlangen. In Zeiten
wie diesen ist der gesellschaftliche Zusammenhalt wichtiger denn je", sagt
Niedersachsens Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler. "Mit
der Gründung des 'Instituts für gesellschaftlichen Zusammenhalts' leistet
das BMBF hier einen wesentlichen Beitrag. Ich freue mich, dass der
Forschungsstandort Niedersachsen mit Göttingen und Hannover gleich mit
zwei Einrichtungen in dem neuen Verbund vertreten ist. Das ist einmal mehr
ein Beleg für die hohe Qualität unserer Hochschulen und
Forschungseinrichtungen."

Neben der LUH und dem SOFI wurden im Rahmen eines wissenschaftlichen
Wettbewerbs neun weitere Einrichtungen aus neun Bundesländern ausgewählt:
die Technische Universität Berlin, die Universitäten Bielefeld, Bremen,
Frankfurt, Halle-Wittenberg, Konstanz und Leipzig sowie das
Hans-Bredow-Institut für Medienforschung Hamburg und das Institut für
Demokratie und Zivilgesellschaft Jena. In einer einjährigen Vorphase soll
der Verbund ein Forschungsprogramm und eine Lenkungsstruktur für das
dezentral angelegte Institut erarbeiten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1171: Mönchengladbach - Yoga Intensiv-Woche vom 15. bis 19.10.2018


Yoga Intensiv-Woche



Eine ganze Woche täglich Yoga mit viel Praxis und wenig Theorie: In
den Yogastunden werden durch aufeinander abgestimmte Übungen alle
Muskeln und Gelenke gedehnt und gekräftigt, die inneren Organe und die
Nerven werden gestärkt, so dass sich Körper und Geist harmonisieren
können.

15.10. bis 19.10.2018, 9:00 - 11:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2397S

Kosten: 40 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1170: Mönchengladbach - YIN-Yoga vom 15. bis 19.10.2018


YIN-Yoga



YIN-Yoga ist eine sanfte Form des Yoga, bei der die Teilnehmer in den
Haltungen länger verweilen und sich dabei unterstützen. Der Körper und
besonders die Faszien werden tief gedehnt, Stress und Spannungen
können sich lösen.

15.10. bis 19.10.2018, 12:00 - 13:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182F2396F

Kosten: 26 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/340: Cuxhaven - Ohnsorg-Theater Hamburg präsentiert "Kalenner-Deerns" am 15.10.


Ohnsorg-Theater Hamburg: "Kalenner-Deerns"



Am Montag, 15. Oktober 2018, um 20 Uhr macht wieder einmal das
Ohnsorg-Theater Hamburg Station im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr.
21, 27472 Cuxhaven - mit der Komödie "Kalenner-Deerns" von Tim Firth.

Das Stück erzählt die umwerfend komische und gleichzeitig berührende
Geschichte einer Gruppe von Frauen im »besten« Alter, Freundinnen, die
gemeinsam durch dick und dünn gehen. Als Mitglieder eines
Landfrauenvereins treffen sie sich regelmäßig und gehen ihren
Aktivitäten nach, backen, kochen Marmelade, basteln, organisieren
Wettbewerbe und erstellen Kalender mit konventionellen
Landschaftsmotiven, um diese für den guten Zweck zu verkaufen. In
erster Linie sind diese Treffen jedoch Anlass für Tine, Annie, Ellie,
Cora, Ruth und Mellie, um ihre Freundschaft zu pflegen, ihre
Alltagssorgen zu vergessen und gegen ihre Vorsitzende Marie zu
rebellieren. Aber dann erkrankt Annies Mann Hannes schwer. Um ihm auf
ihre bescheidene Art ein Denkmal zu setzen, möchten die »Deerns« der
Klinik, in der er behandelt wurde, ein »Gedächtnis-Sofa« für die
wartenden Angehörigen stiften. Ihre Idee, das Geld dafür
zusammenzubekommen, ist verwegen. Hinter dem Rücken von Marie stellen
sie einen außergewöhnlichen Kalender her, der die »Deerns« zwar bei
ihren normalen Tätigkeiten präsentiert - das allerdings mit viel
»nackter Haut«! Der Kalender wird ein Riesenerfolg. Die Medien greifen
die Sache auf, die »Kalenner-Deerns« werden zu Stars. Aber der Erfolg
bedroht ihre Freundschaft - und sie müssen sich entscheiden, was sie
wollen ...

Eintrittskarten für die Aufführung erhalten Sie im Vorverkauf bei der
Kulturinformation im Schlossgarten 4 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr
15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), telefonisch unter 0 47 21/6 22 13, online
unter www.cuxhaven.de/tickets oder am Veranstaltungstag ab 19 Uhr an
der Abendkasse im Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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POLITIK/841: Koalition zögert Betäubungspflicht für Ferkel hinaus (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 2. Oktober 2018

Kommentar 

Koalition zögert Betäubungspflicht für Ferkel hinaus



Aktuellen Medienberichten zufolge zögert die Koalition die
Betäubungspflicht für Ferkel hinaus. Darauf habe sich am Abend die
Koalition geeinigt.

Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes, kommentiert:

"Was der Koalitionsausschuss beschlossen hat, ist Verrat an den Ferkeln und
Verrat am Staatsziel Tierschutz und wurde offenbar wie auf einem Basar in
die Pokerrunden um Diesel und Zuwanderung eingepreist. Sämtliche
Bekenntnisse der Koalition zum Tierschutz erscheinen damit als wohlfeile
Sonntagsreden. Ich kann nur hoffen, dass es genügend aufrechte
Bundestagsabgeordnete in den Reihen der CDU, CSU und SPD gibt, die dem
Votum nicht folgen werden. Es ist zudem kurios, dass der Deutsche Bundestag
vor fünf Jahren ein Gesetz beschließt, ordnungsgemäß mit fachlicher
Grundlage und dann kümmert sich niemand mehr. Die Tiernutzerseite bewegt
sich nicht und schwupps, wird mal eben das Leid der Ferkel verlängert, weil
nun die Zeit für Anpassungen im Ferkelsystem angeblich nicht mehr reicht.
Schonungsloser können die Agrarpolitiker der Regierungsfraktionen nicht
offenbaren, wie sehr sie am Rockzipfel der Agrarindustrie hängen und mehr
um deren Anerkennung buhlen als sich aktiv um Fortschritte im Tierschutz zu
kümmern. Das ist geradezu ein Musterbeispiel dafür, wie man die
Politikverdrossenheit in Deutschland weiter vorantreibt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 2. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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LATEINAMERIKA/184: Abkommen von Escazú - Die ersten 12 Unterschriften des lateinamerikanisch-karibischen Vertrages zur Verteidigung der Umwelt (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Abkommen von Escazú: die ersten 12 Unterschriften des
lateinamerikanisch-karibischen Vertrages zur Verteidigung der
Umwelt

Von Riccardo Noury, 1. Oktober 2018



Am 27. September haben anlässlich der Vollversammlung der Vereinten
Nationen die Länder Argentinien, Antigua und Barbuda, Brasilien, Costa
Rica, Ecuador, Guatemala, Guyana, Mexiko, Panama, Peru, Santa Lucia
und Uruguay das Abkommen von Escazú unterschrieben.

Das Abkommen wurde am 4. März diesen Jahres in Escazú, einer zur
Metropolregion und Hauptstadt von Costa Rica San José gehörenden
Provinz, von Vertretern von 24 lateinamerikanischen und karibischen
Ländern beschlossen. Es stellt den ersten verbindlichen Schritt zum
Schutz des Rechtes auf Information, auf Partizipation und Zugang zu
Gerechtigkeit im Bezug auf Umweltfragen dar. Zudem enthält es präzise
Bestimmungen zum Schutz von Leib und Leben von Umwelt- und
Menschenrechtsaktivisten.

Damit das Abkommen von Escazú in Kraft tritt, muss es bis zum 27.
September 2020 von mindestens 11 Ländern ratifiziert werden. Ein Ziel,
das durchaus erreichbar ist, sogar noch vor Ablauf dieser Frist.

Die Ratifizierung und Umsetzung würde bedeuten, dass genau die
Menschen, die sich für Umweltschutz und damit verbundene
Menschenrechte in den gefährlichsten Regionen der Welt einsetzen, nun
auch selber geschützt werden und dass alle Stimmen bei Entscheidungen
im Bezug auf Umwelt- und Klimafragen gehört werden.

Alleine vergangenes Jahr gab es 207 registrierte Morde an meist
indigenen Aktivisten, die ihre Gemeinden, Flüsse, Wälder und
Ressourcen vor Raubbau durch Megaprojekte und Großindustrie schützen
wollten (Quelle: Global Witness) [1]. Um die 60 Prozent davon
entfielen auf diese Region, in der sich die sogenannte Lunge der Erde
befindet - der Amazonas Regenwald.

Das Abkommen von Escazú wird auch als "Principle 10 Agreement"
bezeichnet, da es sich auf Grundsatz 10 der Rio-Erklärung [2] über
Umwelt und Entwicklung von 1992 bezieht. Es wurde über sechs Jahre
lang mühsam verhandelt und stellt einen Meilenstein im Kampf für eine
gesunde intakte Umwelt für zukünftige Generationen dar.

Angesichts der Tatsache, dass sich 80% der verbleibenden Biodiversität
unseres Planeten [3] auf indigenen Gebieten befinden, könnte dieses
Abkommen für uns alle wichtiger nicht sein.


Anmerkungen:

[1] https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/at-what-cost/

[2] http://www.un.org/depts/german/conf/agenda21/rio.pdf

[3] http://www.firstpeoples.org/who-are-indigenous-peoples.htm

Weitere Informationen /Quellen:

Artikel von Nachrichten Welt: Treffen zwischen den Ländern für das
Escazú-Abkommen - Umwelt - Leben 

https://www.nach-welt.com/welt/treffen-zwischen-den-landern-fur-das-escazu-abkommen-umwelt-leben/

Artikel von Amnesty International (Englisch): Americas: Historic
environmental and human rights treaty gains momentum as 12 countries
sign

https://www.amnesty.org/en/latest/news/2018/09/americas-12-countries-sign-historic-environmental-treaty/

Vertragstext des Escazú-Abkommens (Englisch): 

www.accessinitiative.org/sites/default/files/regional_agreement_on_access_to_information_-_costa_rica.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MASSNAHMEN/280: Neues Kiesbett für den Emmer Bach (NLF)


Niedersächsische Landesforsten - 2. Oktober 2018

Neues Kiesbett für den Emmer Bach

Gemeinsames Naturschutzprojekt in den Niedersächsischen Landesforsten



(Hankensbüttel / Emmen) Der Emmerbach hat auf einer Länge von 700
Metern ein neues Kiesbett erhalten. Es handelt sich hier um einen
Heidebach, der Teil des Naturschutzgebietes "Ise mit seinen
Nebenbächen" ist. Er fließt durch die Revierförsterei Betzhorn des
Niedersächsischen Forstamtes Unterlüß. Bereits 2014 wurden in einem
ersten Projekt 500 Tonnen Kies auf 400 Meter in die Bachsohle
eingebracht.




[image: Fischende Schwarzstörche im Wasser - Foto: © Hans-Jürgen Kelm]

Schwarzstörche im Nahrungsbiotop

Foto: © Hans-Jürgen Kelm



Ziel des Projektes ist die ökologische Aufbesserung des Gewässers
gemäß der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie. In enger Zusammenarbeit
zwischen dem Forstamt Unterlüß, dem Unterhaltungsverband Ise, dem
Aller-Ohre - Verband und dem NLWKN sowie in enger Abstimmung mit der
Unteren Naturschutz- und Wasserbehörde des Landkreises Gifhorn wurde
das Projekt geplant, genehmigt und umgesetzt.




[image: Bagger am Bach - Foto: © Niedersächsische Landesforsten]

Der Kies wird mit Hilfe eines Baggers im Bachbett verteilt 

Foto: © Niedersächsische Landesforsten



Christoph Rothfuchs, Förster und Waldökologe im Forstamt Unterlüß
erklärt: "Alle Beteiligten haben hier toll zusammengearbeitet und an
einem Strang gezogen". In nur acht Arbeitstagen wurden 640 Tonnen Kies
im Bachbett eingebaut. Eine logistische Herausforderung war es, den
schweren Kies über die sonst eigentlich feuchten Böden zum Bach zu
bringen.

"Der extrem trockene Sommer hatte in diesem Fall auch etwas Gutes, wir
konnten auf das Anlegen einer Baustraße verzichten, ohne Bodenschäden
zu verursachen" so Ronald Möws Gewässerkoordinator des
Aller-Ohre-Verbandes. Das neue Kiesbett dient als Laichsubstrat für
die heimische Fischfauna wie Mühlkoppe oder Bachforelle. Von diesen
Fischen ernährt sich wiederum der heimliche Schwarzstorch.
Gleichzeitig wird Lebensraum am Gewässergrund für tierische
Kleinstlebewesen wie beispielsweise Kleinkrebse, Libellen- oder
Köcherfliegenlarven geschaffen.

"Der Aller-Ohre-Verband hat großes Interesse, über solche Projekte die
Umsetzung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie in unseren Bächen
voranzutreiben", ergänzt Silke Westphalen Geschäftsführerin des
Aller-Ohre-Verbandes.

Die Finanzierung des gemeinsamen Naturschutzprojektes wurde zu 90
Prozent mit Fördermitteln der Landes und der europäischen Union aus
der Fließgewässerentwicklung sichergestellt. Das Forstamt Unterlüß hat
die Ko-Finanzierung der restlichen 10 Prozent übernommen.

 * 

Quelle:

Presseinformation - 02.10.2018

Herausgeber:

Niedersächsische Landesforsten

Region Nord-Ost-Niedersachsen

Niedersächsisches Forstamt Sellhorn

Sellhorn 1, 29646 Bispingen

Tel: 05192-8884536

Niedersächsische Landesforsten (NLF)

Anstalt öffentlichen Rechts

Husarenstraße 75, 38102 Braunschweig

Tel.: 0531-1298-0, Fax: 0531-1298-55

E-Mail: poststelle@nlf.niedersachsen.de

Internet: www.landesforsten.de
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STELLUNGNAHME/507: Dieselnachrüstungen - Koalition macht Politik auf kleinstem gemeinsamen Nenner (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 2.
Oktober 2018

Dieselnachrüstungen:
Entscheidung gegen flächendeckende Hardware-Nachrüstungen ist
Entscheidung für Fahrverbote 



Zu den Ergebnissen des Koalitionsgipfels zu Diesel-Nachrüstungen sagte
Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND):

"Der Koalitionsgipfel präsentiert eine halbgare Lösung im
Dieselskandal. Anstatt eine mutige und wirksame Entscheidung zu
fällen, knickt die Regierung ein weiteres Mal vor der Autolobby ein.
Damit opfert sie den Gesundheitsschutz der Bürgerinnen und Bürgern den
privatwirtschaftlichen Interessen der Autokonzerne und ihrer
Aktionäre. Sollten umfassende Hardware-Nachrüstungen für Fahrzeuge mit
überhöhten NOx-Werten auf Kosten der Konzerne nicht im großen Stil
kommen, werden unweigerlich weitere richterlich verordnete Fahrverbote
kommen. Die Entscheidung gegen flächendeckende Hardware-Nachrüstungen
ist de facto eine Entscheidung für Fahrverbote. Die Koalitionäre
blenden diese Realität aus und lassen wirksame Maßnahmen zur
Einhaltung der seit 2010 verbindlichen gesetzlichen NO2-Grenzwerte in
unseren Städten weiter vermissen. Ohne die auch vom BUND
mitinitiierten Klagen und den dadurch entstandenen Druck auf die
Bundespolitik wären aber selbst diese bescheidenen Ergebnisse wohl nie
zustande gekommen.

Mit der Konzentration auf zunächst einige wenige Regionen erzeugt die
Politik Betrogene der Autoindustrie erster und zweiter Klasse. Dann
könnten Dieselfahrer schon fast darauf hoffen, dass auch in ihrer
Region Fahrverbote kommen, damit sie überhaupt Ansprüche gegen die
Konzerne geltend machen können. Durch dieses Vorgehen der Politik wird
staatliches Handeln auf den Rechtsweg verlagert und negiert zudem,
dass Fahrverbote auch in Städten drohen, die nicht zu den sogenannten
Intensivstädten zählen.

Der BUND ist gegen die geplanten Verkaufsförderprogramme. Diese dienen
in erster Linie dazu, jetzt noch solche Diesel zu verkaufen, die mit
der Euro 6c nicht der neuesten Abgasnorm entsprechen. Diese Fahrzeuge
sind Teil des Problems und nicht Teil der Lösung."

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 02.10.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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STELLUNGNAHME/506: Diesel-"Konzept" der Bundesregierung wird Hamburg nicht helfen (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 2. Oktober 2018

BUND Hamburg: Diesel-"Konzept" der Bundesregierung wird Hamburg
nicht helfen

Abgasskandal wird zum Konjunkturprogramm für Autobauer /
BUND fordert flächendeckende Nachrüstung von schmutzigen
Diesel-Fahrzeugen



Der Hamburger Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) geht davon aus, dass das heute bekannt gegebene
"Dieselkonzept" der Bundesregierung nicht zum Ende der
Durchfahrtsverbote in Hamburg führen wird. Zu erwarten sei, dass das
vorgestellte "Austauschprogramm" derart umgesetzt werde, dass Euro 4
und Euro 5 Diesel-PKW gegen Fahrzeuge der Schadstoffklasse Euro 6
ausgetauscht werden, die im Realbetrieb auf der Straße die Abgaswerte
ebenfalls nicht erfüllen.

"Die Bundesregierung hat einen eleganten Weg aufgezeigt, um den
Abgasbetrug von VW zum Konjunkturprogramm für die Autobauer zu
machen", so Paul Schmid, Sprecher des BUND Hamburg. Die Autobauer
würden die Gelegenheit nutzen, ihre derzeit kaum verkäuflichen Euro 6
Fahrzeuge der 1. Generation loszuwerden, während die Alt-PKW in
anderen Teilen Deutschlands oder Europas weiterfahren würden.

Zudem gebe es keinerlei Zusage, dass die Autoindustrie die Kosten für
Umtausch der Autos übernehmen werde. Vielmehr sei abzusehen, dass sich
die Bundesregierung an der Umtauschprämie kräftig beteilige. "Die
heute Entwicklung der Aktien von VW und Co. lässt keinen anderen
Schluss zu", so Paul Schmid.

Der BUND lehnt deshalb die Umtauschprämie ab und bleibt bei seiner
Forderung, dass alle Diesel-Fahrzeuge, die die Abgasgrenzwerte im
Realbetrieb nicht einhalten, auf Kosten der Autohersteller
nachgerüstet werden. Andernfalls, müssten bis auf wenige Ausnahmen
alle Diesel-Fahrzeuge aus der Stadt verbannt werden - und zwar
großräumig. "Anders ist die Forderung des Hamburger
Verwaltungsgerichts, die Bevölkerung "schnellstmöglich" vor
gesundheitsschädlichen Stickoxiden zu schützen, nicht zu erfüllen", so
Paul Schmid.

Der BUND hat bereits im Juli dieses Jahres eine entsprechende Klage
vor dem Hamburger Verwaltungsgericht eingereicht.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20
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Internet: www.bund.net/hamburg
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KLIMA/668: Kohleabbau - Schäden umfassender und nachhaltiger ... (SB)




[image: Abgetragene Bergkuppe mit verschiedenen Zufahrts- und Betriebswegen - Foto: Kate Wellington, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Mountaintop Removal Mining am Kayford Mountain im US-Bundesstaat West-Virginia

Foto: Kate Wellington, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



In den USA werden für den Kohleabbau ganze Bergkuppen weggesprengt.
Mit dem Abraum werden anschließend die Täler gefüllt. Abgesehen
davon, daß durch die Verbrennung der Kohle die globale Erwärmung
befeuert wird, wird auch die örtliche Umwelt massiv verändert.
Forscher haben festgestellt, daß die chemische Verwitterung auf den
Bergbauflächen bis zu 45mal schneller abläuft als auf ungestörten
Flächen. Das ist einer der Gründe, warum die Fließgewässer und das
Grundwasser in den Bergbaugebieten versauern. Die Schadensfolgen
enden nicht mit dem Abschluß der Kohleförderung, sondern betreffen
auch zukünftige Generationen.

Eine Forschergruppe um Matthew Ross von der Staatsuniversität
Colorado hat an den Standorten des sogenannten Mountaintop Removal
Mining in den zentralen Appalachen die Geschwindigkeit der chemischen
Verwitterung untersucht. Diese läuft in einem so hohen Tempo ab, wie
es in nur wenigen anderen Weltregionen zu beobachten ist, schrieben
die Forscher im Journal Global Biogeochemical Cycles [1].

Die chemische Verwitterung kommt auf Touren, sobald das in der Kohle
enthaltene Mineral Pyrit bzw. Eisendisulfid (FeS₂), besser
bekannt als Katzengold, der Luft ausgesetzt wird. Dabei entsteht
Schwefelsäure (H₂SO₄), die sowohl mit dem Abwasser der
Tagebaue als auch mit den Niederschlägen von den Bergkuppen
talabwärts gespült wird und ihre tendenziell zersetzende Wirkung auf
die Umwelt entfaltet. Zwar ergreifen die Betreiberfirmen der
Kohleförderung Gegenmaßnahmen, damit sich so wenig Schwefelsäure wie
möglich bildet, indem sie das pyrithaltige Gestein mit
Karbonatgestein mischen oder es damit umgeben. Das hemmt die
Säureproduktion. Aber ausgerechnet die Kombination aus Säurebildung
und Neutralisierung erzeugt ideale Bedingungen für die rasche
chemische Verwitterung des Gesteins.

Das löst weitere Probleme aus. Der Haupttreiber innerhalb jenes
Anteils an der globalen Erwärmung, der auf menschliche Aktivitäten
zurückgeht, ist Kohlenstoffdioxid (CO₂). Bei der chemischen
Verwitterung entsteht daraus in Verbindung mit Wasser Kohlensäure
(HC₂O₃), das die chemische Verwitterung geringfügig
fördert. Reagiert die Kohlensäure mit Silikatgestein, wird der
Kohlenstoff dauerhaft im Gestein gebunden und somit der Atmosphäre
entzogen. Das ist ein kleiner, aber wünschenswerter Effekt, da er
Klimaschutzmaßnahmen unterstützt.

In den Bergbauregionen passiert jedoch etwas völlig anderes. Da
bestimmt die Schwefelsäure die Geschwindigkeit der chemischen
Verwitterung, wohingegen Kohlensäure an Bedeutung verliert. Umgekehrt
sorgt die Schwefelsäure dafür, daß Karbonate zersetzt werden und
CO₂ freisetzen. Bergbauregionen gelten deshalb als
Kohlenstoffquellen, und zwar auch dann noch, wenn die Firmen längst
mit ihren Bergbaumaschinen zur nächsten Bergkuppe weitergezogen sind,
um diese abzutragen.

Nach Einschätzung der Forscher werden in Bergbaugebieten zwischen 20
und 90 Prozent des Kohlenstoffs, den die Pflanzen nach der
Wiederansiedlung absorbieren, durch die Kohlenstoffemissionen bei der
Verwitterung egalisiert. Mit anderen Worten, selbst eine renaturierte
Bergbauregion, in der sich Pflanzen angesiedelt haben, bildet lange
Zeit nach wie vor eine Kohlenstoffquelle.

Somit verstärkt die Kohleförderung die globale Erwärmung auf
zweifache Weise: sowohl durch die Verbrennung der Kohle als auch
durch die chemische Verwitterung.

Der deutsche Energiekonzern RWE hat nicht nur das größte Loch in
Europa gegraben, den Braunkohletagebau Hambach, sondern hält laut
einer Bestandsaufnahme "Deutscher Auslandsbergbau heute - Beispiel
Nordamerika" der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe
(BGR) vom Januar 2018 [2] über eine US-Tochter der RWE Supply &
Trading GmbH noch immer sechs Prozent Anteil an dem US-Unternehmen
Blackhawk Mining LLC, das in Zeiten der Hochkonjunktur sehr intensiv
Bergkuppen weggesprengt hat. Als RWE im Jahr 2012 mit einem
25prozentigen Geschäftsanteil in das Unternehmen einstieg, hatte das
regelrecht explosive Wirkung auf diese höchst umstrittene Form des
Kohleabbaus. Vor drei Jahren erst wurde der RWE-Anteil auf zehn und
2016 schließlich auf sechs Prozent gesenkt. Die Deutsche Bank hatte
damals das Mountaintop Removal Mining mitfinanziert.

Über die Frage, warum sich RWE wieder aus dem Geschäft zurückzieht,
kann man viel spekulieren. Vielleicht ist das Unternehmen plötzlich
zu der Einsicht gelangt, daß es doch so keine gute Idee ist, die Erde
langfristig unbewohnbar zu machen. Allerdings wäre dann zu fragen,
warum es auf Teufel komm raus gegen Widerstand und Proteste großer
Teile der hiesigen Bevölkerung den Restwald des Hambacher Forsts
roden will, nur um Braunkohle abzubauen. Plausibler wäre da schon die
Vermutung, daß nach dem wirtschaftliche Niedergang der
Kohlewirtschaft in den letzten Jahren in den USA der Ausstieg für RWE
ökonomisch geboten schien.

Seit den 1960er Jahren wurden in den Appalachen schon mehr als 500
Bergkuppen abrasiert. Die US-Regierung unter Präsident Donald Trump
hat sich in den letzten knapp zwei Jahren darin hervorgetan,
systematisch und gründlich jedwede Umweltgesetze entweder deutlich
abzuschwächen oder gleich ganz zu streichen. Das gilt auch für die
gesundheitsgefährdende Kohleförderung. So wurde eine umfassende
Untersuchung der National Academies of Sciences, Engineering, and
Medicine zu den Gesundheitsgefahren des Mountaintop Removal Minings
kurzerhand eingestellt. Die Trumpregierung betrachtet solche
Ermittlungen als Verschwendung von Steuergeldern.




[image: Keine hundert Meter hinter einem einzelnen Wohnhaus, das auf der Sohle eines engen, an den Seiten bewaldeten Tals steht, erhebt sich eine riesige Abraumhalde - Foto: Flashdark (www.mountainroadshow.com), public domain]

Mit dem Abraum des Mountaintop Removal Mining wird ein Tal in Martin
County, Kentucky, aufgefüllt.

Foto: Flashdark (www.mountainroadshow.com), public domain




Fußnoten:


[1] https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/pdf/10.1029/2017GB005798

[2] tinyurl.com/yag9gmb7


2. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/238: BUND Thüringen fährt mit großer Unterstützung zur Protestveranstaltung in den Hambacher Forst, 6.10.


BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 2. Oktober 2018

BUND Thüringen fährt mit großer Unterstützung zur
Protestveranstaltung in den Hambacher Forst - Zwei Busse sind voll,
letzte Chance zur Anmeldung



Erfurt. Die angedrohte Rodung im Hambacher Wald durch den
Energiekonzern RWE rückt näher. Deshalb ruft der BUND gemeinsam mit
Campact, Greenpeace und den Naturfreunden Deutschlands zu einer
friedlichen Protestveranstaltung am Hambacher Wald am 6. Oktober auf.
Für eine Anreise aus dem Freistaat hat der BUND Thüringen Busse
organisiert. "Wir sind begeistert über das große Interesse sich für
den Erhalt des Hambacher Waldes und vor allem für einen schnellen
Kohleausstieg einzusetzen," so Ron Hoffmann, Vorsitzender des BUND
Thüringen.

Mit mehr als hundert Anmeldungen sind bereits zwei Busse voll besetzt.
Daher plant der BUND Thüringen derzeit den Einsatz eines dritten
Busses. Wer also noch zur Veranstaltung 'Wald retten! Kohle stoppen!'
an diesem Samstag mitfahren möchte, der sollte sich schnellstmöglich
hierfür anmelden.

Der Bus startet um 5.00 Uhr in Jena in der Stadtrodaer Straße
stadtauswärts (ehemaliges Arbeitsamt). Er fährt über Erfurt (6:00 Uhr
Kurt-Schumacher-Straße, Fernbusbahnhof) und Eisenach
(A4-Autobahnrasthof Krauthausen (Richtung Frankfurt/M) bis zum Bahnhof
Buir in Kerpen. Die Rückreise ist für etwa 18.30 Uhr geplant.
BUND-Mitglieder bezahlen 20 Euro, Nicht-Mitglieder 25 Euro für Hin-
und Rückfahrt, ein Soli-Aufschlag von 5-10 Euro ist erwünscht. Für die
Anmeldung sowie weitere Infos melden Sie sich bitte bei
Anita.Giermann@bund.net oder unter 0361 555 03 41. Der BUND Thüringen
bittet um verbindliche Anmeldungen.

Hintergrund:

Mit der Veranstaltung 'Wald retten! Kohle stoppen!' wollen die
Organisatoren noch vor dem möglichen Start der Abholzung ab 15.
Oktober 2018 ein klares Stopp-Signal senden und sich für einen
schnellen Ausstieg aus der Kohleindustrie einsetzen. Bisher werden
deutlich mehr als 20.000 Teilnehmende bei der Großdemonstration am
Samstag, dem 6. Oktober, am Hambacher Wald erwartet. Aufgrund des
überwältigenden Zuspruchs wird der ursprünglich geplante
Demonstrationszug nun als zentrale Protestveranstaltung ab 12 Uhr auf
einer Fläche nahe der Waldkante stattfinden, erklärten die
Organisatoren. "Den Hambacher Wald retten, den Kohleausstieg
durchsetzen - das wollen wir mit dem großen, bunten und friedlichen
Protest erreichen", erklären die Organisatoren.

Veranstaltung: Wald retten! Kohle stoppen!

Datum: 6. Oktober 2018, 12 Uhr

Ort: Bahnhof Buir, Hambacher Wald

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de
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AUSSTELLUNG/463: Fotoausstellung "Natürlich Niedersachsen" - Ilsenburg, 6.10.2018-1.2.2019


Nationalpark Harz - Presse-Information, 29. September 2018

Fotoausstellung "Natürlich Niedersachsen" eröffnet am 6. Oktober
2018 + Vorstellung des neuen Nationalpark-Kalenders 2019 mit Bildern
aus dem Fotowettbewerb HarzNATUR

Nationalparkhaus Ilsetal in Ilsenburg zeigt bis zum 1. Februar 2019
beeindruckende Naturmotive der Mitglieder der Gesellschaft Deutscher
Tierfotografen, Regionalgruppe Niedersachsen



Am Samstag, dem 6. Oktober 2018 wird die Fotoausstellung "Natürlich
Niedersachsen" um 15 Uhr im Nationalparkhaus Ilsetal in Ilsenburg
feierlich eröffnet. Sie zeigt beeindruckende Naturfotos der Mitglieder
der Gesellschaft Deutscher Tierfotografen, Regionalgruppe
Niedersachsen. Zur Eröffnung und zur zeitgleichen Vorstellung des
neuen Nationalpark-Kalenders 2019 mit Bildern aus dem Fotowettbewerb
HarzNATUR lädt der Nationalpark Harz alle Interessierten herzlich ein.

Die Ausstellung ist im Anschluss bis zum 1. Februar 2019 zu den
Öffnungszeiten des Nationalparkhauses eintrittsfrei geöffnet. Regulär
Di - So von 8.30 - 16.30 Uhr. bitte beachten Sie auch aktuelle
Hinweise zu den Öffnungszeiten in 
www.nationalpark-harz.de/de/besucherzentren/nlp-haus-ilsenburg. 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.09.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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BILDUNG/3276: Julius Kühn-Institut Dresden lädt am 6. Oktober zum Apfeltag (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
27.09.2018

Julius Kühn-Institut Dresden lädt am 6. Oktober zum Apfeltag

Von 10 bis 17 Uhr geben die Züchtungsforscher des Pillnitzer Instituts
Einblicke in ihre Arbeiten zur Erhaltung alter und Entwicklung neuer
Obstsorten



(Dresden-Pillnitz) Der Pilllnitzer Apfeltag ist die jährliche
Gelegenheit, sich über die Fortschritte in der Obstzüchtung und die
Genbankarbeit am Julius Kühn-Institut am Standort Dresden zu
informieren. Herzstück ist wie immer das Display von über 100
verschiedenen Apfelsorten, alten und neuen, sowie die Möglichkeit
diese zu verkosten.

Gemeinsam mit den Partnern vom Grünen Forum Pillnitz, wie dem
Sächsischen Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie aber
auch mit Hilfe gemeinnütziger Vereinen etwa dem Pomologen-Verein e.V.,
der Grünen Liga Osterzgebirge e.V., dem Landesverband "Sächsisches
Obst e.V." sowie den Unternehmen Baumschule Müller (Oschatz) und der
mobilen Saftpresse "Apfel-Paradies" wird ein abwechslungsreiches
Programm geboten.

Es gibt Beratung zur Obstsortenwahl, zu Pflanzenschutzmaßnahmen und
zum richtigen Baumschnitt. Zudem werden Führungen im Versuchsfeld und
durch die Obstgenbank angeboten. Besonderen Wert legen die Züchter,
neben ausgezeichneten Fruchteigenschaften, auf die Robustheit der
neuen Sorten. Damit die Neuzüchtungen mit weniger
Pflanzenschutzmitteln auskommen und der Anbau nachhaltiger wird,
versuchen die JKI-Forscher beispielsweise die Widerstandsfähigkeit
gegen Schorf und Mehltau aber auch gegen die Bakterienkrankheit
Feuerbrand zu erhöhen. Die Kunst der Züchter besteht darin,
verschiedene positive Eigenschaften unter eine Fruchtschale zu
bekommen. Wie das gelingt, erklären sie den Besuchern des Apfeltages.

Der Pillnitzer Apfeltag findet in den Gewächshäusern des Julius
Kühn-Instituts (Lohmener Str. 10) statt. Besucher erreichen den Ort
des Geschehens mit der Buslinie 63 bis Haltestelle Lohmener Straße.

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703041

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen - 27.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1460: Bielefeld - "Nachts im Museum" für Familien am 6. Oktober 2018


"Nachts im Museum" für Familien



Bielefeld (bi). In einer Taschenlampenführung geht es am Samstag, 6.
Oktober, für Groß und Klein im Historischen Museum auf eine Zeitreise
in die Vergangenheit. Nach einem Rundgang nur mit dem Licht der
Taschenlampen wartet auf die Kinder eine Schatzsuche. Die
Taschenlampenführung startet um 20 Uhr und kostet sechs Euro für
Kinder und vier Euro für Erwachsene. Der Rundgang ist für Familien mit
Kindern von fünf bis zwölf Jahren geeignet. Anmeldungen unter Telefon
0521 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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AKTION/1459: Leer - Führung "Zeitreise auf Schloss Evenburg mit der Gouvernante" am 12.10.


Evenburg: Zeitreise auf Schloss Evenburg mit der Gouvernante

Theaterführung am 12. Oktober



Die Besucher der Evenburg werden am 12. Oktober um 14 Uhr von der
Gouvernante Clara vom Hofe durch das Schloss geführt. Dabei erzählt
sie von den guten Manieren, die der gräfliche Nachwuchs aufzuweisen
hat und gewährt tiefe Einblicke in das Leben der Grafenfamilie.

"Gute Manieren sind der Schlitten, auf dem sich's sanft durchs Leben
gleiten lässt." Davon ist Clara vom Hofe überzeugt. Was gibt es für
den gräflichen Nachwuchs nicht alles zu lernen: formvollendetes
Benehmen, gepflegte Konversation, Französisch.

Gewandt in Etikette, Plauderei und Kurzweil führt die Gouvernante die
Besucher sachkundig durch das Schloss und gewährt tiefe Einblicke in
das gräfliche Leben - aus der Sicht einer selbständigen, berufstätigen
Frau des 19. Jahrhunderts.

Der Eintritt kostet 10 Euro. Kinder bis 17 Jahren frei. Eine Anmeldung
ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000 erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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KURSUS/1224: Hanau - "Schaurig schöne Masken zu Halloween gestalten" am 28.10.2018


Schaurig schöne Masken zu Halloween gestalten

Familien-Masken-Werkstatt am 28. Oktober, 15 Uhr im Museum Großauheim



Wie jedes Jahr kurz vor Halloween können im Museum Großauheim im
Rahmen des Kinderkult(o)urprogramms einzigartige Masken für den
gruseligsten Tag des Jahres gestaltet werden. Familien mit Kindern ab
vier Jahren sind am Sonntag, 28. Oktober von 15 Uhr bis ca. 16.30 Uhr
herzlich eingeladen passend zur Halloweenzeit lustige oder gruselige
Masken farbenfroh zu verzieren. Die historischen Maskenformen aus der
Spielzeugstadt Sonneberg bieten für jeden Geschmack etwas: vom
brummigen Bären über den gruseligen Teufel oder den einäugigen
Piraten. Jedes Kind darf sich eine Maske aussuchen und diese nach Lust
und Laune mit Farben und Bastelmaterialien individuell gestalten.
Dabei entstehen einzigartige Tier- und Charaktergesichter.

Die Kosten betragen für Kinder fünf Euro und für Erwachsene sechs
Euro. Familien zahlen für die Familienkarte 10 Euro inklusive
Maskenrohlinge. Maximal 25 Personen können teilnehmen. Daher wird eine
frühzeitige Anmeldung empfohlen. Teilnahmebedingung ist die
telefonische oder schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem
Termin unter Telefon: 06181 - 295-1799 oder per E-Mail an
museen@hanau.de.

Geburtstag feiern in den Städtischen Museen: Die Masken-Werkstatt kann
auch als zweistündiger Kindergeburtstag zu einem Wunschtermin gebucht
werden! Alle Informationen sowie weitere Geburtstagsangebote und
Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im Veranstaltungskalender der
Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1223: Hanau - Kochen wie die Mönche am Sonntag 21. Oktober 2018


Familien-Klosterküche im Museum Schloss Steinheim

Kochen wie die Mönche am Sonntag 21. Oktober von 11 bis 13 Uhr



Im Mittelalter spielten Klöster eine wichtige Rolle - auch beim Essen
und Trinken. Wie, was und wann in Klöstern gegessen wurde, war klar
geregelt. Im Rahmen des Kinderkult(o)urprogramms lädt das Museum
Schloss Steinheim am Sonntag, 21. Oktober von 11 bis 13 Uhr Familien
mit Kindern ab acht Jahren zu einer besonderen Familien-Koch-Aktion
ein. Teilnehmende können an diesem Sonntagmittag unter der Leitung von
Museumspädagogin Birgit Jaczkowski in die Welt der mittelalterlichen
Klosterküche eintauchen und vielen spannenden Geschichten lauschen.
Während der zweistündigen Veranstaltung gehen die Teilnehmer auf
Zeitreise und versuchen sich an alten Rezepten. Es wird geschnippelt,
gehackt und gerührt und natürlich dürfen die selbst zubereiteten
Speisen anschließend gemeinsam verspeist werden.

Die Kosten betragen für einen Erwachsenen und ein Kind 12 Euro. Jede
weitere Person zahlt 5 Euro (inkl. Kochzutaten). Maximal 20 Personen
können an der Veranstaltung teilnehmen, daher wird eine frühzeitige
Anmeldung empfohlen. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder
schriftliche Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon
06181 - 295 - 1799 oder per E-Mail an museen@hanau.de.

Im Museum Schloss Steinheim für Regionale Archäologie und
Stadtgeschichte kann man samstags und sonntags von 11 -17 Uhr seine
Römerkenntnisse noch weiter vertiefen oder auch einen 
Römer-Kindergeburtstag buchen. Wer mit der Kita- oder Schulklasse
kommen will, ist in Steinheim ebenfalls richtig. Alle Informationen
sowie weitere Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im
Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Schloss Steinheim Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Steinheim

Schlossstraße 9, 63456 Hanau, www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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